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Oliver Zander, Hauptgeschäftsführer

Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren, 

„Neustart“ ist das Leitthema dieses Geschäftsberichts 
2019/2020. Schon 2019 hatte die deutsche Metall- und 
Elektro-Industrie während des gesamten Jahres mit einer 
Industrierezession zu kämpfen. Durch die Corona-Krise 
ab Februar 2020 verschärfte sich die Lage dramatisch. 
Gleichzeitig befindet sich die Metall- und Elektro-Indus-
trie weiterhin in einem Strukturwandel.

Der „Neustart“ wird nur gut gelingen, wenn die Krisen-
bewältigung ebenso wie der Strukturwandel nach den 
Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft verlaufen. Ge-
samtmetall-Präsident Dr. Rainer Dulger weist in seinem 
Geleitwort eindringlich darauf hin, dass die Erfolgsge-
schichte Deutschlands und der deutschen M+E-Industrie 
nur so fortgeschrieben werden kann. Insoweit ist die-
ser Geschäftsbericht Rückschau und Ausblick zugleich. 

Angesichts des Ernstes der Lage war und ist Gesamt-
metall besonders gefordert. Der Geschäftsbericht soll 
Sie in bewährter Weise über die Arbeit, die Aktivitäten, 
Leistungen und Erfolge von Gesamtmetall informieren. 

Das betrifft sowohl die Koordinierung der Tarifpoli-
tik und die politische Interessenvertretung als auch 
die für Gesamtmetall besonders wichtigen Bera-
tungs- und Dienstleistungsaufgaben für die Mitglieds-
verbände und Mitgliedsunternehmen. Dabei war das 
enorme Engagement der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von Gesamtmetall, für das ich mich herzlich 
bedanke, das Fundament der erfolgreichen Arbeit.  

Ich wünsche Ihnen eine angenehme Lektüre.

Ihr 

Oliver Zander
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Dr. Rainer Dulger, Präsident

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Corona-Krise hat das öffentliche und wirtschaftliche 
Leben für einige Wochen komplett stillgelegt. Die Ge-
sundheit der Menschen war und ist vorrangig. Nun bin 
ich froh, dass – so sieht es zumindest Ende Mai 2020 aus – 
die erste, akute Phase der Corona-Krise bald beendet 
ist. Da gilt es allen Menschen zu danken, die so diszi-
pliniert den Empfehlungen der Virologen gefolgt sind, 
dem medizinischen Personal, der Bundesregierung, den 
Landesregierungen und den Parlamenten, die in dieser 
Zeit sehr vieles mit beeindruckender Geschwindigkeit 
richtig gemacht haben. 

Aber die deutsche Wirtschaft und die Metall- und Elek-
tro-Industrie sind in einer dramatischen Situation. Die 
Lage ist schlechter als in der Finanz- und Wirtschafts-
krise der Jahre 2008/2009. Und trotz aller Anstrengun-
gen, aller Rettungs- und Konjunkturpakete, werden am 
Ende der Corona-Krise erhebliche wirtschaftliche Schä-
den bleiben. Es wird Insolvenzen und Arbeitslosigkeit 
geben. Es muss deutlich gesagt werden: Die Wochen 
des Stillstands in der deutschen Wirtschaft können nicht 
folgenlos bleiben, auch nicht bei uns in der stärksten 

und innovativsten deutschen Wirtschaftsbranche, der 
Metall- und Elektro-Industrie. 

Unser Ziel: Gestärkt 
aus der Krise hervorgehen

Nun stehen die Phasen II und III der Corona-Krise an: 
Das Wiederhochfahren und die Wiederherstellung der 
Wirtschaft. Unser Ziel muss es sein, gestärkt aus der 
Krise hervorzugehen. Allerdings kommen mindestens 
drei Faktoren erschwerend hinzu:

Erstens: Die Metall- und Elektro-Industrie befand sich 
bereits 2019 ganzjährig in einer Branchenrezession. 
Erste Erholungszeichen im Januar und Februar 2020 
raffte das Virus dahin. 

Zweitens: Die große Exportabhängigkeit unserer Wirt-
schaft und die starke internationale Verflechtung mit 
vielen Ländern, die in einer noch schwierigeren Lage, 
aber gleichzeitig für Deutschland wichtige Märkte und 
volumenstarke Handelspartner sind. Das heißt natürlich, 
dass der Weg der Erholung der Weltwirtschaft und der 
Wirtschaft in Europa ein längerer werden könnte.

Aber ich glaube nicht, dass die Globalisierung davon 
mittel- und langfristig gestoppt wird. Dazu sind die Vor-
teile des Freihandels und die gegenseitigen Verflechtun-
gen einfach zu groß. 

Und drittens: Die Metall- und Elektro-Industrie befin-
det sich weiterhin in einem großen und sich möglicher-
weise durch die Corona-Krise beschleunigenden Struk-
turwandel. Dies ist eine Herausforderung, die nach dem 
Ende der Krise nicht vorbei sein wird. Es wird massiver 
Investitionen durch die Unternehmen in die Zukunft be
dürfen – in die Produkte, die Produktion und in die Qua-
lifikation der Beschäftigten. Hier werden wir mit den 
Gewerkschaften „zusammen weiterdenken“ müssen.

Damit stellt sich die Frage, was geschehen soll und muss, 
um Krise und Herausforderungen gestärkt zu bestehen?

Soziale Marktwirtschaft hat 
sich auch in Krisen stets bewährt

Für manchen, der seit Langem von staatlich gelenkter 
Wirtschaft und Gesellschaft träumt, ist dies alles eine 

Neustart: Deutschland im

Strukturwandel stärken
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Steilvorlage. Vielleicht auch für diejenigen, die die Sozi-
ale Marktwirtschaft als überholten rheinischen Kapitalis-
mus oder Sozial-Klimbim abtun. Diesen Gedankenspie-
len möchte ich an dieser Stelle deutlich entgegentreten. 
Die Soziale Marktwirtschaft ist die Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland 
seit deren Gründung und sie verbindet die Freiheit des 
Marktes mit einem sozialen Ausgleich. Ihre wesentlichen 
Strukturelemente sind:

•	 die Gewerbefreiheit,
•	 das Recht auf freie wirtschaftliche Betätigung,
•	 das Privateigentum an Produktionsmitteln, 
•	 das Vereinigungsrecht zur Wahrung wirtschaftlicher 

und sozialer Interessen,
•	 eine funktionsfähige Wettbewerbsordnung, um 

wirtschaftlichen Wettbewerb zu ermöglichen und 
Wettbewerbsbeschränkungen zu verhindern,

•	 die Tarifautonomie, 
•	 die freie Preisbildung für Waren und  

Dienstleistungen,
•	 das Gewinnstreben als legitimer Leistungsanreiz,
•	 eine unabhängige Zentralbank,
•	 eine aktive Wirtschafts-, Konjunktur- und Steuer-

politik sowie
•	 ein Sozialstaat, der Rentnern, Kranken, Arbeitslosen 

und Bedürftigen Schutz durch Sozialleistungen gibt.

Mit diesen Strukturelementen ist die Soziale Marktwirt-
schaft bekanntlich einerseits von planwirtschaftlichen 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnungen und ande-
rerseits von dem Laissez-faire-Liberalismus mit freier 
Marktwirtschaft scharf abgegrenzt. Sowohl wirtschafts-
autokratische Systeme als auch Systeme mit freier 
Marktwirtschaft haben – bisher jedenfalls und vorsich-
tig gesprochen – die Corona-Krise nicht besser gemeis-
tert: Das Gegenteil ist der Fall. Ich führe das nicht zu-
letzt auf die für die Krisenbewältigung besser tauglichen 
Strukturen in einer Sozialen Marktwirtschaft zurück. Ei-
nerseits betrifft das die direkten Krisenreaktionen des 
Staates, der Tarifpartner, der Betriebsparteien sowie der 
Wirtschaft und der Gesellschaft insgesamt. Andererseits 
konnten starke finanzielle und substanzielle Reserven 
in der Krise eingesetzt werden. Soziale Marktwirtschaft 
schafft Wohlstand und gibt Sicherheit für alle.

Seit Einführung der Sozialen Marktwirtschaft konnte das 
Land viele Krisen auch und gerade dank dieser Gesell-
schafts- und Wirtschaftsordnung gut meistern und ist 
dabei stets stärker aus diesen Krisen hervorgegangen. 

Herausforderungen für die  
Metall- und Elektro-Industrie bleiben

Klar ist: Das Virus ist noch lange nicht besiegt. Und es 
wäre gefährlich, sich zu früh zu sicher zu fühlen. Trotz-
dem müssen wir uns Gedanken darüber machen, wie es 
nun weitergeht, obwohl im Moment alle Kräfte darauf 
gerichtet sind, die Corona-Pandemie zu bekämpfen.
Aber das darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
Herausforderungen, die die Digitalisierung und die De-
karbonisierung für uns als Metall- und Elektro-Industrie 
und Gesellschaft bringen, weit darüber hinausgehen. 
Wir werden unsere Stärken brauchen – Unternehmer-
geist, der Chancen erkennt und ergreift, die Freiheit des 
Marktes, die ehrlich aufzeigt, was die Kunden in freier 
Entscheidung als bestes Angebot für ihre Bedürfnisse 
empfinden, den sozialen Ausgleich und die fairen Start-
chancen durch Bildung.

Wenn die akute Phase der Corona-Krise überstanden 
ist, muss der Neustart gelingen. Wir brauchen deshalb 
schnell mutige und grundlegende Strukturreformen in 
beinahe sämtlichen wichtigen Bereichen unseres Ge-
meinwesens. Dazu zähle ich: Die soziale Sicherung, das 
Steuersystem, die Infrastruktur in ihrer ganzen Bedeu-
tung und Breite, das Bildungswesen über alle Ebenen, 
die innere und äußere Sicherheit und aus Sicht von Ge-
samtmetall besonders vorrangig die Tarifpartnerschaft 
und den Flächentarifvertrag. 

Ich bin gleichzeitig optimistisch, dass nach der Corona-
Krise – vielleicht sogar etwas leichter – Strukturrefor-
men möglich sind. Genauso zuversichtlich bin ich, dass 
die deutsche Metall- und Elektro-Industrie die Corona-
Krise und den Strukturwandel letztlich erfolgreich meis-
tern wird.

Und bleiben Sie gesund! 

Ihr 

Dr. Rainer Dulger

Geleitwort
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Januar

2020

Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember

Phase I: 

Akute Krise

Phase II: 

Wiederhochfahren

Phase III: 

Wiederherstellung

Die Corona-PandemieSpezial:

Die Corona-Pandemie des Jahres 2020 ist eine unvor-
hersehbare und gewaltige Herausforderung. Innerhalb 
weniger Wochen wurden Wirtschaft und Gesellschaft in 
den Stillstand gezwungen Die Politik hat ab März 2020 
mit ihren Maßnahmen zur Eindämmung des Virus das 
öffentliche und wirtschaftliche Leben weitgehend still-
gelegt. Die Lage in der Metall- und Elektro-Industrie hat 
sich durch diese notwendigen Maßnahmen, den Ein-
bruch der weltweiten Nachfrage und die gestörten Lie-
ferketten dramatisch verschlechtert. 

Die drei Phasen der Corona-Krise:

Phase I: Akute Krise
Anders als die Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009, 
die, ausgehend vom weltweiten Finanzsektor vor allem 
die exportorientierte Industrie traf, führte der faktische 
Stillstand des öffentlichen Lebens zu einem massiven Ein-
bruch des Wirtschaftslebens in nahezu allen Branchen. 

Umso massiver und weitreichender waren dementspre-
chend die staatlichen Gegenmaßnahmen weltweit. In 
allen Staaten führte die aktive Krisenbekämpfung zu 
einer massiven Ausweitung der Staatstätigkeit, inklusive 
einer Rekord-Neuverschuldung in der Bundesrepublik.

Phase II: Wiederhochfahren
Je erfolgreicher Deutschland und seine Bevölkerung in 
der Bekämpfung der Krise sind, desto früher kann das 
Land wieder zu einer gewissen – auch wirtschaftlichen – 
Normalität zurückkehren. Aus Sicht der Metall- und 
Elektro-Industrie ist das dringend notwendig. Doch jede 
vorsichtige Öffnung der scharfen Restriktionen steht un-
ter dem Vorbehalt des Gesundheitsschutzes. Ziel muss 

es insgesamt sein, nicht nur die gesundheitlichen, son-
dern auch die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Folgeschäden gering zu halten.

Phase III: Wiederherstellung
Ist die Corona-Pandemie sicher überwunden oder lässt 
sich mit dem Virus umgehen, stellt sich die Frage, wie 
die bis dahin entstandenen Schäden am besten be-
wältigt werden können. Ohne Frage werden über ver-
schiedenste Branchen hinweg zahlreiche Unternehmen 
erheblich gelitten oder sogar vollständig ihre Geschäfts-
tätigkeit aufgegeben haben. 

Die M+E-Industrie wird ebenso wie 
viele andere Wirtschaftszweige auch 
politischen Rückenwind benötigen, 
um die Phase der Wiederherstellung 
schnell und wirksam durchlaufen zu 
können.

Die Arbeitslosigkeit in Deutschland wird in den Mona-
ten der Krise zweifellos sprunghaft angestiegen sein. 
Lieferketten weltweit können noch immer gestört, Ab-
satzmärkte weiterhin geschädigt sein. Die Metall- und 
Elektro-Industrie wird ebenso wie viele andere Wirt-
schaftszweige auch politischen Rückenwind benötigen, 
um die Phase der Wiederherstellung schnell und wirk-
sam durchlaufen zu können. Aus Sicht von Gesamt-
metall bedeutet dies, dass insbesondere mit Blick auf 
Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht, Steuern, Abgaben und 
bürokratische Pflichten Entlastungen und Erleichterun-
gen für die Unternehmen nötig sind.

Die Corona-Pandemie in Deutschland
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Die Corona-Pandemie als Herausforderung 
für die Soziale Marktwirtschaft

Es ist durchaus möglich, dass sich parallel zur Phase 
der Wiederherstellung auch eine neue Debatte über 
die Soziale Marktwirtschaft entzündet. Die Kritiker 
werden darauf hinweisen, dass nach der Finanz- und 
Wirtschaftskrise 2008/2009 die Corona-Pandemie die 
zweite weltweite systemische Krise gewesen sei, die nur 
durch massives staatliches Eingreifen bewältigt werden 
konnte. Kritiker aus Umwelt- und Klimabewegungen 
würden diesem Narrativ noch die 2019 viel debattierte 
Klimakrise als einen weiteren vermeintlichen Beweis 
des Scheiterns marktbasierter Systeme hinzufügen. Die 
in vielen Diskussionen geforderte „Transformation der 
Wirtschaft“ würde von manchen dann auch als „not-
wendige“ oder „sogar wünschenswerte Transformation 
der Gesellschaft“ verstanden. 

Folgt nach der Krise eine 
Debatte über die Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung?

Steht Deutschland vor einer neuen Debatte über die 
Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft? Das mag sein. 
Aber die Argumente sprechen für die überragende 
Wirksamkeit unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung. Die Corona-Pandemie ist ohne Zweifel eine große  
Herausforderung auch für die Soziale Marktwirtschaft. 
Millionen Menschen mussten sich in die Kurzarbeit 
flüchten, viele Arbeitnehmer werden zunächst ihren 
Arbeitsplatz verlieren. 

Doch während heute die Bundesrepublik die Krise vor 
dem Hintergrund einer starken Wirtschaft, hoher Be-
schäftigung, Rekord-Steuereinnahmen und gefüllter So-
zialkassen zu bewältigen hat, lagen die Anfänge der 
Sozialen Marktwirtschaft nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs, als Deutschland militärisch, wirtschaftlich, 
gesellschaftlich und moralisch zerstört war, anders.  
Es war nämlich die Soziale Marktwirtschaft, die inner-
halb weniger Jahre dem Land einen kaum vorstellbaren 
Wiederaufbau und Wohlstand ermöglichte. 

Die Soziale Marktwirtschaft überwand viele Krisen. Im-
mer kam Deutschland langfristig besser und stärker aus 
der Krise hervor – und auch das ist das Verdienst un-
serer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Mit dem 
Zusammenbruch des Kommunismus/Sozialismus 1989 
schien der „Wettlauf der Systeme“ entschieden zu sein. 

Doch das prognostizierte „Ende der Geschichte“ trat 
nicht ein. An seine Stelle trat im Rahmen der Globali-
sierung ein neuer Wettstreit zwischen autokratischen 
Gesellschafts- und Wirtschaftssystemen wie China und 
auch den stark marktwirtschaftlich geprägten Staaten 
wie den USA ohne sozialen Ausgleich.

Welches Wirtschafts- und Gesellschaftssystem kommt 
nun besser durch die aktuelle Krise?  Für eine freie Ge-
sellschaft ist die auch nur zeitweise Einschränkung der 
Bewegungs- und Kontaktfreiheit eine schwere Bürde. 
Während autoritäre Staaten die Rechte ihrer Bürger 
schnell und unmittelbar einschränken können, benöti-
gen solch drastische Maßnahmen in freien, demokrati-
schen Staaten einer ständigen demokratisch legitimier-
ten und rechtsstaatlich überprüfbaren Begründung. In 
fast rein marktwirtschaftlich geprägten Staaten wie den 
USA zeigt sich das Fehlen des sozialen Ausgleichs.

Auch in Deutschland hat die Krise zu einer massiven 
Ausweitung der Staatstätigkeit geführt. Mithilfe voller 
Kassen, aber auch einer massiven Neuverschuldung sol-
len die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Pande-
mie möglichst gering gehalten werden. Viele der ge-
troffenen Maßnahmen, auch die für Unternehmen und 
Personen stark einschneidenden Beschränkungen des 
öffentlichen Lebens, sind ohne Beispiel und können nur 
mit den Umständen der Krise erklärt werden. 

Natürlich lässt sich auch manches kritisieren. Einzelne, 
insbesondere einige sozialpolitische Entscheidungen 
weisen erhebliche Unschärfen auf und drohen wesent-
liche Bestandteile der Agenda 2010 für immer rück-
gängig zu machen. Andere sind Klientelpolitik, teuer 
und könnten sich im Rückblick als wirkungslos erweisen. 
Erst nach Bewältigung der Krise, wobei der Zeithori-
zont ungewiss ist, wird die Krisenpolitik wirklich be-
urteilt werden können. Genauso wichtig ist eine vorur-
teilsfreie Rückschau und das Erkennen der zu ziehenden 
Lehren, um zukünftige Krisen besser zu meistern. Dabei 
ist den Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft als Richt-
schnur für die Nachkrisenpolitik zu folgen.

Zu den Grundprinzipien der  
Sozialen Marktwirtschaft lesen Sie mehr 
auf Seite 94.
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Januar 2020
 
Anfang Januar: WHO beobachtet eine neue  
Viruserkrankung, die in China ausgebrochen ist,  
Erreger wird als neuartiger Corona-Virus  
identifiziert. Unklar bleibt, wann der Ausbruch  
tatsächlich erfolgt ist. 

24. Januar: Corona-Virus erreicht offiziell 
Europa: erste Fälle in Frankreich.
 
27. Januar: Erster Fall in Deutschland.

 
Februar 2020
 
12. Februar: Deutsche Wirtschaft warnt  
erstmals vor Corona-Krisenfolgen. 

15. Februar: Frankreich meldet ersten  
Todesfall in Europa.
 
27. Februar: Krisenstab der Bundesregierung tagt 
zum ersten Mal.

 
März 2020
 
2. März: Wirtschaftsforscher rechnen mit  
deutlichen Folgen der Corona-Krise.
 
6. März: Zahl der registrierten Fälle der Infizierten 
steigt in Deutschland auf mehr als 500.
 
8. März: Koalitionsausschuss beschließt erleichterte 
Bedingungen für das Kurzarbeitergeld (Kug).
 
Erstmals stirbt ein Deutscher am Corona-Virus.
Der Mann war eine Woche zuvor nach Ägypten 
gereist. Bundesgesundheitsministerium  
empfiehlt, Großveranstaltungen mit mehr als 
1.000 Personen abzusagen.
 
9. März: In Deutschland gibt es die ersten beiden To-
desopfer im Zusammenhang mit dem Corona-Virus. 
DAX und internationale Börsen brechen massiv ein. 
 
10. März: Bundeskabinett bringt Gesetzentwurf  
über erleichterte Bedingungen für das Kurz
arbeitergeld im Eilverfahren auf den Weg. Wirt-
schaftsminister Peter Altmaier kündigt Hilfen für  
die Wirtschaft an. Alle Bundesländer sind vom  
Corona-Virus betroffen.

13. März: Bundestag verabschiedet im Eilverfahren in 
1., 2. und 3. Lesung das „Gesetz zur krisenbedingten 
Verbesserung der Regelungen für das Kurzarbeitergeld 
(KrisenKugG)“, der Bundesrat folgt am gleichen Tag: 
 
• �Verordnungsermächtigung für Bundesregierung  

für Regelungen zum erleichterten Kug-Bezug:  
Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge (SV-Bei-
träge), Absenkung des Ein-Drittel-Quorums auf bis 
zu 10 Prozent der Belegschaft, ganz oder teilweiser 
Verzicht auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden, 
Verordnungsermächtigung für Kug auch für Leihar-
beitnehmer. 

• �Inkrafttreten zum 15.03.2020, befristet bis 
31.12.2021.

Außerdem: Die Bundesregierung sagt Unternehmen 
Kredite in unbegrenzter Höhe zu.
 
17. März: VW und Daimler stellen Produktion in  
europäischen Werken für die nächsten Wochen ein. 
Zahl der Anträge auf Kurzarbeitergeld schießt in  
die Höhe.
 
18. März: Bundeskanzlerin Angela Merkel hält erste 
TV-Ansprache in der Corona-Krise. 
 
21. März: Bundesregierung schnürt mehrere milliar-
denschwere Hilfspakete, um Unternehmen zu  
schützen. Geplant: Neuverschuldung von rund 156 Mil-
liarden Euro sowie ein Rettungsschirm von bis zu  
600 Milliarden. Bundesfinanzminister Olaf Scholz rückt 
von der Schwarzen Null ab. 
 
22. März: Bund und Länder einigen sich auf strenge 
Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen. Zusammen-
künfte in der Öffentlichkeit von mehr als zwei Perso-
nen werden verboten. Ausnahmen gibt es für jene,  
die im selben Haushalt wohnen.
 
23. März: Bundeskabinett beschließt das Hilfspaket  
für die Wirtschaft. Dazu gehört die „Verordnung  
über Erleichterungen der Kurzarbeit (Kurzarbeiter
geldverordnung – KugV)“ vom 25.03.2020, basierend 
auf KrisenKugG (Verkündung am 27.03.2020): 

• �100 Prozent Erstattung der SV-Beiträge für Arbeit
geber, Absenkung des Quorums auf 10 Prozent der 
Belegschaft, Verzicht auf den Aufbau negativer  
Arbeitszeitsalden, Kug auch für Leiharbeitnehmer, 

• �Inkrafttreten rückwirkend ab 01.03.2020, befristet  
bis 31.12.2020.

Die wichtigsten Ereignisse und sozialpolitischen 
Entscheidungen im Überblick

Die Corona-PandemieSpezial:
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Außerdem: Bundestag beschließt den Nachtrags
haushalt mit 156 Milliarden Euro Neuverschuldung 
sowie Garantien für Unternehmen in Höhe von 600 
Milliarden. Dafür wird Schuldenbremse ausgesetzt. 

27. März: Bundestag beschließt mit Zustimmung des 
Bundesrates „Gesetz für den erleichterten Zugang zu 
sozialer Sicherheit und zum Einsatz und zur Absiche-
rung sozialer Dienstleister aufgrund des Corona-Virus 
SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket)“: 
 
• �u.a. Nichtanrechnung auf das Kug von Einkommen 

aus in der Kurzarbeit aufgenommenen Nebenbe-
schäftigungen in systemrelevanten Bereichen bis 
zur Höhe des üblichen Nettos,  

• ��Inkrafttreten zum 28.03.2020.
 
31. März: Nach Angaben der Bundesagentur für  
Arbeit melden bis Ende März 470.000 Unternehmen 
Kurzarbeit an. 

April 2020

1. April: Die bundesweiten Kontaktbeschränkungen 
werden bis zum 19.04. verlängert.
 
3. April: Bundesregierung plant zusätzliches Hilfspro-
gramm, um im Mittelstand eine Pleitewelle zu ver-
hindern. Gesamtvolumen: bis zu 300 Milliarden Euro.
 
9. April: Die EU-Finanzminister einigen sich auf 
500-Milliarden-Euro-Hilfspaket.
 
15. April: Über 100.000 registrierte Infektionen in 
Deutschland. Bund und Länder beschließen Verlän-
gerung der Kontaktbeschränkungen bis mindestens 
03.05.2020.  

16. April: Bundesregierung erlässt die „Verordnung 
über die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld (Kug-
BeV)“ basierend auf § 109 Abs. 1 Nr. 2 SGB III:  

• �Verlängerung der Bezugsdauer des Kurzarbeiter-
geldes von 12 auf 21 Monate für Beschäftigte, de-
ren Anspruch auf Kug bis zum 31.12.2019 entstan-
den war, 

• �Inkrafttreten rückwirkend ab 31.01.2020, befristet 
bis 31.12.2020. 

 
Gleichzeitig kündigen u.a. Audi, Daimler, VW und 
Ford an, die Produktion langsam wieder hochzufah-
ren. Bundesregierung stellt neue Regeln zum Arbeits-
schutz auf, u.a. Mindestabstand von 1,5 Metern auch 
am Arbeitsplatz.
 
20. April: In Deutschland treten erste vorsichtige Lo-
ckerungen der Corona-Schutzmaßnahmen in Kraft. 
Bundeskanzlerin Merkel warnt bei einer Schaltkonfe-

renz des CDU-Präsidiums vor „Öffnungsdiskussionsorgien“. 
Bundesbank rechnet in ihrem Monatsbericht mit einer 
drastischen Rezession.
 
23. April: Bundestag verabschiedet „Gesetz zur Förderung 
der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur 
Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung (FbW-Struk-
turwandelG)“; Bundesrat folgt am 15.05.2020: 
 
• �u.a. für Weiterbildung nach § 82 SGB III während Kurz-

arbeit auf Antrag hälftige Erstattung der vom Arbeit-
geber allein zu tragenden SV-Beiträge, befristet bis zum 
31.07.2023. 

• �Verordnungsermächtigung für die Bundesregierung neu 
in § 109 SGB III zur befristeten Verlängerung der Bezugs-
dauer für das Kug auf 24 Monate bei krisenhaften Si-
tuationen, mit Branchen oder Regionen übergreifend 
erheblichen Auswirkungen auf Beschäftigung und Ar-
beitsmarkt, auch wenn sie nicht den gesamten Arbeits-
markt erfasst; Nichtanrechnung auf das Kug von Ein-
kommen aus ausschließlich geringfügig entlohnten 
Beschäftigungen in einem systemrelevanten Bereich. 

Gleichzeitig beschließt der Koalitionsausschuss die Erhö-
hung des Kurzarbeitergeldes bei längerem Bezug und  
die EU Kredithilfen für Mitgliedstaaten in Höhe von bis zu 
540 Milliarden Euro.
 
26. April: Bundesarbeitsminister Hubertus Heil möchte 
Recht auf „Homeoffice“ einführen.
 
29. April: Bundeskabinett beschließt „Gesetz zur verbesser-
ten sozialen Absicherung bei Kurzarbeit und Arbeitslosig-
keit infolge der COVID-19-Pandemie (Sozialschutz-Paket II)“.

30. April: Arbeitsmarkt in Deutschland unter Druck: Laut 
der Bundesagentur für Arbeit wurden im März und bis 
zum 26.04.2020 751.000 Anzeigen von Kurzarbeit für ins-
gesamt bis zu 10,1 Millionen Beschäftigte erfasst, Arbeits-
losenzahl stieg im April um 308.000 gegenüber dem Vor-
monat und um 415.000 gegenüber dem Vorjahr auf nun 
2.644.000 Personen. Bund und Länder einigen sich auf wei-
tere Lockerungen der Corona-Maßnahmen. 

Mai 2020

6. Mai: Bund und Länder beschließen weitere  
Lockerungen. Die Kontaktbeschränkungen werden bis 
mindestens 05.06.2020 verlängert.

14. Mai: Bundestag beschließt in 2. und 3. Lesung das „Ge-
setz zur weiteren Abfederung der sozialen und wirtschaft-
lichen Folgen der Corona-Pandemie (Sozialschutzpaket II)“, 
Bundesrat stimmt am 15.05.2020 zu:

• �Erhöhung des Kurzarbeitergeldes ab dem 4. Monat des 
Bezugs auf 70 bzw. 77 Prozent, ab dem 7. Monat auf  
80 bzw. 87 Prozent des pauschalierten Netto-Entgelts, 
längstens bis 31.12.2020.
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Die Corona-Krise ist geradezu ein Lehrbuchbeispiel für 
einen „exogenen Schock“. Damit beschreibt die Volks-
wirtschaftslehre Ereignisse oder Veränderungen, die von 
außen auf das Marktgeschehen einwirken und massi-
ven Einfluss auf die Marktteilnehmer und ihre Entschei-
dungen haben. 

Die Metall- und Elektro-Industrie ist nach einer Rezes-
sion im Jahr 2019 und einer ganz kurzen Phase des 
Atemholens im Januar und Februar 2020 ab März un-
mittelbar in die Corona-Krise geraten. Nach Ausbruch 
der Pandemie war absehbar, dass die M+E-Industrie 
2020 eine Rezession von historischen Ausmaßen würde 
durchstehen müssen. Um ein Bild von der Lage zu be-
kommen, hat Gesamtmetall bereits Anfang April 2020 
eine Blitzumfrage unter 1.431 Unternehmen der M+E-

Die Corona-PandemieSpezial:

Gesamtmetall in der Corona-Pandemie stark gefordert

Mit dem Ausbrechen der Corona-Pandemie auch in 
Deutschland traten alle anderen (politischen) Themen 
in den Hintergrund. Dies hatte auch massive Auswirkun-
gen auf die Arbeit von Gesamtmetall. Diese Darstellung 
kann nur ein Zwischenstand sein, denn die Pandemie 
ist bei Weitem nicht gestoppt. Gesamtmetall und seine 
Mitgliedsverbände sind durch die Corona-Krise stark ge-
fordert und werden es durch deren Auswirkungen noch 
lange sein. Durch die Krise haben die beratenden Auf-
gaben des Verbandes gegenüber den Mitgliedsverbän-
den und Unternehmen der M+E-Industrie, aber auch ge-
genüber der Politik noch einmal deutlich zugenommen. 

Zugleich muss der Verband dafür Sorge tragen, dass an-
dere wichtige Aufgaben weiterhin erfüllt werden. Denn 
es wird eine Zeit nach der Krise geben. Sehr schnell hat 
Gesamtmetall auf den krisenbedingt stark gestiegenen 
Informationsbedarf reagiert und ein Serviceportal für die 
Unternehmen der M+E-Industrie eingerichtet. Dort fin-
den sie die wichtigsten nationalen und EU-Informatio-
nen. Zudem werden dort die zahlreichen Angebote der 
Verbände der Metall- und Elektro-Industrie aufgeführt. 
Beispiellos ist das Engagement vieler M+E-Unternehmen 
in der Krise, sei es durch Geld- und Sachspenden oder 
die Umstellung der Produktion. 

Wirtschaftliche Auswirkungen für die M+E-Industrie enorm

Industrie durchgeführt. Es zeigte sich, dass schon da-
mals rund 83 Prozent der M+E-Unternehmen Produkti-
onseinschränkungen durch die Folgen der Corona-Krise 
hinnehmen mussten, 30 Prozent sogar sehr starke und 
starke Einschränkungen. Als Ursachen nannten 57 Pro-
zent der Unternehmen fehlende Nachfrage, aber 36 
Prozent auch fehlende Arbeitskräfte wegen Krankheit 
und Kinderbetreuung und 32 Prozent fehlende Teile und 
fehlendes Material. 

Die Daten der amtlichen Statistik für März 2020 bestä-
tigen diesen gravierenden Einbruch der Geschäftstätig-
keit: Die Auftragseingänge brachen im März gegenüber 
Februar um 18 Prozent ein, im Fahrzeugbau sogar um 
27 Prozent. Die M+E-Produktion lag im März 2020 um 
14 Prozent unter dem Niveau von Februar.

Aktionen und Engagement der M+E-Unternehmen in der Corona-Krise: 
www.gesamtmetall.de/themen/corona-pandemie/wie-me-unternehmen-helfen

Serviceportal für M+E-Unternehmen:  
www.gesamtmetall.de/coronapandemie 
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Eine zweite Blitzumfrage von Gesamtmetall Anfang Mai 
2020 zeigte, dass die M+E-Industrie noch stärker von 
der Krise betroffen war als im April: Nun meldeten 91 
Prozent der Betriebe Produktionsbehinderungen und 
rund 84 Prozent erwarteten für 2020 einen Umsatzrück-
gang, im Schnitt um 24 Prozent. Als Hauptursache für 
den Produktionsrückgang erwies sich nunmehr die feh-
lende Nachfrage. Das gaben 81 Prozent der Betriebe an.

Beide Umfragen zeigten auch, dass Kurzarbeit – ähnlich 
wie in der Finanzkrise 2008/2009 – zum zentralen Ins
trument für die M+E-Unternehmen wurde, um bei dem 
kompletten oder teilweisen Ausfall der Nachfrage und 
der Produktion die Beschäftigung möglichst zu sichern. 
Anders als in der Krise 2008/2009 waren nun aber alle 
Branchen vom Zusammenbruch des Geschäftes betrof-
fen und zur Kurzarbeit gezwungen.

Nach den Ergebnissen der Gesamtmetall-Umfrage im 
Mai 2020 waren 1,55 Millionen M+E-Beschäftigte be-
reits in Kurzarbeit und für weitere 420.000 planten die 
Unternehmen Kurzarbeit in den nächsten fünf Wochen. 

Insgesamt waren damit rund zwei Millionen Beschäf-
tigte in der M+E-Industrie in Kurzarbeit. Diese Zah-
len deckten sich zudem mit den Anzeigen zur Kurz-
arbeit bei der Bundesagentur für Arbeit im März und 
April 2020. Für die deutsche Wirtschaft insgesamt ha-
ben sich die Prognosen im Frühjahr bei einem Wachs-
tumseinbruch von 6 bis 7 Prozent eingependelt. Für die  
Metall- und Elektro-Industrie dürften die erwarteten 
Rückgänge der Produktion eher im Bereich von 10 Pro-
zent liegen. Wie tief die Krise und der Produktionsein-
bruch am Ende tatsächlich ausfallen werden, konnte 
im Frühjahr 2020 allenfalls in verschieden bedrohlichen 
Szenarien errechnet werden. Das Ergebnis hängt we-
sentlich davon ab, wann die Unternehmen ihre Produk-
tion wieder hochfahren können. Dazu sind vor allem of-
fene Absatzkanäle und funktionierende (internationale) 
Lieferketten notwendig.

Quelle: Zweite Blitzumfrage für die Metall- und Elektro-Industrie: Wirtschaftliche Auswirkungen der Corona-Pandemie, 4. bis 7. Mai 2020

60 %
bereits in 
Kurzarbeit                  

21 %
Kurzarbeit 
geplant

nicht betroffen
19 %

M+E-Unternehmen 
mit Kurzarbeit

Von Kurzarbeit betroffene 
M+E-Beschäftigte

1,55 Mio.
bereits in 

Kurzarbeit  
in den nächsten 

fünf Wochen
 in Kurzarbeit geplant

420.000

Neun von zehn M+E-Unternehmen müssen die Produktion einschränken
Anteil der Unternehmen, deren Produktion durch die Auswirkungen der Corona-Krise eingeschränkt ist, in Prozent

Quelle: Zweite Blitzumfrage für die Metall- und Elektro-Industrie: Wirtschaftliche Auswirkungen der Corona-Pandemie, 4. bis 7. Mai 2020
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der Hälfte 
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Weitere Informationen zu diesen Themen: 
www.gesamtmetall.de/corona-umfrage-mai
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Auswirkungen des Corona-Virus auf 
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Umgehende Reaktivierung der Sonderregeln zu Kurzarbeit nötig 
Aufgrund der rasanten Ausbreitung des Corona-Virus zeichnet sich ab, dass innerhalb kür-
zester Zeit sehr starke Produktionseinschränkungen – möglicherweise auch aufgrund von 
präventiven Schutzmaßnahmen – und damit schwere Schäden in allen Bereichen der deut-
schen Wirtschaft zu erwarten sind. Erste Betriebe melden die Unterbrechung ihrer Lieferket-
ten; spätestens in sechs Wochen werden die letzten Containerschiffe mit Produktionsmitteln 
oder Waren aus China in europäischen Häfen anlegen. Erkrankungen im Betrieb, präventive 
Schutzmaßnahmen oder Absatzschwierigkeiten führen zusätzlich zu massiven Beeinträchti-
gungen des verarbeitenden Gewerbes. Auch das Handwerk und der Dienstleistungssektor 
(wie etwa Logistik, Personentransport, Gastgewerbe) sind direkt oder indirekt von den Fol-
gen der Epidemie betroffen. Wenn die Produktion stillsteht und Dienstleistungen nicht mehr 
abgefragt werden, steht Deutschland ein massiver Anstieg der Kurzarbeit bevor.1

Die Lage ist sehr ernst und erfordert augenblickliche Maßnahmen zur Beschäftigungssiche-
rung. Das Gesetzgebungsverfahren zum „Gesetz zur Förderung der beruflichen Weiterbil-
dung im Strukturwandel und der Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung“, das nicht vor 
Juli 2020 zum Abschluss kommen wird, kann daher nicht abgewartet werden.  

Wir fordern daher die sofortige Inkraftsetzung der Regelungen des § 419 SGB III, bis zum 
Ende des Jahres 2020 befristet, unter voller Erstattung des vom Arbeitgeber in der Kurzar-
beit allein zu tragenden Sozialaufwands. Eine Differenzierung nach Weiterbildung der Be-
schäftigten ist angesichts des Krankheitsgeschehens nicht praktikabel. 

Zusätzlich sollte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales von der Verordnungser-
mächtigung nach § 109 Abs. 1 Nr. 2 SGB III Gebrauch machen und die Bezugsdauer des 
Kurzarbeitergelds auf 24 Monate verlängern. Viele Unternehmen sind wegen der seit Anfang 
2019 strauchelnden Konjunktur bereits seit längerem in wirtschaftlich schwierigem Fahrwas-
ser unterwegs und benötigen dringend Planungssicherheit. 

                                                
1 Ein Arbeitsausfall im Zusammenhang mit dem Corona-Virus kann den Anspruch auf Kurzarbeiter-
geld begründen; so die Bundesagentur für Arbeit, RD Baden-Württemberg am 06.02.2020: „Ein auf 
Grund oder in Folge des Corona-Virus und/oder der damit verbundenen Sicherheitsmaßnahmen ein-
getretener Arbeitsausfall beruht im Regelfall auf einem unabwendbaren Ereignis oder auf wirtschaftli-
chen Gründen im Sinne des § 96 Abs. 1 Nr. 1 SGB III.“ https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/rd-
bw/content/1533734270369 (Abruf am 02.03.2020) 

O
liver Zander ist besorgt.
Der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Arbeitgeberver-
bands Gesamtmetall sag-
te zwar am Mittwoch in

Berlin, dass das genaue Ausmaß der Fol-
gen des Coronavirus noch unklar sei. Ab-
sehbar ist für ihn aber, dass die Metall-
und Elektroindustrie stark betroffen sein
wird. Der Absatz bricht ein, etwa in Chi-
na. Zudem befürchtet er, dass Betriebe
zum Schutz der Beschäftigten schließen
müssen und Vorprodukte fehlen.

VON CHRISTINE HAAS

„Solche Fälle werden wir Ende März
sehen“, sagte Zander mit Verweis darauf,
dass dann letzte Containerschiffe mit
Produktionsmitteln und Waren aus Chi-
na zu erwarten seien. Die Volksrepublik
hat als Handelspartner stark an Bedeu-
tung gewonnen – gerade in der Metall-
und Elektroindustrie. Bei Vorprodukten
ist sie größter Lieferant. Es geht aber
auch um andere Regionen, etwa Nordita-
lien als Maschinenbaustandort. Gesamt-
metall hat deshalb ein Positionspapier
erstellt. Der Titel: „Umgehende Reakti-
vierung der Sonderregeln zu Kurzarbeit
nötig“. Die zentrale Forderung an die Po-
litik: Die Bundesagentur für Arbeit (BA)
soll bei Kurzarbeit die vollen Kosten
übernehmen, und zwar ab Tag eins. „Das
wäre eine vernünftige Krisenvorsorge“,
sagt Zander.

Zwar gibt es klare Regeln zur Kurzar-
beit: Unternehmen können sie bei
schwieriger wirtschaftlicher Entwicklung
oder einem unvorhersehbaren Ereignis
für maximal ein Jahr beantragen. Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil (SPD)
hat klargestellt, dass die aktuelle Lage ein
solches Vorgehen rechtfertige. Grund-
sätzlich ist das Ziel von Kurzarbeit, dass
Beschäftigte vorübergehend weniger
Stunden leisten, um nicht gekündigt zu
werden. Die Arbeitslosenversicherung
zahlt bis zu zwei Drittel des Verdienst-
ausfalls. Die Unternehmen tragen nor-
malerweise weiter die Sozialabgaben.
Nur bei Verbindung mit Weiterbildung
oder nach Verstreichen einer gewissen
Frist übernimmt die BA alle Kosten. Das
geht Gesamtmetall nicht weit genug. Die

BA soll nicht nur das Kurzarbeitergeld
zahlen, sondern den Arbeitgebern auch
den Sozialaufwand erstatten. Damit wür-
de eine Krisenregelung aus 2008/2009 in
verschärfter Form reaktiviert.

Damals übernahm die BA den Sozial-
aufwand erst ab dem siebten Monat. Zu-
dem soll die Bezugsdauer auf 24 Monate
verlängert werden. Der geforderte Kri-
senmechanismus für Kurzarbeit sei eine
praktische Hilfe für die Firmen, für die
die BA mit Reserven von über 25 Milliar-
den Euro auch gerüstet sei. Der grund-
sätzliche Ruf nach Kurzarbeiterleichte-
rungen ist nicht neu. Schon vor dem Aus-

bruch des Coronavirus waren sie auf-
grund von Strukturwandel und konjunk-
tureller Eintrübung zum großen Thema
in der deutschen Wirtschaft geworden.
„In den letzten Monaten des Jahres 2019
zählte man schon wieder 90.000 Kurzar-
beiter, so viele wie zuletzt 2013“, sagt Hil-
mar Schneider, Chef des Instituts zur Zu-
kunft der Arbeit (IZA). Der Anstieg hän-
ge vor allem mit Absatzschwierigkeiten
der Automobilindustrie zusammen. Ar-
beitsminister Heil hat bereits das „Ar-
beit-von-morgen“-Gesetz entworfen, das
unter anderem eine längere Dauer und
niedrigere Zugangshürden vorsieht. In

den nächsten Wochen soll es ins Bundes-
kabinett, im Anschluss folgt das parla-
mentarische Verfahren. Darauf könne
man aber nicht warten, teilte Gesamtme-
tall mit. Zudem sei es notwendig, die ak-
tuelle Sondersituation vom langfristigen
Strukturwandel zu trennen. „Eine Diffe-
renzierung nach Weiterbildung der Be-
schäftigten ist angesichts des Krank-
heitsgeschehens nicht praktikabel“, heißt
es in dem Positionspapier.

Der nun geforderte Krisenmechanis-
mus sollte nach Vorstellungen von Ge-
samtmetall bundesweit und für alle
Branchen bis Ende 2020 gelten. Produk-

tionsausfälle träfen nämlich nicht nur die
Metall- und Elektroindustrie. „Die Mes-
sebauer werden dieses Jahr kein Ge-
schäft haben, weil es keine Messen gibt.
Wir werden also nicht die Einzigen sein“,
sagte Zander. Als erster Dax-Konzern
hatte die Lufthansa angekündigt, die
Möglichkeit von Kurzarbeit in verschie-
denen Bereichen zu prüfen. 

Vom Arbeitsministerium hieß es auf
Anfrage, dass man die Entwicklungen be-
obachte, bezüglich etwaiger Änderungen
der Regelungen zum Kurzarbeitergeld
derzeit allerdings nichts mitteilen könne.
„Auch bleibt der Kabinettsbeschluss zum

Arbeit-von-morgen-Gesetz abzuwarten.“
Dass Kurzarbeit in der Vergangenheit ein
hilfreiches Mittel war, um Krisen abzufe-
dern, stößt auf breite Zustimmung bei
Ökonomen und Arbeitsmarktexperten.
„Die überwiegende Mehrheit der Studien
findet einen positiven Effekt von Kurzar-
beit und führt einen Großteil des ausge-
bliebenen Anstiegs der Arbeitslosigkeit
während der Finanzkrise 2008/2009 auf
deren Einsatz zurück“, sagt Timo Woll-
mershäuser, Konjunkturforscher am
Münchner Ifo-Institut. So werde ge-
schätzt, dass etwa 400.000 Arbeitsplätze
erhalten geblieben sind.

Oliver Holtemöller, stellvertretender
Präsident des Leibniz-Institut für Wirt-
schaftsforschung Halle (IWH), weist
aber auf die Unterschiede zu damals hin.
Die Finanzkrise sei für Deutschland ein
reiner Nachfrageschock gewesen. „Jetzt
haben wir eine andere Situation“, erklärt
Holtemöller. „Die Corona-Epidemie ist
eine Mischung aus Angebots- und Nach-
frageschock. Hinzu kommt, dass die zu
erwartenden Gewinnausfälle tendenziell
eher kurzfristig sein dürften. Die vorhan-
denen automatischen Stabilisatoren soll-
ten grundsätzlich ausreichend sein.“ Als
unklar betrachtet er, in welchem Umfang
die Nachfrage in Deutschland wegen ver-
unsicherter Konsumenten wegbricht.
Dieses Problem könne man nicht mit
Kurzarbeitergeld lösen. Kurzfristige Li-
quiditätsprobleme von Unternehmen
sollten zunächst von Banken aufgefan-
gen werden. Nur dort, wo systemrelevan-
te und länger anhaltende Probleme bei
Unternehmen auftreten, könnten Unter-
nehmenssubventionen sinnvoll sein.

Auch IZA-Experte Schneider betont,
dass dem Kurzarbeitergeld angesichts
des Coronovirus wieder eine wichtige
Funktion zukomme. Den Vorstoß von
Gesamtmetall sieht er als „Maximalfor-
derung, die so sicher nicht realisiert wer-
den wird“. Die betroffenen Unterneh-
men hätten Puffer, die ihnen erlaubten,
einen Teil der Probleme aus eigener
Kraft zu bewältigen. Als Beispiele nennt
er Arbeitszeitkonten und betriebliche
Vereinbarungen zur Krisenbewältigung.
„Diese zu aktivieren ist unerlässlich“,
sagt Schneider, „ansonsten droht ein
hemmungsloser Subventionswettlauf.“

Weniger Krise,
mehr Geld
Der Arbeitgeberverband Gesamtmetall fordert
noch großzügigere Hilfen für Kurzarbeit als in
der Finanzkrise. Die Politik beschwichtigt,
Experten nehmen Unternehmen in die Pflicht
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Corona-Krise

Metallarbeitgeber fordern rasche Ausweitung
des Kurzarbeitergelds
Deutschlands industrielle Schlüsselbranche steckt bereits tief in der Rezession. Die Ausbreitung des Coronavirus droht die
Lage weiter zu verschlimmern.

Ers tveröffent l ichung 04.03.2020
15:16:25
Angesichts der Ausbreitung des Corona-
virus fordert der Arbeitgeberverband
Gesamtmetall, rasch erweiterte Regelun-
gen für das Kurzarbeitergeld in Kraft zu
setzen. Die Metall- und Elektroindustrie,
die wegen des Strukturwandels in der
Autobranche und des Konjunkturab-
schwungs ohnehin in der Rezession
stecke, sei durch Corona dreifach betrof-
fen, sagte Hauptgeschäftsführer Oliver
Zander.
Durch Nachfrageausfälle, weil etwa der
Autoabsatz in China eingebrochen ist.
Durch vorbeugende Schutzmaßnahmen,
die die Produktion in einzelnen Betrie-
ben behindern. Das kann eine angeord-
nete Quarantäne sein, aber auch der
Umstand, dass Beschäftigte nicht zur
Arbeit erscheinen können, weil Schulen
schließen. Drittens komme es zu Behin-
derungen, weil Vorprodukte fehlen.
Spätestens Ende März werde man erle-
ben, dass keine Container mehr aus
China ankämen, erwartet Zander.
Zwar können betroffene Betriebe Kurz-
arbeitergeld beantragen, das nach gel-
tender Rechtslage für bis zu zwölf
Monate gezahlt wird und bei Arbeits-
ausfall 60 bis 67 Prozent des Lohnnive-
aus der Beschäftigten sichert. Das hatte
Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD)
erst kürzlich betont.
Doch Gesamtmetall reicht das nicht.
Angesichts der Corona-Krise fordert der
Verband, möglichst rasch die erweiter-
ten Kurzarbeitsregelungen aus Zeiten
der Finanzkrise wieder in Kraft zu set-
zen. Sie sehen unter anderem vor, dass

Kurzarbeitergeld für bis zu 24 Monate
gezahlt wird und die Arbeitgeber bei
Sozialbeiträgen entlastet werden.
Mit dem inzwischen umgetauften
'Arbeit-von-morgen'-Gesetz will Heil
der Regierung die Möglichkeit geben,
die erweiterten Regelungen bei Bedarf
rasch wieder einführen zu können. Doch
das wird noch dauern. Das Gesetz soll
im März vom Kabinett und dann voraus-
sichtlich im Juni vom Parlament verab-
schiedet werden.
So lange wollen die Metallarbeitgeber
aber nicht warten. Sie fordern, dass das
Parlament rasch einen Änderungsantrag
für Paragraf 419 des Sozialgesetzbuchs
III beschließt und damit die Befristung
der erweiterten Kurzarbeitsregelung bis
Ende 2011 aufhebt.
Außerdem fordert Gesamtmetall in
einem Positionspapier, dass den Arbeit-
gebern die Sozialversicherungsbeiträge,
die sie bei Kurzarbeit allein zu tragen
haben, komplett erstattet werden. Nach
geltendem Recht werden nur 50 Prozent
erstattet, es sei denn, der Arbeitgeber
qualifiziert die Beschäftigten während
der Kurzarbeit weiter. 'Eine Differenzie-
rung nach Weiterbildung der Beschäf-
tigten ist angesichts des Krankheitsge-
schehens nicht praktikabel', heißt es in
einem Positionspapier des Verbandes.
Erste Lieferketten unterbrochen
Die konjunkturelle Lage in der Metall-
und Elektroindustrie mit ihren rund vier
Millionen Beschäftigten könnte sich
durch die Corona-Ausbreitung weiter
verschlimmern. So ist China mit
Abstand größter Lieferant von Vorpro-
dukten und größter Abnehmer von

Waren der Branche. Auch Norditalien
ist als wichtiger Maschinenbaustandort
von Bedeutung.
Die Produktion der Metall- und Elektro-
industrie ist im vergangenen Jahr um 5,1
Prozent zurückgegangen, der Auftrags-
eingang um 6,1 Prozent. 'Eine Bodenbil-
dung ist nicht in Sicht', betont Gesamt-
metall-Hauptgeschäftsführer Zander.
Nach einer Umfrage des Deutschen
Industrie- und Handelskammertags
(DIHK) ist die fehlende Nachfrage der-
zeit das Geschäftsrisiko Nummer eins.
So ist allein der Autoabsatz in China im
Januar um gut ein Fünftel und im
Februar um 80 Prozent gegenüber dem
jeweiligen Vorjahresmonat zurückge-
gangen. Wegen des Ausfalls von Zulie-
ferbetrieben in Norditalien oder China
seien erste Lieferketten unterbrochen,
warnt Gesamtmetall. Auch die Kun-
denakquise werde erschwert, wenn jetzt
wichtige Branchenveranstaltungen wie
die Hannover Messe abgesagt würden.
Die Bedeutung Chinas, wo die Corona-
Epidemie ihren Ausgang nahm, verdeut-
licht auch der Anteil der Volksrepublik
an der Weltwirtschaftsleistung. Lag der
2002/03, auf dem Höhepunkt der SARS-
Epidemie, nur bei rund vier Prozent, so
ist er mittlerweile auf 16 Prozent ange-
stiegen.
'Die Lage ist sehr ernst und erfordert
augenblickl iche Maßnahmen zur
Beschäftigungssicherung', heißt es im
Positionspapier von Gesamtmetall.
'Viele Unternehmen sind wegen der seit
Anfang 2019 strauchelnden Konjunktur
bereits seit längerem in wirtschaftlich
schwierigem Fahrwasser unterwegs und

6© PMG Presse-Monitor GmbH

Die Corona-Pandemie hat in der M+E-Industrie zu ei-
nem bisher ungekannten Ausmaß an Produktionsaus-
fällen und Umsatzeinbrüchen geführt. Trotz fehlender 
Erlöse und Erträge laufen die Kosten weiter und zeh-
ren die Liquiditätsreserven der Unternehmen auf. Des-
halb sind insbesondere in einer Krise Sonderregelungen 
zu Kurzarbeit und Kurzarbeitergeld so essenziell. Denn 
ohne solche Regelungen ist Kurzarbeit für Arbeitgeber 
immer noch mit hohen Kosten verbunden. Schon in der 
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 erwiesen sich 
die Krisenregelungen als große Hilfe, um Beschäftigung 
und die Existenz der Unternehmen zu sichern und da-
durch ein schnelles Wiederhochfahren der Wirtschaft 
nach der Krise zu ermöglichen. 

Deshalb hatte der Gesamtmetall-Vorstand bereits am  
2. März 2020 die schnelle Reaktivierung der Krisen-
regelungen von 2008/2009 gefordert. Dazu gehören 
die volle Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge für 
Arbeitgeber, die Absenkung des Ein-Drittel-Quorums 
auf 10 Prozent der Belegschaft sowie der Verzicht auf 
den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden. Dann ging es 
Schlag auf Schlag. Schließlich traten die Krisenregelun-
gen rückwirkend ab 1. März 2020 in Kraft. Dies ist ein 
Riesenerfolg für Gesamtmetall und die M+E-Verbände.

5. März: Pressearbeit

2. März: Forderung des 
Gesamtmetall-Vorstandes

In weniger als vier Wochen: Von der Gesamtmetall-Forderung  
bis zu den Kurzarbeiterregelungen im Gesetz

•	 �2. März: Forderung des Gesamtmetall-Vorstandes 
nach Reaktivierung der Krisenregelungen

•	 �5. März: Pressearbeit: Darstellung der Forderung  
in den großen Leitmedien

•	 8. März: Koalitionsausschuss beschließt  
die Krisenregelungen

•	 10. März: Bundeskabinett beschließt 
den Gesetzentwurf

•	 12. März: Gesetzentwurf wird in den Bundestag 
eingebracht

•	 13. März: 1., 2. und 3. Lesung im Bundestag sowie 
Beschluss im Bundesrat 

•	 14. März: Verkündung des Gesetzes 
 im Bundesgesetzblatt

•	 15. März: Gesetz zu den Krisenregelungen  
tritt in Kraft

•	 23. März: Bundeskabinett beschließt die ent
sprechende Verordnung

•	 27. März: Verkündung der Verordnung über  
Erleichterungen der Kurzarbeit vom 25. März,  
u.a. mit der vollen Erstattung der Sozialversiche-
rungsbeiträge für die Arbeitgeber rückwirkend (!) 
ab 1. März
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Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Gesetzes zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der  
Regelungen für das Kurzarbeitergeld 

A. Problem 
Trotz der insgesamt robusten Arbeitsmarktsituation steht die deutsche Wirtschaft 
vor konjunkturellen Herausforderungen, die sich durch die schnell zunehmende 
Verbreitung des Coronavirus COVID19 aktuell deutlich verstärken. 

B. Lösung 
Während der Krise am Finanzmarkt in den Jahren 2008 und 2009 erwiesen sich 
das verantwortungsvolle Verhalten der Tarifvertragsparteien und unternehmens-
interne Anpassungen der Arbeitszeit zusammen mit den Regelungen zur Kurzar-
beit als die arbeitsmarktpolitischen Instrumente, um die deutsche Wirtschaft vor 
dramatischen Verwerfungen zu bewahren. Um für krisenhafte Zeiten - ausgelöst 
etwa durch eine Corona-Pandemie - gewappnet zu sein, sollen bis 2021 befristete 
Verordnungsermächtigungen für die Bundesregierung in das Gesetz aufgenom-
men werden, die es erlauben, den Zugang zu Kurzarbeitergeld zu erleichtern und 
die Betriebe zu entlasten sowie Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern 
den Bezug von Kurzarbeitergeld zu ermöglichen. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Kosten 
Keine 
 

V
orabfassung – w

ird durch die endgültige Fassung ersetzt.

 - 1 - Bearbeitungsstand: 20.03.2020  8:01 Uhr 

Referentenentwurf Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

Verordnung über Erleichterungen der Kurzarbeit 

(Kurzarbeitergeldverordnung – KugV) 

Vom 23.03.2020 

Aufgrund des § 109 Absatz 5 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung -
, der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. März 2020 (BGBl. I S. 493) eingefügt worden 
ist, und des § 11a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, der durch Artikel 2 Nummer 2 
des Gesetzes vom 13. März 2020 (BGBl. I S. 493) eingefügt worden ist, verordnet die Bun-
desregierung: 

§ 1 

Absenkung der Anforderungen für die Gewährung von Kurzarbeitergeld 

Kurzarbeitergeld nach § 95 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und Saison-Kurzar-
beitergeld nach § 101 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch werden bis zum 31. Dezember 
2020 mit folgenden Maßgaben geleistet: 

1. abweichend von § 96 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
wird der Anteil der in dem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die im jeweiligen Kalendermonat (Anspruchszeitraum) von einem Entgeltausfall von 
jeweils mehr als zehn Prozent ihres monatlichen Bruttoentgelts betroffen sind, auf min-
destens zehn Prozent festgesetzt, 

2. § 96 Absatz 4 Satz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gilt nicht für den 
Aufbau negativer Arbeitszeitsalden. 

§ 2 

Erstattung von Beiträgen zur Sozialversicherung 

(1) Dem Arbeitgeber werden für Arbeitsausfälle bis zum 31. Dezember 2020 die von 
ihm während des Bezugs von Kurzarbeitergeld nach § 95 oder nach § 101 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch allein zu tragenden Beiträge zur Sozialversicherung auf Antrag von 
der Bundesagentur für Arbeit in pauschalierter Form erstattet. 

(2) Die Erstattung der Beiträge zur Sozialversicherung nach Absatz 1 an Arbeitgeber 
von Bezieherinnen und Beziehern von Saison-Kurzarbeitergeld nach § 101 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch hat Vorrang vor einer Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge 
aus der Umlage nach § 102 Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch. 

(3) Für die Pauschalierung wird die Sozialversicherungspauschale nach § 153 Absatz 
1 Satz 2 Nummer 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch abzüglich des Betrags zur Ar-
beitsförderung zu Grunde gelegt. 

nicht druckbar

12. März:  
Gesetzentwurf der Großen Koalition

13. März: 
Beschluss des Bundestages

27. März: 
Verkündung der Verordnung über 
Erleichterungen der Kurzarbeit 
vom 25. März14. März: 

Verkündung des Gesetzes

23. März: 
Bundeskabinett beschließt die 
Verordnung zur Umsetzung der 
Erstattung der Sozialversiche-
rungsbeiträge
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Die Corona-PandemieSpezial:

In der M+E-Industrie haben Arbeits- und Gesundheitsschutz  
der Beschäftigten größte Bedeutung

Digitale Betriebsratsarbeit ermöglicht –  
gesetzliche Klarstellung schuf die Voraussetzung

Neben der Diskussion um die Kurzarbeit stellte sich 
schnell die wichtige Frage, welche Maßnahmen in den 
Betrieben im Sinne des Infektionsschutzes getroffen 
werden sollten. In der Metall- und Elektro-Industrie hat 
der Arbeits- und Gesundheitsschutz der Beschäftigten 
größte Bedeutung. So wurden umgehend Vorkehrun-
gen getroffen, um Infektionen möglichst zu vermeiden 
und Infektionsfälle und -ketten schnell aufzuklären. 

Die Unternehmen benötigen 
möglichst große Spielräume, 
um verschiedene Lösungen 
für ihren konkreten Bedarf
realisieren zu können.

Dabei stehen die Unternehmen unverändert vor sehr 
großen Herausforderungen. Beispielsweise war die Ver-
fügbarkeit von Schutzausrüstung anfänglich stark ein-
geschränkt. Die zusätzlichen Schutzmaßnahmen stellen 
für die Unternehmen eine Belastung dar. Deshalb hat 
sich Gesamtmetall dafür ausgesprochen, dass Regelun-
gen und Empfehlungen zu betrieblichen Schutzmaß-
nahmen mit Augenmaß erfolgen.

Für die M+E-Arbeitgeber ist es wichtig, dass eventu-
ell erforderliche Maßnahmen zeitlich befristet und vom 
Unternehmen selbst auf die konkrete betriebliche Situ-
ation hin entwickelt bzw. angepasst werden können. 
Nur so ist der größtmögliche Schutz der Beschäftigten 
zu erreichen. Die Unternehmen benötigen dabei mög-
lichst große Spielräume.

Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie stellt sich 
für viele Unternehmen zudem vermehrt die Frage nach 
der Funktionsfähigkeit der Arbeitnehmervertretungen, 
insbesondere in Hinblick auf die Beschlussfähigkeit von 
Betriebsräten bei dringenden Beschlüssen wie etwa zur 
Einführung von Kurzarbeit. Das Betriebsverfassungsge-

setz (BetrVG) ist hinsichtlich der Möglichkeit digitaler 
Betriebsratsarbeit wenig flexibel und veraltet. Betriebs-
ratssitzungen per Video- oder Telefonkonferenz waren 
vom Gesetz bislang nicht vorgesehen und mussten nach 
bisheriger Rechtslage in Form persönlicher Anwesenheit 
der Beteiligten vor Ort erfolgen. Gesamtmetall hatte sich 

Auch auf das beharrliche Werben von Gesamtmetall hin 
wurde Ende März 2020 die Bezugsdauer für das Kurz-
arbeitergeld zunächst bis 31. Dezember 2020 für solche 
Beschäftigte auf maximal 21 Monate verlängert, die be-
reits vor dem 31. Dezember 2019 einen Anspruch auf 
Kurzarbeitergeld hatten. 

So wird auch jenen geholfen, deren Betriebe bereits 
vor der Corona-Pandemie in wirtschaftlich schwerem 
Fahrwasser unterwegs waren und sich durch Corona 
vor besondere Herausforderungen gestellt sehen. Unter-
nehmen, die sich bereits aufgrund der seit 2019 andau-
ernden Rezession der bisher maximalen Bezugsdauer 
von zwölf Monaten Kurzarbeitergeld nähern, erhalten 
so weiterhin Planungssicherheit.

Mit diesen erleichternden Maßnahmen zur Kurzarbeit 
wird es hoffentlich gelingen, viele Unternehmen im 
wirtschaftlichen Shutdown der Corona-Pandemie vor 
Insolvenzen und drastischen Eingriffen wie Personalab-
bau und Betriebsschließungen zu schützen. Zur Siche-
rung von Arbeitsplätzen und Unternehmen hatte sich  

Gesamtmetall zudem politisch erfolgreich gegen eine 
verpflichtende Aufstockung des Kurzarbeitergeldes, fi-
nanziert aus der Sozialversicherungsbeitragserstattung 
der Arbeitgeber, eingesetzt. Stattdessen verabschiede-
ten Bundestag und Bundesrat am 14. und 15. Mai 2020 
nun das Sozialschutz-Paket II, mit dem u.a. das Kurz-
arbeitergeld ab dem 4. Bezugsmonat auf 70 bzw. 77 
Prozent des Nettoentgelts und ab dem 7. Bezugsmonat 
auf 80 bzw. 87 Prozent für solche Beschäftigte erhöht 
wird, die von mindestens 50 Prozent Arbeitsentgeltaus-
fall betroffen sind.

Es ist zu erwarten, dass diese Regelung mit zeitinten
siven administrativen Hürden für Arbeitgeber und Agen-
turmitarbeiter sowie finanziellen Belastungen für die Re-
serven der Bundesagentur für Arbeit in die Chronik der 
Corona-Krisenregelungen eingehen wird.

Weitere Informationen zu diesen Themen 
www.gesamtmetall.de/kurzarbeit



15

Ein weiteres wichtiges Thema für die Unternehmen be-
trifft den Ausgleich der Verdienstausfälle von Beschäf-
tigten, wenn diese wegen der behördlichen Schließung 
von Schulen und Kitas die Betreuung ihrer Kinder über-
nehmen müssen und daher nicht mehr arbeiten kön-
nen. Mit einer Neuregelung im Infektionsschutzgesetz, 
die zum 30. März 2020 in Kraft trat und befristet bis 
Ende 2020 gilt, wird den Beschäftigten 67 Prozent des 
dem erwerbstätigen Sorgeberechtigen entstandenen 
Verdienstausfalls gewährt, und das für einen Zeitraum 
von zunächst sechs Wochen. Die Verlängerung auf zehn 
Wochen ist geplant. Der Arbeitgeber kann sich diese Be-
träge auf Antrag erstatten lassen.

Gesamtmetall stellte den 
Mitgliedsverbänden frühzeitig eine 
Handreichung zu den zahlreichen 
Anwendungsfragen zur Verfügung.

Gesamtmetall hat den Mitgliedsverbänden frühzeitig 
eine Handreichung mit umfassenden FAQ zu den zahl-
reichen Anwendungsfragen zur Verfügung gestellt. Zu-
dem bemüht sich Gesamtmetall auch um eine rasche 
Vereinheitlichung der Verwaltungspraxis, um insbeson-
dere den krisengeschüttelten Unternehmen eine rasche 
Abwicklung der Erstattungsanträge zu ermöglichen.

Auch die europäische Wirtschaft steht vor existenziellen 
Herausforderungen – „business as usual“ kaum mehr vorstellbar 

daher bereits frühzeitig für eine entsprechende gesetz-
liche Klarstellung im BetrVG eingesetzt. Die Bundesre-
gierung hat daraufhin diese Forderungen aufgegriffen 
und eine entsprechende Gesetzesinitiative auf den Weg 
gebracht. Betriebsräte erhalten durch die Gesetzesän-
derung die Möglichkeit, Beschlüsse auch via Video- und 
Telefonkonferenz zu fassen. Diese Regelung gilt befristet 
bis zum 31. Dezember 2020. Damit bereits über diese 

Kommunikationsform gefasste Beschlüsse rechtswirk-
sam bleiben, gelten die Regelungen rückwirkend zum 
1. März 2020. Auch wenn die Regelung zunächst nur 
befristet gilt, ist dies ein Schritt in die richtige Richtung. 
Gesamtmetall unterstützt die Umsetzung der Neurege-
lung in den Betrieben mit einem FAQ für die betrieb-
liche Praxis und wird sich politisch für eine dauerhafte 
Möglichkeit zur virtuellen Betriebsratsarbeit einsetzen.

Entschädigung der Beschäftigten bei Verdienstausfällen  
für Kita- und Schulschließungen richtig

Die Kommission hat bereits am 16. März 2020 erste 
Leitlinien für Grenzkontrollen herausgegeben. Neben 
Empfehlungen für effiziente Gesundheitschecks an 

Zahlreiche EU-Staaten haben im Zuge ihrer nationalen 
Strategien zur Eindämmung des Corona-Virus Grenz-
kontrollen und Reisebeschränkungen eingeführt. Diese 
Maßnahmen führten zu erheblichen Behinderungen im 
EU-Binnenmarkt für Waren, Arbeitnehmer und Dienst-
leistungen und fügten der Wirtschaft insgesamt und 
insbesondere der M+E-Industrie weiteren Schaden zu. 
Die Europäische Kommission versucht deshalb, die na-
tionalen Grenzmaßnahmen zu koordinieren, allerdings 
ist ihr Einfluss nach dem Schengener Grenzkodex in so 
einem Krisenfall nur auf Empfehlungen an die Mitglied-
staaten begrenzt. 

Grenzkontrollen und 
Reisebeschränkungen fügten 
insbesondere der M+E-Industrie 
weiteren Schaden zu.

der Grenze sollen Mitgliedstaaten den freien Waren-
verkehr aufrechterhalten. Auch hinsichtlich der Grenz-
pendler setzte sich die Kommission für Erleichterungen 
ein. Diese Leitlinien wurden am 23. März 2020 um den 
Vorschlag präzisiert, an wichtigen Grenzpunkten soge-
nannte Green Lanes, also Schnellverfahren an Grenz-
übergängen mit einem regelmäßigen Strom von Grenz-
gängern und entsandten Arbeitnehmern, einzurichten. 

Am 30. März 2020 legte die Kommission weitere Leit-
linien zur Ausübung der Freizügigkeit der Arbeitskräfte 
während der Corona-Krise vor. Sie setzte sich dafür ein, 
dass Grenzpendlern in systemrelevanten Berufen der un-
gehinderte Zugang zu ihrem Arbeitsplatz gestattet wird. 

Am 15. April 2020 legten dann Europäische Kommission 
und Europäischer Rat einen gemeinsamen Fahrplan für 
ein koordiniertes Zurückfahren der Krisenmaßnahmen 
in den Mitgliedstaaten vor. Dabei sollen Grenzgänger 
und Saisonarbeiter Vorrang erhalten und jegliche Diskri-
minierung mobiler Arbeitnehmer aus der EU vermieden 
werden. Zudem will die Kommission eine Schnellwarn-
funktion einrichten, um Unterbrechungen der Versor-
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M+E-InfoTrucks stehen still, Schul-Cloud boomt: Nachwuchssicherung 
von Gesamtmetall stellt komplett auf digitale Angebote um

gungs- und Wertschöpfungskette der Unternehmen zu 
erkennen.

Gesamtmetall sammelt diese Informationen in Koopera-
tion mit seinen Mitglieds- und Dachverbänden, um den 
Unternehmen einen möglichst vollständigen und aktuel-
len Überblick über die sich ständig ändernden Vorgaben 
für die Grenzüberschreitungen insbesondere zu unseren 
Nachbarländern zu geben. 

Politisch drängt Gesamtmetall mithilfe von Ceemet und 
der europäischen Schwesterverbände auf die Umset-
zung der richtigen Koordinierungsvorschläge der EU in 
den Mitgliedstaaten und setzt sich für weitere Verein-
fachungen im Grenzverkehr und eine schnelle symme-
trische Wiederherstellung des EU-Binnenmarktes ein.

500 Mrd. Euro
Hilfspaket der EU-Kommission. 
Ebenfalls vorgesehen ist ein 
Wiederaufbaufonds, über den noch 
einmal 1.000 Milliarden Euro oder 
mehr verteilt werden könnten.

Darüber hinaus verfolgt Gesamtmetall intensiv die mög-
lichen sozialpolitischen Auswirkungen der zahlreichen 
EU-Krisenpakete zur Unterstützung der europäischen 
Wirtschaft. So hatte die Europäische Kommission am  
2. April 2020 einen weiteren kostspieligen Verordnungs-
vorschlag vorgelegt: Das Instrument „SURE“ (Support 
mitigating Unemployment Risks in Emergency), auch be-

kannt als „Europäisches Kurzarbeitergeld“. Allerdings 
soll damit kein neues durch die EU verwaltetes Kurz-
arbeitergeldsystem eingeführt werden. Stattdessen will 
die Kommission Kredite bis zur Höhe von 100 Milliarden 
Euro aufnehmen können, die bedürftigen Mitgliedstaa-
ten für nationale Arbeitsmarktmaßnahmen wie Kurz-
arbeitergeld als Darlehen zur Verfügung stehen sollen. 
Damit die EU solche Kredite ohne Verlust ihres AAA-Ra-
tings aufnehmen kann, sollen die Mitgliedstaaten Ga-
rantien in Höhe von 25 Milliarden Euro abgeben. 

Derzeit laufen die Verhandlungen im Rat über den Ver-
ordnungstext, insbesondere über die auch aus Sicht von 
Gesamtmetall unzureichenden Bedingungen an die Mit-
telvergabe und die fehlende Befristung der Kreditlinie. 
Es muss aber davon ausgegangen werden, dass der Rat 
das Instrument zeitnah verabschiedet.

Deutschland steht dem Entwurf grundsätzlich positiv 
gegenüber. Gesamtmetall setzt sich hier zusammen mit 
der Bundesregierung dafür ein, jegliche Leitbildfunktion 
von SURE für die Einführung einer – noch immer ge-
planten – künftigen „Europäischen Arbeitslosenversi-
cherung“ auszuschließen.

Insgesamt stehen die deutsche und europäische Wirt-
schaft durch die Corona-Krise vor existenziellen Heraus-
forderungen, sodass ein weiteres „business as usual“ 
kaum mehr vorstellbar ist. Dies wird auch erhebliche 
Auswirkungen auf das Programm der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft haben, die turnusgemäß im zwei-
ten Halbjahr 2020 stattfindet.

Aber nicht nur jenseits des Verbandes hat die Corona-
Krise erhebliche Auswirkungen. Auch Projekte und Ini-
tiativen von Gesamtmetall und den Mitgliedsverbänden 
wurden direkt beeinflusst. So ruht seit dem 16. März 
2020 bedingt durch die Absage öffentlicher Veranstal-
tungen und die bundesweite Schließung der Schulen 
wegen der Pandemie der InfoTruck-Einsatz komplett. 
Ein Novum in der über 30-jährigen Geschichte der M+E- 
InfoTrucks. Es ist organisatorisch gewährleistet, auch 
kurzfristig den Einsatz der InfoTrucks wieder anlaufen 
zu lassen, wenn die Gegebenheiten dies zulassen.

Stattdessen setzt Gesamtmetall im Bereich der Nach-
wuchssicherung nun noch stärker auf die Nutzung  
digitaler MINT-Unterrichtsmaterialien. Die Websei-
ten me-vermitteln.de, think-ing.de, mint-ec.de und 
science-on-stage.de bieten zahlreiche Informationen 

zum kostenlosen Download an. Sowohl die Angebote 
als auch das Interesse von Schülern und Lehrern hat in 
den vergangenen Wochen deutlich zugenommen. Auf 
die Angebote wird zusätzlich mit Newslettern und in 

Alle Schulen haben derzeit die Möglichkeit, sich bei der 
HPI-Schul-Cloud anzumelden.
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Mobiles Arbeiten sichert uneingeschränkte Arbeitsweise von 
Gesamtmetall auch während der Pandemie

M+E-InfoTrucks stehen während der Corona-Pandemie still.

den Social-Media-Kanälen hingewiesen. Gleiches gilt 
für die Berufe-Videos. Derzeit sind vier neue Videos zur 
M+E-Berufsinformation mit dem YouTuber Falk Schug 
(#followfalk) in Produktion.

Erfolg von MINT-EC 
dank der Förderung 
von Gesamtmetall.

Auch das Thema digitales Lernen rückte nun noch  
stärker in den Mittelpunkt. So nutzten bereits vor 
der Corona-Pandemie 137 Netzwerkschulen das vom  
nationalen Excellence-Schulnetzwerk MINT-EC und 
dem Hasso-Plattner-Institut in Potsdam durchgeführte 
BMBF-Projekt zum Aufbau und zur Erprobung einer 
Schul-Cloud. Die Schul-Cloud ermöglicht digitalen 

Und natürlich hatte die Corona-Krise auch direkte 
Auswirkungen auf die Arbeitsweise von Gesamtme-
tall und seinen Mitarbeitern selbst. Der Verband wech-
selte ab dem 19. März 2020 in das mobile Arbeiten 
von zu Hause, blieb aber natürlich unverändert erreich-
bar. Da Sitzungen – wie sonst gewohnt – nicht statt-
finden konnten, stellten Abteilungen ihren täglichen 
Austausch und die Weitergabe von Informationen auf 
Telefon- und Videokonferenzen um, was technisch rei-
bungslos funktionierte. Hinzu kamen viele infrastruk-
turelle Prozesse des Hauses, die vollständig digital um-
gestellt wurden. 

Gesamtmetall hat diese Herausforderungen bisher er-
folgreich gemeistert – auch dank des besonderen Ein-
satzes der Mitarbeiter, die sich schnell in die veränderten 
Rahmenbedingungen und Prozesse eingearbeitet haben. 

So war und ist der Verband stets in der Lage, alle Auf-
gaben und Anforderungen wie gewohnt zu erfüllen – 
und das auch, obwohl die Anzahl an Themen und Fra-
gen insbesondere durch die politische Debatte in den 
Bereichen Sozialpolitik, Arbeitspolitik, Recht und im eu-
ropäischen Kontext in den vergangenen Wochen sehr 
stark anwuchs.

Unterricht und virtuelle Zusammenarbeit zwischen  
Schulen, Lehrkräften und in Projekten. Seit dem 26. 
März 2020 hat das Bundesministerium für Bildung und  
Forschung allen Schulen, denen über ihr Bundesland 
oder ihren Schulträger keine Schul-Cloud zur Verfü-
gung steht, die Möglichkeit eröffnet, sich bei der HPI-
Schul-Cloud anzumelden. Dadurch ist die Zahl der Schu-
len in der Cloud bereits auf über 250 gestiegen. Das 
von Gesamtmetall geförderte nationale Excellence-
Schulnetzwerk MINT-EC setzt sich dafür ein, durch  
tägliche Webinare und Live-Chats insbesondere neuen 
Nutzern und Interessenten die ersten Schritte in der 
Cloud zu erleichtern und Erfahrungen weiterzugeben.

Weitere Informationen zu diesen Themen  
www.mint-ec.de/hpi-schul-cloud/ 



SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT  
STÄRKT DEN STANDORT

Deutschland ist die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt. Entscheidend 
für diesen Erfolg ist die deutsche Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung: 
Die Soziale Marktwirtschaft. Sie verbindet die Freiheit des Marktes mit 
dem sozialen Ausgleich. Das gibt dem Land KRAFT.
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Produktion und Auftragseingang stark rückläufig

Das Produktionsniveau in der M+E-Industrie sank 2019 
von Quartal zu Quartal. Im Verlauf des Jahres verfestigte 
sich das Bild der Rezession. Am Ende stand im Jahres-
durchschnitt ein Minus von 4,5 Prozent in der Produk-
tion. Die Rezession zeigt sich auch in der Kapazitäts-
auslastung, die von 88 Prozent im ersten Quartal auf 
83 Prozent im vierten Quartal sank. Sie lag in der zwei-
ten Jahreshälfte unter ihrem langfristigen Durchschnitt.

Wie schon im Vorjahr bestimmte auch 2019 die Auto-
mobilindustrie mit -11 Prozent in der Produktion die 

Weltweite Unsicherheit, Einschränkungen des 
Welthandels durch protektionistische Maßnah-
men, ein Auslaufen des langjährigen Investi
tionszyklus der Schwellenländer und der Beginn 
eines massiven Strukturwandels, der durch Digi-
talisierung, verschärfte Klimapolitik („Dekarboni-
sierung“) und veränderte Anforderungen an die 
Mobilität ausgelöst wird: Das waren die Rahmen-
bedingungen für ein schwieriges Jahr der Metall- 
und Elektro-Industrie in Deutschland. 

So musste die M+E-Industrie 2019 komplett als 
Rezessionsjahr verbuchen, das zeigen die wich-
tigsten Kennzahlen: Im Jahresdurchschnitt lag die 
Produktion um 4,5 Prozent unter dem Niveau des 
Vorjahres. Das ist das größte Minus seit der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009. Die Auf-
tragseingänge sind im Jahresdurchschnitt um gut 
6 Prozent eingebrochen. Die Exporte waren noch 
leicht rückläufig (0,1 Prozent). Nur dank erhebli-
cher Lagerverkäufe vor allem in der Automobilin-
dustrie stieg der Umsatz der Branche noch einmal 
um 0,6 Prozent und erreichte 2019 die vorläufige 
Rekordmarke von rund 1,19 Billionen Euro.

2019 musste M+E komplett als
Rezessionsjahr verbuchen.  

Die Beschäftigung lag im Jahresdurchschnitt 2019 
zwar um 1,1 Prozent über dem Vorjahreswert, 
doch mussten die M+E-Unternehmen im Mai 
2019 zum ersten Mal seit neun Jahren die Zahl 

der Mitarbeiter reduzieren. Seitdem haben sie bereits bis 
zum Ausbruch der Corona-Krise im März 2020 mehr als 
50.000 Arbeitsplätze abgebaut. Sinkende Produktivität 
bei weiter steigenden Arbeitskosten ließ die Lohnstück-
kosten zudem um 8,1 Prozent steigen und brachte die 
M+E-Industrie zusätzlich in eine schlechtere Kosten- und 
Wettbewerbssituation.

Die Erwartungen, dass sich die M+E-Konjunktur im Laufe 
des Jahres 2020 langsam erholen könnte, sind mit der 
Corona-Krise gegenstandslos geworden. Dabei hatten 
positive Daten bei Auftragseingang und Produktion im 
Januar und Februar 2020 noch die These der Entwick-
lung hin zum Besseren gestützt. 

Aber seit März 2020 ist die Lage eine völlig andere: Die 
Corona-Pandemie hat zu starken Einschränkungen bei 
Produktion und Lieferketten und zu einem Einsatz von 
Kurzarbeit geführt, wie es die Industrie in Deutschland 
bisher nicht kannte.

Die M+E-Industrie muss deshalb für das Jahr 2020 eine 
noch tiefere Rezession als 2019 erwarten, deren Ausmaß 
sich im Frühjahr noch gar nicht richtig abschätzen lässt. 
Zunächst müssen politische Entscheidungen über das Wie-
derherauffahren des Wirtschaftslebens getroffen werden, 
die Nachfrage anspringen und – gerade im Falle der M+E-
Industrie – internationale Kunden- und Lieferbeziehungen 
wieder in Gang kommen. Pessimistische Prognosen über 
eine Rezession in der Weltwirtschaft, aber auch in Europa 
und in Deutschland trüben die Aussichten der internati-
onal verflochtenen Metall- und Elektro-Industrie enorm.

Aus der Rezession in die Corona-Krise:

Richtung und das Tempo der Entwicklung. Die Produk-
tionsbehinderungen im Zusammenhang mit der Zerti-
fizierung der Modelle nach dem neuen Standard für 
Verbrauchswerte WLTP („Worldwide Harmonized Light 
Vehicle Test Procedure“) wurden nicht so rasch beho-
ben, wie zunächst erwartet. Hinzu kamen rückläufige 
Verkaufszahlen auf wichtigen Märkten wie vor allem 
China. Die Automobilproduktion strahlt auf wichtige 
Zulieferbereiche aus der Metall- und Elektro-Industrie 
aus, wie den Maschinenbau, die Elektroindustrie und 
die Hersteller von Metallerzeugnissen. Alle diese Bran-
chen schlossen das Jahr 2019 mit einem Minus in der 
Produktion ab.

Wirtschaftliche Entwicklung im Überblick  
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60 Prozent an allen deutschen Ausfuhren bleibt die 
M+E-Industrie die wichtigste Exportbranche in Deutsch-
land. Größter Absatzmarkt für die M+E-Industrie war 
auch im Jahr 2019 Europa mit einem leicht gesunkenen 
Anteil von 61,8 Prozent. Hierbei entfielen 53 Prozent 
auf die EU und darunter 31,7 Prozent auf die Länder 
des Euroraums. Nord- und Südamerika haben mit einem 
Exportanteil von 14,5 Prozent leicht an Bedeutung ge-
wonnen. Auch Asien, mit 20,7 Prozent zweitwichtigster 
Markt, konnte seine Position gut halten.

Zahl der Beschäftigten sinkt erstmals  
seit neun Jahren 

Die Beschäftigung in der M+E-Industrie war über fast 
ein Jahrzehnt aufwärts gerichtet: Seit der Finanzkrise 
hatten die M+E-Unternehmen bis Mitte 2019 per Saldo 
rund 615.000 zusätzliche Arbeitsplätze aufgebaut. Seit 
Mai 2019 mussten die Unternehmen aber dann die Zahl 
der Beschäftigten reduzieren. Ursächlich dafür waren 
die Rückgänge in der Produktion, im Auftragseingang 
und in der Kapazitätsauslastung. Bis März 2020 wurden 
bereits mehr als 50.000 Arbeitsplätze abgebaut. Den-
noch hatten im Frühjahr 2020 immer noch rund 4 Millio-
nen Menschen einen Arbeitsplatz in der M+E-Industrie, 
darunter rund 200.000 junge Menschen in der Ausbil-
dung. Zusätzlich beschäftigten die M+E-Unternehmen 
etwa 146.000 Zeitarbeitnehmer. Deren Zahl ist 2019 im 
Zuge der Rezession deutlich gesunken und liegt jetzt nur 
noch bei 3,6 Prozent (2018 noch 5 Prozent) im Verhält-
nis zur Stammbeschäftigung. 

Der Abbau von Beschäftigung seit Mai 2019 ging ein-
her mit einer steigenden Zahl von Kurzarbeitern, auch 
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Die M+E-Industrie startete zudem mit rückläufigen Be-
stellungen in das Jahr 2019. Während sich aber der Auf-
tragseingang aus dem Ausland in der zweiten Jahres-
hälfte etwas stabilisierte, blieb die Inlandsnachfrage das 
gesamte Jahr über schwach. Darin zeigt sich vor allem 
die Investitionsschwäche im Inland, die nicht zuletzt 
durch die große Verunsicherung der Unternehmen aus-
gelöst wurde. Im Jahresdurchschnitt lag der Auftrags-
eingang dann um 6 Prozent unter dem Wert von 2018 
(Inland: -6,3 Prozent, Ausland: -5,8 Prozent).

Umsatz und Außenhandel: M+E-Industrie bleibt  
wichtigste Exportbranche

Trotz der stark rückläufigen Produktion stieg der Umsatz 
der M+E-Industrie 2019 noch einmal um 0,6 Prozent 
auf etwa 1,19 Billionen Euro. Ein wichtiger Grund da-
für dürfte paradoxerweise die Automobilindustrie sein, 
die viele ihrer im Herbst 2018 produzierten Fahrzeuge 
durch die verzögerte Modell-Zertifizierung erst ab Früh-
jahr 2019 verkaufen konnte. Vom Gesamtumsatz er-
zielten die Unternehmen rund 676 Milliarden Euro im 
Ausland (+1 Prozent) und 512 Milliarden Euro im Inland 
(±0). Die Exportquote lag mit 56,8 Prozent auf etwa 
demselben Niveau wie in den Vorjahren. Die in separa-
ter Statistik erfassten Exporte sanken im Jahresdurch-
schnitt um 0,1 Prozent auf 771 Milliarden Euro. Mit 
einem Importwachstum von 1,9 Prozent auf insgesamt 
503 Milliarden Euro stärkte die M+E-Industrie auch die 
Konjunktur in den europäischen Nachbarländern, allen 
voran Frankreich. 

Mit einem Überschuss im Außenhandel von 268,2 Mil-
liarden Euro (-3,6 Prozent) und einem Anteil von knapp 

M+E-Produktion: Rezessionsjahr 2019
Saison- und kalenderbereinigte Quartalswerte, Index (2015 = 100), Zahlenwerte jeweils 1. Quartal eines Jahres    

Quelle: Statistisches Bundesamt
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schon in der Vor-Corona-Phase. Im Herbst 2019 stieg 
die Zahl der Kurzarbeiter auf durchschnittlich mehr als 
70.000 im Monat. Ähnlich hohe Werte gab es zuletzt in 
den konjunkturell schwierigen Jahren 2012/2013. Aus 
der M+E-Industrie kamen im Dezember 2019 rund 88 
Prozent aller Kurzarbeiter in der Industrie und 78 Prozent 
aller Kurzarbeiter überhaupt in Deutschland. Im vierten 
Quartal 2019 haben die M+E-Unternehmen insgesamt 
Kurzarbeit für rund 100.000 Mitarbeiter angemeldet. 
Das war fünfmal so viel wie in den ersten drei Monaten 
2019. Im Januar und Februar 2020 blieben die Anzei-
gen mit rund 30.000 in etwa auf dem hohen Niveau, im 
März lagen die Anzeigen bereits bei 450.000 Personen. 
Das waren die ersten Auswirkungen der Corona-Krise, 
die sich im April mit 1.548.000 in ganzer Härte zeigte.

Die schwache M+E-Konjunktur 
zeigte sich auf dem Arbeitsmarkt 
immer deutlicher. 

Auf dem Arbeitsmarkt für die M+E-Facharbeiterbe-
rufe zeigte sich im Laufe des Jahres 2019 die schwa-
che M+E-Konjunktur immer deutlicher: Während die 
Zahl der gemeldeten offenen Stellen im Januar 2019 
mit 170.000 noch um etwa 53.000 höher lag als die 
der Arbeitslosen mit 117.000, waren beide Gruppen 
zum Jahresende etwa gleichauf. Im April 2020 lag 
die Zahl der Arbeitslosen schon um 43.000 höher als 
die der gemeldeten offenen Stellen. Da mit den Mel-
dungen bei der Bundesagentur für Arbeit (BA) aber 

M+E-Beschäftigung: Erstmals seit neun Jahren nimmt die Zahl der Mitarbeiter wieder ab
Saisonbereinigte Entwicklung, in Tausend, Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten  
  

Quellen: Statistisches Bundesamt, Gesamtmetall
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Arbeitskosten & Produktivität: Steigende Lohnstückkosten gefährden Wettbewerbsfähigkeit
Entwicklung von Arbeitskosten, Produktivität und Lohnstückkosten in der M+E-Industrie seit 2011, Index (2011 = 100)
  

Quellen: Statistisches Bundesamt, Gesamtmetall
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nur etwa die Hälfte der tatsächlichen offenen Stellen  
erfasst wird, gab es bis zum Beginn der Corona-Krise  
immer noch einen Überhang an offenen Stellen von 
etwa 80.000 und das Thema Fachkräftemangel war 
trotz der Rezession ein Thema für die Unternehmen, vor 
allem in speziellen Segmenten wie etwa den IT-Berufen.

Produktivität sinkt, Lohnstückkosten steigen

Die Rezession der M+E-Industrie zeigte sich ebenfalls in 
einer schwachen Produktivität. Die Beschäftigung sank 
2019 deutlich langsamer als die Produktion, und so hat 
zwangsläufig die Produktivität gelitten. Je Stunde ge-
rechnet lag die Produktivität im Jahresdurchschnitt um 
4,4 Prozent niedriger als im Vorjahr. Die Arbeitskosten je 
Stunde dagegen stiegen mit +3,3 Prozent erheblich an. 
Die Lohnstückkosten sind 2019 im Vergleich zum Vor-
jahr um bedrohliche 8,1 Prozent und damit das achte 
Jahr in Folge gestiegen. Dieser Trend der Kostenent-
wicklung in den vergangenen Jahren und vor allem die 
jüngste Dimension der Kostensteigerung schwächt die 
Wettbewerbsfähigkeit der M+E-Unternehmen.

Ertragslage der Unternehmen verschlechtert sich

Die Rezession und die steigenden Lohnstückkosten zei-
gen sich auch in den Erträgen. Die ersten (vorläufigen) 
Befragungsergebnisse durch das ifo Institut München 
lassen erwarten, dass sich die Ertragslage der M+E-Un-
ternehmen 2019 weiter verschlechtert hat. Die betriebs-
gewichtete Umsatzrendite nach Steuern (Nettoumsatz-
rendite) lag im Durchschnitt aller M+E-Betriebe 2019 
bei 2,8 Prozent (September 2019). Das ist ein Minus von  
0,6 Prozentpunkten bzw. 17,6 Prozent gegenüber 2018. 
Die umsatzgewichtete Umsatzrendite lag im Schnitt 
bei 3,5 Prozent. Das sind 0,4 Prozentpunkte oder gut  
10 Prozent weniger als 2018. Der Anteil der Unterneh-
men mit Verlusten bzw. ohne Ertrag ist auf 28 Prozent 
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Die Bedingungen für das Wiederhochfahren der Wirtschaft und Industrie nach der Corona-Krise 
und für die Überwindung der Rezession werden ebenso im Mittelpunkt der Arbeit in den kom-
menden Monaten stehen wie die Folgerungen aus der Corona-Pandemie für die internationalen 
Zuliefer- und Wertschöpfungsketten. Weitere wichtige Themen bleiben für Gesamtmetall natür-
lich der Strukturwandel in der M+E-Industrie durch Digitalisierung/Industrie 4.0, die Klimapolitik 
und die Herausforderung von neuen Technologien in der Automobilindustrie. Politisch wird sich 
Gesamtmetall intensiv an der Diskussion zur „Industriestrategie 2030“ für Deutschland und zur 
europäischen Industriestrategie der EU-Kommission beteiligen sowie weiterhin das Thema Wett-
bewerbsfähigkeit des Industriestandorts Deutschland im internationalen Vergleich von Kosten 
und Regulierungen aktiv begleiten.

gestiegen (2018: 22 Prozent). Die M+E-Unternehmen 
haben 2019 etwa 42,2 Milliarden Euro in Bauten, Aus-
rüstungen sowie Patente und Lizenzen investiert (Brut-
toanlageinvestitionen). Dies bedeutet, dass der für 2019 
erwartete Gewinn nach Steuern rechnerisch vollständig 
in der M+E-Industrie reinvestiert wurde.

Ausblick
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Spezial: M+E-Strukturbericht 2019

Kaum ein Wirtschaftszweig in Deutschland ist so stark 
internationalisiert wie die Metall- und Elektro-Indus
trie. Sie ist einerseits mit etwa 770 Milliarden Euro für 
rund 60 Prozent der deutschen Exporte von Waren und 
Dienstleistungen verantwortlich, bezieht andererseits 
aber auch viele Vorleistungen, etwa Fahrzeugkompo-
nenten, elektronische Bauteile oder verschiedene Me-
tallwaren, aus anderen Ländern. Die Corona-Pandemie 
im Frühjahr 2020 zeigt zudem sehr deutlich, wie ver-
letzlich diese eng verflochtenen internationalen Netz-
werke sind.

Die M+E-Industrie investiert 
stärker ins Auslandsgeschäft 
als andere Branchen.

Neben dem grenzüberschreitenden Handel mit Gütern 
sind die internationalen Direktinvestitionen ein wichti-
ges Standbein der globalen Aktivitäten der Unterneh-
men der M+E-Industrie. Dabei geht es um die Grün-
dung von Auslandsstandorten oder die Beteiligung an 
Unternehmen im Ausland. In der globalisierten Wirt-
schaft arbeiten viele M+E-Unternehmen mit Produkti-
onsstandorten und Zulieferbetrieben in zahlreichen Län-
dern der Welt zusammen. Das bringt den Vorteil, dass 
sie so einen Teil ihrer Produkte vor Ort herstellen und 
damit Transportwege verkürzen können. Gleichzeitig lo-
cken auch die Kostenvorteile in Ländern mit niedrige-

Der Strukturbericht für die M+E-Industrie 

M+E-Industrie hat mehr als 233 Milliarden Euro 
im Ausland investiert

Seit 2014 untersucht die 
IW Consult im Auftrag 
von Gesamtmetall jähr-
lich die wirtschaftliche 
Entwicklung der M+E-In-
dustrie im nationalen und 
internationalen Kontext 
und stellt die Ergebnisse 
im M+E-Strukturbericht 
vor. Zusätzliche Schwer-
punktthemen waren 2019 
die internationalen Direkt
investitionen sowie die Entwicklung der Wertschöp-
fungstiefe und der internationalen Wertschöpfungs
ketten der M+E-Industrie. 

Der komplette Bericht steht 
zum Download zur Verfügung 
unter www.gesamtmetall.de/ 
strukturbericht2019

ren Rohstoff-, Arbeits- und Energiekosten. Außerdem 
bauen sie so Vertriebs- und Kundennetzwerke auf und 
erhöhen dadurch den Erfolg auf ausländischen Märkten.

Investitionen ins Ausland steigen stetig 

Die Unternehmen der M+E-Industrie investieren schon 
seit vielen Jahren in ihr Auslandsgeschäft – und zwar 
stärker als andere Branchen: Zwei Drittel der deutschen 
Automobilunternehmen investieren im Ausland, in der 
Industrie insgesamt sind es nur 46 Prozent. Auch der 
Maschinenbau (53 Prozent), der sonstige Fahrzeugbau 
(59 Prozent) und die Elektroindustrie (54 Prozent) liegen 
deutlich über dem Durchschnitt des Verarbeitenden Ge-
werbes. Mittlerweile haben sich dadurch beachtliche In-
vestitionssummen entwickelt: So hat der Fahrzeugbau 
bis zum Jahr 2017 mehr als 102 Milliarden Euro in auslän-
dische Standorte investiert. Die Elektroindustrie mit 67,1 
Milliarden Euro und der Maschinenbau mit 40,4 Mil- 
liarden Euro verfügen ebenfalls über eine starke Aus-
landspräsenz. Insgesamt belaufen sich die Direktinves-

Direktinvestitionen: Fahrzeugbau sehr aktiv 
Investitionsbestände im Ausland nach Branchen im Jahr 2017, in Mrd. Euro  
  

Quellen: Deutsche Bundesbank, IW Consult
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titionen in der M+E-Industrie bis 2017 auf rund 233 
Milliarden Euro. Das restliche Verarbeitende Gewerbe 
kommt auf gut 170 Milliarden Euro. Ein Blick auf die 
Entwicklung der vergangenen Jahre zeigt: Von 2010 bis 
2017 sind die Direktinvestitionen der M+E-Unterneh-
men um rund 54 Prozent gestiegen. Im Vergleich dazu 
wuchs der Direktinvestitionsbestand in anderen Wirt-
schaftszweigen mit rund 40 Prozent deutlich geringer.

Fokus oft auf klassischen Industriestaaten

Die M+E-Branchen sind oftmals vor allem in den klassi-
schen Industriestaaten vertreten: In der Elektroindustrie 
liegen die deutschen Direktinvestitionen in diesen soge-
nannten traditionellen Wettbewerbsländern bei 38 Mil-
liarden Euro. Allein die Bestände in den Vereinigte Staa-
ten übersteigen mit gut 19 Milliarden Euro jene in den 
Ländern, die als neue Wettbewerber betrachtet wer-
den, also vor allem in den europäischen und asiatischen 
Schwellenländern. Dort kommen gut 16 Milliarden Euro 
zusammen. Auch im Maschinenbau sind rund zwei Drit-
tel des Bestands an Direktinvestitionen in Industriestaa-
ten zu finden.

Die Automobilindustrie ist zusätzlich auch in den auf-
strebenden Staaten sehr aktiv, denn dort locken die 
stark wachsenden Märkte und die damit verbundenen 
guten Absatzchancen. Das zeigt sich vor allem in China, 
wo die Automobilindustrie über Bestände von gut  
24 Milliarden Euro verfügt. Vom Ausbruch der Corona-
Pandemie in China waren diese Standorte deshalb un-
mittelbar und als Erste betroffen.

Mit den Direktinvestitionen wuchs zeitgleich auch die 
Zahl der Beschäftigten der M+E-Industrie in den aus-
ländischen Standorten. Von 1995 bis 2017 hat sich die 
Zahl der Arbeitsplätze deutscher M+E-Unternehmen an 
ausländischen Standorten von 929.000 auf 1.983.000 
mehr als verdoppelt. An den heimischen Standorten ist 
die Zahl der Beschäftigten in dieser Zeit um 300.000 ge-
stiegen. Neben den Beständen sind die jährlichen Inves-
titionsströme ein wichtiger Indikator für das Auslands-
engagement deutscher Unternehmen. Im Jahr 2018 
beliefen sich die Nettodirektinvestitionszuwächse der 
deutschen M+E-Industrie auf rund 15,3 Milliarden Euro. 
Das entsprach der Hälfte der Nettodirektinvestitionen 
des Verarbeitenden Gewerbes und rund 14 Prozent der 
gesamtwirtschaftlichen Direktinvestitionen.

Steigende M+E-Investitionen sorgen vor allem im Ausland für Beschäftigungszuwachs
Entwicklung der Beschäftigung in den M+E-Unternehmen im Inland und im Ausland; Indexwerte: 1995 = 100  

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, IW Consult, Gesamtmetall
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Krisenhafte Situationen liefern regelmäßig auch einen 
Anstoß für Strukturveränderungen in den Unternehmen 
und auf den Märkten. So wird vor dem Hintergrund der 
ersten Erfahrungen aus der Corona-Krise erwartet, dass 
die Unternehmen ihre internationalen Wertschöpfungs-
ketten auf den Prüfstand stellen werden. Allerdings ha-
ben sich die Wertschöpfungstiefe und die internatio-
nalen Produktionsverflechtungen in der M+E-Industrie 
auch schon nach der Finanz- und Wirtschaftskrise von 
2008/2009 spürbar verändert, wie eine aktuelle Ana-
lyse zeigt.

M+E-Betriebe erbringen größeren Teil der  
eigenen Produktion wieder selbst

Seit der Krise 2008/2009 erbringen die M+E-Unterneh-
men wieder einen größeren Anteil der eigenen Produk-
tion selbst, das heißt, ihre Fertigungstiefe hat sich wie-
der erhöht. Der langjährige Trend zum Outsourcing von 
immer mehr Teilen der Produktion hat sich gedreht. Eine 
Ursache dafür: In der Krise waren viele Unternehmen 
bestrebt, mehr Wertschöpfung und damit Beschäfti-
gung im eigenen Betrieb zu sichern. Diese Entwicklung 
hat sich fortgesetzt: Der Anteil der Vorleistungen an-
derer Unternehmen und Branchen am eigenen Produk-
tionswert ging von 67 Prozent in 2007 auf 63 Prozent 

Langjähriger Trend zum Outsourcing 
in der M+E-Industrie beendet

in 2018 zurück. Am stärksten war der Rückgang mit 
5,3 Prozentpunkten zwischen 2008 und 2016. Von der 
Entwicklung besonders betroffen waren die Automobil-
industrie (-9 Prozentpunkte) und die Elektronikindustrie 
(-6 Prozentpunkte). Im Automobilbau hatte sich die Fer-
tigungstiefe über Jahrzehnte stetig verringert, die Vor-
leistungsquote entsprechend erhöht. Auch im Zeitraum 
2008 bis 2018 war der Anteil der Vorleistungen in die-
ser Branche mit durchschnittlich rund 70 Prozent in je-
dem Jahr höher als in der Metall- und Elektro-Industrie 
insgesamt.

In der Automobilindustrie sinkt der
Vorleistungsanteil besonders.

Gleichzeitig ist dort aber der Trend zur Verringerung des 
Vorleistungsanteils am Produktionswert besonders stark 
ausgeprägt: 2009 erreichte die Vorleistungsquote mit 
75,7 Prozent einen Höhepunkt, 2018 lag sie nur noch 
bei 66,7 Prozent. Das mag daran liegen, dass die Auto-
mobilhersteller und ihre direkten Zulieferer bestimmte 
Teile der Produktion wieder selbst übernehmen. Möglich 
wäre aber auch, dass sich die Unternehmen im aktuellen 
Umfeld eines beschleunigten technologischen Wandels 
stärker auf die Herstellung neuer Teile konzentrieren, bis 
eine höhere Standardisierung erreicht ist.
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Anteil der Vorleistungen sinkt seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009
Vorleistungen und Bruttowertschöpfung in Mrd. Euro, Anteil der Vorleistungen am Produktionswert in Prozent  

Quellen: Statistisches Bundesamt, IW Consult
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Weltweite Produktionsverflechtungen intensiviert

Mit der Verringerung der Vorleistungsanteile an der Pro-
duktion haben sich gleichzeitig aber auch die weltweiten 
Produktionsverflechtungen der M+E-Industrie deutlich 
intensiviert. Damit ist die Anfälligkeit der Unternehmen 
für Störungen im internationalen Handel gewachsen – 
sei es durch Protektionismus, Handelskriege oder auch 
durch Epidemien wie die aktuelle Corona-Pandemie.

Von 2005 bis 2015 (aktueller Datenstand) wurden im 
Zuge der fortschreitenden Globalisierung die Schwellen-
länder in Mittel- und Osteuropa, in Asien und in Süd-
amerika in die Wertschöpfungsketten der Unternehmen 
der M+E-Industrie eingebunden. Die nach Handelsvo-
lumen wichtigsten Partnerländer der deutschen M+E-
Industrie sind China, Frankreich, die USA und Italien. 

China ist wichtigster Partner bei Vorleistungen

Unter den Partnern beim Vorleistungshandel steht 
China an erster Stelle. China lieferte 2015 Vorleistun-
gen über 18,8 Milliarden Euro und erhielt Teile und Vor-
produkte für rund 32,8 Milliarden Euro aus Deutschland. 
Von 2005 bis 2015 ist der Vorleistungsbezug aus China 
um rund 253 Prozent gestiegen, die Vorleistungsexporte 
sogar um rund 302 Prozent.

253 Prozent
Anstieg des Vorleistungsbezugs 
aus China von 2005 bis 2015

Hinter China sind Frankreich, die USA und Italien sowohl 
beim Import als auch beim Export von Vorleistungen 
gewichtige Partner. Im Falle der USA ist die Nachfrage 
nach M+E-Vorprodukten aus Deutschland mit 28,1 Mil-
liarden Euro (2015) mehr als doppelt so hoch wie die 
Nachfrage der deutschen Metall- und Elektro-Industrie 
nach US-Vorleistungsgütern. Neue oder höhere Import-
zölle der USA würden deshalb die US-Wirtschaft selbst 
erheblich treffen.

Südkorea ist vor allem Nachfrager der deutschen M+E-
Industrie. Während die Lieferungen aus Südkorea von 
rund 1,8 Milliarden Euro nur für Rang 24 der Zulieferlän-
der reichen, liegt die Nachfrage nach deutschen M+E-
Vorleistungen mit rund 7,4 Milliarden Euro auf Rang 
zwölf. Südkorea ist der einzige Handelspartner unter 
den Top-20-Ländern, dessen Lieferungen von Vorleis-
tungen an die deutsche M+E-Industrie seit 2005 signi-

fikant abgenommen hat. Der Grund dürfte in der wach-
senden Stärke der M+E-Industrie in Südkorea liegen.

Umgekehrt liefern vor allem M+E-Unternehmen in 
Tschechien, Belgien, den Niederlanden und der Türkei 
erheblich mehr Vorleistungen an die deutsche Metall- 
und Elektro-Industrie, als sie aus Deutschland bezie-
hen. Sie profitieren von der Stärke der M+E-Industrie 
in Deutschland.

Ein großer Teil des Vorleistungshandels findet zwischen 
denselben oder ähnlichen Branchen statt. Das gilt auch 
für die M+E-Industrie. Im Jahr 2015 bezog die deut-
sche M+E-Industrie rund 67 Prozent ihrer Vorleistungs-
importe (195,5 Milliarden Euro) von M+E-Unternehmen 
aus dem Ausland, rund 62 Prozent der deutschen Vor-
leistungsexporte (268 Milliarden Euro) gingen an aus-
ländische M+E-Unternehmen.

Betrachtet man die einzelnen M+E-Branchen, dann 
steht auf der Bezugs- wie auch auf der Lieferseite der 
gesamte Fahrzeugbau weit vorne. Die Unternehmen er-
hielten 2015 Vorleistungen für 40 Milliarden Euro und 
lieferten Teile und Vorprodukte für 70 Milliarden Euro. 
Unter den Empfängern ausländischer Vorleistungen ste-
hen neben dem Fahrzeugbau vorne in der Rangliste der 
Bereich Metallerzeugnisse (41 Milliarden Euro), die Elek-
troindustrie (27,8 Milliarden Euro) und der Maschinen-
bau (18 Milliarden Euro). Auf der Lieferseite kommen 
nach dem Fahrzeugbau die Elektroindustrie (33,6 Milli-
arden Euro), der Maschinenbau (28 Milliarden Euro) und 
der Bereich Metallerzeugnisse (26,7 Milliarden Euro). 

Die Top 5 im M+E-Vorleistungshandel
In Mrd. Euro

Angaben für 2015; Quellen: OECD, IW Consult   
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So viel Prozent der Beschäftigten in der M+E-Industrie arbeiten …Betriebe der M+E-Industrie, in Mrd. Euro

Teilzeit 7 %

Vollzeit

93 %
unbefristet

96 %

befristet 4 %

Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten, in Milliarden Euro

Jahr
Alte 

Bundesländer
Neue 

Bundesländer Deutschland

1970 124,6

1980 255,3

1990 399,0

1995 468,5 24,2 492,8

2000 642,9 41,3 684,2

2001 665,7 45,0 710,6

2002 665,8 46,0 711,8

2003 669,1 48,0 717,1

2004 718,9 52,5 771,4

2005 740,8 65,5 806,3

2006 803,1 74,8 877,9

2007 862,3 84,1 946,4

2008 879,3 87,6 966,9

2009 698,7 71,8 770,5

2010 810,4 82,3 892,7

2011 905,9 94,2 1.000,1

2012 908,3 92,2 1.000,5

2013 908,4 90,7 999,1

2014 926,9 96,4 1.023,3

2015 981,3 100,6 1.081,9

2016 992,5 100,8 1.093,3

2017 1.049,6 105,8 1.155,4

2018 1.072,9 107,1 1.180,1

2019 1.079,5 107,3 1.186,9
Angaben ohne Umsatzsteuer 
Quelle: Statistisches Bundesamt

Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten, in Tausend, Jahresdurchschnitt

Quelle: Statistisches Bundesamt

Jahr
Alte 

Bundesländer
Neue 

Bundesländer Deutschland

1970 4.276

1980 3.900

1990 4.031

1995 3.314 292 3.606

2000 3.221 291 3.512

2001 3.270 306 3.576

2002 3.265 315 3.580

2003 3.194 317 3.511

2004 3.156 322 3.478

2005 3.074 371 3.444

2006 3.063 378 3.441

2007 3.135 401 3.537

2008 3.225 426 3.651

2009 3.108 421 3.529

2010 3.035 419 3.454

2011 3.126 443 3.569

2012 3.212 457 3.670

2013 3.249 459 3.707

2014 3.289 463 3.752

2015 3.324 469 3.793

2016 3.363 469 3.832

2017 3.416 476 3.892

2018 3.513 487 4.000

2019 3.555 491 4.046

Attraktive Arbeitsplätze in einer Erfolgsbranche: Rund 93 Prozent der Stellen in 
der M+E-Industrie sind Vollzeitstellen, rund 96 Prozent sind unbefristet.

Quelle: ifo Institut

Die M+E-Unternehmen haben die Investitionen in Bauten, Ausrüstungen sowie 
Patente und Lizenzen weiter gesteigert. Rechnerisch wurde der für 2019 erwarte-
te Gewinn nach Steuern vollständig reinvestiert.

Quelle: IAB Betriebspanel 2017

Umsatz Beschäftigung
Die M+E-Beschäftigung ist 2019 im Jahresdurchschnitt noch einmal gestiegen. 
Allerdings hat der Beschäftigungsstand im April 2019 seinen höchsten Punkt 
erreicht. Seitdem müssen die Unternehmen Monat für Monat Arbeitsplätze ab-
bauen.

Der Umsatz ist 2019 trotz eines starken Produktionseinbruchs leicht gestiegen. 
Das liegt vor allem an der Automobilindustrie, die viele der im Herbst 2018 
produzierten Fahrzeuge durch verzögerte Modell-Zertifizierungen erst ab Frühjahr 
2019 verkaufen konnte.

Arbeiten in der M+E-IndustrieInvestitionen

Spezial: M+E-Statistiken
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Quellen: DIHK, Gesamtmetall

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in den M+E- und technischen IT-Berufen, in Tausend

Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge in den industriellen Metall- und Elektroberufen, den Kernberufen der M+E-Industrie, ist im Jahr 2019 
gegenüber 2018 noch einmal leicht gestiegen. Besonders gefragt waren wieder Ausbildungsplätze in den technischen IT-Berufen. 

Jahr M+E-Industrie Gesamtwirtschaft

1991 75,3 70,9

1995 86,7 90,3

2000 100,0 100,0

2005 114,1 109,1

2006 116,7 110,2

2007 119,2 111,7

2008 123,0 114,9

2009 126,6 117,1

2010 128,2 119,1

2011 129,9 121,2

2012 134,3 124,2

2013 138,3 127,3

2014 142,9 130,9

2015 148,0 133,9

2016 151,2 136,7

2017 155,2 139,5

2018 161,3 143,4

2019

Index (2000 = 100)

167,4 147,7
Tarifverdienste: Einschließlich aller Nebenvereinbarungen wie z. B. Einmalzahlungen 
Quellen: Deutsche Bundesbank, Gesamtmetall

Alle Betriebe, in Tausend, jeweils 30.6. eines Jahres

Jahr
Alle 

Altersgruppen
Altersgruppe 

60+
Anteil der 

Gruppe 60+

2000 3.532   85 2,4 %

2001 3.624   94 2,6 %

2002 3.571 103 2,9 %

2003 3.454 104 3,0 %

2004 3.415 109 3,2 %

2005 3.384 111 3,3 %

2006 3.377 105 3,1 %

2007 3.468 114 3,3 %

2008 3.585 125 3,5 %

2009 3.497 140 4,0 %

2010 3.419 153 4,5 %

2011 3.528 173 4,9 %

2012 3.632 193 5,3 %

2013 3.680 214 5,8 %

2014 3.794 239 6,3 %

2015 3.834 245 6,4 %

2016 3.859 261 6,8 %

2017 3.925 286 7,3 %

2018 3.978 307 7,7 %

2019 4.075 342 8,4 %
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Die Zahl der älteren M+E-Beschäftigten ist in den letzten Jahren stetig  
gestiegen, denn die erfahrenen Fachkräfte wurden dringend benötigt. Die 
Rente mit 63 verhindert nach wie vor einen noch stärkeren Anstieg.

TarifverdiensteÄltere Arbeitnehmer
Die Tarifverdienste in der M+E-Industrie sind seit dem Jahr 2000 deutlich stärker
gestiegen als im Durchschnitt der gesamten Wirtschaft – allein im Jahr 2019 um 
weitere rund 3,8 Prozent.

Ausbildung

Volkswirtschaft und Statistik

78,7
Veränderung 2019/2018 in %

Metallberufe  -2,1
Elektroberufe  +3,0
Technische IT-Berufe  +7,7
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Elektroberufe 
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12,0
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49,7

2011

72,4
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43,3
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70,4

12,1
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12,3

11,2
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12,5
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2016

46,7

11,6

13,3

73,9

2017

14,4

11,9
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49,4
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17,6
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In Millionen Euro

Ausgaben für FuE in Millionen Euro

Jahr Exporte Importe Saldo

1965 19.881 5.670 14.211

1970 35.041 12.604 22.437

1975 60.391 20.269 40.122

1980 92.074 40.040 52.034

1982 117.080 46.886 70.194

1984 128.829 57.726 71.103

1986 148.222 66.367 81.856

1988 161.154 77.541 83.613

1990 186.598 106.726 79.872

1991 191.749 135.001 56.748

1992 196.038 133.526 62.512

1994 198.702 126.599 72.102

1996 236.832 154.316 82.516

1997 271.733 173.431 98.301

1998 299.435 199.962 99.473

1999 312.102 212.384 99.718

2000 375.091 262.360 112.731

2001 401.941 269.978 131.963

2002 411.806 268.478 143.328

2003 400.998 249.425 151.573

2004 444.070 270.720 173.350

2005 484.360 292.961 191.399

2006 552.859 348.164 204.695

2007 595.058 367.480 227.578

2008 572.299 349.106 223.193

2009 449.166 289.105 160.061

2010 547.631 355.101 192.531

2011 616.229 385.616 230.613

2012 633.429 379.236 254.193

2013 625.818 371.472 254.346

2014 647.351 388.954 258.397

2015 696.218 426.589 269.630

2016 707.320 437.677 269.643

2017 754.651 472.217 282.435

2018 771.593 493.319 278.274

2019 770.868 502.695 268.173
Ab 1991 = Gesamtdeutschland
Quelle: Statistisches Bundesamt

in Mio. Euro in Prozent

Exporte nach Gütergruppen

Metalle 36.286 4,7

Metallerzeugnisse 44.481 5,8

EDV-Geräte, elektr. und opt. Erzeugnisse 118.383 15,4

Elektrische Ausrüstungen 89.515 11,6

Maschinen 195.263 25,3

Kraftwagen und Kraftwagenteile 223.527 29,0

Sonstige Fahrzeuge 63.413 8,2

Exporte nach Regionen

Europa 476.283 61,8

davon: 
  EU-27 (EU-28 ohne Deutschland)

409.665 53,1

davon: 
  Eurozone

244.634 31,7

Asien 159.500 20,7

Nordamerika 98.970 12,8

Ozeanien und Afrika 22.527 2,9

Latein- und Südamerika 13.474 1,7

Quelle: Statistisches Bundesamt

Quelle: Stifterverband

Mit einem Anteil von rund 60 Prozent an allen deutschen Exporten unterstreicht 
die M+E-Industrie ihre große Bedeutung für den Wohlstand in Deutschland. Die 
Schwächephase der Weltwirtschaft und die verschiedenen Handelsbeschränkun-
gen haben aber den Außenhandel 2019 insgesamt gedämpft.

Die drei großen M+E-Branchen (Automobil- und Maschinenbau sowie die 
Elektroindustrie) sind für rund 81 Prozent der M+E-Exporte verantwortlich.  
Wichtigster Absatzmarkt für die M+E-Industrie ist nach wie vor Europa mit  
einem Anteil von etwa 62 Prozent.

Die M+E-Industrie ist Deutschlands innovativste Branche. Das zeigt sich in den 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die zuletzt weiter kräftig zulegten.

Außenhandel

Ausgaben für Forschung und Entwicklung

Exporte 2019: Gütergruppen und Märkte

 

65.812

51.990

39.449

201820142010

Spezial: M+E-Statistiken
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Importe 2019: Die Top-25-Handelspartner

Quelle: Statistisches Bundesamt

Exporte 2019: Die Top-25-Handelspartner

Quelle: Statistisches Bundesamt

Land

Importe 
in Mio. 
Euro

Anteil  
in  

Prozent

Veränderung  
gegenüber dem Vorjahr  

in Prozent

Volksrepublik China 71.456 14,2

Vereinigte Staaten 
von Amerika 38.684 7,7

Frankreich 31.744 6,3

Tschechien 31.304 6,2

Polen 25.849 5,1

Italien 23.201 4,6

Ungarn 21.455 4,3

Österreich 20.869 4,2

Vereinigtes  
Königreich 19.060 3,8

Schweiz 18.820 3,7

Niederlande 18.699 3,7

Spanien 18.060 3,6

Japan 17.401 3,5

Slowakei 12.753 2,5

Rumänien 11.677 2,3

Belgien 11.475 2,3

Republik Korea 8.506 1,7

Taiwan 8.497 1,7

Türkei 7.423 1,5

Malaysia 6.866 1,4

Mexiko 6.735 1,3

Südafrika 6.295 1,3

Schweden 6.258 1,2

Vietnam 4.221 0,8

Portugal 4.193 0,8

3,1 

11,1

-0,3

  0,6

  4,9

-2,6  

  6,3

-2,5

  -3,6

-0,1

-1,7

  3,9

-0,9

1,9

-0,7

13,8

1,2

-0,8

-6,1

-0,8

11,8

-3,7  

  -7,6

  18,8

Land

Exporte 
in Mio. 
Euro

Anteil  
in 

Prozent

Veränderung  
gegenüber dem Vorjahr  

in Prozent

Vereinigte Staaten 
von Amerika 81.337 10,6

Volksrepublik China 75.408 9,8

Frankreich 61.646 8,0

Vereinigtes  
Königreich 50.417 6,5

Italien 35.013 4,5

Niederlande 33.444 4,3

Polen 31.429 4,1

Österreich 30.775 4,0

Tschechische  
Republik 25.900 3,4

Spanien 25.278 3,3

Schweiz 24.762 3,2

Belgien 20.060 2,6

Ungarn 18.613 2,4

Russische Föde-
ration 15.954 2,1

Schweden 14.679 1,9

Japan 13.192 1,7

Türkei 12.616 1,6

Republik Korea 12.115 1,6

Rumänien 10.494 1,4

Mexiko 10.169 1,3

Dänemark 9.537 1,2

Slowakei 8.917 1,1

Indien 8.263 1,1

Kanada 7.378 1,0

Portugal 6.842 0,9

  5,2

  1,5

  1,6

 -3,9

  -2,3

  0,8

  -1,6

  -0,9

 3,3

  1,6

  -0,9

  1,7

-2,1

  -2,1

  -6,9

  7,6

  -2,0

-5,3 

  -3,3  

  -8,4

  0,4

  1,0

Die Importe von M+E-Gütern nach Deutschland sind erneut kräftiger gestiegen 
als die M+E-Exporte: Die M+E-Industrie stärkt damit die Konjunktur in den 
Partnerländern und vor allem bei den europäischen Nachbarn. China hat seine 
führende Position als Außenhandelspartner gehalten.

Die USA sind weiterhin die Nr. 1 unter den M+E-Exportländern. Mit einem 
deutlichen Zuwachs hat China seine Position als zweitwichtigstes Land für die 
M+E-Exporteure ausgebaut. Auch wenn das Vereinigte Königreich und Italien  
an Bedeutung verloren haben, bleibt Europa der bedeutendste Absatzmarkt.

  22,4

Volkswirtschaft und Statistik



SOZIALPARTNERSCHAFT ZEICHNET 
SICH IN DER KRISE AUS

Für die M+E-Industrie ist der Strukturwandel nichts Neues. Es kommt darauf an, 
aus diesem Wandel gestärkt hervorzugehen und davon zu profitieren. Auch die  
Tarifpolitik hat dazu einen wichtigen Beitrag zu leisten. Deshalb heißt es gemein-
sam mit den Gewerkschaften: zusammen WEITERDENKEN.



Tarifpolitik
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Außergewöhnliche M+E-Tarifrunde 2020  
mit vernünftigem Abschluss

Den Tarifpartnern in der Metall- und Elektro-Industrie ist 
nach einer leisen, aber natürlich von der Corona-Krise 
geprägten Tarifrunde 2020 am 19. März 2020 in Nord-
rhein-Westfalen ein der außergewöhnlich schwierigen 
Situation angemessener Tarifabschluss gelungen, der 
sich mit den aktuell drängenden Fragen befasst. Ohne 
Streikphase und klassische Verhandlungsrunden wurde 
ein Kompromiss gefunden, der den Unternehmen  
Tariffrieden bis Ende 2020 bietet, ohne große neue  

Die Arbeit in der Tarifpolitik war im vergangenen Jahr 
wieder von einer Vielzahl von Themen geprägt. Im 
Mittelpunkt der allgemeinen Tarifthemen standen 
das Thema Strukturwandel sowie die daraus folgen-
den Herausforderungen für die Metall- und Elektro-
Industrie. 

Es war klar, dass auch die Tarifpolitik Antworten 
darauf finden muss. Sehr früh begann Gesamtme- 
tall mit den Vorbereitungen der M+E-Tarifrunde 
2020. Parallel dazu initiierte die IG Metall einen  
sogenannten Transformationsatlas und forderte die 
Ausweitung von Weiterbildung und Mitbestimmung.  

Im Laufe des Jahres zeigte sich aber auch immer 
deutlicher, dass es – nach einer Phase des zehnjäh-
rigen Aufschwungs – auch noch eine Industriere-

zession zu bewältigen galt. Dass am Ende alle diese  
Entwicklungen noch von der Corona-Krise überholt 
werden würden und zu einem schneller als erwarte-
ten Tarifabschluss 2020 führten, war zu Beginn der 
Tarifrunde nicht absehbar.

Daneben war das Berichtsjahr aber auch geprägt 
durch weitere, zahlreiche Tarifgespräche und Tarif-
verhandlungen außerhalb der regelmäßigen Tarif-
runde. So wurden die Verhandlungen zur Kontrakt-
logistik in Bayern zu einem erfolgreichen Abschluss 
gebracht. Außerdem wurden die Gespräche zur Ar-
beitszeit Ost in einem gemeinsamen Format der ost-
deutschen Verbände unter der Koordination von Ge-
samtmetall fortgeführt. Ein Prozess, der sich über das 
gesamte Jahr erstreckte und dreimal von der IG Me-
tall abgebrochen wurde.

Zusammenfassung

Belastungen zu schaffen und den Unternehmen wert-
volle Planungssicherheit gibt. 

Schon Anfang 2020 war klar, dass diese Tarifrunde  
wegen der großen Herausforderungen nicht nach dem 
bekannten Muster „Forderung – Verhandlung – Streik“ 
ablaufen konnte. Die Unternehmen haben nicht nur den 
Strukturwandel und Digitalisierung zu bewältigen und 
zu finanzieren, hinzu kam ein deutlicher Einbruch der 
Konjunktur: Die ganze M+E-Branche steckte zu diesem 
Zeitpunkt bereits mehr als ein halbes Jahr in der Rezes-
sion. Die Arbeitgeber hatten sich vor diesem Hinter-

Tarifverhandlungen zwischen M+E-Mitte und der IG Metall Mitte am 13. März 2020 in Darmstadt.
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grund bereits früh dazu ausgetauscht, was sie an For-
derungen in die Tarifrunde einbringen werden.

In ihrer Jahrespressekonferenz am 24. Januar 2020 
schlug die IG Metall den Arbeitgebern ein „Morato-
rium für einen fairen Wandel“ vor, indem sie die Arbeit-
geber aufforderte, auf Maßnahmen zu Personalabbau, 
Ausgliederung usw. zu verzichten und unmittelbar in 
Verhandlungen über ein Zukunftspaket einzusteigen. Im 
Gegenzug wollte die Gewerkschaft auf eine bezifferte 
Forderung verzichten und vor Ablauf der Friedenspflicht 
zu einem Abschluss finden. 

Die Arbeitgeberverbände lehnten die Vereinbarung ei-
nes Verzichts auf erforderliche Abbaumaßnahmen aus-
drücklich ab, schon allein, weil dies rechtlich gar nicht 
möglich ist. Auch eine entsprechende Empfehlung an 
die Unternehmen schlossen sie aus, begrüßten aber den 
Einstieg in frühe Verhandlungen. Zur Vermeidung eines 
unnötigen Drucks durch die Frist zur Forderungsüber-
mittlung durch die Gewerkschaft, gewährten sie au-
ßerdem eine diesbezügliche Fristverlängerung für die 

Tarifpolitik

Chronik zur 

M+E-Tarifrunde 2020

Vorbereitung der Tarifrunde

Seit 2018: 
Konzeptionelle Vorbereitung 
der Tarifrunde 

6. – 12. Oktober 2019:
Gewerkschaftstag in Nürnberg

19. November 2019:
Beschluss des Tarifpolitischen  
Vorstandes von Gesamtmetall  
zu den ersten Leitlinien  
für die Tarifrunde 2020

Vorgezogene Tarifgespräche

24. Januar 2020: 
Pressekonferenz der IG Metall  
mit Angebot eines „Moratoriums“ 

30. Januar 2020: 
M+E-Arbeitgeber nehmen den  
Vorschlag an, noch vor den  
eigentlichen Tarifverhandlungen  
in Gespräche einzutreten

5. Februar – 6. März 2020:
Vorgezogene Tarifgespräche in  
allen Tarifgebieten mit Auftakt  
in Nordrhein-Westfalen 

19. Februar 2020: 
M+E-Arbeitgeber gewähren 
eine Fristverlängerung für die 
Forderungsübermittlung der  
IG Metall bis zum 21. April 2020 

Torsten Muscharski, Verhandlungsführer von NiedersachsenMetall (l.), und  
Dr. Volker Schmidt, Hauptgeschäftsführer von NiedersachsenMetall (r.), bei der  
Tarifverhandlung am 13. März 2020 in Hannover.

Lena Ströbele, Verhandlungsführerin von Nordmetall, beim TV-Interview am  
Rande der Tarifgespräche zwischen Nordmetall und der IG Metall Küste am  
5. März 2020 in Hamburg. 
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Darüber hinaus verlangte sie einen Nachhaltigkeitsbo-
nus in Form eines Gewerkschaftsbonus zum Beispiel 
als Zuschüsse zu Tickets des öffentlichen Nahverkehrs 
oder zu Stromverträgen aus regenerativer Energie. Ins-
gesamt, so äußerten sich einige regionale Tarifkommissi-
onen auch öffentlich, sehe man ein Gesamtverteilungs-
volumen von 4 bis 5 Prozent. 

Die Arbeitgeber waren
an einer schnellen 
Lösung interessiert. 
Aber nicht um jeden Preis.

Die Arbeitgeber waren in der wirtschaftlich angespann-
ten Situation an einer schnellen Einigung interessiert. 
Aber nicht um jeden Preis. Eine Beschäftigungssiche-
rung im Flächentarifvertrag wurde ausgeschlossen und 
wettbewerbsfähige und zukunftssichere M+E-Unter-
nehmen wurden als Grundvoraussetzung für Beschäfti-
gungssicherung gesehen. 

Die Arbeitgeber brachten in die Gespräche, die feder-
führend in Nordrhein-Westfalen stattfanden, zuallererst 
das Ziel eines der wirtschaftlichen Lage angepassten 
Entgeltabschlusses und darüber hinaus ein Modell für 
die Variabilisierung von Entgeltbestandteilen sowie eine 
automatisierte Differenzierung ein. Zudem wurde von 
den M+E-Arbeitgebern in Baden-Württemberg, Bayern 
und Mitte ein echtes Belastungsmoratorium als langjäh-
riges Commitment mit einem festen Gesamtprozentsatz 
möglicher Entgeltbestandteile gefordert. 

Forderungsübermittlung bis zum 21. April 2020. In Um-
setzung dieses „neuen Weges“ nahmen Arbeitgeber 
und IG Metall dann bereits Anfang Februar Gespräche in 
den Tarifgebieten auf. Das gemeinsame Ziel war, Lösun-
gen zu finden, die die Beschäftigung und die Unterneh-
men im Strukturwandel und der konjunkturellen Krise 
sichern. Allerdings stellte die IG Metall zahlreiche For-
derungen. Inhaltlich ging es der Gewerkschaft einmal 
um betriebliche Zukunftstarifverträge. Ziel war dabei die 
Festlegung konkreter Investitions- und Produktionsper-
spektiven für Standorte und Beschäftigte und Verein-
barungen über Maßnahmen zur Personalentwicklung, 
zu Aus- und Weiterbildung und über den Ausschluss 
betriebsbedingter Kündigungen. Neben einer Rang-
folge von Maßnahmen bei Unterauslastung brachte die  
IG Metall auch die Erhöhung der Quote bei Altersteilzeit 
und Ansprüche auf Qualifizierung in die Diskussion ein.

Gemeinsames Ziel war, Lösungen zu 
finden, die die Beschäftigung und die 
Unternehmen im Strukturwandel und 
der konjunkturellen Krise sichern. 

Insbesondere in Baden-Württemberg wurde die Forde-
rung nach Einbeziehung der dual Studierenden in den 
Manteltarifvertrag für Auszubildende erhoben. In den 
neuen Bundesländern war die 35-Stunden-Woche für 
die IG Metall meist das Kernthema. Bezüglich des Ent-
gelts erklärte die IG Metall eine Stärkung der Kaufkraft 
der Beschäftigten und die Sicherung der Realeinkom-
men zum Ziel der Tarifrunde. 

Arndt G. Kirchhoff, Präsident von Metall NRW, und Knut Giesler, Bezirksleiter der IG Metall NRW,  
unterzeichnen den Pilotabschluss zur M+E-Tarifrunde 2020 am 19. März 2020 in Düsseldorf.
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Noch am 2. März 2020 fasste der Tarifpolitische Vor-
stand von Gesamtmetall einen Beschluss zu den Zielen 
der Tarifrunde und legte sich auf Nordrhein-Westfalen 
als Pilotbezirk fest. Gleichzeitig wurde zur Arbeitszeit 
Ost der Beschluss vom 22. Januar 2019 zu Gesprächen 
im gemeinsamen Format und außerhalb der Tarifrunde 
nochmals bekräftigt.

Dann kam die Corona-Krise hinzu. Die Metall- und Elek-
tro-Industrie begann, wie die gesamte Wirtschaft unter 
Lieferschwierigkeiten, erheblichen Umsatzeinbußen und 
behördlichen Anordnungen zu leiden. Und die Beschäf-
tigten konnten ihre Arbeitsleistungen aufgrund von 
Quarantänemaßnahmen, Schul- und Kita-Schließun- 
gen nicht oder nur noch teilweise erbringen. Die Folge 
davon war insbesondere Kurzarbeit in enormem Aus-
maß.  

Ein Abschluss musste her, der
Antworten vor allem auf die 
aktuellen Problemstellungen gibt. 

Dies erschwerte die Verhandlungen nochmals erheblich 
und erforderte schnelle Lösungen für Unternehmen und 
Beschäftigte. Ein Abschluss musste her, der Antworten 
vor allem auf die aktuellen Problemstellungen gab. So 
wurde am 19. März 2020 ein Pilotabschluss in Nord-
rhein-Westfalen mit einer Laufzeit bis Ende 2020 erzielt, 
der – nach einem einstimmigen Beschluss am 25. März 
2020, die Übernahme zu empfehlen – inzwischen in  
allen Tarifregionen übernommen wurde.

20. Februar 2020: 
Beschluss der regionalen  
Tarifkommissionen der IG Metall, 
keine bezifferte Lohnforderung zu 
erheben

Tarifverhandlungen

ab Ende Februar 2020: 
Offizielle Tarifverhandlungen

26. – 28. Februar 2020:
Kündigung der Entgelttarifverträge 
durch die IG Metall

2. März 2020:
Beschluss des Tarifpolitischen Vorstandes
von Gesamtmetall zu den Zielen der 
Tarifrunde, dem Pilotbezirk in Nordrhein- 
Westfalen und zur Arbeitszeit Ost

17. März 2020: 
Abschluss der ersten offiziellen 
Verhandlungsrunde

Tarifabschluss

19. März 2020:
Fortsetzung der Verhandlungen
in Nordrhein-Westfalen und 
Tarifabschluss 

25. März 2020: 
Beschluss des Tarifpolitischen 
Vorstandes von Gesamtmetall 
zur Übernahme des Tarifabschlusses
aus Nordrhein-Westfalen, danach – zum
Teil rückwirkendes – Inkrafttreten 
der Tarifverträge in allen Tarifgebieten

31. März 2020:
Ablauf der Erklärungsfristen 
in allen Tarifgebieten

Tarifpolitik
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Der zum 31. März 2020 gekündigte Entgelt-Tarifvertrag 
wird ohne eine Erhöhung der Tabellenentgelte unverän-
dert wieder in Kraft gesetzt – mit einer Mindestlaufzeit 
bis zum 31. Dezember 2020. 

Darüber hinaus sieht der Tarifabschluss zwei wesentliche 
Bausteine vor, damit Unternehmen und Beschäftigte die 
Corona-Krise wirtschaftlich überstehen: Kurzarbeit ist 
ein wichtiges Instrument zur Sicherung von Arbeitsplät-
zen, kann aber ggf. bei den Beschäftigten zu sozialen 
Härten führen. Der neue Solidartarifvertrag sowie der 
neu aufgelegte Tarifvertrag „Zukunft in Arbeit“ treffen 
dafür Regelungen. Der zweite Baustein ist die Schaf-
fung neuer Freistellungszeiten zur Kinderbetreuung im 
Solidartarifvertrag, wenn die Kita oder Schule aufgrund 
der Corona-Krise behördlich geschlossen ist. Insgesamt 
konnte damit ein Tarifabschluss ohne Ewigkeitskosten 
erzielt werden, der sich in dieser schwierigen Zeit ins-
besondere liquiditätsschonend für die M+E-Unterneh-
men auswirkt.

Kurzarbeit

Anstelle des lange Zeit geforderten allgemeinen tarif-
lichen Zuschusses zum Kurzarbeitergeld wurde eine 
Härtefall-Regelung vereinbart. Danach wird ein betrieb-
licher Finanzierungsbetrag von 350 Euro pro Beschäf-

tigtem (Teilzeitbeschäftigte und Auszubildende werden 
anteilig berücksichtigt) zur Verfügung gestellt, der zum 
Ausgleich oder zur Verminderung sozialer Härten im Fall 
von langandauernder und hoher Betroffenheit durch 
Kurzarbeit dient. Die konkreten Verwendungsmodali-
täten legen die Betriebsparteien fest.

Wichtig in dieser besonders schwierigen Situation ist, 
dass bereits betrieblich vereinbarte Unterstützungs-
leistungen auf den Finanzierungsbetrag angerechnet 
werden können. Mittel, die nicht für Härtefälle ausge-
schöpft wurden, können entweder zum Jahresende zu 
gleichen Teilen an die Beschäftigten (Teilzeitbeschäftigte 
anteilig) ausgezahlt oder durch die sogenannte Differen-
zierung mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien bis 
auf Null reduziert werden, wenn die wirtschaftliche Lage 
des Betriebes dies erfordert. Somit bekommen diejeni-
gen Unterstützung, die sie wirklich brauchen.

Zur Differenzierung verweist der Solidartarifvertrag auf 
die bestehende Differenzierungsregelung des T-ZUG (B) 
aus dem Tarifabschluss 2018, die leicht verbessert werden 
konnte. Dabei wird eine Verknüpfung mit Kriterien aufge-
zeigt, die der Differenzierung bei Verlust oder Liquiditäts-
engpässen des Betriebes besondere Bedeutung zuweist.

Als weiterer wichtiger Baustein wurde der auf freiwilli-
ger betrieblicher Basis umsetzbare Tarifvertrag Zukunft 

Spezial: M+E-Tarifabschluss 2020

Die wesentlichen Ergebnisse des
M+E-Tarifabschlusses 2020 im Überblick

Finanzierungsbetrag zur Verminderung sozialer Härten bei Kurzarbeit

• Zum 1. April wird der Finanzierungsbetrag ermittelt. Pro Vollzeitbeschäftigtem werden 350 Euro zur Verfügung gestellt.
• Genaue Ausgestaltung durch freiwillige Betriebsvereinbarung

350 Euro 
Gesamt-
betrag

Anrechnung von möglichen bereits bestehenden 
betrieblichen Zuschussleistungen zum Kurzarbeitergeld

Auszahlung, sofern keine 
Differenzierung*, an alle 

Beschäftigten 
zum 01.12.2020

(„Auffanglösung“)

Auszahlung für Härtefälle
 ab 01.04.2020 

(monatlich oder 
auf einmal möglich)

*Differenzierung:  
 Betriebe in 
 wirtschaftlichen
 Schwierigkeiten
 können Auszahlung 
 verschieben oder 
 bis auf Null reduzieren.

und / oder
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in Arbeit (TV ZiA) aus dem Krisenjahr 2010 modifiziert 
wieder in Kraft gesetzt. Durch Anwendung der tarifli-
chen Regelungen des TV ZiA lassen sich die tariflichen 
Remanenzkosten ab dem ersten Tag der Kurzarbeit 
durch eine Zwölftelung der Sonderzahlungen senken 
und gleichzeitig das den Beschäftigten zur Verfügung 
stehende monatliche Entgelt in der Kurzarbeit erhö-
hen. Voraussetzung hierfür ist eine Beschäftigungszu-
sage während der Kurzarbeit durch die Unternehmen. 
Wie ebenfalls bereits 2010 vereinbart, gibt es das da-
ran anschließende Instrument einer Arbeitszeitabsen-
kung ohne Kurzarbeitergeld, jedoch mit einem Teilent-
geltausgleich.

Als Mindestlaufzeit für alle diese Regelungen ist – wie 
auch beim Tarifabschluss insgesamt – der 31. Dezember 
2020 vereinbart worden.

Erweiterte Freistellungsmöglichkeiten 

Beschäftigte, die Kinder bis zur Vollendung des 12. Le-
bensjahres betreuen, können nun – neben den bisher 
anspruchsberechtigten Eltern von Kindern bis zur Voll-
endung des 8. Lebensjahres – ebenfalls acht freie Tage 
anstelle der tariflichen Sonderzahlung T-ZUG (A) bean-
tragen. 

Außerdem werden fünf zusätzliche bezahlte freie Tage 
gewährt, sofern alle anderen Maßnahmen schon genutzt 
sind. Dies sind insbesondere staatlich finanzierte Freistel-
lungszeiten, aber auch der Verbrauch von Resturlaub aus 
dem Jahr 2019, die Nutzung von Arbeitszeitkonten so-
wie die Nutzung freier Tage statt des T-ZUG (A).

Erweiterte Freistellungsmöglichkeit zur Kinderbetreuung 

Freistellungsmöglichkeiten, die zunächst auszunutzen sind:

Zuerst 
gesetzlich

Dann 
betrieblich

Dann 
erweiterte
Freistellungs-
möglichkeit 

Bestehende 
staatlich
(gegen-)

�nanzierte
Freistellungs-

zeiten

Resturlaub
 2019

Abbau von
Plussalden 

von 
Arbeitszeit-

konten

Eintrag von
Negativ-
stunden 
(bis 21 

Stunden)

Genehmigte
Freistellungs-

tage

5 bezahlte
freie Tage

1 2 3

Beschäftigte, die eigene Kinder bis zum 12. Lebensjahr zu betreuen und alle anderen 
Maßnahmen ausgenutzt haben, bekommen 5 zusätzlich bezahlte Tage frei. 

Zusätzlich können die Betriebsparteien in gegenseitigem 
Einvernehmen Freistellungstage unter Wegfall der tarif-
lichen Sonderzahlung T-ZUG (A) verpflichtend für alle 
Beschäftigten anordnen (je nach Beschäftigtengruppe 
8 oder 6 Tage).

Hält die schwierige Betreuungssituation länger an, kom-
men auch unbezahlte Freistellungen in Betracht. Hierzu 
können tarifliche Sonderzahlungen zum Auffüllen der 
Entgeltlücke vorzeitig ausgezahlt werden.

Weitere Regelungen

Die 2018 bundesweit vereinbarte Regelung, wonach 
die bei der Entgeltumwandlung eingesparten Sozial-
versicherungsbeiträge des Arbeitgebers nicht an die 
Arbeitnehmer weiterzugeben sind, wird fortgeführt. 
Die Mindestlaufzeit und Kündbarkeit des TV Entgelt-
umwandlung und des TV altersvorsorgewirksame Leis-
tungen werden mit der des Entgeltabkommens synchro-
nisiert.

Außerdem wurde eine Sonderregelung im TV LeiZ für 
Zeitarbeitnehmer in Kurzarbeit vereinbart. Die Zeiten 
in Kurzarbeit werden im Rahmen der Berechnung der 
Überlassungszeiten nicht berücksichtigt. Diese Regelung 
endet am 31. Dezember 2020. 

Die Themen Digitalisierung, Energie- und Mobilitäts-
wende sollen – zusammen mit den Auswirkungen der 
Corona-Krise – nach Abklingen der Pandemie bespro-
chen werden. So wurde es in einer Gesprächsverpflich-
tung festgehalten. 

Tarifpolitik
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Ein zukunftsweisender Abschluss  
bei der Kontraktlogistik 

Nach langen und intensiven Verhandlungen konnte zwi-
schen dem bayerischen M+E-Arbeitgeberverband vbm 
und der IG Metall Bayern im Juni 2019 ein Pilotabschluss 
für die Kontraktlogistik erzielt werden. Die Kontraktlo-
gistik ist ein Teil des produktionsrelevanten Dienstleis-
tungsbereichs entlang der M+E-Wertschöpfungskette. 
Ein erster Versuch zur Tarifierung in der Fläche hierzu 
wurde in Zusammenarbeit mit den Logistikverbänden 
gestartet, scheiterte jedoch im März 2017. Im Nachgang 
trat die IG Metall mit dem Bestreben nach einer tarifver-
traglichen Lösung über eine Tarifgemeinschaft an einige 
Kontraktlogistikunternehmen heran. Diese Unterneh-
men schalteten Gesamtmetall mit dem Wunsch nach 
Unterstützung ein. Nach einem schleppenden Anlauf 
konnte im Herbst 2018 mit der IG Metall eine Verfah-
rensabrede getroffen werden, nach der in Bayern Ver-
handlungen zur Pilotierung der Kontraktlogistik unter 
Beteiligung von NRW und anderen Mitgliedsverbänden 
sowie Koordination durch Gesamtmetall aufgenommen 
wurden. Schließlich wurde in der siebten Verhandlungs-
runde in den frühen Morgenstunden des 25. Juni 2019 
ein Abschluss erzielt.

Dieser Pilot sollte dann in allen Tarifgebieten außer Ba-
den-Württemberg übernommen werden. Als erstes Ta-
rifgebiet übernahm Nordrhein-Westfalen den Tarifab-
schluss am 6. September 2019, es folgte der Norden 
am 13. Dezember 2019. In beiden Regionen ist es ge-
lungen, im Wesentlichen wortgleiche Texte zu vereinba-
ren, um den Umgang mit den Tariftexten bei überregio-
nal tätigen Unternehmen zu erleichtern. In den übrigen 
Tarifgebieten stehen die Übernahmen noch aus. Leider 

ist der Übernahmeprozess aufseiten der IG Metall aus 
verschiedenen Gründen ins Stocken geraten.

Der Abschluss beinhaltet ein komplettes, praxistaugli-
ches Tarifwerk von der Eingruppierung und Vergütung 
von Beschäftigten bis hin zu manteltarifvertraglichen Be-
stimmungen. Bei einem der strittigsten Punkte innerhalb 
der Verhandlungen, dem Geltungsbereich, konnten die 
M+E-Arbeitgeber eine sehr enge Regelung durchsetzen. 
So sind im Grundsatz nur die Betriebe erfasst, die Kon-
traktlogistik für einen OEM, also den Endhersteller der 
letzten Produktstufe, erbringen. Eine sogenannte Kon-
traktschutzklausel soll verhindern, dass Betriebe inner-
halb der Laufzeit bestehender Kontrakte die Regelun-
gen des Tarifwerks anwenden müssen. Das verhindert 
Kostensprünge innerhalb eines laufenden Kontraktes. 

Ein weiterer Kernpunkt der Verhandlungen war das Ent-
gelt. Ein Hauptziel der IG Metall war die Übernahme 
des M+E-Entgeltsystems und die Übertragung des M+E-
Grundentgelts für die Beschäftigten in der Kontraktlo-
gistik. Das passte nicht mit dem Ziel der Arbeitgeber, 
die Kontraktlogistik wettbewerbsfähig zu halten, zu-
sammen. Für die Arbeitgeber war daher ein ausreichen-
der Entgeltabstand zur M+E-Industrie entscheidend. 

Ziel der M+E-Arbeitgeber war, 
die Kontraktlogistik 
wettbewerbsfähig zu halten.

Der Kompromiss in Bayern sieht vor, dass das abstrakte 
Entgeltsystem mit den Beschreibungen der Entgeltgrup-
pen bis zur ersten Akademikerentgeltgruppe und die 
zugehörigen Grundentgelte übernommen werden, je-

Bayern
Nordrhein- 
Westfalen

Norden

Wochenarbeitszeit 37,5 Stunden 37,5 Stunden
37,5 Stunden, außer in 

 Mecklenburg-Vorpommern  
38 Stunden

Leistungszulagen entfällt entfällt entfällt

Urlaubsgeld 30 Prozent entfällt entfällt

Weihnachtsgeld 33 Prozent 22,5 Prozent entfällt

T-ZUG (A) 13,8 Prozent 13,8 Prozent entfällt

T-ZUG (B) / Zusatz
betrag

115 bis 175 Euro 150 Euro entfällt

Grundentgelte keine Absenkung keine Absenkung Absenkung 

Vereinbarte Regelungen zur Sicherung des Entgeltabstandes
Jeweils Reduzierung oder Wegfall von Entgeltkomponenten
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2019 fand das erste offizielle Gespräch in Berlin statt. 
Inhaltlich erfolgte dies ohne Vorbedingungen oder An-
knüpfung an vorangegangene Gesprächsstände. 

Die Knackpunkte lagen im 
Wesentlichen darin, dass die IG Metall 
die „35“ aus dem Westen einfach auf 
den Osten übertragen wollte.

Im April und Mai 2019 fanden vier weitere offizielle Ge-
spräche und mehrere Arbeitsgruppen-Sitzungen statt, 
in denen die gegenseitigen Positionen dargelegt und 
bereits Texte ausgetauscht wurden. Die Arbeitgeber 
schlugen in diesem Zusammenhang erstmals den soge-
nannten TV FUTURE (Flächenlösung zur Unterstützung 
der Tarifbindung von Unternehmen und der Regionalen 
Entwicklung) vor. Schließlich kamen die Tarifvertragspar-
teien der ostdeutschen Bundesländer am 21. und 22. 
Juni 2019 in Potsdam mit dem Ziel zusammen, eine ge-
meinsame Lösung zu vereinbaren. Trotz vermeintlicher 
zwischenzeitlicher Annäherungen gelang in diesem Ge-
spräch keine Einigung. 

Die Knackpunkte lagen im Wesentlichen darin, dass 
die IG Metall die „35“ aus dem Westen einfach auf 
den Osten wollte. Das wurde abgelehnt, weil dies wirt-
schaftlich nicht verkraftbar gewesen wäre. Vorstellbar 
war aus Arbeitgebersicht nur eine Lösung unter Berück-
sichtigung der drei Kernpunkte: Ein freiwilliger Einstieg 
in die 35-Stunden-Woche über einen längeren Zeitraum, 
eine Kostenkompensation mindestens bis zum Ablauf 
dieses Zeitraumes und die Vereinbarung eines Arbeits-
zeitkorridors, um das entfallende Arbeitszeitvolumen 
ausgleichen zu können. Die Gespräche wurden – ohne 
Fixierung eines Gesprächsstandes oder Vereinbarung 
eines neuen Termins – von der IG Metall für „ergeb-
nislos beendet“ erklärt. Gleichzeitig musste festgestellt 
werden, dass die IG Metall trotz der laufenden Gesprä-
che auf einzelne Betriebe im Osten zuging. Eine solche 
Großfirmenlösung wurde jedoch seitens der Arbeitge-
ber weiter abgelehnt.

Dennoch blieb die Arbeitgeberseite an einer gemein-
samen Lösung interessiert. Dabei hatte man auch die 
Unterstützung der Mitgliedsunternehmen, der IG Me-
tall in einzelnen Punkten entgegenzukommen. Im 
Nachgang zu einem 3:3-Gespräch mit der IG Metall am  
11. Juli 2019 wurde ein Eckpunktepapier verfasst, wo-
rauf es seitens der IG Metall erst im September eine 
Rückmeldung gab. In der Zwischenzeit erhielten die 
ostdeutschen Verbände Schreiben durch die Bezirkslei-
tungen der IG Metall mit der Aufforderung, die regi-
onalen Gespräche wieder aufzunehmen. Dies lehnten 
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doch gleichzeitig ein Abstand von 23 Prozent im Ent-
gelt hergestellt werden muss. Dies kann über die Redu-
zierung beziehungsweise den Wegfall von festgelegten 
Entgeltkomponenten wie zum Beispiel Weihnachtsgeld, 
Urlaubsgeld, Leistungszulage und einer abweichenden 
Arbeitszeit realisiert werden. In den Regionen, in denen 
diese Stellschrauben nicht ausreichen, um den Entgelt- 
abstand zu generieren, kann auch das Grundentgelt  
abgesenkt werden. Wie die Stellschrauben eingesetzt 
wurden, kann der nebenstehenden Tabelle entnommen 
werden. 

Um den Besonderheiten der Kontraktlogistik Rechnung 
zu tragen und betriebliche Streitigkeiten über die tarif-
liche Eingruppierung weitgehend zu vermeiden, sind 
die typischen Tätigkeiten der Kontraktlogistik in 52 Tä-
tigkeitsbeispielen abgebildet und verbindlich eingestuft 
worden. Die Laufzeit der Entgelttarifverträge ist mit der 
Laufzeit der M+E-Verträge synchronisiert, eventuelle 
Entgelterhöhungen aus den M+E-Abschlüssen werden 
übernommen.

Das gesamte Tarifwerk hat eine Laufzeit von zehn Jah-
ren, sodass auch der Entgeltabstand für diese Zeit ge-
sichert ist. Fünf Jahre nach Inkrafttreten greift eine Ver-
handlungsverpflichtung mit dem Ziel der Einhaltung des 
Abstandes von 23 Prozent. 

Weitere wichtige Regelungen: 

•	 30 Tage Urlaub pro Jahr
•	 Altersteilzeit als beidseitig freiwilliges Modell
•	 Quoten für den Einsatz von Zeitarbeitnehmern
•	 Übernahme von Auszubildenden
•	 Regelungen zur Einführung des Tarifwerks 

inklusive einer Kostenschutzklausel
•	 Sicherung und Aufbau von Beschäftigung 

(„Pforzheim-Abkommen“)

Keine Einigung bei der Arbeitszeit Ost 

Das vergangene Jahr war auch geprägt von unzähligen 
Gesprächen mit einem Hin und Her aus Annäherung 
und Rückfall auf alte Positionen aufseiten der IG Metall 
bei der Arbeitszeit Ost. Der Tarifpolitische Vorstand von 
Gesamtmetall hatte am 22. Januar 2019 beschlossen, 
Gespräche zur Arbeitszeit Ost künftig als Verhandlungs-
gemeinschaft der ostdeutschen M+E-Arbeitgeberver-
bände und einer Geschäftsführung von Gesamtmetall 
zu führen. Als Verhandlungsführer fungierte der Ver-
handlungsführer des VME Berlin-Brandenburg, Stefan 
Moschko, seine Stellvertretung übernahm der Verhand-
lungsführer des VSME, Prof. Nils Kroemer. Am 15. März 
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die Verbände mit Verweis auf die gemeinsamen, noch 
andauernden Gespräche zur Arbeitszeit Ost ab. Nach 
einem fortwährenden Austausch auf Arbeitgeberseite 
über den Sommer hinweg, wurde Ende August 2019 
der Kontakt zur IG Metall erneut aufgenommen. Im wei-
teren Verlauf fiel die IG Metall jedoch wieder hinter ihre 
Position aus dem Juli zurück. Gleichzeitig betonte sie 
aber, noch im September – vor dem Gewerkschaftstag 
Anfang Oktober 2019 – zu einer Lösung kommen zu 
wollen. So trafen sich die Tarifvertragsparteien erneut 
in mehreren Terminen und zwei weiteren offiziellen Ge-
sprächen im September, die bis in die Nacht hinein ge-
führt wurden. 

Die Arbeitgeber bleiben im Sinne 
einer flächendeckenden Lösung 
weiter gesprächsbereit.

Während die Arbeitgeberseite während des gesamten 
Prozesses und auf Basis des Vorstandsbeschlusses stets 
deutlich machte, dass es eine Lösung nur für den ge-
samten Osten geben könne, blieb nach der „Sommer-
pause“ unklar, für wen die IG Metall überhaupt verhan-
delte. Inhaltlich hatten sich Arbeitgeber und IG Metall in 
dieser Zeit in vielen Punkten angenähert, doch brach die 
IG Metall die Gespräche am 30. September 2019 zum 
2. Mal abrupt und für die Arbeitgeber überraschend ab. 

Nach dem Gewerkschaftstag der IG Metall, auf dem 
die Forderung nach der 35-Stunden-Woche im Osten 
noch einmal deutlich bekräftigt wurde, wurden die Ge-
spräche zur Arbeitszeit Ost im November 2019 in zwei 
weiteren Terminen fortgesetzt. Die Knackpunkte waren 
nach wie vor die „35“, die nach Vorstellung der IG Me-
tall für alle Betriebe im Osten mit einer verbindlichen 
Stufe ab 2031 gelten sollte, die Höhe der Kostenkom-
pensation und der TV FUTURE, dessen Text die Arbeit-
geber bereits früh in den Prozess eingebracht und zur 
Gesprächsgrundlage gemacht hatten.

Der wiederum überraschende dritte und dann endgül-
tige Abbruch kam dann am 11. Dezember 2019 per 
Pressemitteilung der IG Metall nach insgesamt neun 
Monaten und vielen Gesprächsrunden. Damit entfiel 
auch der geplante elfte Gesprächstermin für den 13. 
Dezember 2019. Die Arbeitgeber blieben aber im Sinne 
einer flächendeckenden Lösung weiter gesprächsbereit.

Dann rief die IG Metall die Arbeitszeit Ost erneut in 
der Tarifrunde 2020 im Rahmen ihres „Moratoriums“ 
als Thema auf und band hier die westdeutschen Bun-
desländer im Rahmen eines Solidaritätsaufrufs mit ein.  
Die Arbeitgeber im Osten zeigten sich auch hier grund-

sätzlich weiter gesprächsbereit. Entsprechend des Be-
schlusses, die Gespräche gemeinsam und im bisherigen 
Rahmen zu führen, schlossen sie dabei aber aus, das 
Thema mit der Tarifrunde zu verknüpfen. Zu weiteren 
Gesprächen mit der IG Metall kam es nicht mehr.

Tarifbindung bleibt zentrales  
tarifpolitisches Thema

Die Stärkung der Tarifbindung bleibt eine der zentralen 
und langfristigen Aufgaben der Arbeitgeberverbände 
der M+E-Industrie. Seit mehr als 20 Jahren nimmt die 
Tarifbindung auch in der M+E-Industrie kontinuierlich 
ab. Um diesem Trend entgegenzuwirken, ist es wichtig 
zu wissen, welchen Einflussfaktoren die Tarifbindung 
überhaupt unterliegt. Dieser Frage geht die von Gesamt-
metall ins Leben gerufene Forschungsstelle Tarifautono-
mie beim Institut der deutschen Wirtschaft in Köln nach. 
Sie widmet sich diesem Thema seit 2016 in einem Fünf-
Jahres-Programm mit mehreren Studien. Eine Studie aus 
2019 zur Tarifbindung aus Makroperspektive gibt dabei 
zum Beispiel erste Hinweise, um Treiber für die sinkende 
Tarifbindung zu identifizieren.

Dafür wurden in einer historischen Datenanalyse sta-
tistische Zahlen zur Mitgliederentwicklung der M+E-
Verbände sowie zu weiteren Einflussfaktoren vom Stin-
nes-Legien-Abkommen im November 1918 bis in die 
Gegenwart gesammelt und untersucht. Erstaunlicher-
weise existiert bisher kein solches umfassendes Modell 
zur Erklärung des Tarifbindungsgrades. Lediglich einzelne 
Faktoren wurden in der wirtschaftswissenschaftlichen Li-
teratur bisher beleuchtet. Die Stärke der Gewerkschaf-
ten oder der Umfang der Streiks finden demgegenüber 
zum Beispiel häufig keine Berücksichtigung. 

Die Stärkung der Tarifbindung 
bleibt eine der zentralen 
und langfristigen Aufgaben 
der M+E-Arbeitgeberverbände.

Die Forschungsstelle Tarifautonomie hat eine Aus-
wahl an Indikatoren untersucht, um übergeordnete 
Trends und sonstige Einflussfaktoren zu identifizie-
ren: Dazu gehören Gewerkschaften und Streikbereit-
schaft, Arbeitszeit und Löhne sowie konjunkturelle 
und strukturelle Einflüsse. Teils wurde die Datensamm-
lung erschwert durch Lücken in den Zeitreihen – wie 
zum Beispiel in der Weimarer Republik oder durch den  
2. Weltkrieg – oder Brüchen bei der Datenerhebung.
Die Untersuchungen im Rahmen des Forschungspro-
gramms sind noch nicht abgeschlossen. Aber vorläufige  
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Ihre Ansprechpartner
und Service

•	 Koordination und Begleitung von Tarifgesprächen und 
-verhandlungen der M+E-Arbeitgeberverbände

•	 Konzeptionelle Vorbereitung der Tarifrunde 2021  
in Zusammenarbeit mit den Mitgliedsverbänden

•	 Umsetzungsbegleitung des Tarifabschlusses 2020  
sowie die Unterstützung der Mitgliedsverbände  
inklusive der Unterstützung bei entsprechenden  
Ausarbeitungen 

•	 Erstellung von Überblicken und Vergleichen von  
tariflichen Regelungen in den einzelnen Tarifgebieten

•	 Koordination bundesweit relevanter Auslegungsfragen 
in Tarifverträgen und Erstellung von Auslegungshilfen 

Mit dem M+E-Tarifabschluss 2020 hat die Tarifautonomie erneut ihre Krisenfestigkeit bewiesen. 
Zudem haben die Tarifvertragsparteien gezeigt, dass sie situationsabhängig schnell und besonnen 
handeln können. Dies gilt es, auch über die Corona-Krise hinaus zu festigen und in die kommende 
Tarifrunde 2021 zu tragen. Hier werden insbesondere die Themen des Strukturwandels und die 
Bewältigung der Folgen der Corona-Krise zur Diskussion stehen. Mit einer Gesprächsverpflichtung 
im Tarifabschluss wurde dafür der Grundstein gelegt. 

Zusätzlich wird es bereits in der Phase des Wiederhochfahrens der Wirtschaft nach der Corona-Krise 
neben Fragen des Arbeitsschutzes möglicherweise auch anhaltende Liquiditäts- und Nachfrage
probleme geben, die mit tarifpolitischen Überlegungen zu flankieren sind. 

Inwiefern die Arbeitszeit Ost in der aktuell schwierigen Zeit eine Rolle spielt, bleibt abzuwarten. Von 
Seiten der M+E-Arbeitgeber gibt es Gesprächsbedarf, z.B. zum „Tarifvertrag der Zukunft“ wie er 
im Tarifpolitischen Leitbild im Januar 2019 beschlossen wurde. Tarifverträge weiterhin attraktiv zu 
gestalten, muss schließlich auch außerhalb von Krisenzeiten Ziel beider Sozialpartner sein.

Ausblick
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Ergebnisse lassen bereits vermuten, dass beispiels-
weise die Mitgliederentwicklung der Gewerkschaften 
die Höhe der Tarifbindung stärker beeinflusst. Auch 
die Veränderung der Betriebsgrößenstrukturen in der 
M+E-Industrie scheint einen gewissen Einfluss zu haben.  
Bereits andere Studien hatten übereinstimmend ge-
zeigt, dass große Betriebe eine deutlich höhere Wahr
scheinlichkeit als kleine Betriebe aufweisen, tarifgebun-
den zu sein. Daher lag die Vermutung nahe, dass sich 
auch innerhalb der M+E-Industrie die Betriebsgrößen-
struktur auf die Tarifbindungsquote auswirken könnte. 
Dies hat sich im ersten Ansatz bestätigt: So hat beispiels-
weise offenbar der steigende Anteil an Unternehmen 
mit mehr als 99 Mitarbeitern einen positiven Einfluss 
auf die Tarifbindungsquote. 

Ebenso scheint auch ein steigender Exportanteil in der 
Metall- und Elektro-Industrie einen positiven Einfluss 
zu haben, wenngleich die Zusammenhänge hier nicht 
so eindeutig darstellbar sind. Der steigende Auslands-
umsatz ist ein Indikator für zunehmende internationale 
Verflechtungen. Die These, dass diese Verflechtungen 
den Flächentarifvertrag verdrängen, bestätigt die Ana-
lyse jedenfalls nicht. 

Aus den bisher gewonnenen Ergebnissen ergeben sich 
wiederum spannende Anschlussfragen, die es noch zu 
untersuchen gilt. Die Forschungsstelle Tarifautonomie 
soll sich in den kommenden Jahren weiter mit den drän-
genden Fragen des Tarifvertragssystems speziell in der 
deutschen Metall- und Elektro-Industrie beschäftigten.
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Schäfer
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Weber

Katrin 
Brauner

Jens 
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Sabine 
Glaser





Sozialpolitik

Die Marktwirtschaft sorgt für den Wohlstand und der soziale Ausgleich sorgt 
für diejenigen, die Unterstützung benötigen. Aber in Deutschland stehen im-
mer weniger Beitragszahlern immer mehr Leistungsempfänger gegenüber. 
Da hilft es nicht, ständig mehr Geld in das System zu pumpen, und erst recht 
nicht, immer neue Ausgaben zu beschließen. Wir brauchen REFORMEN, die 
das Soziale generationengerecht machen.

SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT  
BLEIBT DAS LEITPRINZIP



46

Zukunft der Altersvorsorge: Grundrente schafft 
keine neue Gerechtigkeit

Bereits Anfang des Jahres 2018 einigte sich die Große 
Koalition im Koalitionsvertrag auf ein „Grundrenten-
konzept“, das Rentnern, die mindestens 35 Jahre in 
die gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt haben 
– nach erfolgter Bedürftigkeitsprüfung – ein Altersein-
kommen oberhalb des Grundsicherungsbedarfs gewäh-
ren sollte. 

Konkret heißt es dazu im Koalitionsvertrag: „Die Le-
bensleistung von Menschen, die jahrzehntelang gear-
beitet, die Kinder erzogen und Angehörige gepflegt 
haben, soll honoriert und ihnen ein regelmäßiges Al-
terseinkommen zehn Prozent oberhalb des Grundsi-
cherungsbedarfs zugesichert werden. Die Grundrente 
gilt für bestehende und zukünftige Grundsicherungs-
bezieher, die 35 Jahre an Beitragszeiten oder Zeiten der 
Kindererziehung beziehungsweise Pflegezeiten aufwei-
sen. Voraussetzung für den Bezug der Grundrente ist 
eine Bedürftigkeitsprüfung entsprechend der Grundsi-
cherung. Die Abwicklung der Grundrente erfolgt durch 
die Rentenversicherung. Bei der Bedürftigkeitsprüfung 
arbeitet die Rentenversicherung mit den Grundsiche-
rungsämtern zusammen."

Die Grundrente schafft 
Bürokratie, ohne den wirklich
Bedürftigen zu helfen.

Der zwei Jahre später, im April 2020, vorgelegte 
Gesetzesentwurf zeigte jedoch, dass vom damaligen 
Konzept nicht mehr viel übriggeblieben war. Gleichzei-
tig wurden Erwartungen geweckt, die nicht gehalten 
werden können. Nach den jetzigen Plänen der Bundesre-
gierung soll einen Grundrentenzuschlag jeder erhalten,

Zweifellos hat die Corona-Pandemie die Arbeit von 
Gesamtmetall im Bereich Sozialpolitik in den vergan-
genen Wochen und Monaten stark beeinflusst. Die 
Fragen nach einer Reaktivierung der Krisenregelun-
gen zum Kurzarbeitergeld aus der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008/2009 und deren Auswirkungen 
standen im Zentrum der politischen Debatte. Gesamt-
metall hat sich erfolgreich für die Wiedereinführung 
der Krisenregelungen eingesetzt (Details Seite 12).

Die weiteren wirtschaftlichen Herausforderungen 
des Strukturwandels sowie das eigentliche sozialpo-
litische Dauerthema, die Zukunft der Altersvorsorge 
in Deutschland, traten dadurch in den vergangenen 
Monaten etwas in den Hintergrund der öffentlichen 
Aufmerksamkeit. Spätestens mit der Veröffentlichung 
des Berichts der Rentenkommission im März 2020 
rückte aber auch diese Debatte wieder mehr in den 
Fokus. Hinzu kam das Thema Grundrente. 

Zusammenfassung

•	 der mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten vor-
weisen kann, wobei zwischen 33 und 35 Jahren an 
Grundrentenzeiten eine Gleitzone eingeführt wird. 
Der „volle“ Zuschlag soll ab 35 Jahren an Grund-
rentenzeiten gewährt werden. 

•	 dessen Einkommen in dieser Zeit einem Durch-
schnittswert zwischen 0,4 und 0,8 an Entgeltpunk-
ten für die Rentenberechnung entsprach (Aus-
schluss von geringfügig Beschäftigten). 

•	 ohne Bedürftigkeitsprüfung. 

•	 nach einer Einkommensprüfung mit Freibetrag 
(1.250 Euro für Alleinstehende bzw. 1.950 Euro für 
Ehepaare und in eingetragener Lebenspartnerschaft 
lebende Rentner).

Damit geht die „neue“ Grundrente nicht nur weit über 
den Koalitionsvertrag hinaus, sondern auch deutlich am 
selbstgesteckten Ziel, nämlich die „Lebensleistung zu 
honorieren“, vorbei. Denn eine teilzeitbeschäftigte Per-
son mit 33 Beitragsjahren soll einen Rentenzuschlag an 
Entgeltpunkten erhalten, eine vollzeitbeschäftigte Per-
son mit 32 Beitragsjahren hingegen nicht. 

Die Grundrente ist kein geeignetes Mittel gegen Al-
tersarmut, da sie nicht den Personengruppen zugute-
kommt, die am häufigsten von Altersarmut betroffen 
sind. Und das sind die, die eine zu geringe Anzahl an 
Versicherungsjahren in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erreichen. Nur ein Prozent der Rentenbezieher mit 
35 Beitragsjahren bezieht Grundsicherung im Alter. 

Damit ist klar, dass die Grundrente an den wirklich von 
Altersarmut betroffenen Personen vorbeigeht. Selbst 
der Bezug der Grundrente gewährleistet kein Alters-
einkommen oberhalb des Grundsicherungsbedarfs, wie 
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einzelnen Beitragssätze in der Sozialversicherung stabil 
zu halten, um den Gesamtsozialversicherungsbeitrags-
satz nicht über 40 Prozent ansteigen zu lassen. 

Kurzarbeit bleibt wichtiges Thema auf  
sozialpolitischer Agenda

Vor dem Hintergrund des Strukturwandels und der In-
dustrierezession nahmen die Themen Kurzarbeit und 
Kurzarbeitergeld bereits im Frühling 2019 Fahrt auf, als 
IG Metall und der Deutsche Gewerkschaftsbund ein so-
genanntes Transformationskurzarbeitergeld forderten. 
Diese Kernforderung konnte Gesamtmetall durch Hin-
wirken auf eine Verbesserung der bereits bestehenden 
Fördermöglichkeiten durch das Qualifizierungschan-
cengesetz und das Transferkurzarbeitergeld erfolgreich 
abwenden. Es wurde deutlich gemacht, dass Weiter-
bildungen nur dann sinnvoll seien, wenn sie sich an ei-
nem real vorhandenen Qualifizierungsbedarf orientier-
ten. Gesamtmetall hat sich dafür eingesetzt, dass die 
Unternehmen im Strukturwandel die nötige finanzielle 
Unterstützung erhalten, statt durch „Qualifizierungen 
ins Blaue hinein“ an notwendigen Strukturanpassungs-
maßnahmen verhindert zu werden. 

Dann kam Anfang 2020 die Corona-Pandemie dazu. Ein 
rechtzeitiges und entschlossenes Handeln konnte schon 
in der Finanzkrise 2008/2009 viele Arbeitsplätze bewah-
ren. Aus diesem Grund hat sich Gesamtmetall bereits 

die Bundesregierung übrigens selbst im Referentenent-
wurf des Gesetzes klarstellt. Damit schafft der Entwurf 
viel Bürokratie, ohne den wirklich Bedürftigen zu helfen.

1,6 Mrd. Euro
Kosten der Grundrente allein im 
Einführungsjahr 2021

Erschwerend kommt hinzu: Es fehlt an einem Finan-
zierungskonzept. Im Einführungsjahr 2021 rechnet die 
Regierung mit Kosten in Höhe von rund 1,6 Milliarden 
Euro. Die Ausgaben der Rentenversicherung sollen voll-
ständig durch eine Erhöhung des allgemeinen Bundes-
zuschusses zur Rentenversicherung in Höhe von 1,4 Mil-
liarden Euro abgebildet werden. Der Bundeszuschuss 
soll ab dem Jahr 2021 dauerhaft um 1,4 Milliarden 
Euro erhöht werden. Wie die Anhebung des Bundeszu-
schusses jedoch gegenfinanziert werden soll, bleibt bis-
lang unklar. Diese Unsicherheit wird durch die Corona-
Pandemie verstärkt. Die aktuellen Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt, den Konsum und die Beschäftigung 
müssen von der Regierung zwingend im Finanzierungs
konzept berücksichtigt werden.

Gesamtmetall hat sich frühzeitig und intensiv in den 
Gesetzgebungsprozess eingebracht und wird sich auch 
weiterhin gegen den Ausbau versicherungsfremder Leis-
tungen einsetzen. Ziel muss sein, die Entwicklung der 

Sozialpolitik

Ohne nachhaltige Sozialpolitik werden Beiträge der Sozialversicherung stark wachsen
Beitragssätze der Sozialversicherungen 2017 bis 2040, Basisszenario 

Quelle: Prognos

Gesetzliche KrankenversicherungGesetzliche Rentenversicherung
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frühzeitig und schließlich erfolgreich für die Wiederein-
führung der Kurzarbeitergeld-Krisenregelungen stark-
gemacht. Einige der wichtigsten Erleichterungen – die 
vollständige Erstattung der vom Arbeitgeber während 
der Kurzarbeit allein zu tragenden Sozialversicherungs-
beiträge, der Verzicht auf den Aufbau negativer Arbeits-
salden und die Absenkung des Ein-Drittel-Quorums – 
sind seit 1. März 2020 befristet bis Ende 2020 in Kraft. 

Gesamtmetall machte sich frühzeitig
stark für die Wiedereinführung der
Kurzarbeitergeld-Krisenregelungen.

Auch eine Verlängerung der Bezugsdauer des Kurzar-
beitergeldes von 12 auf immerhin 21 Monate konnte 
mittlerweile erreicht werden. So erhalten auch solche 
Unternehmen, die sich bereits vor dem 31. Dezember 
2019 in wirtschaftlich schwierigem Fahrwasser befan-
den, die dringend benötigte Planungssicherheit (weitere 
Details ab Seite 10 im Spezial zur Corona-Pandemie).

Engagement für nachhaltige Sozialpolitik im 
Rahmen der Sozialstaatskommission 

Den Gesamtbeitragssatz für die Sozialversicherung 
zwingend unter der kritischen Marke von 40 Pro-
zent zu halten, war und ist eines der primären Inte-
ressen der M+E-Arbeitgeber. Gesamtmetall setzt 
sich bereits seit Jahren für eine nachhaltige Sozial-
politik ein. Die Arbeitgeber treibt die Sorge um, dass 
ohne einschneidende Reformen, die Sozialbeiträge bis 
2040 auf fast 50 Prozent ansteigen könnten, wie die  
„Studie Sozialbeitragsentwicklung und Beschäftigung“ 
des Wirtschaftsforschungsinstituts Prognos bereits 2017 
zeigte. Dieser Gedanke war auch Leitbild für die Arbeit 
im Rahmen der von der BDA im Februar 2019 eingesetz-

ten Kommission „Zukunft der Sozialversicherung – Dau-
erhafte Begrenzung der Beitragsbelastung“, kurz Sozial-
staatskommission, mit Vertretern aus Wissenschaft und 
Wirtschaft unter Leitung von Prof. Dr. Martin Werding 
von der Ruhr-Universität Bochum und unter Beteiligung 
von Gesamtmetall.

MetallRente bleibt ein wachstumsstarkes  
Versorgungswerk

2019 war wieder ein starkes Jahr für die MetallRente. 
Erneut konnte das Wachstum gegenüber dem Vorjahr 
deutlich gesteigert werden, was 2019 zum wachstums-
stärksten Jahr in der Geschichte des Versorgungswerks 
machte. Die strukturelle Stärke der MetallRente bleibt 
ihr größtes Asset: Trotz anhaltendem Niedrigzins si-
cherte die Selektion von Konsorten und Anbietern wei-
terhin eine überdurchschnittliche Verzinsung.

Mit 86.000 Neuverträgen im Jahr 2019 legte die Zahl 
der Neuverträge gegenüber 2018 um 36 Prozent zu 
(2018: 72.000 Neuverträge). Im Gesamtbestand der 
MetallRente befinden sich damit insgesamt 900.000 
Vorsorgeverträge für über 46.000 Unternehmen, die 
sich seit Gründung des Versorgungswerks für die Me-
tallRente entschieden haben; 3.300 Unternehmen ka-
men 2019 hinzu. Damit bestätigt das Versorgungswerk 
der Sozialpartner Gesamtmetall und IG Metall das große 
Vertrauen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern.

M+E-Ausgleichsvereinigung sorgt für  
weniger Bürokratie bei Unternehmen

Beauftragt ein M+E-Unternehmen einen selbstständi-
gen Künstler zur Erstellung eines künstlerischen oder 
publizistischen Werkes oder Leistung, dann sind die da-

46.000 
Kundenunternehmen

900.000 
Vorsorgeverträge

86.000
Neuverträge im Jahr 2019

MetallRente: Neue Höchstwerte nach wachstumsstärkstem Jahr

Quelle: MetallRente
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rauf zu entrichtenden Entgelte grundsätzlich abgabe-
pflichtig nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz 
(KSVG). Für das Unternehmen bedeutet dies, dass es bei 
jedem erteilten Auftrag klären muss, ob die Rechnung 
der Abgabepflicht unterliegt, und falls dies der Fall ist, 
muss es eine Abgabe an die Künstlersozialkasse leisten. 
Um den bürokratischen Aufwand im Zusammenhang 
mit der Künstlersozialabgabe für die Verbände der Me-
tall- und Elektro-Industrie und ihre Mitgliedsunterneh-
men auf ein Minimum zu senken, wurde auf Initiative 
von Gesamtmetall im Jahr 2009 die M+E Ausgleichsver-
einigung gegründet. Damit übernimmt der Verein seit 
nunmehr elf Jahren für seine Mitglieder alle administra-
tiven Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Künstler-
sozialabgabe. Die Abgabepflicht wird nach einem für 
jedes Mitglied individuell festgelegten, pauschalierten 
Beitragssatz erfüllt.

Ihre Ansprechpartner
und Service

•	 M+E-FAQ zu Versicherungspflicht und Versicherungs-
freiheit in der gesetzlichen Krankenversicherung  
bei Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze

•	 M+E-FAQ zum Kurzarbeitergeld: Grundsätzlich  
und in Zeiten der Corona-Virus-Krise

•	 Juristische Unterstützung der Metall- und Elektro- 
Verbände und ihrer Mitgliedsunternehmen im  
sozialpolitischen Bereich, insbesondere bei Fragen  
der betrieblichen Altersvorsorge und des Sozial
versicherungsrechts, speziell der Kurzarbeit

•	 Neuauflage der Broschüre „Familie und Beruf  
im Herz der Wirtschaft“ zur familienfreundlichen  
Metall- und Elektro-Industrie mit zahlreichen  
Best-Practice-Beispielen 

Aufgrund der Corona-Krise und ihrer bislang nicht absehbaren langfristigen wirtschaftlichen Aus-
wirkungen wird das Thema Kurzarbeitergeld voraussichtlich auch in den kommenden Monaten 
ein Schwerpunkt der Arbeit sein.

Daneben wird sich Gesamtmetall im politischen Prozess weiterhin gegen nicht zielgerichtete Vor-
haben und milliardenschwere Zusatzbelastungen in den Sozialversicherungszweigen starkmachen.  
Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz ist bei 40 Prozent zu stabilisieren, soll Deutschlands 
Wettbewerbsfähigkeit nicht noch stärker unter überhöhten Arbeitskosten leiden.

Im Bereich der betrieblichen Altersvorsorge bleibt insbesondere die Begleitung der MetallRente bei 
der Erstellung ihrer Informationen und Vertragsmuster für Arbeitgeber eine wichtige Aufgabe der 
Abteilung Sozialpolitik.

Ausblick

Sozialpolitik

Aber auch wenn die Abführung der Künstlersozialab-
gabe über die Ausgleichsvereinigung viele Vorteile ge-
genüber einer Direktabgabe an die Künstlersozialkasse 
bietet, ist sie nicht völlig frei von Bürokratie. Daher setzte 
sich Gesamtmetall auch im vergangenen Jahr im Rah-
men der Tätigkeit im Beirat der Künstlersozialkasse für 
eine langfristig völlig bürokratiefreie Abrechnung ein. 

Zum Ende des Geschäftsjahres 2019 hat die M+E-Aus-
gleichsvereinigung für 537 Gesellschaften und Ver-
bände mit der Künstlersozialkasse abgerechnet. Das Ab
gabevolumen in 2019 betrug rund 4,8 Millionen Euro.

537
Gesellschaften und Verbände 
haben die Leistungen 
der M+E-Ausgleichsvereinigung 
im Jahr 2019 genutzt.

Julia Vanessa 
Stahn

Liane 
Schäfer

Anika 
Süß* 

Antonia 
Fischer-Dieskau

Annette 
Karpaty

Annette 
Bartos*

* �Ansprechpartnerinnen für die M+E-Ausgleichsvereinigung





Arbeitswissenschaft und Arbeitspolitik

NUR FORTSCHRITT SCHAFFT  
SICHERHEIT

Technologischer Fortschritt führt nicht nur dazu, dass neue oder verbesserte  
Produkte angeboten werden. Er hat auch die Arbeitsbedingungen stetig verbes-
sert. Es ist ein weiter Weg von den Arbeitsbedingungen auf dem Feld ohne Werk-
zeug über den Bergbau und die Dampfmaschine bis zur Arbeit mit kollaborativen 
Robotern wie in der heutigen M+E-Industrie. Fortschritt schafft SICHERHEIT.
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Interessenvertretung in der gesetzlichen  
Unfallversicherung forciert

Die Budgets – und damit auch die Ausgaben – der ein-
zelnen Zweige der Sozialversicherung in Deutschland 
steigen kontinuierlich an. Dazu gehört auch die gesetz-
liche Unfallversicherung, die seit 1991 einen Anstieg 
um 81 Prozent, seit dem Jahr 2000 um immerhin noch 
28 Prozent zu verzeichnen hatte. 2018 betrug das Ge-
samtbudget knapp 14 Milliarden Euro. Es kann davon 
ausgegangen werden, dass sich dies – vielleicht sogar 
verstärkt – fortsetzen wird. Damit erhält die Frage der 
Finanzierbarkeit der allein von den Arbeitgebern getra-
genen gesetzlichen Unfallversicherung zunehmende Re-
levanz. Gegenmaßnahmen sind erforderlich.

Deshalb muss es darum gehen, die Finanzierung der ge-
setzlichen Unfallversicherung zukunftsgerecht zu gestal-
ten, den Leistungskatalog der Unfallversicherungsträger 
kritisch zu analysieren oder auch auf Kostensenkungen 
in der Verwaltung hinzuwirken.

Stark vereinfacht beschreibt das Zusammenwirken 
einer Arbeitsperson mit Arbeitsmitteln und Arbeits-
objekten innerhalb eines Arbeitsraums und mit der 
Umwelt außerhalb des Arbeitsraums eines der grund-
legenden Modelle der Arbeitswissenschaft, das Ar-
beitssystem-Model. Die Herausforderung besteht 
darin, dass sich solche Arbeitssysteme ständig ver-
ändern, sie sind dynamisch. Dynamisch sind gleich-
zeitig auch Systeme in der Arbeitswelt und um die 
Arbeitswelt herum. Die dynamische Entwicklung 
einiger dieser Systeme stand auch im Mittelpunkt  

der Arbeit von Gesamtmetall im vergangenen Jahr. 
Dazu gehörte insbesondere die gesetzliche Unfall-
versicherung. 

Aber auch die Gestaltung der Entgelte, unter ande-
rem in der Frage von Entgeltdifferenzen zwischen 
Frauen und Männern, steht weiterhin fortwährend 
auf dem Prüfstand. Und bei der Digitalisierung der 
Arbeitswelt – die Bezeichnung trägt die Dynamik in 
sich – wird insbesondere die Künstliche Intelligenz 
als immer praxisrelevanterer Dynamikfaktor gesehen.

Zusammenfassung

Entsprechend hat Gesamtmetall in Abstimmung mit den 
in den Berufsgenossenschaften Energie Textil Elektro 
Medienerzeugnisse (BG ETEM) sowie Holz und Metall 
(BGHM) vertretenen weiteren Branchen für beide Be-
rufsgenossenschaften je ein Arbeitgeberprogramm aus-
gearbeitet. Die Arbeitgeberseite der jeweiligen Selbst-
verwaltungen hat die Programmtexte im Juni sowie 
im September 2019 verabschiedet. Beide Programme  
fußen auf vier generellen Zielstellungen:

1.	Gesetzliche Unfallversicherung auf mehr  
Effizienz ausrichten,

2.	Präventions-, Rehabilitations- und  
Entschädigungsleistungen zukunftsgerecht  
gestalten,

3.	Unterstützung der Mitgliedsbetriebe der  
jeweiligen Berufsgenossenschaft verbessern,

4.	Zusammenarbeit zwischen hauptamtlicher  
Verwaltung und ehrenamtlicher  
Selbstverwaltung sowie innerhalb der  
Selbstverwaltung weiterentwickeln.

Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung stark gestiegen
Entwicklung in Deutschland, in Mrd. Euro 

1991 2000 2010 2015 2016 2017 2018

7,64 

10,83 
12,06  

12,87 13,34  13,61  13,86

Anstieg 
1991 bis 2018: 

   81 %

2017: vorläufig, 2018: geschätzt; Quelle: BMAS, Sozialbudget



53

Daneben wird beispielsweise ein Blick auf digitalisie-
rungsbedingte Veränderungen und ihre Auswirkungen 
auf die Prävention oder die Modernisierung des Medien-
angebots der Berufsgenossenschaft geworfen. Gesamt-
metall unterstützt die Programmumsetzung und ist in 
Abstimmung mit den beteiligten Branchenverbänden 
zudem auf die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
(DGUV) und die Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA) zugegangen.

Zu den Programmzielen zählt auch, dass die seit 2017 
durch eine DGUV-Projektgruppe bearbeitete Anpassung 
der DGUV Vorschrift 2 „Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit“ zu klaren Verbesserungen in  
ihrer Umsetzbarkeit führen muss. Betriebliche Aufwände 
aufgrund der Vorgaben der Vorschrift müssen gesenkt,  
bürokratische Hürden abgebaut, und die Verständ-
lichkeit der Vorschrift muss erhöht werden. Dies hat  
Gesamtmetall als Mitglied der zuständigen DGUV- 
Projektgruppe in einer umfangreichen Stellungnahme 
im Dezember 2019 klar zum Ausdruck gebracht,  
und wird sich auch weiterhin vehement für Verbesse-
rungen im Sinne der Metall- und Elektro-Arbeitgeber 
einsetzen.

Im Themenkonzert der Unfallversicherung war nach  
längerer Stille im vergangenen Jahr ein weiteres Thema 
zurück auf der Bühne, das sich auch im Koalitionsvertrag 
der Großen Koalition wiederfindet: Die bereits von 2013 
bis 2016 intensiv diskutierte Reform des Berufskrank-
heitenrechts – und hier insbesondere den angedachten 
Wegfall des sogenannten Unterlassungszwangs. 

Dies meint, dass bei bestimmten Berufskrankheiten Be-
troffene jegliche Arbeitstätigkeiten unterlassen müssen, 

Arbeitswissenschaft und Arbeitspolitik

Entgelttransparenzgesetz: Seit Einführung wenig bewegt
Veränderung des Gender Pay Gaps in Deutschland zum Vorjahr in Prozentpunkten

Gender Pay Gap: unbereinigt; Quelle: Statistisches Bundesamt
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„die für die Entstehung, die Verschlimmerung oder das 
Wiederaufleben der Krankheit ursächlich waren oder 
sein können“. Letztlich fanden verschiedene Gesetzes- 
und Verordnungsänderungen Eingang in das „Siebte 
Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch und anderer Gesetze“. Problematisch sind aus 
Sicht von Gesamtmetall insbesondere:

•	 der mit dem Wegfall des Unterlassungszwangs  
prognostizierte Ausgabenanstieg,  

•	 die unzureichenden Mitwirkungspflichten 
der betroffenen Versicherten oder auch  

•	 die voraussichtlich enorm aufwendige  
Überprüfung früherer Bescheide „von  
Amts wegen“. 

Entsprechend wurde von Gesamtmetall eine kritische 
Stellungnahme verfasst und in der Verbändeanhörung 
zum Gesetzentwurf platziert.

Aus der Evaluation des Entgelttransparenz
gesetzes die richtigen Schlüsse ziehen

Im Sommer 2019 wurde das Entgelttransparenzge-
setz erstmals evaluiert. Gesamtmetall hat diesen Pro-
zess kritisch begleitet. Ausweislich des Evaluations-
berichts ist die Bundesregierung der Auffassung, 
dass die Bekanntheit des Entgelttransparenzgesetzes 
und seiner Instrumente weiter erhöht werden sollte.  
Sie wolle zudem die zentrale Rolle des Auskunftsanspru-
ches sowie Vorschläge zur konkreten Vereinfachung und 
Verbesserung des Auskunftsverfahrens prüfen. 
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Die Vorschläge aus dem Evaluationsgutachten wurden 
im Herbst 2019 zusammen mit der Fachöffentlichkeit 
diskutiert. Die erste Evaluation des Entgelttransparenz-

Die Nutzung von KI-Anwendungen durch die Beschäf-
tigten im Rahmen ihrer Arbeitstätigkeit steckt hingegen 
in den meisten Fällen noch in den Anfängen. Die the-
oretischen Möglichkeiten des Einsatzes im beruflichen 
Kontext sind – auch für die Unternehmen selbst – groß. 
Entsprechend befasst sich die Politik im Austausch mit 
Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft, der Sozialpart-
ner und weiteren Interessensgruppen mit Chancen und 
Risiken, Gestaltungsmöglichkeiten oder auch möglichen 
Auswirkungen auf die Arbeitswelt und hier insbeson-
dere die Beschäftigten.

430 Mrd. Euro 
Um so viel könnte das Bruttoinlands-
produkt in Deutschland durch den 
Einsatz Künstlicher Intelligenz und 
Automatisierung bis 2030 steigen. 

 
Quelle: PwC

Dieser Austausch findet unter anderem im Rahmen der 
Digitalgipfel-Plattform „Digitale Arbeitswelt“ unter Vor-
sitz des BMAS und der IG Metall in einer sogenannten 
Fokusgruppe „KI in der Arbeitswelt“ statt. Nach meh-
reren Treffen und interaktiven „LABs“ sollte Ende 2019 
ein Ergebnispapier ausgearbeitet werden, das jedoch 
aufgrund sehr unterschiedlicher Auffassungen der Mit-
glieder der Fokusgruppe – insbesondere der vertretenen 
Sozialpartner – zurückgestellt wurde. Die Gewerkschaf-
ten drängen im Schwerpunkt auf eine Ausweitung der 
betrieblichen Mitbestimmung, was die Arbeitgeberver-
bände wiederum klar ablehnen.

Ob und wie die Arbeit der Fokusgruppe fortgesetzt wird 
beziehungsweise in einem entsprechenden Dokument 
ihren Abschluss findet, ist derzeit offen. Gesamtmetall 
wird sich bei Fortsetzung weiterhin in die Diskussion 
einbringen, und die Interessen der Metall- und Elektro-
Industrie vertreten.

Zudem nahm Anfang März 2020 im BMAS das „Ob-
servatorium Künstliche Intelligenz in Arbeit und Gesell-
schaft“ seine Arbeit auf. Das kurz KI-Observatorium ge-
nannte Vorhaben geht an das Thema KI mit einem sehr 
großen Blickwinkel heran. Seine Arbeit wurde in fünf 
Handlungsfelder aufgeteilt, die von technologischer Vo-
rausschau bis zu einem möglichen Ordnungsrahmen rei-
chen. Gerade Letzteres ist äußerst kritisch zu sehen, da 
sich bereits die Tendenz zu vorauseilenden Regelungs-
vorhaben absehen lässt, bevor überhaupt in der Praxis 
KI-Anwendungen in größerem Ausmaß das Licht der 
Welt erblicken. Gesamtmetall wird die Arbeit des KI-
Observatoriums weiterhin genau verfolgen.

Entgelttransparenz: Kaum genutzt

Befragung von 1.047 Mitarbeitern in privatwirtschaftlichen Unternehmen und Dienststellen
des öffentlichen Dienstes mit jeweils mehr als 200 Beschäftigten im Jahr 2018

Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
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Auf die Frage „Haben Sie selbst bereits mal eine Anfrage 
auf Informationen über die Höhe der Entlohnung 
vergleichbarer Tätigkeiten gestellt?“, antworteten so viel
Prozent der Beschäftigten mit …

gesetzes stellt aus Sicht des Bundesministeriums für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend einen Zwischen-
schritt für die weitere Bewertung dar. Auch wenn das 
Ministerium daraus scheinbar keine Forderungen zu so-
fortigen gesetzlichen Änderungen abgeleitet hat, droht 
es dennoch mit Verschärfungen im Entgelttransparenz-
gesetz, wenn sich die gewünschte Wirkung des Geset-
zes nicht einstellen sollte.

¾
ist der Anteil, der beim Verdienst-
unterschied zwischen Männern und
Frauen strukturbedingt ist (z.B. wegen
Teilzeit und ausgeübtem Beruf). 

Quelle: Statistisches Bundesamt

 
Gesamtmetall wird sich auch weiterhin gegen eine Ver-
schärfung des Entgelttransparenzgesetzes einsetzen, 
weil sie nicht nur eine falsche Weichenstellung wäre, 
sondern auch die funktionierende Sozialpartnerschaft 
infrage stellen würde.

Künstliche Intelligenz dominiert die politische 
Diskussion zur Digitalisierung

Das Thema Künstliche Intelligenz (KI) nimmt seit ein paar 
Jahren in der politischen Debatte immer mehr Raum ein. 
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Gesamtmetall wird die Umsetzung der Arbeitgeberprogramme für die BG ETEM und die BGHM, 
die für die M+E-Industrie zuständig sind, vorantreiben. In den Gremien der Selbstverwaltung 
dieser beiden Berufsgenossenschaften werden von den Arbeitgebervertreterinnen und -ver-
tretern im Sinne der Programmziele erforderliche Diskussionen, Prüfungen, Projekte und auch 
konkrete Maßnahmen initiiert. Dies wird von Gesamtmetall in Abstimmung mit den anderen 
Branchenverbänden unterstützt. 

Die geplante Novellierung der DGUV Vorschrift 2 – als zentrale Regelung zu Fachkräften für 
Arbeitssicherheit und Betriebsärzten – wird Gesamtmetall weiter kritisch begleiten. Hier zeich-
net sich ab, dass weiterhin schwierige Diskussionsprozesse stattfinden werden. Insbesondere 
in die branchenübergreifende Position der Arbeitgeber werden die Interessen der M+E-Indus-
trie nachdrücklich eingebracht. 

Fortgesetzt werden muss die kritische Auseinandersetzung mit Fragen der Entgeltgleichheit – 
gerade angesichts angedrohter Gesetzesverschärfungen auf nationaler Ebene wie auch ange-
kündigter verbindlicher Maßnahmen zur Entgelttransparenz auf europäischer Ebene. So hat 
die Europäische Kommission noch Anfang März 2020 ihre „Strategie für die Gleichstellung der 
Geschlechter 2020 – 2025“ vorgelegt, die bis Ende 2020 die Vorlage entsprechender Maß-
nahmen vorsieht. Gegenwärtig laufen dazu umfangreiche Konsultationen. In diese wird Ge-
samtmetall die Sicht der M+E-Arbeitgeber einbringen.

Wirtschaftsrelevante Entwicklungen der Digitalisierung werden in der arbeits- und sozialpoli-
tischen Diskussion gegenwärtig noch relativ ergebnisoffen thematisiert – so auch das aktuell 
dominierende Thema Künstliche Intelligenz. Gesamtmetall sieht es als Aufgabe, auch künf-
tig über ein entsprechendes Engagement in zentralen Gremien dafür zu sorgen, dass dabei 
die betrieblichen Bedarfe der Unternehmen der Metall- und Elektro-Industrie ausreichend 
beleuchtet werden.

Ausblick

Arbeitswissenschaft und Arbeitspolitik

Ihre Ansprechpartner
und Service

•	 Beobachtung und Bewertung aktueller  
Entwicklungen in Praxis, Wissenschaft und  
Politik auf arbeitswissenschaftlichem sowie  
arbeitspolitischem Gebiet

•	 Erarbeitung arbeitspolitischer Argumentationen, Strate-
gien und Positionen mit Vertretern aus den Mitglieds-
verbänden und Unternehmen

•	 Interessenvertretung gegenüber Institutionen  
sowie Politik und Gewerkschaften mit  
arbeitspolitischer Relevanz für die M+E-Industrie 

•	 Fortsetzung der Koordinierung und des  
Ausbaus eines arbeitspolitischen Netzwerks  
von M+E-Vertretern in – insbesondere für  
Regelsetzungen – zentralen Gremien

•	 Aufbereitung arbeitswissenschaftlicher Themen  
in Handlungsempfehlungen, Leitfäden und  
Präsentationen u. a. in Zusammenarbeit mit  
der BDA und dem ifaa

Anja 
Kretzschmar

Katrin 
Brauner

Holger 
Rademacher

Regine 
Klingberg



MARKTWIRTSCHAFT BRAUCHT  
FREIHEIT 

Die Soziale Marktwirtschaft verbindet die Freiheit des Marktes mit dem sozialen 
Ausgleich. Regeln gehören zum Markt, aber sie dürfen die Freiheit des Marktes 
nicht zerstören. Es braucht viel mehr FLEXIBILITÄT – auch im Arbeitsrecht.



Recht
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Arbeitszeit: Keine Rückkehr zur Stechuhr

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit einem Ur-
teil vom 14. Juni 2019 (C-55/18) entschieden, dass die 
Mitgliedstaaten die Arbeitgeber verpflichten müssen, 
ein objektives, verlässliches und zugängliches System 
zur Arbeitszeiterfassung einzuführen. Eine mitglied-
staatliche Regelung, die keine solchen umfassenden 
Aufzeichnungspflichten enthält, ist nach Auffassung 
des EuGH nicht mit europäischem Recht vereinbar. Nach 
Auffassung der M+E-Arbeitgeber missachtet diese Ent-
scheidung in eklatanter Weise den rechtsstaatlichen 

Ein gutes und flexibles Arbeitsrecht bewährt sich ins-
besondere in der Krise. In guten Zeiten wird schnell 
vergessen, dass auch Instrumente wie Befristung und 
Arbeitnehmerüberlassung den deutschen Arbeits-
markt vor gut zehn Jahren aus der schweren Finanz-
marktkrise geführt haben.

Diese Instrumente ermöglichten einen schnellen und 
unbürokratischen Aufbau der Beschäftigung und 
werden dies auch wieder ermöglichen, wenn dafür 
Bedarf besteht und diese rechtlichen Möglichkeiten 
nicht weiter beschränkt werden. 

Der Gesetzgeber ist mehr denn je aufgefordert, alle 
arbeitsrechtlichen Maßnahmen auf den Prüfstand 
zu stellen, die die Krisen- und Zukunftsfestigkeit des 
deutschen Arbeitsrechts infrage stellen. Die Pläne zur 
Einschränkung des Befristungsrechts müssen endlich 
vom Tisch. Stattdessen brauchen wir ein Arbeitszeit-
recht, das nicht den Geist der Stechuhr, sondern den 
der Zukunft atmet. Zudem muss der Gesetzgeber das 
sogenannte Stechuhr-Urteil endlich dazu nutzen, das 
Arbeitszeitrecht einer grundlegenden Revision zu un-
terziehen, um es fit zu machen für die Arbeitswelt 
der Zukunft.

Zusammenfassung

Grundsatz der Gewaltenteilung. Der europäische Ge-
setzgeber hat bewusst auf eine derart strenge Aufzeich-
nungspflicht verzichtet. Bereits deshalb kann der Um-
setzungsbedarf angezweifelt werden. 

Beschäftigte wünschen sich neue und flexible Arbeits-
formen. Es wird mehr und nicht weniger Flexibilität und 
Selbstbestimmung bei der Arbeitszeit gebraucht. Das er-
fordert einen funktionierenden Rechtsrahmen, der ins-
besondere Modelle wie die Vertrauensarbeitszeit unbü-
rokratisch ermöglicht. Deshalb hat auch Gesamtmetall 
im vergangenen Jahr immer wieder deutlich gemacht, 

Pauschale Regelungen sind der falsche Weg: 
Unternehmen erfassen die Arbeitszeit bereits heute passgenau und systematisch
Zeiterfassung in deutschen Unternehmen, Antworten zusammengefasst in Gruppen 

Quelle: Randstad-ifo-Personalbefragung
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trakte Angaben etwa im Arbeitsvertrag, in einem Merk-
blatt oder einer Kollektivvereinbarung genügen diesen 
Anforderungen nicht. 

Für die Praxis bedeutet diese neue Rechtsprechung eine 
ganz erhebliche Umstellung und mehr Bürokratie. Be-
triebe müssen ihre Personalprozesse grundlegend an-
passen und jedes Arbeitsverhältnis unter anderem im 
Hinblick auf Urlaubstage, Resturlaubstage und mögliche 
Verfallfristen gesondert überprüfen. 

Um die administrativen Herausforderungen für Arbeit-
geber zu verringern, hat Gesamtmetall Musterformu-
lierungen mit Erläuterungen für die praktische An-
wendung der komplizierten Rechtsprechung in den 
Betrieben erstellt.

Gesamtmetall begleitet weitere 
politische Vorhaben intensiv 

Gesamtmetall vertritt auch bei politischen Vorhaben, 
bei denen noch kein Gesetzesentwurf formuliert und  
der zeitliche Horizont der Umsetzung noch unklar ist, 
proaktiv und stark die Interessen der Metall- und Elek-
tro-Industrie.

Mobiles Arbeiten

Bei der immer wieder aufkommenden Diskussion um 
einen Rechtsanspruch auf mobiles Arbeiten hat Gesamt-
metall frühzeitig über die damit verbundenen rechtli-
chen Schwierigkeiten aufgeklärt. Die große Mehrzahl 
der Unternehmen findet bereits heute gemeinsam mit 
ihren Beschäftigten individuelle und passgenaue Lösun-
gen zum Einsatz mobiler Arbeit. 

dass eine Rückkehr zur Stechuhr nicht im Sinne der Be-
schäftigten sein kann. 

Die bisher bekannten Regelungsansätze aus den Gut-
achten des Bundesministeriums für Arbeit und Sozia-
les (Prof. Frank Bayreuther von der Universität Passau) 
und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
(Prof. Volker Rieble von der Universität München sowie 
Rechtsanwalt Dr. Stephan Vielmeier) fordern eine um-
fassende und pauschale Arbeitszeiterfassung für alle Ar-
beitnehmergruppen ohne Ansehung der tätigkeits- und 
branchenspezifischen Besonderheiten. Europarechtlich 
gebotene Ausnahmen für Vertrauensarbeitszeit oder 
mobiles Arbeiten werden nicht vorgeschlagen.

Die Reform des 
Arbeitszeitgesetzes 
als Gesamtpaket ist 
längst überfällig. 

Demgegenüber setzen sich die Arbeitgeber der Metall- 
und Elektro-Industrie dafür ein, die längst überfällige 
Reform des Arbeitszeitgesetzes als Gesamtpaket in die 
Tat umzusetzen: Aufzeichnungspflichten, Höchstarbeits-
zeit und Ruhezeit müssen insgesamt in den Blick ge-
nommen werden, um die Interessen zwischen Beschäf-
tigten und Arbeitgebern angemessen in Ausgleich zu 
bringen. Dabei müssen die Spielräume der Arbeitszeit-
richtlinie endlich ausgeschöpft werden. 

Von Arbeitnehmern und Arbeitgebern gleichermaßen 
gewünscht ist und gesucht wird eine neue Balance zwi-
schen den Flexibilitätswünschen der Mitarbeiter und den 
Flexibilitätserfordernissen der Betriebe.

Urlaubsrecht überfordert die  
unternehmerische Praxis

Mit einer Serie von Entscheidungen hat das Bundes-
arbeitsgericht (BAG) im ersten Quartal 2019 die Vor-
gaben des EuGH zum Verfall von Urlaub am bestehen-
den Urlaubsrecht vorbei umgesetzt und damit die Praxis 
der Urlaubsgewährung auch für die Unternehmen der 
M+E-Industrie vor neue Herausforderungen gestellt. 
Demnach verfällt Urlaub nicht mehr wie im Urlaubs-
recht vorgesehen zum Jahreswechsel oder zum Ende 
des jeweils betrieblich festgelegten Übertragungszeit-
raums, das heißt im Regelfall am 31. März des Folge-
jahres. Vielmehr müssen Arbeitgeber nach dem Willen 
des EuGH ihre Mitarbeiter zu Beginn eines jeden Jahres 
über ihren konkreten Urlaubsanspruch informieren und 
sie dazu auffordern, den Jahresurlaub zu nehmen. Abs-

Recht

Kein Rechtsanspruch nötig
Verbreitung von mobilem Arbeiten oder Homeoffice in M+E-Betrieben

Quelle: IW Consult, im Auftrag von Gesamtmetall
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Eine Einschränkung des Direktionsrechts des Arbeitge-
bers in Bezug auf den Ort der Arbeit muss daher aus der 
Sicht der Arbeitgeber der Metall- und Elektro-Industrie 
zwingend unterbleiben.

Pläne zur Einschränkung der Befristung 

Der Koalitionsvertrag sieht eine Begrenzung der sach-
grundlosen Befristung auf 2,5 Prozent vor. Gesamt-
metall hat sich massiv dafür eingesetzt, dass diese 
Beschränkungen der Unternehmensflexibilität nicht ge-
setzlich umgesetzt werden. Eine Quote würde nicht nur 
zu einer extremen Beschränkung der Flexibilität unserer 
M+E-Unternehmen führen, sondern wäre in der Praxis 
mangels Berechenbarkeit kaum handhabbar. Alle Pläne 
zur Einschränkung der sachgrundlosen Befristung müs-
sen jetzt sofort vom Tisch. Der deutsche Arbeitsmarkt 
steht derzeit vor einer enormen Bewährungsprobe. Die 
sachgrundlose Befristung hat sich als Instrument zur Be-
wältigung von Krisen und Arbeitslosigkeit bestens be-
währt. Eine wie auch immer geartete Einschränkung 
dieser Option wäre insbesondere in der aktuellen Krise 
ein nicht berechenbares Risiko. 

Evaluation des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 

Das BMAS hat im vergangenen Sommer die gesetzlich 
vorgesehene Evaluation der letzten Reform des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes aus dem Jahr 2017 in die 
Wege geleitet. Gesamtmetall wurde hierbei als Dach-
verband einer der größten Einsatzbranchen zu den 
Auswirkungen der Reform befragt und hat hierbei klar- 
gemacht, dass die Zeitarbeit ein dringend benötigter 
Flexibilitätspuffer ist, der nicht weiter reguliert werden 
darf. Bereits die letzte Reform hat mit ihren bürokrati-

schen Verschärfungen in der ohnehin schon stark re-
gulierten Branche erhebliche Schäden verursacht. Ähn-
lich wie die Befristung hat die Zeitarbeit maßgeblich zu  
einem schnellen und unbürokratischen Beschäftigungs-
aufbau nach der Finanzmarktkrise beigetragen. 

Umsetzung der Nachweisrichtlinie 

Nachdem sich Gesamtmetall bereits auf europäischer 
Ebene stark bei der Neufassung der Richtlinie über 
transparente und verlässliche Arbeitsbedingungen (ehe-
mals Nachweisrichtlinie) eingesetzt hat, ist diese nun-
mehr von den Mitgliedstaaten der EU in nationales 
Recht umzusetzen. Auch hierbei hat sich Gesamtmetall 
frühzeitig für eine schlanke Umsetzung eingesetzt und 

Chance auf festes Arbeitsverhältnis: Auf Befristung folgt zumeist Übernahme
Anteile an allen Vertragsänderungen nach Ende befristeter Verträge in Prozent  
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Recht

Schwerpunkte der arbeitsrechtlichen Beratung waren das 
Urlaubsrecht, die Gestaltung von Arbeitsverträgen, das Be-
triebsverfassungsrecht sowie die umfassende arbeitsrechtli-
che Aufarbeitung der Corona-Krise. Zudem wurden für viele 
Fragestellungen und die Arbeit der Mitgliedsverbände und 
ihrer Unternehmen Leitfäden und Handlungshilfen neu er-
stellt beziehungsweise aktualisiert:

Neue Handlungshilfen
•	 M+E-Hinweise zu den Mitwirkungsobliegenheiten  

für 2019 und 2020

•	 M+E-Handreichung und FAQ zu Anwendungsfragen 
des Infektionsschutzgesetzes 

•	 M+E-FAQ zu Urlaubsfragen in Verbindung  
mit Kurzarbeit

•	 M+E-FAQ zur virtuellen Betriebsratsarbeit  
und Betriebsversammlung

Aktualisierte Leitfäden
•	 M+E-Leitfaden zur Beteiligung der  

Schwerbehindertenvertretung bei Kündigungen

•	 M+E-Arbeitskampfrichtlinien 2020

•	 M+E-Kurzhinweise zu Sonderzahlungen 

•	 M+E-Arbeitsvertragsmuster und  
-Fortbildungsvereinbarung

Ihre Ansprechpartner
und Service

Regine 
Klingberg

Liane 
Schäfer

David
Beitz

Jessica 
Longard

Karina  
Naumann

Die Aussichten für den deutschen Arbeitsmarkt 
sind nicht zuletzt wegen der Corona-Pandemie 
und der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung 
derzeit ungewisser denn je. Umso wichtiger ist 
es, die für einen erfolgreichen Wirtschaftsstand-
ort dringend benötigten rechtlichen Instrumente 
nicht weiter zu regulieren und stattdessen auf ein 
Mehr statt ein Weniger an Flexibilität zu setzen.

Das gilt auch für das reformbedürftige Arbeitszeit-
recht, für das jetzt die besondere Chance besteht, 
an die Bedürfnisse der Arbeitswelt von heute und 
von morgen angepasst zu werden. Gesamtmetall 
wird hier weiterhin als konstruktiver Ratgeber und 
Verfechter der Interessen der M+E-Unternehmen 
aktiv zur Verfügung stehen. 

Ausblick

Kernpunkte der Reform herausgearbeitet. Das bedeu-
tet nicht nur, dass priorisiert wurde, was aus Sicht der 
M+E-Unternehmen zwingend geregelt werden muss. 
Es bedeutet auch, dass Haltelinien aufgezeigt wurden, 
bei denen mögliche Gesetzesänderungen über die eu-
ropäischen Vorgaben hinausgehen und zu schädlichen 
Einschränkungen führen.

Neue und aktualisierte Handlungshilfen 
für die M+E-Unternehmen

Die Vorbereitung und Durchführung einer Betriebsände-
rung und die damit verbundenen komplexen Folgefra-
gen, insbesondere in Bezug auf die Beteiligungsrechte 
des Betriebsrats, sind ein fester Bestandteil in der Be-
ratung der Mitgliedsunternehmen. Gesamtmetall wird 
hierzu gemeinsam mit einem hochkarätigen Autoren-
team rechtliche und praktische Hinweise für die M+E-
Industrie in einem vollständig überarbeiteten Leitfaden 
anbieten. Die Veröffentlichung ist im Sommer 2020 vor-
gesehen. 

Zudem wurden die Arbeitsvertragsmuster stetig an die 
aktuelle Gesetzeslage und Rechtsprechung angepasst.  
Aufgrund der aktuellen Rechtsprechung zu Rückzah-

lungsvereinbarungen wurde auch die Fortbildungsver-
einbarung überarbeitet. Alle Mustertexte sind auf der 
M+E-Servicedatenbank für die M+E-Mitgliedsverbände 
abrufbar.



4. bis 6. Juli 2019 in Stuttgart

Zur Mitgliederversammlung 2019 von Gesamtmetall 
hatte Südwestmetall in die neue Verbandszentrale nach 
Stuttgart geladen. Als besonderer Gast wurde der Vor-
sitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brink-
haus, begrüßt. In seiner Rede betonte er die wichtige 
Rolle von Industrie und Mittelstand in der deutschen  
Wirtschaft. Direkt im Anschluss an die Mitgliederver-

sammlung fand eine Sitzung des Tarifpolitischen Vor-
standes statt. Der Höhepunkt war der Gesellschaftsabend 
mit einem erstklassigen und abwechslungsreichen Pro-
gramm aus Musik, Tanz und Unterhaltung. Und auch das  
Begleitprogramm überzeugte mit einem exklusiven Ein-
blick in Kunst und Kultur der Landeshauptstadt Baden-
Württembergs.

Mitgliederversammlung 2019





Mitgliederversammlung 2019





Begrüßungsabend

Mitgliederversammlung 2019





Gesellschaftsabend

Mitgliederversammlung 2019





Gesellschaftsabend

Mitgliederversammlung 2019
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Nachwuchssicherung und Berufsbildung

WISSEN, WAS ZÄHLT.

Ein Unternehmen, das sich ständig verändert, um die Kunden jeden Tag 
aufs Neue zu gewinnen, muss sich kurzfristig auf die Bedürfnisse der 
Kunden einstellen können. Dazu muss das Unternehmen nicht nur die 
passenden Strukturen, sondern auch die Beschäftigten mit der erfor-
derlichen QUALIFIKATION haben, um die besten Lösungen zu finden. 
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Wieder mehr neue Ausbildungsverträge  
in den Metall- und Elektroberufen

Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
in den industriellen Metall- und Elektroberufen ist 2019 
noch einmal leicht gestiegen. Insgesamt haben die Un-
ternehmen 78.707 neue Verträge geschlossen (2018: 
78.127 Verträge). Wie in den Vorjahren legten die tech-
nischen IT-Berufe am deutlichsten zu (7,7 Prozent) und 
erreichten mit 17.604 Verträgen einen neuen Rekord-
wert. Dieser Zuwachs spiegelt auch den stetig zuneh-
menden Bedarf der Unternehmen an IT-Spezialisten für 
Digitalisierung und Industrie 4.0 wider. In den M+E-Be-
rufen gab es die meisten Neuverträge bei den Fachinfor-
matikern (16.170), den Industriemechanikern (12.576) 
und den Mechatronikern (8.366). 

Erfreulich entwickelte sich auch 2019 die Zahl der Neu-
verträge bei den zweijährigen Berufen. Zwar gab es 
beim Maschinen- und Anlagenführer mit 4.236 Ab-
schlüssen einen Rückgang um 5,4 Prozent gegenüber 
dem Rekordergebnis aus dem Vorjahr, jedoch legten die 
Fachkraft für Metalltechnik mit 1.518 neuen Verträgen 
um 2,4 Prozent und der Industrieelektriker mit 670 Ver-
trägen um 12,0 Prozent zu.

Insgesamt bilden die Unternehmen der M+E-Industrie 
über alle Ausbildungsjahre rund 200.000 junge Men-
schen aus und investieren rund vier Milliarden Euro jähr-

Qualifikation und Weiterbildung sind der Schlüssel, 
um die Beschäftigten der M+E-Industrie im Struktur-
wandel mitzunehmen und ihnen eine langfristige Job-
perspektive zu geben. In der Ausbildung werden die 
modernisierten Metall- und Elektroberufe inzwischen 
in der Realität umgesetzt. Die für die digitale Trans-
formation zentralen IT-Ausbildungsberufe wurden 
im vergangenen Jahr neu geordnet. Mit ihren nach-
haltig hohen Investitionen in die betriebliche Weiter-
bildung sichern die Unternehmen die Qualifikation 
der rund vier Millionen Beschäftigten in der M+E- 
Industrie. Trotzdem bleibt die Sicherung des Fachkräf-
tenachwuchses eine der größten Herausforderungen 
für die Unternehmen, der sie mit einem nochmaligen 
Anstieg der Ausbildungszahlen begegnen. 

Gesamtmetall und die M+E-Verbände haben auch 
im vergangenen Jahr wieder große Anstrengungen 

unternommen, um den Fachkräftenachwuchs in den 
MINT-Berufen für die M+E-Unternehmen zu sichern 
und waren damit sehr erfolgreich: Dazu gehörte vor 
allem der Besuch der InfoTrucks der Metall- und Elek-
tro-Industrie als nachhaltiges Informationserlebnis, 
aber auch das Internetportal think ING. mit Einblicken 
in Ingenieurstudium und -berufe und in die ganze 
Vielfalt der M+E-Industrie. 

Gesamtmetalls erfolgreiche Projekte der MINT-Förde-
rung, das nationale Excellence-Schulnetzwerk MINT-
EC und das Lehrkräfte-Netzwerk Science on Stage, 
schafften erneut viele Angebote für einen attraktiven 
MINT-Unterricht. Eng verzahnt mit dem schulischen 
Unterricht, didaktisch aufbereitet und praxisnah: Das 
ist und bleibt der Anspruch an das Unterrichts- und 
Informationsangebots der Nachwuchssicherung von 
Gesamtmetall für Schüler und ihre Lehrkräfte.

Zusammenfassung

lich in ihren Fachkräftenachwuchs. Die Zahl von rund 
10.000 unbesetzten betrieblichen Ausbildungsstellen 
in der M+E-Industrie verdeutlicht allerdings, dass das 
Matching zwischen Unternehmen und Bewerbern wei-
terhin eine zentrale Herausforderung bleibt. Die Beset-
zungsprobleme der Unternehmen haben 2019 erneut 
zugenommen. Die Zahl aller neu abgeschlossenen be-
trieblichen Ausbildungsverträge in allen Branchen und 
Berufen ging 2019 um 1,1 Prozent auf 510.700 zurück. 
Bundesweit befinden sich insgesamt über 1,3 Millionen 

IT-Berufe legen weiter zu 
Neue Ausbildungsverträge in den M+E-Berufen 2019 (Stichtag: 31.12.)
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48.329
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+3,0 %

12.774
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Elektroberufe 

Metallberufe 

insgesamt

Technische IT-Berufe

Quellen: BIBB, DIHK, Gesamtmetall
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öffentlichte „MINT-Report“ von Gesamtmetall gemein-
sam mit dem Institut der deutschen Wirtschaft (IW) der 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA) und der Initiative „MINT Zukunft schaffen“. Ge-
samtmetall ist zudem seit dem Jahr 2012 Mitglied im 
„Nationalen MINT-Forum“, einem Netzwerk von 30 gro-
ßen, überregional tätigen Verbänden, Stiftungen und 
Wissenschaftseinrichtungen, die sich für eine bessere 
MINT-Bildung entlang der gesamten Bildungskette ein-
setzen. 

M+E-InfoTrucks: 125.000 Schüler an Bord und 
Besuch des Bundespräsidenten

Im vergangenen Jahr haben sich rund 125.000 Besu-
cher, die meisten davon Schüler, an Bord der M+E-Info-
Trucks über die Berufswelt in der M+E-Industrie infor-
miert. Ein Service- und Unterhaltungsangebot an junge 
Leute, das bis heute seinesgleichen sucht. 

Besonders anschaulich wurden die M+E-Berufe dem 
jungen Publikum auf der IdeenExpo 2019 in Hanno-
ver präsentiert. Zudem war Gesamtmetall beim Bürger-
fest des Bundespräsidenten im August 2019 mit einem  
InfoTruck und einem Aktionsstand im Park von Schloss 
Bellevue vertreten. Ein besonderes Highlight war der 
Besuch von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier 
und seiner Frau Elke Büdenbender am Stand von  
Gesamtmetall. Der Bundespräsident informierte sich 
über die Nachwuchsaktivitäten der M+E-Industrie und 
testete die Zusammenarbeit mit einem kollaborativen 
Roboter. Rund 18.000 Menschen haben die zweitägige 
Veranstaltung besucht.

junge Menschen in einer Ausbildung. Hinzu kommen 
noch einmal etwa 100.000 dual Studierende.

MINT-Lücke wird immer mehr zur IT-Lücke

Die M+E-Unternehmen brauchen vor allem IT-Fach-
kräfte, um die Herausforderung der Digitalisierung er-
folgreich zu gestalten. Deshalb bilden die Unternehmen 
verstärkt in den technischen IT-Berufen aus und suchen 
akademisch ausgebildete Informatiker/innen. In der 
Gruppe der MINT-Fachkräfte (Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaften, Technik) wuchs deshalb die Lücke 
bei den Informatikern, während die MINT-Lücke insge-
samt bedingt durch die wirtschaftliche Entwicklung klei-
ner wurde. So fehlten im März 2020 bundesweit und 
über alle Branchen rund 200.000 MINT-Fachkräfte, da-
runter etwa 80.000 Akademiker und 80.000 Fachkräfte 
mit einer dualen Berufsausbildung sowie 40.000 Meister 
und Techniker. Von dieser Lücke ist die M+E-Industrie 
besonders betroffen.

rund 200.000
MINT-Fachkräfte fehlten bundesweit
und über alle Branchen.

Rundungswert, Stand: März 2020; Quelle: IW

MINT-Fachkräfte sind für die Innovations- und Wettbe-
werbsfähigkeit der M+E-Industrie jedoch unverzichtbar. 
Deshalb bleibt es eine große Herausforderung, junge 
Leute für die MINT-Berufe zu gewinnen. Wie das gelin-
gen kann, zeigt auch der seit 2011 zweimal im Jahr ver-

Nachwuchssicherung und Berufsbildung

M+E-InfoTruck im Einsatz auf dem Wachplatz von Schloss Bellevue beim 
Bürgerfest des Bundespräsidenten 2019.

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier und seine Frau Elke Büdenbender 
besuchen den Stand von Gesamtmetall beim Bürgerfest 2019.
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Die zehn Fahrzeuge haben zusammen 1.986 Einsatz-
tage realisiert. 69 Prozent der Einsätze fanden an Schu-
len, 13 Prozent bei Firmen sowie 18 Prozent bei Berufs-
messen und öffentlichen Veranstaltungen statt. Dabei 
leisten die InfoTrucks immer auch Öffentlichkeitsarbeit 
für die M+E-Industrie: Die Einsätze finden ein breites 
Echo in den regionalen Medien, oft verknüpft mit den 
Themen Fachkräftemangel und Digitalisierung.

think ING.-Netzwerk für mehr Ingenieurnach-
wuchs erweitert seine Angebote

Seit über 20 Jahren bringt das Internetportal think ING. 
mit seinen Netzwerkfunktionen sowie Material- und In-
formationsangeboten Schüler, Studierende, Lehrkräfte 
und Multiplikatoren aus Hochschulen und Unterneh-
men zusammen. Auch 2019 wurde das Netzwerk weiter 
vergrößert: Rund 1.200 Firmen, 400 Hochschulen und 
5.000 Schulen sind inzwischen dabei. Über verschie-
dene redaktionelle Formate ist think ING. im Internet, 
in Printmedien, aber auch bei Facebook, Twitter, You-
tube und über E-Mail-Newsletter aktiv. Effiziente Tools 
zur Studien- und Berufsorientierung stehen Schülern, 
Eltern und Lehrern mit dem „Studiengangsfinder“, dem 
„Eignungstest“ und der „Studiengangskarte“ zur Ver-
fügung. Die sozialen Medien ergänzen die Vielfalt der 
Möglichkeiten, sich über Ingenieurstudium und -beruf 
zu informieren. Der umfassende Materialpool macht 
Lehrkräften und Multiplikatoren Angebote zum Down-
load und zur Print-Bestellung.

Nationales Excellence-Schulnetz MINT-EC  
vernetzt mehr als 325 Schulen bundesweit

Wer mehr Ingenieurnachwuchs will, muss die schulische 
MINT-Bildung stärken. Auch hier ist Gesamtmetall seit 
20 Jahren aktiv und fördert im Rahmen von think ING. 
das nationale Excellence-Schulnetzwerk MINT-EC. Ziel 
des Netzwerks war und ist die Förderung vorbildlichen 
MINT-Unterrichts.

325
Schulen bei MINT-EC

Waren es im Gründungsjahr 2000 noch 34 Schulen, 
vernetzt MINT-EC heute bundesweit 325 Schulen mit 
herausragendem MINT-Profil. Damit sind rund 10 Pro-
zent der deutschen Gymnasien Teil des Netzwerks. Die 
344.000 Schüler sowie 28.000 Lehrkräfte und Schullei-
tungen profitieren von Maßnahmen zur Studien- und 
Berufsorientierung sowie zur Unterrichts- und Schulent-
wicklung. 

So organisierte MINT-EC 2019 rund 40 Veranstaltungen, 
wie zum Beispiel mehrtägige Forschungscamps für Schü-
lerinnen und Schüler. 320 Lehrkräfte aus 180 Schulen or-
ganisieren sich in elf Themenclustern, in denen an neuen 
pädagogischen Konzepten oder Lehrinhalten gearbeitet 
wird, die etwa in die MINT-EC-Schriftenreihe münden.

MINT-EC-Digitalforum in Berlin mit rund 300 Schülern Programmierworkshop bei Gesamtmetall im Rahmen des  
MINT-EC-Digitalforums 
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Science on Stage steigert Erfahrungsaustausch 
zwischen den Lehrkräften

Das ebenfalls von Gesamtmetall geförderte MINT-Leh-
rernetzwerk Science on Stage Deutschland hat auch im 
vergangenen Jahr die Verbreitung von vorbildlichem 
MINT-Unterricht und den Erfahrungsaustausch von 
MINT-Lehrkräften in Europa weiter vorangebracht. 

Nachwuchssicherung und Berufsbildung

Deutschlandweit einmalig ist das MINT-EC-Zertifikat 
zur Dokumentation der besonderen MINT-Leistungen 
als Empfehlung für Hochschulen und künftige Arbeit-
geber. Das Zertifikat wird von 307 Netzwerkschulen an-
geboten und wurde 2019 an rund 1.500 Schüler mit 
dem Abiturzeugnis vergeben.

Schul-Cloud von Hasso-Plattner-Institut und 
MINT-EC endlich in der Probephase

Seit 2017 entwickeln das Hasso-Plattner-Institut in Pots-
dam und MINT-EC gemeinsam eine bundesweite „Schul-
Cloud“. Gefördert wird das Vorhaben durch das Bun-
desministerium für Bildung und Forschung (BMBF). Die 
Schul-Cloud ist eine bundesländerübergreifende Schul-
plattform, die einen einfachen, browserbasierten und 
sicheren Zugang zu Lehr- und Lerninhalten von mobi-
len Endgeräten über das Internet bietet. Im Frühjahr 
2019 fiel der Startschuss für die Erprobungsphase mit 
128 MINT-EC-Schulen mit zwei Pilotschultreffen von je-
weils rund 60 Lehrkräften. In dieser Projektphase geht es 
MINT-EC vor allem darum, die konzeptionellen Rahmen-
bedingungen für die großflächige Einführung und Nut-
zung weiter auszubauen und so die HPI-Schul-Cloud ste-
tig allen 325 MINT-EC-Schulen zur Verfügung zu stellen. 
Dazu fand im Februar 2020 erstmals das MINT-EC-Di-
gitalforum am Max-Delbrück-Zentrum für Molekulare 

Angebote zur M+E-Nachwuchssicherung und MINT-Förderung 

www.MEberufe.info • www.ME-vermitteln.de • www.ausbildung-ME.de • www.think-ing.de 

www.it-berufe.de • www.mint-ec.de • www.science-on-stage.de • www.sketchometry.org • www.club-lise.de

Lehrkräfte aus 36 Ländern präsentierten ihre MINT-Projekte  
im Rahmen des Science on Stage-Festivals 2019.

Teilnehmer aus Deutschland beim Science on Stage-Festival 2019 in Portugal

Medizin in Berlin statt. Im Fokus stand das Nutzungsver-
halten der Schüler beim Einsatz der Schul-Cloud. Rund 
300 Schüler nahmen an Hackathons, Prototypen-Tes-
tings sowie Design Thinking-Crashkursen zur Weiterent-
wicklung der Plattform teil und konnten so detaillierte 
Rückmeldungen und Impulse geben und sich gleich-
zeitig über Studien- und Berufsfelder in diesem Bereich 
informieren.
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Science on Stage fördert Erfahrungsaustausch 
zwischen Lehrkräften

Das ebenfalls von Gesamtmetall geförderte MINT-Leh-
rernetzwerk Science on Stage Deutschland hat auch im 
vergangenen Jahr die Verbreitung von vorbildlichem 
MINT-Unterricht und den Erfahrungsaustausch von 
MINT-Lehrkräften in Europa weiter vorangebracht.

Allein in Deutschland fanden zehn Fortbildungen und 
acht regionale Stammtische mit rund 460 Teilnehmern 
statt, um unter anderem neue Unterrichtsmaterialien 
zu entwickeln. Die Reichweite der Materialien – zum  
Beispiel die Unterrichtshilfe „Coding im MINT-Unter-

richt“ – konnte 2019 nochmals gesteigert werden: Sie 
wurden insgesamt etwa 30.000 Mal als Druckversion 
bestellt beziehungsweise online heruntergeladen (2018 
rund 18.000 Mal). Aber auch im Veranstaltungsbereich 
war Science on Stage erfolgreich: Insgesamt nahmen 
rund 400 Lehrkräfte an den Veranstaltungen in Deutsch-
land teil, etwa zum Thema „Kooperationen zwischen 
schulischen und außerschulischen Lernorten“ gemein-
sam mit der Stiftung Jugend forscht e.V.

450 Lehrerinnen und Lehrer aus 36 Ländern – darun-
ter 60 Lehrkräfte aus Deutschland – waren mit ihren 
Unterrichtsprojekten beim internationalen „Science on 
Stage Festival 2019“ dabei, das unter Beteiligung von 

Ausbildungsordnungen der IT-Berufe grundlegend modernisiert

Zur Unterstützung in der Nachwuchssicherung gehört auch die ständige Anpassung der Ausbildungsinhalte 
an die Anforderungen der Unternehmen. Nach der Modernisierung der Metall- und Elektroberufe 2017/2018 
standen in der Folge die Berufe der Informations- und Kommunikationstechnik (IT-Berufe) auf der Agenda 
der Sozialpartner (u.a. Gesamtmetall und IG Metall) und der zuständigen Ministerien (BMWi, BMBF). In ei-
ner ersten Stufe wurden diese Ausbildungsordnungen 2018 um aktuelle Inhalte wie IT-Sicherheit ergänzt. 
In einer zweiten Stufe wurden die Berufe dann 2019 in einem Neuordnungsverfahren grundlegend moder-
nisiert. Dabei wurden die Berufe neu strukturiert und an die Anforderungen der Digitalisierung angepasst 
(siehe Kasten). Die neuen Ausbildungsordnungen treten zum 1. August 2020 in Kraft. 

Die wichtigsten Neuerungen: 

•	 Der Fachinformatiker bekommt zwei weitere Fachrichtungen. Die bisherigen Fachrichtungen  
„Anwendungsentwicklung“ und „Systemintegration“ werden um die für die Industrie wichtige 
„Digitale Vernetzung“ und „Daten- und Prozessanalyse“ ergänzt. 

•	 Der IT-Systemkaufmann und der Informatikkaufmann wurden völlig neu strukturiert und heißen  
zukünftig Kaufmann für IT-System-Management sowie Kaufmann für Digitalisierungsmanagement.  

•	 Die vier IT-Berufe haben auch weiterhin gemeinsame Inhalte. Diese Kernqualifikationen umfassen  
jeweils 50 Prozent der jeweiligen Ausbildungsrahmenpläne der einzelnen Berufe. 

•	 Neu strukturiert wurden auch die Prüfungen. Wie bei den industriellen Metall- und Elektroberufen  
gibt es nun eine gestreckte Abschlussprüfung (GAP). 

Neue IT-Ausbildungsberufe 2020

IT-System-Elektroniker

Fachrichtungen: 
•	 Anwendungsentwicklung
•	 Systemintegration
•	 Digitale Vernetzung
•	 Daten- und Prozessanalyse

Fachinformatiker 

Kaufmann/-frau für  
IT-Systemmanagement

Kaufmann/-frau für  
Digitalisierungsmanagement
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Ihre Ansprechpartner
und Service

•	 Evaluation der modernisierten Metall- und  
Elektroberufe und Erforschung des mittelfristigen  
weiteren Modernisierungsbedarfs

•	 Aufbereitung und Analyse von Daten zur  
Aus- und Weiterbildung in der M+E-Industrie

•	 Steuerung und Modernisierung der InfoTruck- 
Kampagne und weiterer Projekte zur Sicherung des 
Fachkräftenachwuchses in den MINT-Berufen

•	 Analyse des MINT-Arbeitsmarktes durch das IW  
und Präsentation der Ergebnisse gemeinsam mit  
dem IW sowie BDA und BDI im MINT-Report

•	 Vertretung der Interessen der M+E-Unternehmen  
im Nationalen MINT-Forum

•	 Vertretung der Interessen der M+E-Industrie  
in der Nationalen Weiterbildungsstrategie

•	 Koordination der VEWA-Seminare zur Weiterbildung 
der Mitarbeiter in den M+E-Verbänden

Ausblick

Nachwuchssicherung und Berufsbildung

Lehrkräften aus 27 Ländern vom 30. Oktober bis 3. No-
vember 2019 in Cascais/Portugal stattfand. Getreu dem 
Motto „Skills for the future“ förderte Science on Stage 
mit diesem Festival gezielt die internationale Weiterbil-
dung von MINT-Lehrkräften, um die Qualität des Unter-
richts über Landesgrenzen hinweg zu verbessern.

Gesamtmetall ist aktiver Partner der Nationalen 
Weiterbildungsstrategie der Bundesregierung

Angesichts der großen Herausforderungen durch die 
Digitalisierung, die Dekarbonisierung und den Mobili-
tätswandel haben Bund, Länder, Wirtschaft, Gewerk-
schaften und die Bundesagentur für Arbeit erstmals ihre 
Anstrengungen für Weiterbildung und Qualifizierung in 
der Nationalen Weiterbildungsstrategie der Bundesre-
gierung gebündelt und weiterentwickelt. Gesamtmetall 
hat sich als aktiver Partner in die Formulierung der Stra-
tegie eingebracht und den Ansatz einer gemeinsamen 
Kraftanstrengung in Sachen Weiterbildung unterstützt. 
Die Partner der Nationalen Weiterbildungsstrategie ver-
ständigten sich auf zehn Handlungsziele. Dabei geht es 
unter anderem um die Verbesserung der Transparenz am 
Weiterbildungsmarkt, um zusätzliche Fördermöglichkei-
ten, um verstärkte Qualifizierungsberatung gerade für 
kleine und mittlere Unternehmen, um die Rolle der So-
zialpartner oder um die Verbesserung der Daten und der 
Statistiken zur Erfassung der Weiterbildungsaktivitäten. 
Gesamtmetall beteiligt sich weiter aktiv an der Entwick-
lung der Strategie, die ab 2020 in verschiedenen „The-
menlaboren“ ausgearbeitet wird.

Dabei gehört die M+E-Industrie traditionell zu den be-
sonders weiterbildungsaktiven Branchen. So haben 
2019 rund 82 Prozent der Betriebe ihre Beschäftigten 
für Weiterbildung freigestellt beziehungsweise deren 
Weiterbildung finanziert. Die M+E-Unternehmen ins-
gesamt investieren rund 4,2 Milliarden Euro jährlich in 
die Weiterbildung ihrer Beschäftigten.

Die Unterstützung der M+E-Unternehmen bei der Planung und Durchführung der Aus- und Wei-
terbildung unter den Einschränkungen der Corona-Pandemie wird ein Schwerpunkt der Arbeit im 
kommenden Jahr sein. Zudem werden Aus- und Fortbildung unter den Bedingungen der Digita-
lisierung weiter mitgestaltet, um Fachkräfte für die M+E-Unternehmen auch in der Zukunft zu si-
chern. Ein weiteres wichtiges Thema wird die Qualifizierung der Beschäftigten im Strukturwandel 
bleiben. Auf der politischen Ebene wird Gesamtmetall die Weiterentwicklung und Umsetzung der 
Nationalen Weiterbildungsstrategie der Bundesregierung sowie die Umsetzung der gesetzlichen 
Regelung zur Zuwanderung von Fachkräften aus Drittstaaten als Maßnahme zur Verringerung des 
Fachkräftemangels weiter eng begleiten. Außerdem werden die Initiativen und Aktionen im Be-
reich der Nachwuchssicherung fortgesetzt und das Pilotprojekt „Bundesweite SchulCloud“ über 
die derzeitige Projektlaufzeit bis Juni 2021 verlängert und ausgebaut.

Sven-Uwe  
Räß

Sandra 
Burkhardt

Dr. Michael 
Stahl

Wolfgang 
Gollub
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Über 6,5 Millionen Besucher an Bord der  
mobilen M+E-Berufsinformation

Die Idee, Berufsinformationen aus der M+E-Industrie auf 
den Schulhof und damit direkt zu den Schülern zu brin-
gen, wurde von Gesamtmetall ab 1988 zunächst mit 
acht, dann mit neun neuen InfoMobilen realisiert. Seit 
2014 wurde die erfolgreiche Aktion mit den zehn M+E-
InfoTrucks auf das nächste Level gebracht: Modernste 
Präsentationstechnik, Hands-on-Exponate und profes-
sionelle Didaktik an Bord machen die Trucks für Lehr-
kräfte und Schüler attraktiv und gefragter denn je. Mehr 
als 6,5 Millionen Besucher, die meisten davon Schüler, 
haben in den vergangenen 30 Jahren die InfoMobile 
und InfoTrucks der M+E-Arbeitgeber besucht – ein Er-
folg, der bis heute seinesgleichen sucht.

Auch virtuell hat die M+E-Berufsinformation sich  
ständig weiterentwickelt: Was Mitte der 1990er Jahre 
mit einer statischen Webseite begann, bietet heute 
zielgruppengerechte Webportale mit umfassenden An
geboten und enger Anknüpfung an den schulischen 
Berufskundeunterricht. Social-Media-Kanäle bei Face-
book, Instagram, YouTube und Twitter schlagen weitere  
Brücken zu Lehrkräften und Schülern.

think ING.-Netzwerkportal für 
Schüler und Lehrer mit mehr als 
15.000 registrierten Nutzern

Mitte der 1990er Jahre gingen die Studienanfänger
zahlen in den Ingenieurwissenschaften deutlich zurück. 

Spezial: M+E-Nachwuchssicherung 

Erfolgreich seit über 30 Jahren

Seit 1988, also bereits seit mehr als 30 Jahren,  
engagieren sich Gesamtmetall und die Arbeitgeber-
verbände der Metall- und Elektro-Industrie in der Be-
rufsinformation für Deutschlands größten Industrie-
zweig. Das Ziel ist, jungen Menschen die vielfältigen 
Berufs- und Studienmöglichkeiten aufzuzeigen und 
sie für eine Karriere in der M+E-Industrie zu gewin-
nen. Heute wie damals stehen die Unternehmen der 
M+E-Industrie vor großen Herausforderungen, neue 
Fachkräfte zu gewinnen, insbesondere auch mehr 
junge Frauen zu begeistern. Gesamtmetall wird das 
Engagement weiter fortsetzen, um die Unternehmen 
bei dieser Aufgabe zu unterstützen.

Seit über 30 Jahren für die M+E-Nachwuchssicherung unterwegs:  
Die M+E-InfoMobile der ersten und zweiten sowie der M+E-Info- 
Truck der dritten Generation.

1988

1996

2014
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Um diesem Trend entgegenzuwirken, startete Gesamt
metall 1998 think ING. gemeinsam mit VDMA, ZVEI, 
VDE und VDI. Eine gemeinsame Webseite und ein 
gemeinsamer Pool von Informationsmaterialien zu  
Ingenieurstudium und -beruf sowie die Teilnahme an  
Bildungsmessen standen im Mittelpunkt der Aktion.

think ING. entwickelte sich im Laufe der 2000er Jahre 
zur alleinigen Gesamtmetall-Initiative für Ingenieurnach-
wuchs und zur Förderung der MINT-Bildung. Im Netz-
werk-Portal www.think-ing.de haben sich bis heute mehr 
als 15.000 Nutzer angemeldet: Schüler und Studierende 
sowie Lehrkräfte und Multiplikatoren aus Hochschulen 
und aus mehr als 1.000 Unternehmen. Highlights unter 
den vielen Veranstaltungen und Projekten waren das 
Lehrkräfte-Projekt „Nanotechnologie und Schule“ und 
das Mathematik-Projekt „Alles ist Zahl“ mit Kalender- 
und Buchveröffentlichungen sowie der gleichnamigen  
Wanderausstellung 2008 (zum Wissenschaftsjahr  
Mathematik) mit über 150.000 Besuchern.

20 Jahre MINT-EC: 325 Schulen mit  
350.000 Schülern und 30.000 Lehrkräften

Mit dem Ziel, herausragende MINT-Schulen zu identi-
fizieren und zu fördern, wurde im Jahr 2000 das na-
tionale Excellence-Schulnetzwerk MINT-EC mit anfangs 
34 Schulen gegründet. Seit 2004 ist Gesamtmetall 
Hauptförderer des Netzwerks. 2009 übernahm die 
Kultusministerkonferenz der Länder (KMK) die Schirm-
herrschaft über das Schulnetzwerk mit nunmehr 100 
Schulen. Dieses wuchs dann bis 2019 auf 325 Mitglieds-
schulen in allen 16 Bundesländern an. Rund 80 MINT-
Veranstaltungen von Schüler-Camps über Lehrkräfte-
Fortbildungen bis hin zu regionalen Foren sowie die 
jährliche Schulleitertagung und das Hauptstadt-Forum 
mit bis zu 450 Teilnehmenden sowie die Erprobung der 
Schul-Cloud des Hasso-Plattner-Instituts in Potsdam, an 
der 128 Schulen derzeit teilnehmen, prägen das Netz-
werk und machen es einzigartig. 

Nachwuchssicherung und Berufsbildung

Von Lehrern für Lehrer:  
Science on Stage europaweit erfolgreich

Gesamtmetall fördert die deutsche Organisation des eu-
ropäischen Lehrkräfte-Netzwerks von Anfang an: Seit 
2000 unterstützen die M+E-Arbeitgeber die Durch
führung von Good-Practice-Austausch und hochwerti-
ger MINT-Fortbildung im nationalen und europäischen 
Rahmen. Highlights sind die Festivals mit rund 500 
MINT-Lehrkräften, die im jährlichen Wechsel national 
und auf europäischer Ebene stattfinden. 

2013 fand das von Deutschland und Polen gemeinsam 
organisierte europäische Festival in Slubice und Frank-
furt/Oder unter dem Motto „Crossing Borders in Science 
Education“ statt. Lehrerfortbildungen, Workshops mit 
Partnerorganisationen wie Jugend forscht, Hospitatio-
nen sowie die Erstellung und Verbreitung von vorbild
lichem Unterrichtsmaterial sorgen für die Nachhaltigkeit 
der Arbeit von Lehrern für Lehrer.

Mehr Frauen in MINT bleibt große  
Herausforderung

Mit einer Vielzahl von Projekten versucht Gesamtmetall, 
den Anteil von Mädchen und Frauen in den MINT-Stu-
diengängen und -Berufen zu steigern. Veranstaltungen 
mit Rollenvorbildern und langfristig angelegte Mento
ring-Programme wie das Projekt „MINTrelation“ 
standen dabei im Mittelpunkt. Auch „Go4IT“ und  
„CyberMentor“, das weltweit größte wissenschaftlich 
begleitete Online-Mentoring-Programm, in dem bis zu 
800 Mädchen seit 2005 jedes Jahr deutschlandweit 
durch persönliche Mentorinnen unterstützt werden, 
zählen zu den Erfolgen. 

All das trägt dazu bei, dass die Zahl der Studienan
fängerinnen in den Ingenieur-Studiengängen in den ver-
gangenen zehn Jahren von 21.373 (21,9 %) auf 61.901 
(25,7 %) gesteigert werden konnte.

Wanderausstellung „Alles ist Zahl” im Rahmen von think ING. Teilnehmer eines MINT-Camps im Labor





Internationale Beziehungen

OHNE EU-INTEGRATION UND 
GLOBALISIERUNG WENIGER 
WOHLSTAND

Deutschlands Wirtschaft und speziell die M+E-Industrie sind stark ex-
portabhängig. Gleichzeitig sind sie der Garant für Wohlstand und die 
Finanzierung des sozialen Ausgleichs in der Sozialen Marktwirtschaft. So 
ermöglichen EU-Integration und GLOBALISIERUNG Chancen und schaf-
fen Sicherheit und Wohlstand in Deutschland.
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Arbeitnehmerfreizügigkeit: 
Vollsperrung auf der A1

Spätestens seit 2019 kannte jeder deutsche Unterneh-
mer die A1 – und zwar nicht mehr nur als stark staube-
lastete Autobahnverbindung, sondern vor allem als bü-
rokratischen Eulenspiegelstreich aus Brüssel. Kaum ein 
Thema erregte im vergangenen Jahr die Gemüter von 
Personalabteilungen und Geschäftsreisenden mehr als 
die A1-Bescheinigung, die bei Mitarbeitereinsätzen im 
EU-Ausland dem Nachweis der Sozialversicherung im 
Heimatland dient. Einige EU-Staaten forderten die Be-
antragung dieser Bescheinigung sogar vor jeder noch 
so kurzen Auslandsdienstreise.

Die Revision der zugrunde liegenden Verordnung (EU) 
883/2004 zur Koordinierung der sozialen Sicherungs-
systeme geriet im vergangenen Jahr jedoch erheblich 
ins Stocken. Zunächst platzte ein mühselig zwischen 
den EU-Institutionen ausgehandelter Kompromiss, 
dann brachten die Europawahlen den Prozess zum 
Stillstand. Erst im Herbst 2019 konnten die Verhand-
lungen wieder aufgenommen werden – mit einem völ-
lig veränderten Team. Doch die neuen Köpfe haben 
keinen frischen Schwung in den Gesetzgebungspro-

Das vergangene Jahr war zunächst von personellen 
Wechseln in den EU-Institutionen geprägt. Im Mai 
2019 wurde ein neues Europäisches Parlament ge-
wählt. Durch die zahlreichen Wahlaufrufe auch sei-
tens der Wirtschaft konnte die Wahlbeteiligung 
deutlich verbessert werden, allerdings setzte sich 
die Zersplitterung in verschiedene Parteigruppierun-
gen fort. Um vom Europäischen Parlament mit einer 
Mehrheit als erste Kommissionspräsidentin bestätigt 
zu werden, musste Frau von der Leyen den Fraktionen 
zahlreiche Versprechungen machen. So sicherte ihr 
ein stark sozialdemokratisch und grün geprägtes Ar-
beitsprogramm am Ende eine hauchdünne Mehrheit. 

Erst am 1. Dezember 2019 nahm die neue Kommis-
sion dann offiziell ihre Arbeit auf. Gesamtmetall hat 
im vergangenen Jahr die politischen Beschlüsse und 
Vorhaben der europäischen Institutionen genau ver-
folgt und die Interessen der M+E-Arbeitgeber ver-
treten: Wenig überraschend stellte die Europäische 
Kommission als größte Herausforderungen der kom-
menden Jahre die Themen Digitalisierung und den 

Wandel zu einer CO2-neutralen Wirtschaft in den 
Mittelpunkt ihrer Agenda. Von beiden Prozessen war 
und ist gerade die Metall- und Elektro-Industrie stark 
betroffen und hat gleichzeitig zahlreiche, unverzicht-
bare Lösungen für den Strukturwandel zu bieten. 

Daneben nahm aber auch die Sozialpolitik mit den 
Themen Mindestlohn, Arbeitslosenrückversicherung 
und Entgelttransparenz eine sehr dominante Rolle im 
Arbeitsprogramm der Kommission ein – mit direkten 
Auswirkungen auf die Unternehmen der M+E-Industrie 
in Deutschland. 

Mit diesen Ankündigungen knüpfte die neue Kom-
mission nahtlos an die Arbeit der Juncker-Kommis-
sion an. Sie würden die Kompetenzen der EU in der 
Sozialpolitik noch deutlich ausweiten. Weit wichti-
gere Vorhaben, wie beispielsweise die aufgescho-
bene Grundsatzdebatte über die künftige Kompe-
tenzverteilung zwischen Mitgliedstaaten und EU im 
Bereich der EU-Sozialpolitik, wurden jedoch nicht 
umgesetzt.

Zusammenfassung

zess bringen können: Europäisches Parlament und Rat  
waren heillos zerstritten: Während sich der Rat für eine 
pauschale Ausnahme von der Beantragungspflicht für 
alle kurzzeitigen Auslandseinsätze aussprach, wollte das 
Europäische Parlament nur Ausnahmen zulassen, wenn 
der Arbeitnehmer im Ausland keine Dienstleistung für 
einen Dritten erbringt. 

Die A1-Bescheinigung ist vor allem ein
bürokratischer Eulenspiegelstreich.

Um den Rat in seiner Position zu stärken, hat Gesamt-
metall im November 2019 einen gemeinsamen Aufruf 
mit 18 weiteren Verbänden an die politischen Entschei-
dungsträger in Berlin und Brüssel initiiert.

Dennoch liegen die Verhandlungen seit Anfang 2020 
völlig auf Eis – eine Fortsetzung ist wohl erst im zwei-
ten Halbjahr 2020 geplant. Und dann ist die deutsche 
Bundesregierung – die sich bislang sehr für praktikable 
Ausnahmen beim Thema A1-Bescheinigung eingesetzt 
hatte – als amtierende EU-Ratspräsidentschaft auf die 
Rolle des neutralen Verhandlungsführers und Vermitt-
lers beschränkt. 
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Gesamtmetall fordert daher ein Belastungsmoratorium 
und die Bundesregierung nachdrücklich dazu auf, die 
nötigen Schritte für eine Verschiebung der Umsetzung 
der Entsende-Richtlinie zumindest in den Sommer 2021 
einzuleiten!

Entgelttransparenz: Verbindliche Maßnahmen 
für Ende 2020 angekündigt

Die Anfang März 2020 vorgelegte EU-Gleichstellungs-
strategie 2020-2025 enthält zahlreiche Initiativen, um 
die aus Sicht der Europäischen Kommission bestehen-
den Gleichstellungsdefizite anzugehen. Gesamtme-
tall unterstützt das Ziel der Europäischen Kommission, 
die Gleichstellung der Geschlechter zu fördern. Die  
deutsche Metall- und Elektro-Industrie verfolgt hier-
bei einen ganzheitlichen Ansatz und setzt sich auf  
allen Ebenen für die Herstellung tatsächlicher Chancen-
gleichheit ein. In diesem Sinne begrüßte Gesamtmetall 
das Engagement der Kommission im Hinblick auf die 
Überarbeitung der Ziele für den Ausbau von Betreu-
ungseinrichtungen, die geplante EU-weite Kommunika-
tionskampagne gegen Geschlechterstereotype und ins-
besondere das Ziel, Frauen stärker für technische Berufe 
und MINT zu gewinnen.

Belastungsmoratorium bei der 
Entsende-Richtlinie ist Gebot der Stunde 

Parallel zu diesem EU-Gesetzgebungsprozess nahm die 
Umsetzung der neu gefassten und noch einmal deutlich 
verschärften Entsende-Richtlinie (EU) 2018/957 in den 
Mitgliedstaaten Fahrt auf. Diese Richtlinie regelt, welche 
Arbeitsbedingungen im aufnehmenden Staat gelten. 
Was ist neu? Bei jedem Mitarbeitereinsatz im EU-Aus-
land muss nun das Entgelt eines vergleichbaren Arbeit-
nehmers gezahlt werden, wenn dies auf einem Gesetz 
oder allgemeinverbindlichen Tarifvertrag beruht. Die 
Umsetzungsfrist endet am 30. Juli 2020. Für Deutsch-
land hat das Bundeskabinett Mitte Februar 2020 einen 
Entwurf für ein Umsetzungsgesetz beschlossen. Ende 
März befasste sich bereits der Bundesrat mit dem Ent-
wurf, im Mai sollte er im Bundestag behandelt werden. 

Die deutsche Wirtschaft – und die M+E-Industrie ins-
besondere – steht durch die Corona-Krise allerdings 
vor existenziellen Herausforderungen, sodass ein  
„Business as usual“ kaum vorstellbar ist. Gerade jetzt 
darf die Arbeitnehmerfreizügigkeit auf dem EU-Bin-
nenmarkt nicht noch weiter infrage gestellt werden, 
darf man für die Unternehmen und Beschäftigten 
nicht noch mehr bürokratische Hindernisse errichten.  

Internationale Beziehungen

Entsende-Checkliste für Unternehmen

033 Checkliste Entsendung 20200331

Nationale Onlineportale zur Entsendung von Arbeitnehmern 
ermitteln (meist nur in der jeweiligen Landesprache und Englisch verfügbar)

Sektorale Zusatzformalien beachten 
(z.B. Einsatz auf Baustelle)

Ausnahmetatbestände für Entsendemitteilung ermitteln, 
falls in Land A und B nicht vorhanden: 

· Name, Firmenangaben und Rechtsform des entsendenden Unternehmens sowie Eintragung 
im deutschen Handelsregister

· Personenangaben des rechtlichen Vertreters des Unternehmens in Deutschland

· ggf. Ansprechpartner für Kontrolleure in Land A und B benennen (z.B. Frankreich: „Representant“  
Vor- und Nachname, Geburtstag, -ort, E-Mail, post. Adresse, ggf. Firmennamen, Tel.-Nr.)

· Angaben zum Ort der Leistung und zur voraussichtlichen Dauer

· Name, Geburtsdatum/-ort, Wohnadresse und Nationalität des Monteurs

· Datum des Einsatzes des Monteurs

· ggf. Berufsbefähigungsnachweise für bestimmte Tätigkeiten

· ggf. Übersetzung der Unterlagen in die Landessprache(n) (z.B. Frankreich, Italien)

Informationen/Unterlagen für die Entsendemitteilung zusammenstellen, z.B.
» Erstellen der Entsende-

mitteilung und ggf. Hoch-
laden der Dokumente · Entsendemitteilung

· A1-Bescheinigungen als Krankenversicherungs-
nachweis bzw.  Anträge (reicht derzeit in den meisten
Fällen, da Erstellen der Bescheinigung A1 für Kranken-
kasse zu kurzfristig)

· Arbeitsvertrag des Monteurs

· Entgeltnachweis 

· ggf. gültiges Gesundheitszeugnis des Arbeitnehmers 
(z.B. in Frankreich) 

» Unterlagen für den Mitarbeiter ausdrucken 
und ihm (ggf. übersetzt) mitgeben:

» Rechtsgrundlage zur Weiter-
gabe der personenbezogenen 
Daten prüfen (DSGVO)

» Entgeltvergleich für 
Kontrollen im Gastland 
dokumentieren, ggf. über-
setzen, und dem Mitarbeiter 
mitgeben.

» Ermittlung des Entgeltpakets eines vergleich-
baren Arbeitnehmers (hier: Monteur) 
· Einschlägige Tarifverträge inkl. sämtlicher Zusatzleistungen 

für den einschlägigen Sektor und die jeweilige Region 
ermitteln (ggf. nur in Landesprache vorhanden)

· Mitarbeiter in die fremden Tarifsysteme eingruppieren 
(Qualifikation, Betriebszugehörigkeit etc.) 

· Entgeltpaket mit dem deutschen Entgeltpaket bei M abgleichen

· ggf. Entgelt nach oben anpassen plus Anpassung der 
Gehaltsabrechnung (selten für Deutschland)

€

» Ermittlung der konkreten 
Vergütungsbestimmungen 
in Land A und B (gesetzliche 
Lohnbestandteile, allgemein-
verbindliche und ggf. 
repräsentative Tarifverträge)

Erforderliche Schritte der Personalabteilung 
(können je nach EU-Mitgliedstaat variieren)

Ein typischer Fall: 
Mittelständler (M) aus NRW erhält vormittags 

einen Anruf eines wichtigen Kunden in Nachbarland A. 
Dessen Produktionsanlage ist defekt und die Produktion 

steht still. Der Störfall soll schnellstmöglich beseitigt 
werden. M sagt zu, einen seiner Monteure zu schicken. 

Da aus Land B bereits ein Auftrag für eine Anlagen-
wartung inkl. Software-Update vorliegt, soll der Monteur 

unverzüglich mit dem PKW zum Kunden in Land A 
fahren und auf der Rückfahrt nach Hause den 

Auftrag in Land B erledigen. 

Was kommt 
nun durch die 
Revision der 
Entsende-
Richtlinie 
noch oben 
drauf?

Der Aufwand steht 
in keinem Verhältnis 
mehr zum Nutzen!

» Ermittlung der jeweiligen Meldepflichten in Land A und B

» A1-Bescheinigungen für Land A und B bei der Krankenkasse des Mitarbeiters beantragen

» Ermittlung der arbeits-
rechtlichen Pflichten im 
Einsatzland (z. B. derzeit 
Mindestlöhne, Höchst-
arbeits- und Ruhezeiten, 
Arbeitsschutz)

Die verschärfte Entsende-Richtlinie baut für Unternehmen und Beschäftigte nochmals neue bürokratische Hürden auf.
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Äußerst kritisch beurteilte Gesamtmetall hingegen die 
für Ende 2020 angekündigten Legislativmaßnahmen zur 
Entgelttransparenz, da das Prinzip des gleichen Entgelts 
in den EU- und nationalen Rechtsvorschriften bereits 
angemessen verankert ist. Insbesondere eine Verschär-
fung des geltenden Rechtsrahmens wird entschieden 
abgelehnt. 

Vor diesem Hintergrund bringt sich Gesamtmetall wei-
terhin aktiv in die Diskussionen auf EU-Ebene ein und 
beteiligt sich an dem hierfür breit angelegten Konsul-
tationsprozess der Kommission.  

Brexit vollzogen,  
Verhandlungen gehen weiter

Kaum ein Thema war in den Medien 2019 so präsent 
wie der Brexit. Das Vereinigte Königreich (VK) verließ 
die EU zum 31. Januar 2020 und wurde damit völker-
rechtlich zum Drittstaat. Im letztendlichen Austrittsver-
trag wurde eine Übergangsphase vereinbart, in der die 
EU-Regeln unverändert erstmal weiter gelten. Dies hat-
ten auch Gesamtmetall und sein europäischer Dachver-
band Ceemet von Anfang an gefordert, um Planungssi-
cherheit für die Unternehmen zu erreichen. Ende 2020 
wird diese Übergangsphase jedoch enden und eine 
Verlängerung schließt das VK derzeit noch kategorisch  
aus. Es droht ein Kollaps der Wirtschaftsbeziehungen  
zwischen beiden Partnern, sollten die Verhandlun-
gen über die künftigen Beziehungen nicht rechtzeitig  
abgeschlossen werden können. Dies hätte äußerst ne-
gative Folgen für die Wirtschaft – insbesondere für die 
eng verflochten arbeitende und exportstarke Metall- 
und Elektro-Industrie.

Aktionsplan für Wirtschaft und Menschenrechte: 
Mühsamer Monitoringprozess

Die Bundesregierung arbeitete weiter an der Umsetzung 
des Nationalen Aktionsplans Wirtschaft und Menschen-
rechte (NAP). Das hier federführende Auswärtige Amt 
hatte dazu Anfang März 2020 die zweite und entschei-
dende Erhebungsrunde des Monitorings zum NAP ge-
startet, deren Frist auf Ende Mai 2020 verlängert wurde. 
Mit dieser Befragung sollte überprüft werden, ob min-
destens 50 Prozent der in Deutschland ansässigen Un-
ternehmen mit über 500 Mitarbeitern die im NAP be-
schriebenen fünf Kernelemente menschenrechtlicher 
Sorgfalt ausreichend in ihre Unternehmensprozesse in-
tegriert haben:

1.	 Grundsatzerklärung zur Achtung 
der Menschenrechte

2.	 Verfahren zur Risikoanalyse
3�.	 Maßnahmen zur Abwendung potenziell  

negativer Auswirkungen inklusive einer  
Wirksamkeitsüberprüfung

4. 	Berichterstattung
5.	 Beschwerdemechanismus

Insgesamt verlief der NAP-Monitoringprozess ent
täuschend. Ursprünglich war ein gemeinsamer Lern-
prozess angestrebt worden. Daraus wurde dann aber 
eine extrem strenge Prüfung, bei deren „Nichtbeste-
hen“ immer wieder mit einer Gesetzesinitiative, einem 
Lieferkettengesetz, gedroht wurde. Hinzu kamen prob-
lematische Bewertungsmethoden, eine fehlende Evalu-
ierungsphase zwischen den Erhebungsrunden und ab-
gefragte Höchststandards, sodass viele Unternehmen 
mit der Erwartungshaltung der Bundesregierung über-

Parlamentarischer Abend von Gesamtmetall 2019 in Brüssel: Dr. Rainer Dulger mit Prof. Dr. Sascha Stowasser, Direktor ifaa, Petra Kammerevert, MdEP,  
Dr. Simon Haddadin, CEO der Franka Emika GmbH, Matthias Havekost, Leiter Ausbildung Airbus Deutschland, und Oliver Zander (v.l.n.r.)
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fordert waren. Die Wirtschaft hat deshalb diese Vorge-
hensweise in den vergangenen Monaten massiv kritisiert 
und auch Gesamtmetall hatte sich zuletzt im Dezember 
2019 noch einmal deutlich dagegen positioniert.

Ursprünglich sollte der Schlussbericht zum NAP-Monito-
ring noch vor Ende Juni 2020 vorgelegt werden. Dieser 
Zeitplan hätte es der Bundesregierung erlaubt, im Rah-
men der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im zweiten 
Halbjahr 2020 eine europäische Gesetzesinitiative im 
Bereich Lieferketten vorzulegen. Dieser Zeitplan ist je-
doch aufgrund der erheblichen wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Corona-Pandemie auf die deutsche M+E-In-
dustrie und die gesamte europäische Wirtschaft so wohl 
nicht mehr zu halten. 

Parlamentarischer Abend 
in Brüssel 

„Realising our people’s potential – Right-skilling for 
tomorrow’s industry“ war das Motto des Parlamenta-
rischen Abends von Gesamtmetall am 10. Dezember 
2019 mit Gästen aus EU-Institutionen, Verbänden und 
Unternehmen. 

Gesamtmetall-Präsident Dr. Rainer Dulger begrüßte un-
ter anderen Matthias Havekost, Leiter der Ausbildung 
bei Airbus Deutschland, der verschiedene Aus- und Wei-
terbildungsmodelle vorstellte, um Mitarbeiter bei Airbus 
fit für die Digitalisierung zu machen. Im Anschluss zeigte 
Dr. Simon Haddadin, CEO der Franka Emika GmbH, mit 
dem sehr intuitiv bedienbaren Roboter „Panda“ die 
neuen Möglichkeiten der Kooperation zwischen Mensch 
und Maschine. 

Ihre Ansprechpartner
und Service

•	 Aktuelle Informationen zu den wichtigsten sozialpoliti-
schen Gesetzgebungsinitiativen der EU (EU-Informatio-
nen) und der Brüsseler Politik (Brüssel-Splitter) 

•	 Überblick über wichtige Gesetzesreformen sowie Tarif-
abschlüsse mit dem Schwerpunkt M+E in aller Welt (In-
ternationale sozialpolitische Nachrichten) 

•	 Entsende-Leitfaden mit einem systematischen Überblick 
über die unterschiedlichen Regeln bei Auslandseinsät-
zen von Mitarbeitern 

•	 Fortlaufend aktualisierte Brexit-Checkliste für Personal-
abteilungen mit vielen praktischen Hilfestellungen 

•	 Fortsetzung und Aktualisierung der Internationalen 
Schriftenreihe 

Am 1. Juli 2020 übernimmt Deutschland die EU-Ratspräsidentschaft. Ob das bisherige Programm 
wie geplant abgearbeitet werden kann, ist aufgrund der Auswirkungen der Corona-Pandemie äu-
ßerst fraglich. Dennoch wird sich Gesamtmetall auch weiter dafür einsetzen, dass im Bereich der 
EU-Sozialpolitik endlich die schon lange aufgeschobene Grundsatzdebatte über die künftige Kom-
petenzverteilung zwischen Mitgliedstaaten und EU stattfindet sowie für ein Belastungsmoratorium 
für Unternehmen. Neben diesen Maßnahmen zur Bewältigung der aktuellen Corona-Krise brauchen 
wir dringend Reformen für agilere Arbeitsmärkte zur erfolgreichen Gestaltung der Digitalisierung. 

Gesamtmetall wird sich zudem weiter dafür stark machen, dass der rechtliche Rahmen für Einsätze 
von Mitarbeitern im Binnenmarkt noch einmal grundlegend überdacht und deutlich entbürokrati-
siert wird. Gemeinsam mit Verbänden und der Politik arbeitet Gesamtmetall dazu an einer neuen, 
vereinfachten Entsendesystematik, die den nötigen Schutz der Arbeitnehmer gewährleistet, aber 
die Wirtschaft nicht mit unnötiger Bürokratie erstickt. Hier können und müssen alle Chancen ge-
nutzt werden, die der digitale Strukturwandel bietet. 

Ausblick

Internationale Beziehungen

Sabina 
Dross

Katja 
Horstmann

Indra 
Hadeler

Robert 
Thurm

Stefan 
Solle





Politik und Kampagnen

POLITIK BRAUCHT WIEDER 
MUT ZU REFORMEN

Ludwig Erhard und Gerhard Schröder haben Mut zu Reformen gehabt. 
Die Soziale Marktwirtschaft und die Agenda 2010 haben Deutschland 
gestärkt und Kräfte entfesselt. Das Land braucht den MUT der Politik zu
Reformen – gerade jetzt im Strukturwandel.



90

Ein Jahr voller Krisen

Ohne den Ausbruch der Corona-Pandemie Anfang 2020 
hätte das vergangene politische Jahr ohne Zweifel maß-
geblich unter dem Einfluss der Klimadebatte und der Fri-
days-for-Future-Bewegung gestanden, die insbesondere 
in der zweiten Jahreshälfte 2019 die öffentliche Meinung 
prägten. Und auch wenn die Themen Klimaschutz und 
technologischer Wandel nicht zum ureigenen Aufgaben-
spektrum eines Arbeitgeberverbandes zählen, so zeigte 
sich jedoch rasch, welche zunächst gesellschaftliche und 
dann auch politische Bedeutung diese beiden Themen 
erreichten. 

Kein Tag verging ohne neue Diskussionen über den Indus-
triestandort Deutschland und die Frage, wie viel Technolo-
gie sich unser Land noch leisten will, leisten kann und leis-
ten sollte. Die mit ebenso viel Engagement wie teilweise 
Hysterie geführte Debatte zeigte, wie unterschiedlich das 
Meinungsspektrum zwischen Alt und Jung, Stadt und Land 
in Deutschland verteilt ist.

Kein Tag verging ohne neue 
Diskussionen über den 
Industriestandort Deutschland.

Für die Unternehmen der Metall- und Elektro-Industrie 
barg diese Debatte erhebliche Risiken, drohten doch die 
sich ohnehin schon in einer Rezession befindlichen Bran-
chen durch weiter verschärfte Umweltauflagen zusätzlich 
in Bedrängnis zu geraten. Gesamtmetall vertrat in dieser 
Debatte stets den Standpunkt, dass ehrgeizige Klimaziele 
nur mit moderner Technologie zu erreichen sind – und ent-
sprechender Zeit, um diese entwickeln und wettbewerbs-
fähig produzieren zu können. Die Industrie ist Teil der Lö-
sung.

Unabhängig von industrieller Rezession und der Do-
minanz der Klimadebatte schickte sich die Bundesre-
gierung an, die im Koalitionsvertrag von Anfang 2018 

formulierten Ziele konsequent umzusetzen. Dies be-
deutete, dass in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik die 
stark von der SPD geprägten Themen wie die Einfüh-
rung einer teuren Grundrente, ein sogenannter Rechts-
anspruch auf „Homeoffice“ oder die völlig unsinnige 
Einschränkung der sachgrundlosen Befristungen in den 
Mittelpunkt rückten. 

Den M+E-Betrieben drohten dauerhaft
steigende Sozialversicherungs-
beiträge und neue bürokratische 
Hürden auf dem Arbeitsmarkt.

Anstatt des von allen Arbeitgeberverbänden geforderten 
Belastungsmoratoriums und dringend notwendigen Rü-
ckenwinds für die Wirtschaft drohten den M+E-Unter-
nehmen dauerhaft steigende Sozialversicherungsbeiträge 
und neue bürokratische Hürden auf dem Arbeitsmarkt.

Die über Monate andauernde Medienpräsenz des 
Klimathemas führte zudem zu einem politischen  
Höhenflug von Bündnis 90/Die Grünen auf Oppositions-
seite und hektischen Gegenreaktionen von CDU, CSU 
und SPD auf Regierungsseite. Die mit Spannung erwar-
teten Landtagswahlen in Brandenburg, Sachsen und 
Thüringen im Herbst 2019 zeigten dementsprechend 
deutliche Zugewinne bei den Grünen auf der einen Seite 
und bei der AfD auf der anderen Seite. Die Polarisie-
rung zugunsten der Grünen und der AfD schwächte die  
Parteien der Großen Koalition. Die FDP konnte davon 
überraschenderweise nicht profitieren.

Parallel dazu verlief ein mehr als ein Jahr dauernder 
Austausch des Spitzenpersonals der Regierungspar-
teien. CDU, CSU, SPD und erneut die CDU nahmen  
Führungswechsel in den Parteiämtern vor beziehungs-
weise haben dies noch vor. Insbesondere die Landtags-
wahl in Thüringen und die anschließend schwierige Re-
gierungsbildung brachte die Große Koalition erneut ins 
Wanken.

Zwischen industrieller Rezession und Klimadebatten 
war das vergangene Jahr politisch für Gesamtmetall 
sehr ereignisreich. Unabhängig von allen wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen trieb die Bundesregie-
rung, allen voran das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales, die im Koalitionsvertrag festgehaltenen 

Gesetzesprojekte voran. Gesamtmetall hat sich da-
bei intensiv in die Debatten und Diskussionen einge-
bracht und mit eigenen Forderungen den Standpunkt 
der Arbeitgeber der Metall- und Elektro-Industrie als 
wichtigsten deutschen Industriezweig im politischen 
Meinungsprozess vertreten.

Zusammenfassung
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der Industrie weiter einzuschränken, geht schlichtweg 
an der Wirklichkeit der Unternehmen vorbei. Wenn es 
ein Problem mit Befristungen gibt, dann im öffentlichen 
Dienst“, erklärte Gesamtmetall-Präsident Dr. Rainer Dul-
ger im Rahmen dieser Veranstaltung. Er wies darauf hin, 
dass in der M+E-Industrie der Anteil an befristeten Ar-
beitsverhältnissen deutlich unter dem des öffentlichen 
Dienstes oder des staatlichen Hochschul- und Wissen-
schaftsbereichs liege. 

Neben Dr. Rainer Dulger und dem Bundesvorsitzenden 
des dbb beamtenbund und tarifunion, Ulrich Silberbach, 
nahmen die in ihrer jeweiligen Fraktion für das Thema 
zuständigen Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
Gabriele Hiller-Ohm (SPD), Till Mansmann (FDP), Markus 
Kurth (B´90/Die Grünen) und Wilfried Oellers (CDU/CSU) 
an der Diskussion teil. 

Etwas Ruhe kehrte dann erst mit der von der SPD  
souverän gewonnenen Wahl in Hamburg ein – bis dann 
ab Februar 2020 die Corona-Pandemie über die Welt 
hereinbrach.

Gesamtmetall im intensiven Dialog mit der Politik 

Gesamtmetall hat sich in den vergangenen zwölf Mona-
ten wieder an zahlreichen Debatten über den Standort 
und die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik beteiligt und 
eigene Positionen und Forderungen in den politischen  
Meinungsprozess und die Öffentlichkeit eingebracht.
 
Breite politische Aufmerksamkeit und ein erhebliches 
Medienecho erregte beispielsweise im Juni 2019 eine 
auf den ersten Blick vielleicht ungewöhnliche Partner-
schaft: Gesamtmetall organisierte gemeinsam mit dem 
dbb beamtenbund und tarifunion (dbb) in Berlin eine 
Diskussionsveranstaltung zur geplanten Regulierung der 
sachgrundlosen Befristung unter dem Titel „Sachgrund-
lose Befristung – Regelungsbedarf oder Doppelmoral?“. 

„Sachgrundlose Befristungen in der
Industrie weiter einzuschränken,
geht an der Wirklichkeit der Unter-
nehmen vorbei.“

Dr. Rainer Dulger

Für die Öffentlichkeit besonders bemerkenswert war, 
dass auch auf Gewerkschaftsseite die Regulierungsvor-
stellungen aus der Bundespolitik auf ein sehr kritisches 
Echo stießen. Auch Gesamtmetall erneuerte seine Kri-
tik an dem Vorhaben. „Sachgrundlose Befristungen in 

Ulrich Silberbach und Dr. Rainer Dulger diskutieren über die sachgrundlose Befristung mit Till Mansmann MdB (FDP), Moderatorin Juliane Hielscher, Gabriele Hiller-
Ohm MdB (SPD), Markus Kurth MdB (B´90/Die Grünen) und Wilfried Oellers MdB (CDU/CSU) (v.l.n.r.).

Dr. Rainer Dulger und Ulrich Silberbach, Bundesvorsitzender des dbb beamten-
bund und tarifunion, bei der gemeinsamen Veranstaltung im Juni 2019. 

Politik und Kampagnen
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Foto oben: Dr. Rainer Dulger und Jens Spahn, Bundesminister für Gesundheit (r.), disku-
tieren beim Bundesmittelstandstag der MIT 2019 über die aktuelle Wirtschaftspolitik, 
moderiert von Michael Bröcker. Fotos darunter: Gesamtmetall mit eigenen Ständen auf 
den Parteitagen und in Gesprächen mit prominenten Politikern wie Annegret Kramp-
Karrenbauer, Vorsitzende der CDU (mitte), und Robert Habeck, Bundesvorsitzender von 
Bündnis 90/Die Grünen (unten).

Zudem hat Gesamtmetall wie in den Jahren zuvor durch 
weitere eigene Veranstaltungen aktuelle politische The-
men aufgegriffen und auf seine Argumente aufmerk-
sam gemacht.

Kontinuierliche Präsenz 
des Verbandes bei 
politischen Großveranstaltungen

Ein weiterer wichtiger Bestandteil des politischen Enga-
gements von Gesamtmetall blieb zudem die kontinuier-
liche Präsenz des Verbandes bei politischen Großveran-
staltungen. So war der Verband mit eigenen Ständen 
und Mitarbeitern im Berichtszeitraum auf den Parteita-
gen von Bündnis 90/Die Grünen im November 2019 in 
Bielefeld, der CDU im November 2019 in Leipzig und 
der SPD im Dezember 2019 in Berlin vertreten sowie 
auf dem Bundesmittelstandstag der MIT im September 
2019 in Nürnberg und auf dem Sommerfest des Parla-
mentskreises Mittelstand im Juni 2019 in Berlin.

Für die Parteitage wurde die Konzeption des Standes 
vollständig überarbeitet. Seitdem empfängt ein kolla-
borativer Roboter, kurz Cobot, als originäres Produkt 
der M+E-Industrie die Besucher und zeigt, wie die Zu-
sammenarbeit mit Menschen ohne jegliche Schutzvor-
richtungen möglich ist. 

Bündnis Zukunft der Industrie  
fortgesetzt

Gesamtmetall hat sich zudem im Bündnis Zukunft der 
Industrie – bestehend aus Vertretern des Bundeswirt-
schaftsministeriums, Gewerkschaften, Wirtschafts- und 
Arbeitgeberverbänden – weiter engagiert und sich zu-
nächst für eine Fortsetzung des 2016 gegründeten 
Bündnisses ausgesprochen. 

Höhepunkt der letztjährigen Bündnisarbeit war die im 
September 2019 in Berlin organisierte Woche der In-
dustrie und die daran anschließende Industriekonfe-
renz, in deren Mittelpunkt die Nationale Industriestra-
tegie 2030 stand. Innerhalb des Bündnisses hat sich 
Gesamtmetall zudem besonders dafür eingesetzt, ei-
nen neuen Blick auf den Industriestandort Deutsch-
land zu werfen und zu prüfen, ob eine Verbesserung 
des Standorts trotz häufig unterschiedlicher Positionen 
nicht im gemeinsamen Interesse aller Bündnispartner 
liegen könnte. Die Arbeit an diesem Thema wird im 
laufenden Jahr fortgesetzt und wird durch die verhee-
renden wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie 
sicher an Bedeutung gewinnen.
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Klimaschutz mündete in einen politischen Aktionismus, 
der für die M+E-Industrie Chancen und Risiken zugleich 
birgt. Im Rahmen von „Herz der Wirtschaft“ hat Ge-
samtmetall die Debatte frühzeitig begleitet und auf-
gezeigt, wie M+E-Unternehmen schon jetzt durch ihre 
technischen Innovationen sowie moderne Produktions-
verfahren Umwelt und Klima schützen. In dem Mailing 
zum Kampagnenstart forderte Gesamtmetall im poli-
tischen Raum dazu auf, das Klima gemeinsam mit der 
Wirtschaft und nicht zu ihren Lasten zu verbessern.

Die gesellschaftliche Debatte um 
den Klimaschutz mündete in 
einen politischen Aktionismus, der 
für die M+E-Industrie Chancen und 
Risiken zugleich birgt.

Mittlerweile ist das Herz der Wirtschaft in der Bundes-
politik weit bekannt. Dazu trugen auch die Bundespar-
teitage bei, auf denen Gesamtmetall mit einem Stand 
in Herz-der-Wirtschaft-Optik vertreten war, um die  
Belange der M+E-Industrie im persönlichen Gespräch  
voranzubringen.

Flexibilität und Klimaschutz im Fokus 
des Herz der Wirtschaft

Seit mittlerweile acht Jahren zeigt Gesamtmetall mit der 
Kampagne „Herz der Wirtschaft“ Multiplikatoren und 
Politikern auf Bundesebene, warum die Unternehmen 
der Metall- und Elektro-Industrie Deutschlands Schlüs-
selindustrie sind. Weit mehr als nur ein Facelift war der 
Relaunch vor zwei Jahren, der die Kampagne nicht nur 
mit einem neuen Logo, sondern auch mit einer neuen 
Webseite und Kampagnenstrategie ausstattete.

Mit Mailings, Reportagen, Emotionen und Fakten macht 
„Herz der Wirtschaft“ auf Leistungserfolge und -gren-
zen der Metall- und Elektro-Industrie aufmerksam.  
Abhängig von der politischen Diskussion werden pro 
Jahr zwei wichtige Themen ausgewählt, die mit Stu-
dien, Reportagen, Experteninterviews, Unternehmer-
Umfragen, Zahlen und Diagrammen aufbereitet und 
verbreitet werden. 

Im vergangenen Jahr waren dies die Themen Flexibili-
tät und Klimaschutz. Die Entscheidung dazu fiel leicht: 
Nachdem Bundesarbeitsminister Hubertus Heil ein  
„Arbeit-von-morgen-Gesetz“ sowie das „Recht auf 
Homeoffice“ angekündigt hat, stand sofort fest, dass 
es Aufgabe von „Herz der Wirtschaft“ sein müsse, die 
verschiedenen Facetten von Flexibilität in der Arbeits-
welt aufzuzeigen: Videoreportagen zeigten, wie räum-
lich und zeitlich flexibel viele M+E-Beschäftigte schon 
jetzt arbeiten. Arbeitsrechtler erklärten die juristischen 
Schwierigkeiten, die sich aus einem sogenannten Recht 
auf „Homeoffice“ für ein Unternehmen ergeben und 
stellten den Unterschied zwischen mobilem Arbeiten, 
Homeoffice und Heimarbeit dar.

Das zweite Langzeitthema lieferte Greta Thunberg mit 
Fridays for Future. Die gesellschaftliche Debatte um den 

Ihre Ansprechpartner

Antonin 
Finkelnburg

Simone 
Sauer

„Herz der Wirtschaft“ mit dem Themenschwerpunkt Klimaschutz auf der Webseite 
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vom Nationalökonomen Walter Eucken (1891–1950) 
und der „Freiburger Schule“, einer Gruppe von Hoch-
schullehrern in Freiburg, entwickelt worden. Der Or-
doliberalismus steht für einen Ordnungsrahmen des 
Staates, der ökonomischen Wettbewerb und die Frei-
heit der Bürger auf dem Markt sichern soll. Es han-
delt sich um einen rechtlichen Rahmen für den 
Wettbewerb und das Marktgeschehen. Die Struktur-
elemente der Sozialen Marktwirtschaft sind damit: 

•	 die Gewerbefreiheit,
•	 das Recht auf freie wirtschaftliche Betätigung,
•	 das Privateigentum an Produktionsmitteln,
•	 das Vereinigungsrecht zur Wahrung wirtschaftlicher 

und sozialer Interessen,
•	 eine funktionsfähige Wettbewerbsord- 

nung, um wirtschaftlichen Wettbewerb  
zu ermöglichen und Wettbewerbs- 
beschränkungen zu verhindern,

•	 die Tarifautonomie, 
•	 freie Preisbildung für Waren  

und Dienstleistungen,
•	 das Gewinnstreben als legitimer Leistungsanreiz,
•	 eine unabhängige Zentralbank,
•	 eine aktive Wirtschafts-, Konjunktur- und  

Steuerpolitik sowie
•	 ein Sozialstaat, der Rentnern, Kranken,  

Arbeitslosen und Bedürftigen Schutz durch  
Sozialleistungen gibt.

Die Soziale Marktwirtschaft ist die Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland 
seit deren Gründung. Sie verbindet die Freiheit des 
Marktes mit einem sozialen Ausgleich. Der Begriff der 
Sozialen Marktwirtschaft stammt von Alfred Müller-
Armack (1901–1978). Dieser war Nationalökonom in 
Köln und Münster. Im Rahmen von Nachkriegsplanun-
gen der Wirtschaft und Wissenschaft gegen Ende des 
Zweiten Weltkriegs lernte er Ludwig Erhard – den spä-
teren ersten Bundeswirtschaftsminister – kennen und 
wurde 1952 Abteilungsleiter und 1958 Staatssekretär 
im Bundeswirtschaftsministerium. Zusammen mit Lud-
wig Erhard (1897–1977) prägte er die Soziale Markt-
wirtschaft und setzte sie politisch um. Alfred Müller-
Armack gilt als Vater der Sozialen Marktwirtschaft und 
Ludwig Erhard als Vater des Wirtschaftswunders.

„Nichts ist in der Regel unsozialer 
als der sogenannte Wohlfahrtsstaat, 
der die menschliche Verantwortung 
erschlaffen und die individuelle 
Leistung absinken lässt.“

Ludwig Erhard

Ideengeschichtlich basiert die Soziale Marktwirtschaft 
stark auf Vorstellungen des Ordoliberalismus, einer Va-
riante des Neoliberalismus, ohne selbst dort hinzuge-
ordnet werden zu können. Der Ordoliberalismus ist 

Der Begründer des Ordoliberalismus Walter Eucken (1891–1950) und die Erfinder und Wegbereiter der Sozialen Marktwirtschaft  
Alfred Müller-Armack (1901–1978) und Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard (1897–1977).

Spezial: Die Soziale Marktwirtschaft 

Die Soziale Marktwirtschaft: 
Wohlstand und Sicherheit für alle
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Abgrenzung zu Zentralverwaltungswirtschaft 
und Laissez-faire-Liberalismus

Mit diesen Strukturelementen grenzte sich die Soziale 
Marktwirtschaft einerseits von planwirtschaftlichen  
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnungen (Typus Zen-
tralverwaltungswirtschaft) wie Kommunismus / Sozia
lismus als auch Nationalsozialismus und andererseits 
dem Laissez-faire-Liberalismus mit freier Marktwirt-
schaft scharf ab. 

Das Ziel der 
Sozialen Marktwirtschaft 
ist klar: größtmöglicher 
Wohlstand bei bestmöglicher 
sozialer Sicherheit.

Die Idee der Sozialen Marktwirtschaft war und ist es, 
durch die Vorteile einer freien Marktwirtschaft eine 
große wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und bestmög-
liche Güterversorgung zu erreichen, gleichzeitig die 
Nachteile und Gefahren einer freien Marktwirtschaft 
(z. B. Monopole, Zerstörung des Wettbewerbs durch 
Ballung wirtschaftlicher Macht oder unsoziale Folgen 
des Marktgeschehens) zu vermeiden. Damit ist das Ziel 
klar: größtmöglicher Wohlstand bei bestmöglicher so-
zialer Sicherheit.

Der Staat schafft und garantiert  
die Wettbewerbsordnung

Die Rolle des Staates ist dabei nicht passiv, denn er 
schafft und garantiert die Wettbewerbsordnung, greift 
auch konjunkturpolitisch ein und organisiert den sozia-
len Ausgleich durch sozialpolitische Maßnahmen. Die 
sozialpolitischen Maßnahmen bewirken auch Umver-
teilung zu Gunsten der Schwächeren und Bedürftigen. 

Diese Eingriffe des Staates in die Gesellschaft und die 
Wirtschaft sollen im allgemeinen Interesse erfolgen, bei-
spielsweise dort, wo Anbieter oder Nachfrager durch an-
gepasste, marktwirtschaftlich vertretbare Maßnahmen 
geschützt werden müssen (beispielsweise beim Ver-
braucherschutz, im Wettbewerbsrecht und – mit ande-
rer Zielrichtung – im Umweltschutz).

Es steht fest, dass sich die Soziale Marktwirtschaft seit 
ihrer Einführung in der Bundesrepublik Deutschland be-
währt hat und zu einer nie dagewesenen Steigerung des 
Wohlstandes in breiten Bevölkerungsschichten und zu 
einem sehr hohen Maß an sozialer Sicherheit geführt 
hat. Und Krisen wurden gut bewältigt.

Politik und Kampagnen

„Je freier die Marktwirtschaft, desto sozialer ist sie auch“, betonte 
Ludwig Erhard 1957 in seinem Buch „Wohlstand für Alle“.

Art und Umfang staatlicher Eingriffe  
bleiben umstritten

Umstritten wird in einer pluralistischen, freiheitlichen 
Gesellschaft aber immer bleiben, in welcher Art und in  
welchem Umfang die staatlichen Eingriffe erfolgen sol-
len. Wichtig ist das Denken und politische Handeln in 
Ordnungen und Strukturen, damit sich die Strukturele-
mente der Sozialen Marktwirtschaft verwirklichen und 
die Soziale Marktwirtschaft weiterhin so positiv auf Ge-
sellschaft und Wirtschaft wirken kann.

Ludwig Erhard schrieb 1957 sein berühmtes Buch 
„Wohlstand für Alle“. Darin beschrieb er den wirt-
schaftspolitischen Weg der jungen Bundesrepublik 
Deutschland und die Riesenerfolge der Sozialen Markt-
wirtschaft in den ersten Nachkriegsjahren. Die Soziale 
Marktwirtschaft wurde auch Grundlage des Einigungs-
vertrages von 1990 und ist im Vertrag über die Euro-
päische Union verankert (Art. 3 EUV). Sie setzte damit 
ihren Erfolgsweg fort. 

Mit der Sozialen Marktwirtschaft 
konnte Deutschland Krisen gut 
meistern.

Seit Einführung der Sozialen Marktwirtschaft konnte 
Deutschland Krisen dank dieser Gesellschafts- und Wirt-
schaftsordnung gut meistern und ist dabei stets stärker 
aus diesen Krisen hervorgegangen. Denn die wirtschaft-
liche Stärke des Landes hat es ermöglicht, hohen Schutz 
und große Sicherheit für die Bürger und die Wirtschaft 
in Krisen zu geben.

Soziale Marktwirtschaft bedeutet also auch: Wohlstand 
und Sicherheit für alle.
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Zeitungsanzeige zur Halbzeitbilanz der Großen Koalition

Corona-Krise die Bilanz der GroKo dominieren wird. In 
der Krise, aber auch davor, wurde einmal mehr deut-
lich, wie wichtig die Soziale Marktwirtschaft für den 
wirtschaftlichen Erfolg und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt in Deutschland ist.

Bis zur Corona-Krise waren die dominanten Kampag-
nen-Themen für die INSM die Grundrente, aber auch die 
anhaltende Existenz des Solidaritätszuschlags, der nach 
Auffassung namhafter Verfassungsrechtler schlichtweg 
abgeschafft werden muss, weil er in mehrfacher Hin-
sicht gegen das Grundgesetz verstößt und Wirtschaft 
und Verbraucher unnötig belastet.

Grundrente soll zumindest mit 
einer Einkommensprüfung kommen

In der Rentenpolitik gibt es angesichts des demografi-
schen Wandels unverändert Handlungsbedarf. Es geht 
um die dauerhafte Tragfähigkeit der umlagefinanzier-
ten gesetzlichen Rentenversicherung. Diese wird gefähr-
det, wenn die Leistungen der Rentenversicherung un-
nötig ausgeweitet und die Kosten den nachfolgenden 
Generationen aufgebürdet werden – so geschehen mit 
Rente mit 63, Mütterrente und Doppelter Haltelinie, die 
einfach Rentenniveau und Beitragssatz, also die Kos-
ten festzurrt und die Probleme der Finanzierung aber 
vertagt. 

Die Grundrente ist ein Abschied 
von den Grundprinzipien unseres 
Sozialstaats.

Die nun nach langem politischem Streit beschlossene 
Grundrente ist de facto ein Abschied von den Grund-
prinzipien unseres Sozialstaates, unserer Sozialversi-
cherung, also Subsidiaritätsprinzip, Äquivalenzprinzip, 
Gleichbehandlung, ganz zu schweigen von der Leis-
tungsgerechtigkeit. Die sogenannte „Respekt“-Rente 
von SPD-Arbeitsminister Hubertus Heil sollte ohne Be-
dürftigkeitsprüfung mit der Gießkanne für eine große 
Zahl von Menschen kommen – egal, ob arm oder ar-
mutsgefährdet oder nicht. Die INSM hat ihre Kampagne 
daher im Kern auf die fehlende Bedürftigkeitsprüfung 
gerichtet und das Schlimmste verhindert. Obwohl die 
Regierungsparteien die Grundrente im Koalitionsvertrag 
klar mit einer Bedürftigkeitsprüfung verabredet hatten, 
stritt die GroKo über Monate darüber – am Ende stand 
ein Kompromiss, der zumindest eine Einkommensüber-

INSM bleibt fokussiert bei  
Grundrente und Soli

Lässt man die vergangenen zwölf Monate Revue pas-
sieren, denkt man unweigerlich an die zahlreichen poli-
tischen Krisen, durch die die sogenannte Große Koali-
tion (GroKo) geschlittert ist. Mehr als einmal stand das 
Regierungsbündnis auf der Kippe. Die Gründe: Grund-
rente, schlechte Wahlergebnisse der Volksparteien, Füh-
rungskrise in der SPD, Führungskrise in der CDU. Und 
zuletzt kam noch eine externe Krise hinzu: Das Corona-
Virus, das auch die deutsche Wirtschaft zunehmend be-
droht, von der Gesundheit der Menschen und dem öf-
fentlichen und sozialen Leben ganz zu schweigen. 

Es ist noch nicht abzusehen, wie sich diese Pandemie 
weiterentwickeln und vor allem, welche schweren wirt-
schaftlichen, gesundheitlichen und sonstigen Folgen sie 
insgesamt verursachen wird. Klar ist aber auch, dass die 

Politik in Zeiten von internen und externen Krisen

Spezial: Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft
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prüfung vorsieht. Im Herbst 2019 schaltete die INSM 
dazu Anzeigen mit dem Tenor: Keine Rentenpolitik mit 
der Gießkanne. Die Anzeigen lieferten inhaltliches Fut-
ter: 10 Gründe gegen die Grundrente ohne Bedürftig-
keitsprüfung. Aus Protest gegen die Gießkannenpoli-
tik stellte die INSM kurzerhand eine überdimensionierte 
Goldene Gießkanne vor das Bundeskanzleramt. Im Feb-
ruar 2020 wanderte die Gießkanne dann anlässlich der 
Pressekonferenz von Bundesarbeitsminister Hubertus 
Heil zum Grundrentenkompromiss auch vor das Bundes-
ministerium für Arbeit. Die Krönung: Die INSM verlieh 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil – stellvertretend 
für die gesamte GroKo – für die Grundrente „Die Gol-
dene Gießkanne“. Dies war der verdiente Preis für eine 
Politik, die ohne Zielgenauigkeit Milliarden Euro verteilt, 
ohne wenigstens eine gesicherte Finanzierung vorwei-
sen zu können. Dazu gab es auch eine Zeitungsanzeige. 

10 Gründe 
gegen die Grundrente 
ohne Bedürftigkeitsprüfung 
gibt es. Mindestens.

Es ist als Teilerfolg zu werten, dass nach dem Kom-
promiss nur noch rund 1,3 Millionen Rentnerinnen 
und Rentner begünstigt werden, statt der drei bis vier  
Millionen wie ursprünglich geplant. Dennoch bleibt die 
Grundrente teuer und falsch. Dabei geht es nicht da-
rum, den Rentnern etwas nicht zu gönnen, sondern um 
die fehlende Zielgenauigkeit der Maßnahme im Kampf 

Protest gegen die Ausgabenpolitik der Bundesregierung im Oktober 2019: Die „Goldene Gießkanne“ der INSM vor dem Bundeskanzleramt
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gegen Altersarmut. Es geht auch um Glaubwürdigkeit 
der Politik gegenüber allen Steuerzahlern, denn diese 
müssen die Finanzierung stemmen. Die Kampagne ge-
gen eine schlecht gemachte, unfaire Grundrente, die am 
Problem der Altersarmut vorbeigeht, dafür aber neue 
Bürokratie und Milliardenkosten verursacht, sollte bis 
zum Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens fortge-
setzt werden. Wegen der Auswirkungen des Corona-
Virus auf den parlamentarischen Betrieb ist der Zeit-
plan für ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2021 derzeit 
ungewiss.

Soziale Marktwirtschaft  
kann auch Klimaschutz

… und mit Sozialer Marktwirtschaft gelingt Klimaschutz 
wirksamer. Sommer und Herbst 2019 standen neben 
der Grundrente vor allem unter dem Eindruck der glo-
balen Klimaerwärmung mit all ihren Folgen für Mensch 
und Wirtschaft. Die Jugendbewegung „Fridays for Fu-
ture“ sorgte dafür, dass das Thema bis zum Beginn der 
Corona-Krise auf der Agenda der Politik ganz nach oben 
rückte. Im Rahmen der Debatte über den besten Weg 
zu einer Reduzierung der Treibhausgase setzte sich die 
INSM für marktwirtschaftliche Instrumente ein und leis-
tete damit einen Beitrag, neue Subventionstöpfe mög-
lichst zu verhindern. Dass die Bundesregierung den CO2-
Ausstoß nun mit einem Deckel für die Bereiche Verkehr 
und Gebäude reduzieren will, ist ein gutes Signal. Die 
INSM hat dazu verschiedene Veranstaltungen organi-
siert, unter anderem mit Prof. Dr. Christoph M. Schmidt, 
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koppelt und vorab exklusiv veröffentlicht. Der Bildungs-
monitor folgte zwei Wochen später im August und do-
minierte einmal mehr die Schlagzeilen. 

#vonwegenabgehängt: Osten holt auf

Eine gute Nachricht auch zur wirtschaftlichen Lage von 
Menschen und Wirtschaft in Ostdeutschland lieferte 
eine Studie des IW im Auftrag der INSM anlässlich des 
Datums „30 Jahre Mauerfall“ am 9. November 2019. 
Überraschend war für viele die Erkenntnis, dass es heute 
kaum Unterschiede in der Kaufkraft zwischen Ost und 
West gibt. Diese unterscheidet sich im Schnitt nur um 
104 Euro und damit weniger als beim Kaufkraftvergleich 
zwischen Stadt und Land. 

Dorf- und Stadtbewohner nämlich trennen bei der Kauf-
kraft im Schnitt 121 Euro. Die Menschen im Osten ha-
ben zwar niedrigere nominale Einkommen, das rela-
tiviert sich aber durch das niedrigere Preisniveau und 
wird durch die ausgeglichenere Einkommensverteilung 
weitgehend kompensiert. Auch in Sachen Armutsge-
fährdung hat sich der Unterschied zwischen Ost und 
West verkleinert. Auch dank der Sozialen Marktwirt-
schaft haben sich die Lebensverhältnisse angeglichen. 

30 Jahre Soli: Zeit für einen Abschied

Womit wir beim Thema Soli wären. 2019 haben wir 30 
Jahre Mauerfall gefeiert, im laufenden Jahr begehen wir 
30 Jahre Wiedervereinigung. Der Solidaritätszuschlag 
(Soli) wurde in den 1990er Jahren eingeführt, um die 
finanziellen Lasten der deutschen Einheit zu schultern. 

Präsident des RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsfor-
schung und bis vor Kurzem Vorsitzender des Sachver-
ständigenrates, und klar gemacht, dass ein marktwirt-
schaftliches System wie der Emissionshandel einem 
staatlich festgelegten Preis für CO2 überlegen ist. Ex-
pertise dazu lieferte an anderer Stelle auch Prof. Dr. 
Justus Haucap vom Institut für Wettbewerbsökonomie 
der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. Die Effizienz 
des EU-Emissionshandels spricht für eine Ausweitung 
des bestehenden Systems auf andere Sektoren, so seine 
Experteneinschätzung.

Ökonomische Bildung sollte früh anfangen

Grundlagenarbeit ist und bleibt für die INSM das Thema 
Bildung. Wie wichtig insbesondere ökonomische Bil-
dung ist, kann nicht oft genug gesagt werden. Die 
INSM nahm dies zum Anlass, im Rahmen des im Som-
mer 2019 veröffentlichten Bildungsmonitors das Thema 
zu einem Schwerpunkt zu machen. Wie es um die öko-
nomische Bildung in Deutschland steht, analysierten 
darin die Bildungsexperten des Instituts der deutschen 
Wirtschaft (IW), die jedes Jahr den Bildungsmonitor im 
Auftrag der INSM erstellen. Ergebnis: Schulkinder ler-
nen zu wenig über den Umgang mit Geld. Zum Ziel ei-
ner echten Chancengerechtigkeit in der Bildung gehört 
auch eine gute ökonomische Grundbildung schon in der 
Schule. Deutschland hat bei diesem Thema Nachholbe-
darf, wenngleich einige Bundesländer besser vorberei-
tet sind als andere. Eine Civey-Umfrage im Auftrag der 
INSM ergab, dass sich Jung und Alt hier mehr Wissen 
wünschen. Gut die Hälfte der Erwachsenen hätte gern 
selbst während der Schulzeit einen besseren Umgang 
mit Geld gelernt. Das Schwerpunktthema wurde ausge-

INSM-Frühstücksdialog zum Thema Rente im Dezember 2019 

Spezial: Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft
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Deutschland hat viel erreicht seitdem und von Anfang 
an war klar, dass der Soli zeitlich befristet ist. Die gesetz-
liche Grundlage für ihn ist seit dem 31. Dezember 2019 
zusammen mit dem Auslaufen des Solidarpakts II ver-
schwunden. Der Soli hat nun definitiv ausgedient. Die 
INSM hat deswegen 2020 eine breit angelegte Kampa-
gne für die daraus logische Folge einer sofortigen Ab-
schaffung des Solis für alle und Erstattung der entrich-
teten Beträge an den Staat rückwirkend zum 1. Januar 
2020 gestartet. Los ging es mit Anzeigen in überregio-
nalen Tageszeitungen. Das Motto: Die Liste der Verspre-
chen aus der Politik zur Abschaffung des Solis ist lang – 
fast so lang wie die Nase des Pinocchio. 

Kernstück der Kampagne ist die zum Jahresbeginn in-
stallierte Soli-Uhr in Berlin-Kreuzberg nahe dem frühe-
ren Grenzübergang Checkpoint Charlie. Die Uhr tickt 
und in jeder Sekunde nimmt der Staat mit dem Soli 629 
Euro ein – seit dem 1. Januar 2020 unrechtmäßig! Die 
Uhr soll dies anschaulich machen. Zur feierlichen Ent-
hüllung der Soli-Uhr hatte die INSM zahleiche Gäste 
aus dem politischen Berlin geladen. Prominente Gäste, 
die zudem bei einem Policy-Briefing inhaltlichen Input 
lieferten, waren FDP-Chef Christian Lindner und Astrid 
Hamker, Präsidentin des CDU-Wirtschaftsrates.

Bis Jahresende sollten eigentlich rund 20 Milliarden Euro 
auf dem Display stehen. Wegen der Auswirkungen der 
Corona-Krise auf den Arbeitsmarkt und die Wirtschaft 
dürfte diese Zahl wohl geringer ausfallen. Zahlreiche 
Journalisten passieren die Uhr täglich auf ihrem Weg in 
die umliegenden Redaktionen. Die Uhr ist bereits nach 
wenigen Wochen im neuen Jahr zu einem beliebten Fo-
tomotiv in den sozialen Medien geworden.

20 Milliarden Euro 
So viel ungefähr nimmt der 
Staat bis Ende 2020 
voraussichtlich unrechtmäßig
durch den Soli ein.

Die INSM ist fest entschlossen, den Soli zu Fall zu 
bringen. Sie hat dazu bereits rechtliche Schritte ein-
geleitet beim zuständigen Berliner Finanzgericht für 
Körperschaften. Ziel ist es, den Soli vor das Bundes-
verfassungsgericht zu bringen. Namhafte Verfassungs-
rechtler haben in mehreren Gutachten festgestellt, dass 
sowohl die Beibehaltung des Solis seit 1. Januar 2020 
als auch die von der Bundesregierung geplante Teil-Ab-
schaffung ab 2021 gegen die Verfassung verstoßen. 
Beim Soli ist das letzte Wort also noch nicht gesprochen. 

Politik und Kampagnen

Zeitungsanzeige zur Abschaffung des Solidaritätszuschlags

Christian Lindner, FDP-Vorsitzender (mitte), Astrid Hamker, Präsidentin des CDU-Wirt-
schaftsrates, und Hubertus Pellengahr, INSM-Geschäftsführer, enthüllen die Soli-Uhr im 
Januar 2020 in Berlin-Kreuzberg.
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ARGUMENTE UND BOTSCHAFTEN 
FÜR DEN STRUKTURWANDEL

Die große DYNAMIK im Strukturwandel erfordert klare Argumente und richtige 
Botschaften. Sagen, was geht – und was kommt. Gerade jetzt.
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Eine etwas andere M+E-Tarifrunde 2020 ...

Wie für ganz Gesamtmetall stand auch für die Abtei-
lung Kommunikation und Presse die Tarifrunde 2020 
in der Metall- und Elektro-Industrie im Mittelpunkt der 
Arbeit des vergangenen Jahres. Und schon Monate vor 
dem eigentlichen Beginn der Verhandlungen wurde klar, 
dass es diesmal keine Tarifrunde nach üblichem Muster 
werden würde. Dafür waren die Aufgaben und Heraus-
forderungen, vor denen die Unternehmen der Metall- 
und Elektro-Industrie standen und stehen, einfach zu 
groß: Es war nicht nur der Strukturwandel, ausgelöst 
durch Digitalisierung, Dekarbonisierung und neue An-
forderungen an die Mobilität, sondern hinzu kam auch 
eine konjunkturelle Entwicklung, die die Branche seit 
der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 nicht mehr 
erlebt hatte. Die Metall- und Elektro-Industrie fiel 2019 
in die Rezession. Vor diesem Hintergrund gingen Ar-
beitgeber und Gewerkschaften in der Tarifrunde einen 
„neuen Weg“. Die Gewerkschaft stellte – anders als üb-
lich – keine bezifferte Lohnforderung, angestrebt wurde 
ein Tarifabschluss noch während der Friedenspflicht.

Auch die Kommunikation in der Tarifrunde musste sich 
diesen neuen Begebenheiten anpassen. Bereits Monate 
vor den eigentlichen Verhandlungen hatten Gesamtme-
tall und die Mitgliedsverbände immer wieder auf die 
Herausforderungen für die Unternehmen in der M+E-
Industrie hingewiesen, sei es durch flächendeckende In-
terviews oder andere Beiträge in der Presse und eige-

nen Medien oder bei Social Media. Dank der intensiven 
Medienarbeit aller gelang es wiederum, die relevanten 
Botschaften der Arbeitgeber in der Presse und Öffent-
lichkeit zu platzieren. 

Parallel dazu wurde die Kampagne der M+E-Arbeitge-
ber zur Tarifrunde 2020 entwickelt, abgestimmt und An-
fang des Jahres 2020 auch umgesetzt. Mit dem Slogan 
„Zusammen weiterdenken“ stand ein konstruktiver, ge-
meinschaftlicher Ansatz und eine positiv-motivierende 
Denkweise im Mittelpunkt der Kommunikationsarbeit. 
Viele Maßnahmen und Aktionen wurden dazu entwi-
ckelt, neue Instrumente wurden ausprobiert: von der 
Webseite www.weiterdenker.me, über Video und Sha-
repics, Pressewände und Roll-ups, einzelne Aktions-
geschenke, Poster und (mobile) Plakate. Es stand wie-
der ein breiter Instrumentenkasten zur Verfügung. Und 

Im Mittelpunkt der Pressearbeit des vergangenen Jah-
res stand natürlich die kommunikative Vorbereitung 
und Begleitung der Tarifrunde 2020 in der M+E-Indus-
trie. Dazu gehörte eine flächendeckende, verbands-
übergreifende intensive Medienarbeit ebenso wie die 
Entwicklung und Umsetzung einer begleitenden Kam-
pagne der M+E-Arbeitgeber mit neuen Instrumenten 
und Maßnahmen sowie einer gemeinsamen zentralen 
Botschaft: Zusammen weiterdenken! Eine Herausfor-
derung bestand dieses Mal insbesondere darin, sich 
ständig den neuen wirtschaftlichen wie politischen 
Rahmenbedingungen zu stellen und anzupassen. 

Im Berichtszeitraum standen allerdings zunächst die 
sozial- und arbeitsmarktpolitischen Beschlüsse und 
Vorhaben der Bundesregierung im Fokus der Medi-
enarbeit von Gesamtmetall. Viele Gesetzgebungsver-

fahren wurden von der Bundesregierung angestoßen: 
manche richtig, sehr viel mehr aber falsch. Eine rich-
tige Vision für die Zukunft Deutschlands ließ sie aber 
vermissen.

Gesamtmetall war auch hier gefordert, über alle Kom-
munikationskanäle hinweg Botschaften und Themen 
für Deutschlands Schlüsselindustrie medial zu steuern. 
Und das mit Erfolg. Wieder konnten hohe Reichwei-
ten flächendeckend in Print, TV und Hörfunk erreicht 
werden. Die gute Kommentarlage in der Presse und 
Öffentlichkeit zeigte sich nicht zuletzt während der 
Tarifrunde 2020. Zugleich wurde die Online-Kommu-
nikation nochmals verstärkt und zur Tarifrunde 2020 
kam erstmals die M+E-App als Instrument der Binnen-
kommunikation der Mitgliedsverbände von Gesamt-
metall mit den Unternehmen zum Einsatz.

Zusammenfassung

Konstruktiv und positiv: Slogan der M+E-Arbeitgeber zur Tarifrunde 2020
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natürlich gehörten nicht nur das klassische Handwerk  
– Medienauftritte und Hintergrundgespräche – sowie 
Social Media, sondern auch Instrumente zur Mitarbei-
terkommunikation der Unternehmen sowie die eigenen 
Medien aktiv und M+E-Zeitung dazu. 

… und dann kam die Corona-Pandemie

Dann kam die Corona-Krise, die auch die M+E-Industrie 
heftig traf und noch weiter trifft. Sie sorgte nicht nur für 
einen schnellen Abschluss der Tarifverhandlungen am 
19. März 2020 in Nordrhein-Westfalen – sie bestimmt 
fortan auch die Öffentlichkeitsarbeit der Verbände. Es 
ging insbesondere darum, zu verdeutlichen, dass die Li-
quidität der Unternehmen und damit auch die Beschäf-

Kommunikation und Presse

tigung in dieser Krise gesichert werden müssen – was 
nicht zuletzt mit dem Abschluss der Tarifrunde gelang 
und somit auch den kommunikativen Ansatz des „zu-
sammen Weiterdenkens“ fortsetzte.

Politische Themen weiter kritisch begleitet

Mit der Corona-Krise kamen gleichzeitig politische The-
men wieder auf die Agenda, die während der Tarifrunde 
sonst für gewöhnlich ein wenig in den Hintergrund tre-
ten. Ein entscheidendes Thema für die M+E-Verbände 
und ihre Unternehmen war insbesondere die Diskussion 
zur Sicherung der Liquidität der Unternehmen und um 
das Kurzarbeitergeld. Schlussendlich konnten die M+E-
Arbeitgeber einen deutlichen Erfolg verbuchen, um Un-
ternehmen und damit auch Beschäftigung zu sichern.
Aber auch daneben gab es viele weitere relevante Ge-
setzesvorhaben der Bundesregierung, die von Gesamt-
metall im vergangenen Jahr medial begleitet wurden. 
Dabei machte Gesamtmetall-Präsident Dr. Rainer Dul-
ger in zahlreichen Interviews und Statements gegen-
über der Politik deutlich, wie wichtig richtige Rahmen-
bedingungen seien, um die Unternehmen am Standort 
Deutschland zu halten und damit Arbeitsplätze sichern 
zu können. Dazu zählten die gesetzliche Festschreibung 
der Sozialversicherungsbeiträge bei 40 Prozent, die  
Flexibilität des Arbeitsmarktes und eine echte Öffnung 
des Arbeitszeitgesetzes sowie ein zügiger Ausbau der 
Infrastruktur.

Auch die europäischen Themen spielten für die Kommu-
nikation im vergangenen Jahr wieder eine große Rolle, 
da insbesondere Vorgaben aus dem Europäischen Parla-
ment oder der Europäischen Kommission immer wichti-
ger werden und unmittelbare Auswirkungen auf die Be-
ziehungen zwischen Unternehmen und Beschäftigten in 

 424.500
Klickzahl des Videos zur Tarifrunde

... wenn wir zusammen weiterdenken:  
Online-Video zum Auftakt der Tarifrunde 2020 

Auch in Sharepics für Social Media zeigt sich der gemeinschaftliche Ansatz der Kommunikation zur M+E-Tarifrunde.
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Seit März 2020 gibt es ein neues und exklusives Ser-
viceangebot der M+E-Arbeitgeberverbände. Unter 
der Koordination von Gesamtmetall wurde als neues 
Instrument zur Binnenkommunikation der Verbände 
mit ihren Mitgliedsunternehmen eine exklusive App 
entwickelt. Die M+E-App bietet Führungskräften und 
Entscheidern von Unternehmen der Metall- und Elek-
tro-Industrie Neuigkeiten und Hintergründe zu ver-
bands- und tarifpolitischen Themen. 

Die M+E-App ist zum Download im Apple Store und 
im Google Play Store verfügbar, aber nur von Un-
ternehmen nutzbar, die Mitglied bei einem Arbeit-
geberverband der M+E-Industrie sind. Jeder Mit-
gliedsverband von Gesamtmetall kann für seine 
Mitgliedsunternehmen eigene Inhalte einstellen. Per 
Push-Mitteilung wird über das Wichtigste sofort in-
formiert. Bundesweit relevante und zentrale Inhalte 
werden von Gesamtmetall bereitgestellt und können 
von den Verbänden übernommen und an ihre Unter-
nehmen weitergeleitet werden.

Mit der M+E-App übernehmen die M+E-Arbeitge-
ber damit eine Vorreiterrolle in der deutschen Ver-
bandslandschaft. Die Nutzung einer App ist im Alltag 

mittlerweile selbstverständlich und deutlich niedrig-
schwelliger als bei einer komplexeren Webseite. Die 
Informationen erreichen den Empfänger jederzeit, 
ortsunabhängig und schnell. Die allermeisten Push-
Benachrichtigungen werden innerhalb von ein paar 
Minuten nach Versand gelesen. Und anders als ggf. 
bei einem Brief oder einer E-Mail hat nur der de-
finierte Empfänger selbst Zugriff auf die Informati-
onen. Schließlich bietet eine App auch wenig auf-
wändige Antwort- bzw. Reaktionsmöglichkeiten und 
direkte Kontaktmöglichkeiten zwischen dem Arbeit-
geberverband und seinen Mitgliedsunternehmen.

Der Veröffentlichung der App vorangegangen war im 
Frühjahr 2019 ein Workshop der Pressesprecher der 
Mitgliedsverbände von Gesamtmetall, um die tech-
nischen und inhaltlichen Anforderungen der App zu 
diskutieren. Die eigentliche Entwicklung und Pro-
grammierung begannen im Herbst 2019. Zum Start 
lag der Fokus der M+E-App auf den Themen der Ta-
rifrunde 2020. In den folgenden Wochen und Mo-
naten wird die App ständig evaluiert, verbessert und 
erweitert und mit verbandspolitischen Themen auch 
für die Mitgliedsunternehmen in den OT-Verbänden 
von Gesamtmetall verfügbar sein.

Start zur Tarifrunde 2020: Die neue App der M+E-Arbeitgeber mit aktuellen und exklusiven Informationen für die Mitgliedsunternehmen.

Neuer und exklusiver Service für die 
Mitgliedsunternehmen der Verbände: Die M+E-App
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der Metall- und Elektro-Industrie haben. Deshalb waren 
auch die Entsende-Richtlinie, die A1-Bescheinigung oder 
zuletzt das Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur Ar-
beitszeiterfassung immer wieder Grund zu kritischen 
medialen Äußerungen. Damit erfüllt Gesamtmetall auch 
den Auftrag seiner Mitglieder, damit die M+E-Industrie 
mit rund vier Millionen Beschäftigten wichtigster indus-
trieller Arbeitgeber in Deutschland bleibt.

Online-Kommunikation weiter ausgebaut

Durch die Besonderheit und Kürze der jüngsten Tarif-
runde spielte diese in der Online-Kommunikation im ver-
gangenen Jahr eine nicht ganz so starke Rolle wie sonst. 
Der Schwerpunkt wurde auf die Themen Konjunktur 
sowie Qualifizierung und Weiterbildung gelegt. Alle In-
halte von Gesamtmetall und die Webseite zur Tarifrunde 
2020 wurden bei Facebook, Twitter, Instagram, YouTube 
und Google publiziert und weiterverbreitet. Im Fokus 
der Arbeit stand außerdem die Entwicklung der neuen 
M+E-App, die zur Tarifrunde 2020 mit diesem inhaltli-
chen Schwerpunkt gestartet ist.

Bei Facebook hat Gesamtmetall inzwischen rund 56.000 
Fans. Alle Kanäle bei Twitter liegen zusammen bei über 
9.500 Followern. Damit konnten Reichweiten sowie 
Fan- und Followerzahlen auch 2019/2020 wieder ge-
steigert werden. Dazu kommen Auftritte bei YouTube 
und Instagram, wo Gesamtmetall mittlerweile fast 
1.000 Follower hat. Besonders gut funktionieren dort 
die „Stories-Formate“. Fast jeden zweiten Tag werden 
die Follower dort über Jahrestage und Ereignisse mit 
vor allem MINT-Bezug informiert. Auf allen Kanälen  
werden zudem weitere wichtige Inhalte von Gesamt
metall beworben. Und – noch ein Erfolg: Im Ranking un-
ter den deutschen Wirtschaftsverbänden auf der Platt- 
form Pluragraph für Social-Media-Benchmarking und 
Social-Media-Analyse liegt Gesamtmetall auf dem  
zweiten Platz.

Gesamtmetall hat den 2. Platz unter den deutschen  
Wirtschaftsverbänden im Social-Media-Bereich erreicht.

Dr. Rainer Dulger im Interview mit der Redaktion des Mannheimer Morgen

Kommunikation und Presse
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In der Online-Kommunikation gibt es immer was zu 
tun. Themen finden und aufbereiten, Community- 
Management, neue Tools ausprobieren, etablierte Ka-
näle pflegen und weiterentwickeln, Werbung schalten 
und überprüfen und vieles mehr! Auch für die Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit von Gesamtmetall ist die On-
line-Kommunikation inzwischen ein sehr wichtiger Be-
standteil geworden. Doch halten wir mal kurz inne. Zeit 
für einen Rückblick … 

Spezial: Vom Web zur App

Kurze Zeit später erfolgte mit der Gründung des Schü-
ler- und Lehrernetzwerks think ING. aber schon 1998 die 
„Auslagerung“ der Nachwuchssicherung von Gesamt-
metall auf eigene Internetportale think-ing.de und me-
berufe.info, um diese Zielgruppen besser ansprechen 
und über die Ausbildungsmöglichkeiten und Berufe in 
der Metall- und Elektro-Industrie informieren zu kön-
nen. Da 1999 noch nicht jeder einen Internetanschluss 
hatte (und die allermeisten Schulen schon gar nicht), 
wurden die Internetseiten von gesamtmetall.de und 
den Berufsinfo-Portalen sogar noch auf CD gebrannt. 
Im gleichen Jahr aber ließ AOL den damaligen Tennis-
star Boris Becker über den kinderleichten Zugang zum 
Internet staunen. Die „Bin ich schon drin?“-Spots wer-
den Kult, erreichen Millionen Deutsche und treiben die 
Nutzung des Internets hierzulande stark voran.

Neue Kommunikationswege zu nutzen war dabei auch 
immer der Anspruch des Verbandes. Heute wahrschein-
lich nur noch den wenigsten bekannt: Als beispielsweise 
der erste Personal Digital Assistant, der Palm Pilot, der 
ohne Tastatur auskam und nur mit einem Stift bedient 
wurde, populär war, konnten bei Gesamtmetall ab 2003 
aktuelle Nachrichten des Verbandes auf das Endgerät 
geladen werden. Auch andere damals übliche Techno-
logien – wie die Einübung von Inhalten via RSS-Feeds – 
wurden verwendet. Die Nutzung von Social Media ist 
eine konsequente Weiterentwicklung. Im Februar 2004 
gründete Mark Zuckerberg Facebook, der erste Tweet 
wurde im März 2006 gesendet und im Januar 2007 
präsentierte Steve Jobs das erste iPhone, mit dem das 
mobile Internet seinen Durchbruch erreicht. In Deutsch-
land gab es 2009 bereits 44 Millionen Internetnutzer, 
1997 waren es gerade mal 4 Millionen. Im Bereich So-
cial Media lag der Fokus zunächst auf der nachwuchs-

1999

Internet war noch nicht weit verbreitet – also gab es gesamtmetall.de auf CD.

Online-Kommunikation bei Gesamtmetall seit 1997

Gesamtmetall.de am 7. Mai 1997, gespeichert durch die Wayback Machine.

1997

Am 15. September 1997 ging Google in den USA  
online, bereits am 7. Mai 1997 die erste Gesamtmetall-
Webseite. Ein Zufall? Ganz sicher nicht, denn Innova-
tion ist ein Markenzeichen von Gesamtmetall. In einer 
Zeit als das Internet noch eine Sache von sogenannten 
Nerds war und eine „Homepage“ als Hobby der IT-Leute  
verstanden wurde, durfte ausdrücklich auch ein Teil der  
Arbeitszeit zur Pflege der Internetseiten verwendet  
werden. Und diese Aufgabe war von Anfang an in der 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit angesiedelt. Zunächst 
wurde noch versucht, alle relevanten Zielgruppen – zum 
Beispiel Schüler und Lehrer, Medien und Politik – auf 
einer Webseite zu bedienen. Leider gibt es von der da-
maligen ersten Internetseite von Gesamtmetall nur noch 
ein Fragment zu sehen – gespeichert von der sogenann-
ten Wayback-Maschine, ein digitales Archiv des World 
Wide Web, das vom Internet Archive, einer gemeinnüt-
zigen Organisation mit Sitz in San Francisco, gegrün-
det wurde.

Google und die erste
Gesamtmetall-Webseite gingen
im selben Jahr online.
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sichernden Öffentlichkeitsarbeit. Rasant ging die Ent-
wicklung aber in den vergangenen elf Jahren voran. 
Gesamtmetall selbst ging 2009 auf Twitter an den Start 
– als gemeinsame Dachmarke @MEArbeitgeber, damit 
sich durch das Bündeln der Meldungen aus allen Ver-
bänden auch ausreichend viel Inhalt ergibt. 

Kurze Zeit später kam noch das Handle @Gesamtme-
tall hinzu, um sich den Namen zu sichern, sowie @Ta-
rifrunde, der nur während der M+E-Tarifrunden zur In-
formation genutzt wird. Mittlerweile sind aber fast alle 
Mitgliedsverbände von Gesamtmetall selbst auf Twit-
ter aktiv. Der Gesamtmetall-Kanal bei Facebook startete 
2011, dort sind es inzwischen rund 56.000 Fans. Alle 
Kanäle bei Twitter liegen zusammen bei über 9.500 Fol-
lowern. Dazu kamen Auftritte bei YouTube und Instag-
ram. Gesamtmetall gehört damit heute zu den reich-
weitenstärksten Verbänden im Social-Media-Bereich in 
Deutschland. Die Online-Kommunikation ist aus der täg-
lichen Arbeit des Verbandes nicht mehr wegzudenken: 
Jede Woche, jeden Tag!

56.000 Fans
hat Gesamtmetall bei Facebook.

Das neueste „Baby“ in der M+E-Arbeitgeber-Familie ist 
die M+E-App. Seit März 2020 gibt es das exklusive Ser-
viceangebot zur Binnenkommunikation der Verbände 
mit ihren Mitgliedsunternehmen, entwickelt unter der 
Koordination von Gesamtmetall. Die M+E-App bietet 
Führungskräften und Entscheidern von Unternehmen 
der Metall- und Elektro-Industrie Neuigkeiten und Hin-
tergründe zu verbands- und tarifpolitischen Themen. 
Damit sind für die Mitgliedsunternehmen nun jeder-
zeit und überall aktuelle Informationen abrufbar und 
sie können über Neuigkeiten in Echtzeit informiert  
werden. Das wird Kommunikation noch einmal deutlich 

2007

Gesamtmetall.de am 2. Juni 2007, gespeichert durch die Wayback Machine.
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2020

Modern und aktuell: Webseite (oben) und Social Media (unten)  
von Gesamtmetall heute 

vereinfachen und verbessern. Die M+E-Arbeitgeber sind 
damit abermals Vorreiter in der deutschen Verbands-
landschaft. Die App als „internes“ Angebot ergänzt her-
vorragend die externen digitalen Kanäle von Gesamt-
metall und seinen Mitgliedsverbänden. Während Twitter 
vor allem Politik, Medien und Multiplikatoren anspricht, 
richtet sich das Angebt auf Facebook an die breite  
Öffentlichkeit. Instagram liegt, wenn man so will, da-
zwischen.
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DIE WELT MITTWOCH, 15. JANUAR 202010 WIRTSCHAFT

D
ie Folgen des Umbruchs
in der Automobilindus-
trie sind Thema beim Au-
togipfel am Mittwoch im
Bundeskanzleramt. Im

Fokus steht die Zukunft der Beschäfti-
gung in der krisengeplagten Schlüssel-
branche. Mit dabei ist auch Rainer Dul-
ger, Präsident des Arbeitgeberverbands
Gesamtmetall. 

VON CHRISTINE HAAS

Um Arbeitsplätze langfristig in
Deutschland zu halten, fordert er vom
Staat Investitionen in die Infrastruktur
und Entlastung für die Unternehmen,
etwa bei den Arbeitszeitregeln. Denn
die internationale Wettbewerbsfähig-
keit habe stark gelitten. Kurz vor der
Tarifrunde in der Metall- und Elektroin-
dustrie appelliert Dulger außerdem an
die Gewerkschaft IG Metall, „die Reali-
tät anzuerkennen“ – und sich mit For-
derungen zurückzuhalten.

WELT: Mehr als 400.000 Arbeitsplätze
könnten in der Autoindustrie in
Deutschland bis 2030 im Extremfall
wegfallen. Zu diesem Ergebnis ist zu-

mindest gerade eine Expertenkom-
mission der Bundesregierung gekom-
men. Wie schlimm ist die Lage denn
wirklich? 
RAINER DULGER: Ich halte gar nichts
davon, den Menschen mit Konjunktiven
Angst zu machen. Richtig ist, dass die
Autoindustrie im Umbruch ist. Aber die
deutsche Autoindustrie gäbe es nicht
seit mehr als 100 Jahren, wenn sie nicht
wandlungsfähig wäre. Wir müssen dafür
sorgen, dass unser Standort so wettbe-
werbsfähig ist, dass neue Arbeitsplätze
hier entstehen und nicht im Ausland.
Die Automobilindustrie ist in Deutsch-
land der wichtigste industrielle Arbeit-
geber. In der Metall- und Elektroindus-
trie ist unser Ausstoß um sechs Prozent
zurückgegangen, in der Automobilin-
dustrie aber sogar um mehr als zehn
Prozent. Das ist nicht nur eine kleine
Delle. Ich befürchte, dass die Konjunk-
tur in den nächsten Monaten anhaltend
schlecht bleiben wird. Das ist ein klarer
Trend, der sich noch mit Strukturfragen
mischt – nämlich nach Dekarbonisie-
rung, Elektrifizierung und Digitalisie-
rung. Alle sind enorm unter Druck gera-
ten. Der Staat muss helfen, Jobs zu si-
chern. 

Was soll der Staat konkret tun? 
Er muss Strukturwandel unterstützen,
nicht behindern. Und wir wollen Kurz-
arbeits-Regelungen erreichen, mit de-
nen die Unternehmen je nach Auftrags-
lage einfach und etwas länger in Kurzar-
beit ein- und wieder aussteigen können.
Es geht auch darum, dass die Bundes-
agentur für Arbeit den Arbeitgebern die
Sozialkosten erstattet. Diese Instru-
mente gab es in der Krise 2008/2009
und jetzt, wo wir in der Rezession ste-
cken, ist es wichtig, sie wieder in Kraft
zu setzen.

Ein Vorwurf an die Unternehmen lau-
tet ja, dass sie selbst zu wenig Engage-
ment zeigen, um sich für den Struk-
turwandel zu rüsten. 
Wer das erzählt, hat keine Ahnung. Je-
des Unternehmen stellt an jedem Tag
die Weichen neu. Wir alle prüfen unun-
terbrochen, ob Produkte, Produktion,
Geschäftsmodelle und Wertschöp-
fungsketten noch passen. Wir richten
uns aber dabei nicht danach, was medial
hip ist oder was in Parteiprogrammen
erträumt wird, sondern danach, was un-
sere Kunden auch wirklich kaufen. Die
Kaufentscheidung der Kunden ist die

ehrlichste Stimmungslage. Deshalb darf
die Politik einen Strukturwandel nicht
behindern, sie muss ihn ermöglichen. 

Was heißt das? 
Es geht in der Autoindustrie beispiels-
weise um eine Entscheidung, vor der
viele Leute stehen: Sollen sie ihren al-
ten Diesel noch ein paar Jahre fahren
oder schon ein neues Elektroauto kauf-
en? Da besteht eine große Verunsiche-
rung. Damit sie sich für die neue Varian-
te entscheiden und damit in den neuen
Feldern Arbeitsplätze entstehen kön-
nen, muss der Staat die Infrastruktur
verbessern. 

Die Bundesregierung will bis 2030 ei-
ne Million öffentliche Ladepunkte für
Elektroautos. Im Moment gibt es ge-
rade mal 24.000. Wie realistisch ist es,
dass das klappt? 
Das ist ein sehr ehrgeiziges Ziel. Es geht
doch schon los mit der Genehmigung
und dem Verteilernetz. Bei neuen Immo-
bilienprojekten wird gern verlangt, dass
auch Ladestationen integriert werden.
Dass dann wirklich Schnellladestationen
geschaffen werden, die richtig viel Strom
ziehen, ist aber oft gar nicht möglich,
weil die Versorgungsleitungen nicht
stark genug sind. Da muss man jetzt sehr
genau schauen, welche Kapazitäten die
Stationen haben und wo sie stehen. 

Was halten Sie von Wasserstoff als Al-
ternative? 
Viel. Wir dürfen keinen einzelnen An-
trieb favorisieren, sondern müssen diese
Diskussion technologieoffen führen. Ei-
ne weitere Möglichkeit sind auch synthe-
tische Kraftstoffe, über die in den letzten
fünf Jahren eigentlich viel zu wenig ge-
sprochen wurde, obwohl die Technolo-
gie schon recht weit ist. Der Staat darf
nicht einseitig fördern, sondern muss al-
les fördern. Aber es geht auch darum, für
die Industrie insgesamt die richtigen
Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Nämlich? 
Wenn wir unseren Windstrom von
Nord- und Ostsee in Süddeutschland
nutzen wollen, wo die verarbeitende In-
dustrie sitzt, müssen wir Stromtrassen
bauen – und zwar schnell. Wir müssen
zusehen, dass die gesamte Dateninfra-
struktur mit ausländischen Netzen
überhaupt erst mal vergleichbar wird.
Wenn ich in Ungarn oder der Slowakei
eine Stunde auf der Autobahn fahre,
reißt mir das Gespräch nicht ab. Bei uns
hier passiert mir das aber ständig. Der
Standort Deutschland muss für jedes
Unternehmen die beste Wahl bleiben.
Nur dann entstehen hier neue Arbeits-
plätze. Aber wir haben im internationa-
len Vergleich richtig an Boden verloren. 

Dabei geht es auch um Arbeitskosten. 
Ja, in der Metall- und Elektro-Industrie
ist Deutschland nach der Schweiz und
Norwegen inzwischen der teuerste
Standort der ganzen Welt. Der Durch-
schnittsverdienst bei uns liegt bei über
58.000 Euro. Unsere Lohnstückkosten
sind von Januar bis Oktober 2019 um
fast acht Prozent gestiegen. Gleichzeitig
sank die Produktion um vier Prozent.
Das sind alles Zahlen, die wir mit Sorge
sehen, denn sie bedrohen die Wettbe-
werbsfähigkeit – und damit auch die Ex-
portfähigkeit unserer Industrie. Und das
ist ja nicht die einzige Belastung. Hinzu
kommen noch deutlich ungünstigere

Bedingungen bei Steuern, Sozialabga-
ben und Flexibilität des Arbeitsmarkts. 

Damit spielen Sie auch auf die Ar-
beitszeitregeln an. Was fordern Sie
konkret? 
Anstelle einer werktäglichen sollte eine
wöchentliche Höchstarbeitszeit von
durchschnittlich 48 Stunden festgelegt
werden. So kann rechtssicher an einem
Tag länger und an einem anderen kürzer
gearbeitet werden. So lautet die entspre-
chende EU-Richtlinie, und so funktio-
niert es in anderen Ländern problemlos.
Die bisherige elfstündige Ruhezeit zwi-
schen zwei Arbeitstagen sollte man ein-
teilen in zwei Blöcke – in acht Stunden
ununterbrochene Ruhe und drei Stun-
den, die man sich frei einteilen kann. 

Was heißt „frei einteilen“? 
Man muss nicht elf Stunden am Stück
Ruhe einhalten, sondern kann sie über
den Tag verteilen. Also acht Stunden Ru-
he am Stück bleiben Pflicht, und die an-
deren drei Stunden kann man aber zum
Beispiel schon am Nachmittag nehmen
und später nochmal weiterarbeiten. Die-
se Veränderungen sollten ausnahmslos
für alle Arbeitnehmer gelten. 

Gewerkschafter fürchten bei Aufwei-
chungen gesundheitliche Schäden für
die Betroffenen. Wie realistisch ist ei-
ne gemeinsame Lösung? 
Wir hinken den anderen europäischen
Ländern in dieser Frage hinterher. Es ist
an der Zeit, dass die Gewerkschaften
das auch mal erkennen. Wer in interna-
tionalem Umfeld arbeitet, muss auf-
grund der Zeitverschiebung auch mal
um 22.30 Uhr eine E-Mail beantworten
können, ohne am nächsten Morgen bis
9.30 Uhr warten zu müssen, den Laptop

wieder aufklappen zu dürfen. Da geht es
nicht nur um die Sorge der Arbeitgeber,
wettbewerbsfähig zu sein. Auch viele
Arbeitnehmer stellen ausdrücklich den
Anspruch, die Arbeit flexibler organisie-
ren zu können. Nur zu sagen: Beschäf-
tigte sind unmündig, die können das
nicht allein – das ist eine Geisteshal-
tung, mit der man auch an den Gewerk-
schaftsmitgliedern vorbeigeht. 

Ihr Verhältnis zur IG Metall war zu-
letzt sehr angespannt. Was erwarten
sie für die Tarifrunde? 
Wenn es die IG Metall ernst meint mit
der Sorge um die Arbeitsplätze in der
Industrie, dann muss sich das in ihren
Forderungen für diese Tarifrunde wi-
derspiegeln. Staat und Unternehmen
können viel für die Wettbewerbsfähig-
keit tun, aber eine große Rolle spielen
auch die Tarifbedingungen der Gewerk-
schaften. Die fetten Jahre sind vorbei,
und wir erwarten, dass die IG Metall
diese Realität anerkennt und sich zu-
rückhält. Auch sie hat eine Verantwor-
tung für die Beschäftigungssicherung in
unserer Industrie. 

Was sind für Sie die roten Linien? 
Es ist noch zu früh, über mögliche
Überforderungen zu spekulieren. Die
Gewerkschaft wird Ende Februar über
ihre Forderungen beschließen, und das
wollen wir abwarten. Im Moment läuft
der Dialog ganz fruchtbar. Wir haben
die Hoffnung, dass wir in Zukunft wie-
der mehr gemeinsam regeln können.
Ein Stück weit ist ja auch nachvollzieh-
bar, dass die Gewerkschaft die gute La-
ge der letzten Jahre genutzt hat, um mit
ihren Forderungen ans Maximum zu ge-
hen. Aber es war einfach ein Kampflied
zu viel, das da gesungen wurde. 

Besonders hatten die Unternehmen
über die neue Urlaub-Geld-Wahl ge-
klagt. Ein Teil der Beschäftigten be-
kam die Möglichkeit, zwischen einer
Sonderzahlung und freien Tagen wäh-
len zu können. Ist eine Ausweitung
der Regelung ausgeschlossen? 
In vielen Unternehmen läuft es gerade
schlecht, da müssen wir die Arbeitsbe-
dingungen so anpassen, dass möglichst
viele Menschen in Arbeit bleiben und
die Unternehmen das auch überleben.
Das erreichen wir nicht, wenn alle in
Urlaub gehen und weiter Geld bezie-
hen. Das kann es nicht sein. 

Sie wollen, dass Tarifverträge flexib-
ler werden und Unternehmen zwi-
schen einzelnen Elementen wählen
können. Wie wollen Sie davon über-
zeugen, dass das nicht in einer Ab-
wärtsspirale endet? 
Das ist doch längst Alltag, in jedem
Haustarifvertrag passiert das so, mit
dem Segen der Gewerkschaft. Die größte
Gefahr ist doch, dass sich ohnehin im-
mer mehr Unternehmen gegen jegliche
Tarifbindung entscheiden. Da ist es doch
besser zu sagen: Wir springen über unse-
ren Schatten, und jeder, der von den 25
Modulen, die unser Tarifwerk bietet,
zehn anwendet, gilt als tarifgebunden.
Viele kleine und mittlere Unternehmen
sind mit dem riesigen Tarifwerk einfach
überfordert. Sie verstehen es zum Teil
nicht richtig und können es nicht richtig
anwenden, weil es zu komplex geworden
ist. Wenn wir das nicht ändern, sieht es
mit der Tarifbindung gerade für kleinere
Betriebe sehr schlecht aus. 

Der Autobranche
droht ein großer
Jobabbau. 
Rainer Dulger,
Präsident von
Gesamtmetall, 
sieht Regierung und
Gewerkschaft in der
Pflicht, die Industrie
zu entlasten

Fahrzeuge von Mercedes stehen auf dem ehemaligen Flugplatz in Niedersachsen. Sie warten auf ihre Auslieferung
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Rainer Dulger, 55, ist seit Sep-
tember 2012 Präsident von Ge-
samtmetall, dem Dachverband
von 23 Arbeitgeberverbänden der
deutschen Metall- und Elektro-
industrie. Zudem ist er Gesell-
schafter des Dosierpumpenher-
stellers ProMinent. 
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„Der Staat muss helfen, Jobs zu sichern“
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„Die ersten Lieferketten sind bereits abgerissen“
Gesamtmetall-Präsident Rainer Dulger über die Folgen des Corona-Virus – Chinesen kaufen keine deutschen Luxuslimousinen mehr – Schaden ist noch nicht abzusehen

Von Klaus Welzel

Heidelberg. Rainer Dulger (56) ist viel
unterwegs. Der geschäftsführende Ge-
sellschafter des Heidelberger Pumpen-
herstellers ProMinent leitet seit Septem-
ber 2012 zusätzlich zu seiner täglichen
Arbeit den Verband Gesamtmetall, zu-
vor war er Präsident des baden-würt-
tembergischen Landesverbandes. Der
Chef von 2700 Mitarbeitern gilt selbst als
unerschrockeneNatur;gleichwohl ist sich
der promovierte Ingenieur und Hobby-
Hubschrauberpilot seiner Fürsorge-
pflicht bewusst: Bei ProMinent tagt täg-
lich ein Krisenstab, um die Folgen der Co-
ronavirus-Epidemie abzuschätzen. Rund
um dieses Thema dreht sich das RNZ-
Interview. Dass diese Zeitung das für den
kommenden Mittwoch geplante RNZ-
Forum absagte, bedauerte der gebürtige
Heidelberger spontan. Doch der verhei-
ratete Vater zweier Söhne zeigt natür-
lich Verständnis: „Das Schlimmste an
diesem Virus ist die Angst dafür, aber die
hat natürlich ihre Berechtigung.“

> Wann haben Sie zum ersten Mal vom
Virus Sars-CoV-2 gehört?

Das dürfte acht Wochen her sein, als ich
zum ersten Mal in den Nachrichten von
einem neuartigen Virus gehört habe….

> … was denkt in so einer Situation der
Präsident von Gesamtmetall?

Der denkt, dass da wieder etwas auf uns
zukommt, das wir mit Sars schon 2002 er-
lebt hatten, nur viel, viel ausgeprägter.
Der wirtschaftliche Austausch mit China
ist viermal so hoch wie Anfang der 2000-
er. Und, noch wichtiger: Es reisen auch
sehr viel mehr Menschen nach und von
China. Dem gegenüber steht aber auch ein
wesentlich effektiveres und durchset-
zungsfähigeres chinesisches Krisenma-
nagement als damals. Dieses harte
Durchgreifen hat uns vor Schlimmerem
bewahrt.

> Es gibt aber die Stimmen, die kriti-
sieren, dass China das Virus von Ok-
tober bis Dezember quasi ignorierte …

… das mag sein. Aber die Regierung hat
den Provinzchef von Wuhan schon zum
Jahresende entlassen, also Konsequen-

zen aus Fehlverhalten gezogen. Wie ge-
sagt: Ohne dieses beherzte Durchgreifen
wäre alles viel schlimmer.

> China produziert ja wieder – ist die
Krise damit bald beendet?

Die gute Nachricht ist, dass viele Er-
krankte schon wieder geheilt und bei der
Arbeit sind. Aber die wirtschaftlichen
Folgen sind noch lange nicht im Griff.

> Wie sieht es für die Metallbranche in
Deutschland aus?

Wir sind auf Vorprodukte aus vielen Län-
dern angewiesen, die wir in Deutschland
einbauen. China ist das wichtigste Lie-

ferland, aber auch aus Norditalien kom-
men viele Zulieferungen. Wenn die Teile
fehlen, stehen bei uns die Bänder still. Im
Automobilbau sind bereits die ersten Lie-
ferketten abgerissen, dadurch dass viele
Schiffe China nicht mehr verlassen kön-
nen. Zugleich sind wir auf der Absatz-
schiene blockiert. Ein Großteil deutscher
Luxuslimousinen wird nach China ver-
kauft und die Chinesen gehen schon seit
Wochen nicht mehr in die Showrooms, um
sich die Autos anzuschauen und zu kau-
fen.

> Das sind aber nicht die alleinigen Fol-
gen?

Natürlich nicht. Da werden vorsorglich
Messen abgesagt, Reisen, Meetings. Um
ein Beispiel zu nennen: Die Internatio-
nale Tourismusbörse in Berlin, die jetzt
abgesagt wurde, bringt jährlich Ge-
schäftsanbahnungen im Wert von sieben
bis acht Milliarden Euro – das fällt jetzt
alles weg. Wie überhaupt im Frühjahr die
Wirtschaft immer angekurbelt wird.

> Wie hoch schätzen Sie den Schaden be-
zogen auf das Wirtschaftswachstum?

Es wird auf jeden Fall erhebliche Ein-
bußen geben. Da muss man die Quar-
talszahlen abwarten, wie schlimm es dann
wirklich wird; sicherlich nicht so schlimm

wie bei der Lehman-Krise 2008/2009,
aber auf jeden Fall verlieren wir etwas,
was wir nicht mehr einholen können.

> Weil die Firmen gerade in der Metall-
branche rund um die Uhr arbeiten?

Im Automobilbau beispielsweise werden
schon 17, 18, 19 Schichten die Woche ge-
fahren – das bedeutet auch Samstags-
arbeit. Die ausgefallene Produktion ho-
len Sie nicht mehr rein.

> Wie sieht es bei Prominent aus?
Im Moment gut. Aber unbeeinflusst sind
wir auch nicht. Unser jährliches Pacific-
MeetinginBangkokimFebruarhabenwir
zum Beispiel abgesagt. Kunden sagen
auch teilweise ab, Produktabnahmen bei
uns im Haus werden verschoben. Bei uns
tagt täglich ein Krisenstab, der all das be-
urteilt und dann reagiert. Das sind viele
Einzelfallentscheidungen.

> Gibt es konkrete Verhaltensregeln für
Mitarbeiter?

Da halten wir uns an die Vorgaben aus
dem Robert-Koch-Institut.

> Am Sonntag tagt der Koalitionsaus-
schuss: Was erwarten Sie von der Bun-
desregierung?

Wenn die Bänder still stehen, haben wir
vorübergehend keine Arbeit. Um kurz-
fristigen Ausfall zu überstehen, ist Kurz-
arbeit ein wichtiges Instrument. Kurz-
arbeit statt Stellenabbau ist umso at-
traktiver, je unkomplizierter es ist und je
weniger an Kosten entstehen. Nach der-
zeitigen Regelungen trägt der Arbeitge-
ber immer noch 30 Prozent der Lohn-
kosten in Form von Sozialversicherungs-
beiträgen. Deshalb wäre es klug, das wie-
der in Kraft zu setzen, was wir bereits aus
den Krisenjahren 2009/2010 kennen: den
erleichterten Zugang zur Kurzarbeit und
die 100-prozentige Erstattung der So-
zialversicherungsbeiträge.

> Auch die RNZ reagiert auf die Coro-
na-Epidemie und sagte ihre Veranstal-
tungen ab – darunter das geplante Fo-
rum mit Ihnen kommenden Mittwoch
im Theater. Was machen Sie mit dem
freigewordenen Abend?

Den verbringe ich mit meiner Familie!

Allein die Absage der Tourismusbörse in Berlin gefährdet Aufträge im Wert von bis zu acht Milliarden: Rainer Dulger – hier im Heidelberger
Werk des Dosierpumpenherstellers ProMinent – hofft auf eine großzügige Kurzarbeitgeldlösung durch die Bundesregierung. Foto: Uwe Anspach
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Pakt gegen Plastikmüll
Für den Umwelt- und Klimaschutz
wollen Deutschland und weitere Län-
der die Verwendung von Einwegplas-
tik stärker eindämmen. 15 Regierun-
gen sowie 66 Unternehmen und Or-
ganisationen unterzeichneten am
Freitag in Brüssel einen Pakt gegen
Plastikabfälle, den European Plastics
Pact. Sie verpflichteten sich dazu, we-
niger Plastik zu benutzen, mehr zu re-
cyceln und so Plastikmüll zu redu-
zieren. Ziel des Bündnisses von Poli-
tik und Wirtschaft sei eine europäi-
sche Kreislaufwirtschaft.

China wichtigster Handelspartner
China ist das vierte Jahr in Folge
Deutschlands wichtigster Handels-
partner. Im vergangenen Jahr wurden
Waren im Wert von 205,7 Milliarden
Euro zwischen beiden Staaten gehan-
delt, wie das Statistische Bundesamt
am Freitag in Wiesbaden mitteilte. Auf
den Rängen zwei und drei folgten die
Niederlande als wichtiger Lieferant
von Erdöl, Erdgas und sonstigen Mi-
neralölerzeugnissen und die USA.

Twitter-Chef kämpft um Job
Twitter-Chef Jack Dorsey überdenkt
nach Druck von Investoren seine Ab-
sicht, den Kurznachrichtendienst ein
halbes Jahr lang von Afrika aus zu
führen. Er habe vorgehabt, „dezen-
tral zu arbeiten, aber angesichts von
Covid-19 und allem anderem, was so
los ist, muss ich das neu bewerten“,
sagte Dorsey am Donnerstag. angeb-
lich hat der Finanzinvestor Elliott sich
einen Anteil von rund vier Prozent an
Twitter gekauft und will einen Chef-
wechsel durchsetzen.

Taxis wollen Uber ausbremsen
Der Bundesverband Taxi und Miet-
wagen will bei der Reform des Mark-
tes Auflagen für Fahrdienst-Vermitt-
ler. Als zusätzliches Element der Ab-
grenzung von Taxi und Mietwagen
solle es in Großstädten eine Vorbe-
stellfrist für Mietwagen geben. So sol-
len für Kunden von Diensten wie Uber
zwischen Auftragseingang und Fahrt-
antritt 30 Minuten vergehen, Spon-
tan-Fahrten sollen klassischen Taxis
vorbehalten sein. Uber kritisierte, die
Forderungen führten das Gesetz „ad
absurdum, wenn gefordert wird, dass
der Verbraucher länger auf Mobilität
warten muss“.

Virus schlägt sogar die Zeit
Schweiz: Beide Welt-Uhrenmessen abgesagt – Alternative im Gespräch

Von Manfred Fritz

Basel/Genf. Nachdem vor ein paar Ta-
gen schon die vom Richemont-Konzern
dominierte Genfer Uhrenmesse Watch &
Wonders (früher SIHH) im April den Ste-
cker gezogen und das Mega-Event ab-
gesagt hatte, muss jetzt auch die für An-
fang Mai terminierte Baselworld das
Handtuch werfen: Die ohnehin wegen
immer mehr Aussteller-Absagen ins Tru-
deln geratene Weltuhrenmesse, die nach
dem Auszug der umsatzstärksten Swatch
Group rote Zahlen schreibt, soll ebenso
wie das Genfer Pendant nun im Januar
2021 stattfinden. Angesicht des globalen
und insbesondere asiatischen Publikums
– und vor dem Hintergrund eines regie-
rungsamtlichen Verbots von Veranstal-
tungen mit mehr als 1000 Teilnehmern –
waren die Termine nicht mehr zu halten.

Zumal der aufwendige Standaufbau etc.
spätestens diese Woche hätte beginnen
müssen.

Für die drittstärkste Schweizer Bran-
che mit ihrer Fixierung auf China und
einem Exportumsatz von knapp 20 Mil-
liarden Euro – Tendenz fallend – ein har-
ter Schlag. Für die Gastronomie und Ho-
tellerie der zwei Regionen natürlich auch.
Wie die Mehrzahl der Hersteller, die nicht
gerade zu den wenigen extrem nachge-
fragten Anbietern tickender Pretiosen
zählen, jetzt ihre Orders für das laufende
Jahr machen werden, ist offen. Da sind
so genannte regionale Roadshows und
umfangreichere Werbebudgets gefragt,
um die in den Startlöchern stehenden
Neuheiten unter die Händler und Kun-
den zu bringen.

Aber der Ausfall der zwei wichtigsten
Branchentreffen ist auch der unfreiwil-

lige und spannende Test auf die Berech-
tigung von Großmessen überhaupt. Ge-
nau mit diesem Argument und mit Hin-
weis auf die globale Digitalisierung hat-
te ja die Swatch Group Basel den Rü-
cken gekehrt. Während eher traditionel-
le Häuser an solchen Treffen mit der Mög-
lichkeit des persönlichen Kontakts fest-
halten. Was nun stimmt, wird man spä-
testens mit Blick auf die Zahlen von 2020
genauer sagen können.

Wie dramatisch in etlichen Häusern
der vorerst beschlossene Wegfall der zwei
Uhrenmessen für die Geschäftsentwick-
lung gesehen wird, zeigen hektische Be-
mühungen, an drei Tagen Ende April in
Genf doch noch ein Event auf die Beine
zu stellen. Wenn es die Lage an der Vi-
rus-Front erlaubt, wollen etliche Her-
steller die „Geneve Watch Days“ im klei-
neren Rahmen auf die Beine stellen.

Lufthansa streicht Flugplan bis zur Hälfte zusammen
In der Coronakrise geht der internationale Luftverkehr immer mehr in die Knie

Von Christian Ebner

Frankfurt. Der Lufthansa-Konzern
streicht wegen des heftigen Nachfrage-
einbruchs infolge der Corona-Epidemie
seinen Flugplan noch weiter zusammen.
In den nächsten Wochen solle die Kapa-
zität um bis zu 50 Prozent reduziert wer-
den, teilte das Unternehmen am Freitag
in einer Pflichtmitteilung an die Börse
mit. Dabei wolle man die weitere Ent-
wicklung der Nachfrage beobachten. Die
Maßnahme diene dazu, die finanziellen
Folgen des Nachfrageeinbruchs zu ver-
ringern.

Der Dax-Konzern berichtete von
drastischen Buchungsrückgängen und
zahlreichen Flugstornierungen. Betrof-
fenseienalleZielgebiete. Inzwischenwird
geprüft, die gesamte Flotte des größten
Einzelflugzeugs Airbus A380 mit 14 Jets
vorübergehend außer Dienst zu stellen.
Nicht benötigte Flugzeuge würden in der
Regel an ihren Stationierungsorten ab-
gestellt, erläuterte eine Sprecherin. Das
wären im Fall der Kernmarke Lufthansa
die Flughäfen in Frankfurt und Mün-
chen. Eine genaue Zahl stillzulegender
Jets wurde nicht veröffentlicht.

Europas größter Luftverkehrskon-
zern hatte bereits am Donnerstag für den
März 7100 Flugpaare seiner Kernmarke
Lufthansa gestrichen. Ähnliche Strei-
chungen gibt es auch bei den Töchtern
Austrian, Swiss, Eurowings und Brus-
sels. Nach China, Iran und Israel sind die
Flüge der Gruppe komplett abgesagt. Den
Kunden räumte Lufthansa zusätzliche
Umbuchungsmöglichkeiten ein. Neu er-
worbene Tickets können somit bis Jah-
resende einmal kostenfrei auf ein neues

Datum umgebucht werden.
Der Konzern hat rund 780 Flugzeuge

in der Flotte, die im vergangenen Jahr
durchschnittlich 3226 Flüge pro Tag ab-
solviert haben. Schwerpunkte der Ab-
sagen vom Donnerstag waren die inner-
deutschen Verbindungen mit hohen Fre-
quenzen sowie Flüge nach Italien. Das
Personal wurde aufgefordert, freiwillig in
Teilzeit zu gehen oder unbezahlten
Urlaub einzureichen. Auch wird in
Deutschland und Österreich die Mög-

lichkeit von Kurzarbeit für viele tausend
Mitarbeiter geprüft. Dazu gebe es Ge-
spräche mit den Gewerkschaften und den
Betriebspartnern mit dem Ziel, Kündi-
gungen von Mitarbeitern in der Probe-
zeit zu vermeiden.

Der Branchenverband IATA hatte am
Donnerstag den möglichen Umsatzein-
bruch im weltweiten Passagiergeschäft
auf eine Spanne zwischen 63 Milliarden
und 113 Milliarden Dollar (bis 101 Mil-
liarden Euro) geschätzt, bis zu 19 Pro-
zent des gesamten Volumens. Das sei in
der Dimension mit der Finanzkrise
2008/2009 vergleichbar. Die Auswirkun-
gen auf das Frachtgeschäft seien noch
nicht abzuschätzen.

Auf die Lufthansa und andere Flug-
gesellschaften könnten weitere Belas-
tungen zukommen, wenn Ticketinhaber
bei kurzfristigen Flugabsagen oder Ver-
spätungen Entschädigungen nach der
EU-Fluggastrichtlinie 261 verlangen.
Während sich die Airlines auf außerge-
wöhnliche Umstände berufen, die sie von
Entschädigungen entbänden, sehen
Internet-Fluggastportale gute Chancen
auf Entschädigungen von 250 bis 600
Euro.

Eine A380 der Lufthansa am Flughafen in Frankfurt. Foto: dpa

Gerüchte über
Corona-Hühnchen

Neu Delhi. (AFP) Das Gerücht, Hühner
seien Überträger des neuartigen Coro-
navirus, hat den Umsatz der Geflügel-
züchter in Indien einbrechen lassen. Die
Verkäufe seien seit Januar um fast 80 Pro-
zent zurückgegangen, sagte Gulrez Alam
vom indischen Verband der Geflügel-
züchter am Freitag. „Die Leute essen kein
Geflügel mehr zuhause. Sie gehen nicht
mehr zum Essen aus.“ Es gebe keine
Nachfrage mehr.

In Online-Medien kursieren zahlrei-
che Gerüchte, Menschen in Indien hätten
sich beim Verzehr von Geflügel mit dem
Coronavirus angesteckt. Laut Behörden
gibt es dagegen keinerlei Hinweis auf
HühneralsTrägerdesVirus. InIndiengibt
es aktuell 31 registrierte Infektionsfälle
mit dem Coronavirus. In einem der Ge-
rüchte war behauptet worden, das Virus
sei bei Brathähnchen in Mumbai nach-
gewiesen worden.

4© PMG Presse-Monitor GmbH

Rhein-Neckar-Zeitung

Phoenix

ZDF

BILD

Oliver Zander: „Eine Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung
würde das Vertrauen in den Sozialstaat weiter schwächen.“ 

Hohe Reichweiten in allen Medien
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PERSÖNLICH

Evo Morales, Präsident von
Bolivien, kann wohl doch
eine vierte Amtsperiode an-
peilen. Nach Auszählung
von rund 99 Prozent der
Stimmen hat der umstritte-
ne Sozialist die Präsident-
schaftswahl offiziell gewon-
nen. Das teilte die Wahlbe-
hörde in La Paz mit. Dem-
nach kommt Morales auf
47,07 Prozent der Stimmen,
sein Herausforderer Carlos
Mesaauf 36,53Prozent.Mo-
rales hatte sich bereits zum
Sieger erklärt. Mesa sprach
von Wahlbetrug und sagte,
er werde das Ergebnis nicht
anerkennen. Die EU sprach
sich für eine Stichwahl aus.
Dies sei die beste Möglich-
keit, um Vertrauen wieder-
herzustellen und die Ent-
scheidung des Volkes zu re-
spektieren. Foto: dpa

HISTORISCH

26. Oktober

1927 – Gustav Schickedanz
gründet das Versandunter-
nehmen Quelle in Fürth.

1977 – Die Deutsche Bun-
desbahn stellt den Einsatz
vonDampflokomotivenein.

Todestag: Rex Gildo, deut-
scher Sänger (1936–1999).

27. Oktober

1904 – In New York nimmt
die erste U-Bahn Amerikas
ihren Betrieb auf.

1934 – Die Rote Armee in
China beginnt ihren legen-
dären Langen Marsch.

Geburtstag: John Cleese,
britischer Komiker (*1939).

WÖRTLICH

„Der Vorschlag von AKK
kann zum Sargnagel der
Koalition werden. Aber
wenn Heiko Maas und Olaf
Scholz kein Veto einlegen,
kann er zum Sargnagel der
SPD werden.“
Linken-Fraktionschef Diet-
mar Bartsch auf Twitter
zum Streit über den Syrien-
Plan von Verteidigungsmi-
nisterin Annegret Kramp-
Karrenbauer (CDU).

Brexit:
EU verschiebt
Verschiebung

BRÜSSEL Angesichts der
Diskussion über Neuwah-
len in Großbritannien ha-
ben die EU-Staaten noch
keinen Beschluss über die
Dauer einer weiteren Ver-
schiebung des Brexits ge-
troffen. Die EU-Botschaf-
ter derMitgliedstaaten ver-
tagten sich gestern auf An-
fang kommender Woche –
unddamit kurz vor denbis-
herigen Austrittstermin
am 31. Oktober. Es bestehe
inzwischen Einigkeit dar-
über, dass die EU einer er-
neuten dreimonatigen Bre-
xit-Verschiebung bis zum
31. Januar zustimmen wer-
de, sagte ein EU-Diplomat
in Brüssel.

Der britische Premier
Boris Johnson forderte die
Opposition derweil auf, der
von ihm geforderten Neu-
wahl am 12. Dezember zu-
zustimmen. Er hofft, dabei
eine ausreichende Mehr-
heit zu erreichen, um das
mit der EU ausgehandelte
Austrittsabkommen durch
das Parlament zu bekom-
men. Für Oppositionsfüh-
rer Jeremy Corbyn sei es an
der Zeit, „seinen Mann zu
stehen“ und Neuwahlen
zuzustimmen, sagte John-
son gestern. AFP

Präsident Dulger warnt vor Stellenabbau und fordert Gewerkschaften zu Zurückhaltung auf

Metall-Arbeitgeber rufen nach „Feuerwehr“

OSNABRÜCK Die nachlas-
sende Konjunktur macht sich
zunehmend auf dem Arbeits-
markt bemerkbar: Die Arbeit-
geber in derMetall- und Elek-
troindustrie erwarten ange-
sichts der Rezession in der
Branche einen weiteren Stel-
lenabbau. „Wir werden das
Beschäftigungsniveau nicht
halten können. Es sinkt be-
reits“, so Gesamtmetall-Präsi-
dent Rainer Dulger im Ge-
spräch mit unserer Redak-
tion. Es werde wohl auch zu
einzelnen Betriebsschließun-
gen kommen. Die Gewerk-
schaften mahnt er zu Zurück-
haltung.

Herr Dulger, die Konjunk-
tur in Deutschland ist ein-
gebrochen. Wo steht die Me-
tall- und Elektroindustrie
mit ihrenMillionen von Be-
schäftigten? Und wie lautet
Ihre Prognose?

Wir befinden uns in der Me-
tall-und Elektroindustrie seit
drei Quartalen mit negativen
Wachstumswerten in der Re-
zession, auch wenn es noch
ein paar Bereiche gibt, in
denenesganzgut läuft. Inden
ersten drei Quartalen steht
beimAuftragseingang einMi-
nus von knapp sechs Prozent
gegenüberdemVorjahreszeit-
raum. Und auch im Rest des
Jahres und im kommenden
Jahr wird kein Baum in den
Himmel wachsen. Ganz im
Gegenteil: Wir müssen damit
rechnen, dass es noch
schlechter wird, man denke
an den Brexit, die Handels-
konflikte und das weltweit
nachlassende Wirtschafts-
wachstum.

Die Wirtschaftsforschungs-
institute rechnen trotz nach-
lassender Konjunktur für
das kommende Jahr mit
einem weiteren Beschäfti-
gungsaufbau. Gilt das auch
für die Metall- und Elektro-
industrie?

Nein,wirwerdendasBeschäf-
tigungsniveau nicht halten
können. Es sinkt bereits. Zum
ersten Mal seit neun Jahren
ist die Beschäftigung in unse-
rer Branche seitMai leicht zu-
rückgegangen. Es wird wohl
auch zu einzelnen Betriebs-
schließungen kommen. Denn

es müssen Kapazitäten ange-
passt werden.

Was sind die wichtigsten
Ursachen?

Ich kann im Moment noch
nicht sagen, ob die betroffe-
nen Betriebe eher konjunktu-
relle oder strukturelle Proble-
me haben. Man darf ja nicht
vergessen:Wir erlebengleich-
zeitig mit der Rezession auch
einen tiefgehenden Struktur-
wandel, siehe die geplante
Dekarbonisierung und den
Aufbau der Elektromobilität.

In früheren Krisen hat sich
das Kurzarbeitergeld als
Instrument bewährt, um
vorzeitige Entlassungen zu
vermeiden. Was halten Sie
davon, diese Sonderrege-
lungen wieder zu aktivie-
ren?

Kurzarbeit ist bei etlichen
kleinen und mittleren Betrie-
ben bereits seit Beginn des
Jahreswieder ein Thema.Wir
sprechen uns deshalb drin-
gend dafür aus, dass die Bun-
desregierung die erleichter-
ten Zugangsmöglichkeiten

zum Kurzarbeitergeld, so wie
wir sie inderKrise 2008/2009
hatten, per Verordnung wie-
der in Kraft setzen können
soll. Wir haben da noch kein
flächendeckendes Problem.
Aberwir solltenVorsorge tref-
fen für den Ernstfall. Wenn
der Blitz einschlägt, ist die
Feuerwehr dann schon im
Haus.

Was genau wünschen Sie
sich beim Kurzarbeitergeld?

Es geht um eine unkompli-
zierte Abwicklung, die Über-
nahme des Sozialaufwandes
und diemaximale Laufzeit. In
der Krise 2008/2009 gab es
die richtigenRegelungen,was
Beschäftigung gesichert hat.

Der Ton zwischen Arbeitge-
bern undGewerkschaften in
der Metall-und Elektroin-
dustrie ist deutlich rauer ge-
worden. Früher betonten
beide Seiten die Bedeutung
der Flächentarifverträge
für den sozialen Frieden.
Heute ist von „Häuser-
kämpfen“ die Rede. Was ist
da passiert?

Von Uwe Westdörp

Wir stehen vor einer schwieri-
gen Tarifrunde. Und es ist
wichtig,dassdieGewerkschaf-
ten verstehen, dass 2020 keine
Tarifrunde wie in den vergan-
genen acht/neun Jahren ist.
WirhabenkonjunkturellePro-
bleme, undwirhabenzugleich
strukturelle Probleme.DieGe-
werkschaften müssen deshalb
schon im Vorfeld verstehen,
dass sie ihre Forderungen zu-
rückschraubenmüssen.

Die IG Metall will mindes-
tens einen Inflationsaus-
gleich fordern. Womit rech-
nen Sie?

Es ist zu früh, umüber Zahlen
zu sprechen. Aber eines ist
klar, es muss eine moderate
Lohnforderung geben. Zu-
rückhaltung passt sehr gut in
die Zeit, wie all die aktuellen
wirtschaftlichen und politi-
schen Herausforderungen
zeigen. Viel wäre im Übrigen
schon gewonnen, wenn wir
uns endlich auf eine gemein-
same Definition von Inflation
einigen könnten. In den ver-
gangenen Tarifrunden ist das
leider nicht gelungen.

Woran liegt’s?
Die Inflation lag in den ver-
gangenen Jahren stets unter
einem Prozent. Die IG Metall
hat aber kurzerhand die Ziel-
inflationsrate der europäi-
schen Zentralbank von zwei
Prozent angesetzt – um eine
höhere Forderung begründen
zu können.

30 Jahre nach der deut-
schen Vereinigung wird in
der ostdeutschen Metallin-
dustrie immer noch drei
Stunden pro Woche mehr
gearbeitet. Woran scheitert
die Absenkung auf West-
niveau?

Die Gespräche werden fort-
gesetzt. Klar ist aber auch:
Die 38-Stunden-Woche ist
ein Standortvorteil der Be-
triebe im Osten, der andere,
strukturelle Nachteile aus-
gleicht. Ichbin auchgarnicht
so sicher, ob alle Arbeitneh-
mer dort auf diesen Vorteil
verzichten wollen. Denn sie
verstehen, dass die längere
Arbeitszeit häufig ihre
Arbeitsplätze sichert. Wir
brauchen auf jeden Fall eine

Lösung, die zum Erhalt des
Flächentarifvertrages bei-
trägt, die über einen langen
Zeitraum unterschiedliche
Anpassungsgeschwindigkei-
ten für die Betriebe zulässt
unddie dabei die Auswirkun-
gen bei Kosten und Arbeits-
zeitvolumen im Auge hat. Ob
uns das gelingt, wird sich in
den nächsten Wochen ent-
scheiden.

Nicht nur um Tarife und
Arbeitszeiten gibt es Streit,
sondern auch um die Art
undWeise desArbeitskamp-
fes. Sie kritisieren folgen-
schwere 24-Stunden-Streiks
der IG Metall. Was müsste
geschehen, um das Gleichge-
wicht der Kräfte wiederher-
zustellen?

Die Tagesstreiks während der
vergangenen Tarifrunde ha-
ben uns enormeKosten berei-
tet. Hinzu kam, dass die IG
Metall diese Streiks nur ein-
mal ausprobieren wollte. Ver-
handlungstaktisch waren sie
gar nicht notwendig. Die Ge-
werkschaft hat eine Woche
später das gleiche Ergebnis
unterschrieben, das schon
vorher verhandelt war. Des-
wegen waren bei uns die Ge-
müter sehr erhitzt. Fakt ist,
dasswir ineinernormalenTa-
rifrunde etwa 800000 bis
eine Million Streikstunden
haben und in der vergange-
nen Tarifrunde hatten wir
aufgrund der Tagesstreiks
drei Millionen.

Sie fordern die IGMetall al-
so nicht nur zu einer mo-
deraten Tarifforderung auf,
sondern auch dazu, auf das
Kampfmittel der Tages-
streiks zu verzichten?

Ich halte fest, dass uns Arbeit-
gebern im Moment kein Mit-
tel zur Verfügung steht, ums
uns gegen Mittel wie die Ta-
gesstreiks zuwehren. Und ich
fordere die IG Metall auf, mit
Vernunft und Weitblick vor-
zugehen.

US-Panzer sollen syrische Ölfelder sichern

MOSKAU/ISTANBUL Russ-
land hat besorgt auf die ge-
plante US-Truppenpräsenz
an den Ölfeldern in der Kur-
denregion im Osten Syriens
reagiert. „Wir möchten keine
neuen Schwierigkeiten“, sag-
te Vizeaußenminister Sergej
Rjabkow. Es löse eine gewis-
se Besorgnis aus, dass aus
den USA mit Blick auf Syrien
immer wieder unterschiedli-
che Signale kämen. Moskau
sei alarmiert, dass dahinter
der Versuch stehen könne,
weiter Druck auf die „recht-
mäßige Führung in Damas-
kus“ auszuüben.

Nach dem US-Truppenab-
zug aus dem nordsyrischen
Grenzgebiet zur Türkei plant
das Pentagon, zusätzlichemi-
litärische Kräfte zum Schutz
der Ölfelder vor der IS-Miliz
sowie der syrischen Armee
und pro-iranischer Milizen
in den Osten Syriens zu schi-
cken. Es müsse sichergestellt
werden, hieß es, dass der Is-
lamische Staat nicht wieder
Zugang zu dem Öl als Finan-
zierungsquelle gewinne.

Der prominente russische
Außenpolitiker Konstantin
Kossatschow wies das als
Vorwand zurück. In Wahr-
heit wollten die USA verhin-
dern, dass Syrien als recht-
mäßiger Eigentümer der Öl-
quellen Geld verdiene.

Bei demVorhaben des Pen-
tagon geht es offenbar umdie
Entsendung von 30 Abrams-
Kampfpanzern. Deren Sta-

Russland schickt Militärpolizisten und warntWashington: „Wir möchten keine neuen Schwierigkeiten“

tionierung bedeutete eine
deutliche Ausweitung der
US-Kampfkraft in der Re-
gion. Bisher waren vor allem
US-Spezialkräfte mit gepan-
zertenFahrzeugen zurUnter-
stützung der kurdischen YPG
im Einsatz. Trump wird seit
der Entscheidung zumAbzug
der US-Truppen aus Nordsy-
rien vorgeworfen, damit die
kurdischen Verbündeten im
Kampf gegendie IS-Miliz ver-
raten zu haben.

Russland steht im Syrien-
Konflikt fest an der Seite des
umstrittenen Machthabers

Baschar al-Assad. Die russi-
schen Truppen sind aus Mos-
kauer Sicht die einzigen, die
sich in Syrien legal aufhalten.
Außenminister Sergej Law-
row wies gestern die Mög-
lichkeit einer Kontrolle der

Region durch Nato-Truppen
zurück. Es gebe eine rus-
sisch-türkische Vereinba-
rung für die Region. Von der
Nato sei hingegen dort nichts
Gutes zu erwarten.

Derweil begannen russi-
scheMilitärpolizistenmit Pa-
trouillen in einem30Kilome-
ter breiten Streifen entlang
der türkischenGrenze, wie es
der türkische Präsident Re-
cep Tayyip Erdogan am
Dienstag mit dem russischen
Staatschef Wladimir Putin in
Sotschi vereinbart hatte. Das
Verteidigungsministerium in

Moskau teilte zudemmit, zu-
sätzlich 300Militärpolizisten
aus Tschetschenien mit 20
gepanzerten Fahrzeugen
nach Syrien verlegt zu haben.
Schon in den vergangenen
Jahren kämpften wiederholt
Truppen aus Tschetschenien
dort. Die russische Teilrepu-
blik im Nordkaukasus ist
mehrheitlich muslimisch.
Viele tschetschenische Isla-
misten haben sich zudem
dem IS angeschlossen.

Unterdessen hat die Tür-
kei von den USA die Ausliefe-
rung des kurdischen Kom-
mandeurs der Syrischen De-
mokratischen Kräfte (SDF),
Maslum Abdi, verlangt. Soll-
te er amerikanischen Boden
betreten,müsse er der Türkei
übergeben werden, sagte der
türkische Justizminister Ab-
dulhamit Gül. Außenminis-
ter Mevlüt Cavusoglu nannte
es „inakzeptabel“, dass sich
die USA als Verbündeter der
Türkei mit einem „Terroris-
ten“ träfen.

Die SDF werden von der
Kurdenmiliz YPG dominiert
und waren ein enger Verbün-
deter der USA im Kampf
gegen den IS. US-Präsident
Trump hatte am Mittwoch
getwittert, er freue sich, Ge-
neral Maslum „bald zu se-
hen“. Tags darauf twitterte
er: „Ich habe meine Unter-
haltung mit General @Maz-
loumAbdi wirklich genossen.
Ihmgefällt, waswir getanha-
ben.“ dpa, AFP

KOMMENTAR

Die Kritik in den sozialen
Netzwerken ließ nicht

lange auf sich warten. Der
Vorwurf: Die imKampf gegen
den IslamischenStaat treuen
Kurden in Nordsyrien lässt
Washington im Stich, die Öl-
felder im Osten des Landes
wollen die USA nun aber si-
chern. Stehen hierWirt-
schaftsinteressen über Men-
schenleben? Oder nimmt
US-Präsident Donald Trump
dieWarnungen vor einem
Wiedererstarken des IS nun
doch noch ernst?

Tatsächlich hat der Rück-
zug der US-Soldaten aus
Nordsyrien die Gefahr neuen
IS-Terrors heraufbeschwo-

Trump behält den Fuß in der Tür

ren. Derzeit weiß niemand,
wie vielen Kämpfern die
FluchtauskurdischenGefan-
genenlagern infolge des tür-
kischen Einmarsches in die
Region gelungen ist. Und so-
wohl inSyrienwie im Irakgibt
es immer noch zahlreiche IS-
Sympathisanten.

Da ist es durchaus ge-
rechtfertigt, die Ölfelder in
den Blick zu nehmen, denn
sie sind von besonderer Be-

Von
Thomas
Ludwig

deutung.Zeitweise soll der IS
mindestens 14 Öl- und Gas-
felder mit den entsprechen-
den Anlagen kontrolliert ha-
ben. Förderung, Schmuggel
und Verkauf schwemmten
den Dschihadisten mehrere
Millionen Dollar täglich in die
Kassen – als Schmiermittel
für den Terror. Dazu darf es
nicht noch einmal kommen.

Doch auch Syriens Dikta-
tor Assad wird früher oder
später wieder Anspruch auf
die lukrativen Ölquellen in
seinem Land erheben. Und
dann? Die Syrien-PolitikWa-
shingtons bleibt erratisch.

t.ludwig@noz.de

BERLIN Der Streit in der Ko-
alition über die Konsequen-
zen aus der Syrien-Offensive
der Türkei verschärft sich.
SPD-Fraktionschef Rolf Müt-
zenich stellte gestern die
Nato-Mitgliedschaft der Tür-
kei infrage und traf damit auf
heftige Kritik derUnion. Um-
gekehrt räumte SPD-Außen-
minister Heiko Maas vor sei-
ner Türkei-Reise dem Vor-
stoß der CDU-Verteidigungs-
ministerin Annegret Kramp-
Karrenbauer für eine UN-
Blauhelmtruppe in Nordsy-
rien kaum Chancen ein: „Bis-
lang hat noch keiner der An-
gefragten gesagt, er würde
sich beteiligen.“

Laut „Spiegel“ haben Ex-
perten im Verteidigungsmi-
nisterium derweil berechnet,
inwieweit sich die Bundes-
wehr an einem UN-Einsatz
beteiligen könnte. Militär-
planer seien auf 2500 Sol-
daten gekommen. Ein Spre-
cher nannte die Zahlen aller-
dings „völlig spekulativ“.

Maas reist heute für vier
Stunden nach Ankara, um
auf eine dauerhafte Waffen-
ruhe zu dringen. Der SPD-
Politiker wird seinen türki-
schen Amtskollegen Mevlüt
Cavusoglu treffen. Cavusoglu
warnte Maas davor, mit „er-
hobenem Zeigefinger“ aufzu-
treten und die Türkei beleh-
ren zu wollen. Sonst werde er
eine „entsprechende Ant-
wort“ erhalten. dpa

Berlin streitet
über Haltung
zur Türkei

FunkenfluganeinemThyssenkrupp-Hochofen: InderMetallbranchesinkt dieZahl derBeschäftigten. Foto: dpa/RolfVennenbernd

RainerDulger Foto: Gesamtmetall

DonaldTrump Foto: AFP
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Hagen Strauß über die Bundesregierung nach dem Koalitionsausschuss:
Die Lage ist nach wie vor prekär

In Erfurter Händen

D ie nächste große Krise auf
Bundesebene hat der Koaliti-
onsausschuss erst einmal

abwenden können. Denn die
Kanzlerin und die Union haben
den Genossen Zusagen gemacht,
die ausreichen, um sie vorerst zu
besänftigen: die Entlassung des
Ostbeauftragten Christian Hirte,
das Versprechen, keine direkte
oder indirekte Regierung mit Hilfe
der AfD zu bilden und die Herbei-
führung von Neuwahlen in Thürin-
gen. Auch wenn unklar ist, wie
genau das gelingen soll.

Mögen sich die Spannungen
nun etwas gelöst haben, das wei-
tere Schicksal der Groko ist durch
die Vorgaben des Koalitionsaus-
schusses zurück in die Hände der
Erfurter Landespolitiker gelegt
worden. Zu jenen also, die gezeigt
haben, dass sie sich wenig oder gar
nicht um Direktiven aus Berlin
scheren. Was für ein Risiko.

Vor allem die CDU muss jetzt
liefern, um dem Vertrauensverlust
entgegenzuwirken. Dass die Vor-
sitzende Annegret Kramp-Karren-
bauer arge Probleme damit hat, die
Parteifreunde im Freistaat auf Kurs
zu bringen, ist mehr als deutlich
geworden. Es fehlt ihr an Autorität.
Angela Merkel hat die Dinge offen-
kundig an sich gezogen. Zumin-
dest scheint es ihr zu verdanken zu
sein, dass die große Koalition zu
einer gemeinsamen Linie im weite-

ren Umgang mit dem Thüringen-
Eklat gefunden hat.

Merkel will das Bündnis unbe-
dingt retten, um ihre Amtszeit eini-
germaßen würdig zu beenden.
Und das mit aller politischer Macht
– die freilich ebenfalls an den Gren-
zen des Freistaates enden könnte.
Das wird sich nun zeigen.

Obendrein haben die Entwick-
lungen der vergangenen Tage tiefe
Wunden in der CDU hinterlassen.
Die gegenseitigen Vorwürfe sind
erheblich. Die Thüringer fühlen
sich von der Bundesspitze düpiert,
die Bundespartei von den Thürin-
gern. Es rumort gewaltig innerhalb
der Union. Auch Merkels Not-
bremse, die Ablösung des Ostbe-
auftragten Hirte, spaltet die Partei.
Manch einer sieht in ihm nur ein
Bauernopfer der Kanzlerin, um die
Koalition und sich selbst zu retten.

All die, die schon lange der Auf-
fassung sind, dass Merkel die
Belange der CDU reichlich egal
sind, fühlen sich bestärkt. Die
Union ist daher noch lange nicht
aus der Krise. Sie steckt weiter mit-
tendrin. Nun hängt viel davon ab,
wie in Thüringen vorgegangen
wird, um das parlamentarische
Chaos wieder aufzulösen. Das wird
schwierig genug werden, wenn
man bedenkt, dass die AfD ihre
Spielchen mit der Demokratie und
den staatlichen Institutionen mun-
ter weiter treiben will.

Katrin Pribyl über den Erfolg von Sinn Fein in Irland: Die anderen Parteien
haben die sozialen Probleme vernachlässigt

Systemwechsel

Auch wenn das endgültige
Ergebnis noch aussteht:
Diese Wahl hat die politische

Landschaft in Irland nicht nur ver-
ändert, sie hat das alte politische
System beendet. Fast ein Jahrhun-
dert lang wechselten sich die eher
konservativen Parteien aus dem
bürgerlichen Lager Fine Gael und
Fianna Fail an der Regierungs-
spitze ab. Nun liegt laut Hochrech-
nungen zum ersten Mal die links-
gerichtete Sinn Fein gleichauf.

Ausgerechnet der ehemals poli-
tische Arm der Untergrundorgani-
sation IRA, die während des Bür-
gerkriegs auf der Insel mit Gewalt
die Loslösung Nordirlands vom
Vereinigten Königreich erzwingen
wollte, fährt ein historisches Ergeb-
nis ein. Doch Sinn Fein, deren
Kernziel bis heute die Wiederverei-
nigung der Republik mit Nordir-
land ist, hat sich in den vergange-
nen Jahren ein neues Image ver-
passt, durchgesetzt von der Vorsit-
zenden Mary Lou McDonald.

Sie ist die große Siegerin, da sie
es schaffte, die Schatten der Ver-
gangenheit zumindest in Teilen
loszuwerden und den Fokus auf
soziale Themen zu lenken. Das
kam nicht nur bei der Arbeiter-
klasse, sondern auch bei Rentnern
sowie jüngeren Menschen an. Sinn
Fein präsentierte sich als echte
Alternative und füllte mit ihren
sozialpolitischen Forderungen
eine Lücke. Denn auch, wenn die
Republik als Musterbeispiel für ein
Land gilt, das sich nach einer
schweren Krise berappelt hat: Die
Iren sind unzufrieden. Die Wirt-
schaftmagboomen,aberwasnützt
das den Menschen, wenn die Woh-
nungsnot immer weiter zunimmt,
die Mieten und Häuser für viele
unbezahlbar geworden sind und
sich die Krise im Gesundheitssys-
tem ebenfalls zuspitzt? Es sind jene
Probleme, die bei etlichen Iren
Priorität haben und die leichtsin-
nig vernachlässigt wurden von den
etablierten Parteien.

Wahlen: Linksgerichtete Partei kommt auf rund 22 Prozent der Stimmen / Endgültiges Ergebnis noch offen

Sinn Fein mischt Irland auf
Dublin.Bei der Parlamentswahl in Ir-
land hat sich am Wochenende ein
deutlicher Umbruch in der politi-
schen Landschaft abgezeichnet. Ers-
te Hochrechnungen am Sonntag be-
stätigten die Ergebnisse einer Nach-
wahlbefragung, wonach sich die
linksgerichtete Partei Sinn Fein ne-
ben den beiden bürgerlichen Partei-
en Fine Gael und Fianna Fail als füh-
rende politische Kraft etablieren
konnte. Alle drei Parteien lagen bei
rund 22 Prozent. Die Auszählung
dauerte am Abend noch an.

Der Wahlerfolg von Sinn Fein
wurde von Beobachtern mit einem
politischen Orkan verglichen, der

ähnlich wie das Sturmtief am Wo-
chenende über Irland hinwegfegte.
Bislang hatten sich in der Geschichte
des Landes seit der vollständigen
Unabhängigkeit von Großbritan-
nien stets Fine Gael und Fianna Fail
an der Macht abgewechselt. Damit
könnte es nun zu Ende sein.

Ob Premierminister Leo Varadkar
im Amt bleiben kann, galt als zwei-
felhaft. Er führt mit Fine Gael eine
Minderheitsregierung an, die von Fi-
anna Fail mit dem Oppositionschef
Micheál Martin an der Spitze tole-
riert wird. Doch ob diese Zusam-
menarbeit fortgesetzt werden kann,
war am Sonntag völlig ungewiss.

Kaum Chancen auf das Amt der
Regierungschefin hat die Sinn-Fein-
Präsidentin Mary Lou McDonald.
Die 50-Jährige, die als Mitglied des
Europäischen Parlaments Erfah-
rung gesammelt hatte, ist seit zwei
Jahren als Nachfolgerin von Gerry
Adams Chefin der Partei. Doch der
aktuelle Erfolg kommt auch für Sinn
Fein überraschend: Die Partei hatte
insgesamt nur 42 Kandidaten für das
Parlament mit 160 Abgeordneten
aufgestellt. Trotzdem galt McDo-
nald noch vor der Auszählung der
Stimmen als strahlende Siegerin.
Ihre Partei hatte bei der Wahl 2016
rund 14 Prozent erreicht. dpa

Ein Mitarbeiter der Auszählung nach der
Parlamentswahl. BILD: DPA

Den Strukturwandel, den meine
Branche durchläuft, kennen die Me-
dien bereits. Die Leserschaft ist heute
nicht mehr so homogen wie noch vor
20, 30 Jahren. Viele junge Menschen
lesen gar keine Zeitung mehr, son-
dern sind nur noch online unterwegs.
Ganze Anzeigenmärkte sind ihnen in
die Online-Welt gefolgt. In der Folge
hatten die Tageszeitungen einen
schmerzhaften Auflagenrückgang zu
verkraften, auch wenn in Deutsch-
land immerhin noch eine Gesamt-
auflage von 14,1 Millionen Exempla-
ren zusammenkommt. Dabei haben
die lokalen und regionalen Abozei-
tungen noch die treuesten Leser.

Alleinstellungsmerkmal Lokales
Trotz aller Herausforderungen, die
die Verleger zu bewältigen haben,
bin ich fest überzeugt davon, dass im
Regionalen und Lokalen die Zukunft
liegt. Ob das auf Papier oder in Bits &
Bytes erfolgt, ist dabei nicht ent-
scheidend – aber wer erzählt, was in
der Region und im Stadtteil passiert,
hat immer eine Zukunft.

Die elektronischen Medien und
die Online-Plattformen können
Nachrichten immer schneller als die
Regionalzeitung an die Leserschaft
bringen. Auch bunt, laut und schrill
können andere besser bedienen.
Aber das, was zu Hause passiert, mit
dem Weltgeschehen zusammenzu-
bringen und wirklich von hier für
hier zu berichten – das ist das Allein-
stellungsmerkmal der Regionalzei-
tung, und darin sind sie unverzicht-
bar: für mich, für die Gesellschaft, für
das Miteinander und für die Demo-
kratie.

was das mit ihnen zu tun hat. Es
braucht erfahrene Journalisten, die
etwas Wichtiges von Unwichtigem
trennen können, auch wenn ich
nicht immer einer Meinung mit der
Redaktion bin, was in welche Kate-
gorie fällt. Dies kann ein YouTube-
Kanal, Twitter oder Facebook nicht
ersetzen.

Nah am Bürger
Und was für den Bürger gilt, trifft na-
türlich auch auf politische Entschei-
dungsträger zu. Sie müssen mit den
Bürgern diskutieren und ihre Stim-
mungslage einschätzen können.
Dies erfahren sie am besten aus der
Zeitung vor Ort, weil sie wissen, dass
gute Journalisten immer nah am
Bürger sind.

Medien: Demokratie und Miteinander sind angewiesen auf Qualitätsjournalismus, der nah an der Lebenswelt der Menschen ist

Die regionale Tageszeitung –
„Kitt für die Gesellschaft“
Gastbeitrag von Rainer Dulger

Mannheim.Die große Welt ins Wohn-
zimmer bringen und sie den Bürgern
erklären – das bleibt, Social Media
hin, Online-Portale her – die zentrale
Aufgabe von Tageszeitungen und ih-
ren Machern. Ausgebildete und er-
fahrene Journalisten erklären, was in
Berlin und Brüssel diskutiert wird,
sie informieren nicht nur darüber,
was in Venezuela und Algerien pas-
siert, sondern erklären im besten
Fall auch, warum man das wissen
muss. Dies alles sehe und lese ich in
meiner Zeitung täglich.

Wenn ich meine Zeitung auf-
schlage – und ich tue das ganz klas-
sisch noch jeden Tag, wenn ich zu
Hause in Heidelberg bin –, dann ist
für mich am wichtigsten: Was pas-
siert bei uns, hier zu Hause, in der
Region? Was wird in Boxberg ge-
plant, was findet in Schlierbach statt,
den Heidelberger Stadtteilen?

Wir Menschen funktionieren so.
Wir wissen, dass wichtig ist, was in
der Welt passiert, aber wirklich be-
wegen wird uns, was in unserem Ort
los ist – denn hier wohnen unsere
Freunde, da sind wir im Verein, da
kennen wir die Läden, in denen
schon unsere Eltern mit uns einkau-
fen waren. Was bei uns passiert,
steht daher auf unserer Leseliste
ganz oben.

Vermittler im Diskurs
Und das geht mir nicht nur persön-
lich so, sondern das ist mir auch als
Unternehmer aus der Region wich-
tig. Mein Vater hat unser Unterneh-
men in Heidelberg gegründet, ich
selber wurde hier geboren, unsere
Mitarbeiter leben hier, sie sind im
Schützenverein oder der Freiwilli-
gen Feuerwehr engagiert oder ge-
stalten Lokalpolitik an der Basis mit.
Und natürlich ist es nicht nur wichtig
zu wissen, es ist auch spannend zu
lesen, wenn es jemand in die Zeitung
geschafft hat, den man kennt und
schätzt. In diesem Sinne sind die Re-
gionalzeitungen Vermittler im ge-
sellschaftlichen Diskurs zwischen
der großen, weiten Welt und dem
Vereinslokal an der Ecke. Sie sind im
besten Sinne Kitt für die Gesell-
schaft. Sie sind unverzichtbar, wenn
es darum geht zu erklären, was das
eine mit dem anderen zu tun hat und
wie es unser Leben und unser Wohl-
ergehen beeinflusst.

Das gilt genauso für die Wirt-
schaft. Unser Unternehmen zum
Beispiel produziert vor Ort in der Re-
gion, aber wir sind weltweit tätig.
Wie hängt das zusammen? Welche
Wechselwirkungen gibt es? Ist gar
mein Arbeitsplatz betroffen, wenn
der Brexit kommt und die weltwei-
ten Handelskonflikte nicht schnell
gelöst werden? All dies muss in der
Öffentlichkeit immer wieder sach-

lich erklärt und transparent gemacht
werden, insbesondere wenn es um
grundlegende Veränderungen wie
Strukturwandel und Digitalisierung
geht, wie wir sie aktuell in der Metall-
und Elektro-Industrie-Branche erle-
ben. Was steht hinter diesen Voka-
beln, was bedeutet das für den Alltag
der Menschen? Wir Unternehmer
müssen das erklären – aber auch hier
brauchen wir die Medien, die die
Menschen erreichen.

Dafür braucht es die Tageszei-
tung, gemacht von Journalisten, die
ihr Handwerkszeug verstehen, ihre
Berufsethik ernstnehmen und die
mit gut recherchierten und sachlich
aufbereiteten Analysen, Berichten
und Reportagen den Menschen er-
klären, was in der Welt passiert und

Rainer Viktor Dulger ist Präsident von Gesamtmetall, dem Gesamtverband der
Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektro-Industrie. BILD: BERND LAMMEL

In Zeiten von Populismus
ist Vertrauen in unabhängige
Berichterstattung die Währung
der Zukunft. Deshalb stellt der
Verband Südwestdeutscher Zei-
tungsverleger (VSZV)
in allen regionalen baden-
württembergischen Tages-
zeitungen zurzeit den Wert des
Journalismus in den Fokus.
Diese Zeitung veröffentlicht in
den kommenden Wochen immer
montags einen Gastbeitrag von
Wissenschaftlern, Politikern und
Menschen der Zeitgeschichte
zum Thema Journalismus. red

i WERTDES JOURNALISMUS

Präsident von Gesamtmetall

� Rainer Dulger, geboren 1964 in Hei-
delberg, studierte an der TU Kaisers-
lautern Fertigungstechnik und Fein-
werktechnik und promovierte 1998.

� Er ist Geschäftsführer des Heidel-
berger Dosiertechnik-Unterneh-
mens ProMinent.

� Seit 2012 ist er Präsident von
Gesamtmetall.

� Dulger ist überdies Mitglied des
Aufsichtsrats am Universitätsklini-
kum Heidelberg und im Kuratorium
der Hochschule Mannheim. red

Till Börner über die Forderungen innerhalb der CDU, die
Werteunion auszuschließen

Abgrenzungen nötig

Nachdem die Werteunion die
Wahl des FDP-Politikers
Thomas Kemmerich zum

thüringischen Ministerpräsiden-
ten gelobt hat, fordern einzelne
CDU-Politiker die Auflösung des
Vereins. Für die Unionsparteien
wäre dieser Schritt aber eine Bank-
rotterklärung, der sie bei kommen-
den Wahlen zahlreiche Stimmen
kosten dürfte.

Die Christdemokraten bezeich-
nen sich selbst als Volkspartei, die
für Wähler und Mitglieder ver-
schiedener Schichten, Generatio-
nen und Weltanschauen offen ist.
In ihrem Markenkern sind CDU
und CSU tendenziell konservative
und marktwirtschaftlich orien-
tierte Parteien, die im politischen
Mitte-Rechts-Spektrum zu veror-
ten sind. Angela Merkel hat in ihrer
Kanzlerschaft die CDU Schritt für

Schritt näher an die Mitte geführt.
Ein Ort, an dem es sehr eng zugeht.
Auch FDP, Grüne und SPD versu-
chen, hier Stimmen einzusam-
meln. Der CDU würde es daher
guttun, sich von den anderen Par-
teien klarer abzugrenzen: Sozialde-
mokratischer als die SPD oder öko-
logischer als die Grünen braucht
sie nicht zu sein.

Sollten die Christdemokraten
die Werteunion verbieten, würden
sie ihre Mitglieder aus dem konser-
vativenLagervordenKopfstoßen–
und in Richtung AfD treiben. Zwar
muss die Union jede Unterstüt-
zung oder gar Zusammenarbeit
mit der AfD eindeutig ablehnen.
Ein erkennbares Profil verbunden
mit dieser eindeutigen Positionie-
rung würden der CDU aber mehr
helfen, als innerparteiliche Diskus-
sionen und Vorwürfe.
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Metallarbeitgeber: Metall- und Elektrobranche
mit Rezessionsjahr
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München – Viele Arbeitnehmer im Osten
werden noch auf unabsehbare Zeit länger
arbeiten müssen als jene im Westen. An
dem Umstand wird sich auch zum Ende
des Jubiläumsjahres der deutschen Ein-
heitnichtsändern.Dies ist klar, seit einGe-
sprächstermin am Donnerstag zwischen
der IG Metall und dem Arbeitgeberver-
band Gesamtmetall geplatzt ist. Die Ge-
werkschaftwollte in der ostdeutschenMe-
tallindustriedie35-Stunden-Wochedurch-
setzen. ImWesten gilt sie seit 1995.

Wenn eine Gewerkschaft sowie Arbeit-
geber verhandeln, gilt ein Ergebnis nicht
für alle Beschäftigten einer Branche, son-
dernnur fürdiejenigen,derenBetriebMit-
glied im tarifgebundenen Arbeitgeberver-
band ist. Hätten IGMetall undGesamtme-
tall sichgeeinigt,hättedie35-Stunden-Wo-
che immerhin für 84000 von490000Me-
tallernwahrwerdenkönnen.Zurzeit gilt ei-
ne Arbeitszeit von 38 Stunden.

Dass diese Gespräche besonders für die
IG Metall schwierig werden würden, war
schonanetwasscheinbarBanalemerkenn-
bar: Siemussten auf Verlangen der Arbeit-
geber ausdrücklich „Gespräche“ heißen,
und nicht „Verhandlungen“. In Letzteren

geht es immer darum, wie eine Lösung
sein soll; in Gesprächen hingegen kann
man ausloten, ob man überhaupt eine Lö-
sung will. Zugleich verfügte die IG Metall
indiesemFall überwenigDruckmittel.Am
EndederzurückliegendenGehaltstarifrun-
de Anfang 2018 rang sie den Arbeitgebern
zwar eine „Gesprächsverpflichtung“ zur
Arbeitszeit im Osten bis Ende 2019 ab –
aber die Manteltarifverträge, die Dinge
wie die Arbeitszeit regeln, wären erst von
EndeMärz 2020ankündbar gewesen.Und

da die IG Metall ohnehin nie plante, diese
zu kündigen – um nicht bei Neuverhand-
lungen andere Errungenschaften darin zu
gefährden –, musste sie unter Friedens-
pflichtmitdenArbeitgebernreden;was je-
newenigErfolgversprechendeKonstellati-
on ist, die bei Gewerkschaftern unter dem
Begriff „kollektive Bettelei“ läuft.

Elfmal trafen die Teams beider Seiten
aufeinander.AmMittwochnachmittagsag-
te Olivier Höbel, der Leiter des IG-Metall-
Bezirks Berlin-Brandenburg-Sachsen, die
geplante zwölfte Runde ab. „Der Prozess
hatgezeigt,dasskeineVerlässlichkeitgege-
ben ist“, erklärte er. Die Arbeitgeber wie-
derum warfen der Gewerkschaft vor,
„überfordert“ zu sein, „wennsie ihrenWil-
len nicht einseitig durchsetzen kann“ – so
ihr Verhandlungsführer StefanMoschko.

Die 35-Stunden-Woche sollte im Osten
nach und nach bis Anfang 2031 eingeführt
werden. Der lange Übergangszeitraum
wareinstauch imWestenüblich: 1984wur-
de sie beschlossen und bis 1995 verwirk-
licht. Uneins bliebenbeide Seiten aber nun
erstens darüber, wie die Kosten kompen-
siertwürden–undwas ineinemBranchen-
tarifvertrag zwischen Gewerkschaft und
Arbeitgebernzuregelnwäre,undwas inzu-
sätzlichen Betriebsvereinbarungen zwi-
schen Betriebsrat und Geschäftsführung?
Der Unterschied ist nicht belanglos. Ge-
werkschaften überlegen in der Regel sehr
genau, was sie Betriebsräten überlassen,
die stets in der Friedenspflicht sind und
deshalb viel weniger Druckmittel haben.

Arbeitgeber hingegen bevorzugen Be-
triebsvereinbarungen auch deshalb, weil
sie sagen, die darin gefundenen Lösungen
seien passgenauer als die in Tarifverträ-
gen. In diesem Fall wollten sie wohl, dass
ein Tarifvertrag besonders viel Raum für

Betriebsvereinbarungen lässt: Der Tarif-
vertrag hätte dann zwar noch festgelegt,
dass 2020 die erste Stufe der Arbeitszeit-
verkürzung, von 38 auf 37 Stunden, in
Kraft tritt. Aber per Betriebsvereinbarung
könne geregeltwerden,wanndie nächsten
Stufenfolgen;oderobeinBetriebdieChan-
ce bekommt, einige Mitarbeiter auch mal
40Stundenarbeitenzu lassen,umdenAus-
fall an Arbeitszeit auszugleichen; ob es für
jedeArbeitszeitverkürzungwirklich vollen
Lohnausgleich gebenmuss, und so weiter.

Dieser Ansatz war der IG Metall höchst
suspekt: Wollten die Arbeitgeber klamm-
heimlich in Wahrheit nicht runter auf 35,
sondern hoch auf 40 Stunden? Wollten sie
Lohnfragenernsthaft inBetriebsvereinba-
rungenregeln?DieGewerkschaft befürch-
tete, die Arbeitgeber wollten die Chance
nutzen, im Osten die Macht zwischen Ar-
beit undKapital grundsätzlich neu zu ord-
nen–unddieGewerkschaftbei sowesentli-
chen Verteilungsfragen wie Lohn und Ar-
beitszeit aus der Partie nehmen.

Aufgeben will die IG Metall nicht. Sie
kündigte an, die 35-Stunden-Woche nun
„Betrieb fürBetrieberkämpfen“ zuwollen.
Da sie nicht streiken darf, dürfte erkämp-
fen ein Codewort für Schikane sein. Man
kann Arbeitgeber ja auch anders drangsa-
lieren als mit Streiks: indem der Betriebs-
rat sein Ja zu Überstunden verweigert,
durch überlange Betriebsversammlungen
et cetera. Stefan Moschko, der Verhand-
lungsführer der Arbeitgeber, sagte: „Wir
bleiben trotzdem gesprächsbereit.“

Arbeitszeit bleibt
im Osten länger

IG-Metall bricht Gespräche mit Arbeitgeberverband über
35-Stunden-Woche ab. Jetzt droht sie mit Schikanen

Aufgeben will die Gewerkschaft
nicht. Das Ziel soll jetzt „Betrieb
für Betrieb“ erkämpft werden

R
ainer Dulgers Worte fin-
den viel Beachtung. 
Nicht nur, weil der Ge-
samtmetall-Präsident 
7200 Betriebe mit mehr 

als 2,4 Millionen Beschäftigten vertritt. 
Er spricht zudem oft Klartext – so auch 
im Handelsblatt-Interview.

Herr Dulger, wie teuer wird das Kli-
mapaket für Ihre Branche? 
Wie sich die Maßnahmen im Einzel-
nen auswirken, können wir noch 
nicht genau beziffern. Grundsätzlich 
sehe ich bei dem Klimapaket aber 
nicht nur Kosten, sondern vor allem 
auch Chancen. Wenn wir etwas für 
die Umwelt tun wollen, dann brau-
chen wir dafür viele neue Technolo-
gien. Und diese werden in der Metall- 
und Elektroindustrie entwickelt. 

Einige Unternehmen fordern mehr 
Mut beim Klimaschutz, andere lob-
ten das behutsame Vorgehen der Ko-
alition. Ist die Wirtschaft gespalten?
Natürlich gibt es je nach Betroffenheit 
unterschiedliche Interessen. Für mich 
ist grundsätzlich ein Prinzip funda-
mental wichtig: Technologieoffenheit. 
Wir dürfen nicht dogmatisch allein 
auf Elektromobilität setzen. Es gibt 
die Wasserstoff-Technologie, syntheti-
sche Kraftstoffe und so weiter. Es dür-
fen von der Politik bei der Technolo-
gie keine Türen zugemauert werden. 

Bayerns Ministerpräsident Markus 
Söder hat sich im Handelsblatt be-
sorgt über den Zustand der deut-
schen Autoindustrie gezeigt. 
Diese Sorge teile ich. Über die Bran-
che bricht viel herein. Wir haben 
die verrückte Debatte über Diesel-
fahrverbote, obwohl klar ist, dass 
wir den Diesel absolut umweltver-
träglich gemacht haben. Und nun 
gibt es sogar einen Feldzug gegen al-
le Autos mit Protesten bei der IAA. 
Ich bin schockiert, dass in einer Au-
tomobilnation wie Deutschland ge-
gen das Auto an sich demonstriert 
wird. Der Wohlstand dieses Landes 
hängt ganz entscheidend von der 
Autoindustrie ab.

Sind wir nach zehn Jahren Dauerauf-
schwung unvorsichtig geworden? 
Dieser Eindruck drängt sich auf. Zu-
mindest scheint noch nicht überall 
angekommen zu sein, dass die Wirt-
schaft gerade vor einer doppelten Be-
lastungsprobe steht: Die Konjunktur 
trübt sich ein, gleichzeitig müssen die 
Unternehmen den technologischen 
Wandel stemmen. Dabei brauchen 
sie Unterstützung – und nicht noch 
zusätzliche Belastungen. 

Die Union hat eine Industriestrate-
gie beschlossen, die auf eine Entlas-
tung der Unternehmen bei Steuern 
oder Bürokratie setzt. Halten Sie 
das für umsetzbar in der Koalition? 
Man darf die Hoffnung nie aufgeben! 
Es gibt ja durchaus gute Ansätze: Die 
von der Koalition beschlossene steu-
erliche Forschungsförderung geht in 
die richtige Richtung. Das hilft gera-
de dem Mittelstand. Aber es braucht 
viel größere Entlastungen, um im 
Standortwettbewerb zu bestehen. 
Dazu gehört eine Steuerreform in-
klusive der Abschaffung des Solidari-
tätszuschlags für alle. 

Diese Forderung erhebt Peter Alt-
maier regelmäßig, kann sich aber 
nicht durchsetzen. Wie enttäuscht 
sind Sie vom Wirtschaftsminister? 
Peter Altmaier kümmert sich jetzt 
verstärkt um den Mittelstand und 
setzt sich etwa beim Soli-Abbau für 
die Unternehmen ein. Das ist gut. 
Dass Finanzminister Olaf Scholz ihm 

einen Strich durch die Rechnung 
macht, ist eine andere Sache. 

Es ist noch nicht lange her, da haben 
Sie Altmaier als schwächsten Minister 
der Regierung bezeichnet … 
Dazu ist alles gesagt. Es gab damals ei-
ne Enttäuschung über seine Industrie-
strategie … 

… die sich sehr auf Großkonzerne fo-
kussierte und zudem offen war für 
staatliche Eingriffe. 
Mittlerweile richtet der Wirtschaftsmi-
nister seinen Fokus deutlich stärker 
auf die Bedürfnisse des Mittelstands. 
Das begrüßen wir ausdrücklich. Natür-
lich müssen wir abwarten, was sich da-
von durchsetzen lässt. Aber die inhalt-
liche Richtung stimmt. 

Altmaier fordert auch, die Sozialabga-

ben nicht über 40 Prozent steigen zu 
lassen. Ist das angesichts der teuren 
Rentenpolitik glaubwürdig? 
Das ist keine Frage des Glaubens. Es 
ist notwendig und möglich, die Sozi-
alabgaben unter 40 Prozent zu hal-
ten. Und es darf nicht bei einer Ab-
sichtserklärung bleiben, die Bundes-
regierung muss ein Gesetz verab-
schieden, das diese Grenze klar vor-
schreibt. Wenn wir uns darauf eini-
gen können, wie das Weltklima im 
Jahr 2030 sein soll, warum dann bitte 
nicht auch darauf, die Sozialversiche-
rungsbeiträge nicht über einen gewis-
sen Wert steigen zu lassen? 

Sie haben bereits auf die schwächeln-
de Konjunktur hingewiesen. Wie 
schlimm wird es? 
Wir müssen uns auf jeden Fall auf eine 
längere Phase der Abkühlung einstel-

len. Wie stark sie ausfällt, lässt sich 
nicht vorhersagen. Fakt ist: Der ganze 
Automobilbereich befindet sich bereits 
in einer Rezession, also zwei aufeinan-
derfolgenden Quartalen mit negativem 
Wachstum. Wie sehr das auf andere 
Wirtschaftszweige übergreift, lässt sich 
derzeit noch nicht sagen. 

Was bedeutet das für die kommende 
Tarifrunde? 
Wir haben enorme Herausforderun-
gen vor uns: Die Konjunktur ist ge-
kippt, und trotzdem wir müssen den 
Strukturwandel bewältigen, der unge-
heure Investitionen nötig macht, und 
den Flächentarif als Regelungsinstru-
ment erhalten. Das geht nur, wenn wir 
zusammen weiterdenken. Bei dem, 
was auf dem Gewerkschaftstag der IG 
Metall diskutiert werden soll, bin ich 
mir nicht sicher, ob die IG Metall ver-
standen hat, an welchem Scheideweg 
wir stehen. 

Arbeitsminister Hubertus Heil will da-
für sorgen, dass die Regierung die 
Kurzarbeiterregelungen im Krisenfall 
schnell scharf stellen kann. 
Das ist absolut sinnvoll. Wir brauchen 
diesen erleichterten Zugang zum Kurz-
arbeitergeld, wie wir ihn schon in der 
Finanzkrise hatten. Und zwar so, dass 
das vom Minister per Rechtsverord-
nung in Kraft gesetzt wird und nicht 
erst durch den Bundestag muss. 

Würde ein chaotischer Brexit die 
Wirtschaft in eine Krise stürzen? 
Ich habe noch immer Hoffnung, dass 
sich ein ungeordneter Brexit verhin-
dern lässt. Er hätte katastrophale Fol-
gen, zuallererst für die Briten selbst. 
Da gäbe es echte Versorgungsengpäs-
se, das Land würde zum Erliegen kom-
men. Aber auch für die Wirtschaft im 
Rest Europas wären die Konsequen-
zen dramatisch. Die Lieferketten sind 
so eng verflochten. Die würden abrupt 
abreißen. Dann haben wir plötzlich 
halbfertige Autos auf den Werkshöfen 
stehen, bei denen wichtige Zuliefertei-
le fehlen. Es wäre vielleicht wie ein Ge-
neralstreik, der Europa lahmlegt. 

Und was macht Sie zuversichtlich, 
dass es nicht dazu kommt? 
Die Mehrheit der Briten will kein Ka-
mikazekommando. Selbst wenn man 
für den Brexit ist, kann man ihn nicht 
auf solch einem Wege wollen. 

Sie gelten als ein Wirtschaftsvertreter, 
der auch mal auf den Tisch haut. 
Nur wenn es sein muss. 

Sie haben den Wirtschaftsminister 
hart kritisiert und der IG Metall mit 
dem Ende des Flächentarifvertrags 
gedroht. Sind Sie zu laut oder die an-
deren Verbandsvertreter zu leise? 
Ich bin jetzt sieben Jahre Präsident von 
Gesamtmetall und zwei Mal etwas 
deutlicher geworden. Inhaltlich habe 
ich vor einem Ende des Flächentarifs 
gewarnt, damit darf man nicht dro-
hen. Das spricht weniger für übertrie-
bene Lautstärke und eher für viel soli-
de Arbeit im Hintergrund. 

Wären Sie gern Nachfolger von Ingo 
Kramer als Arbeitgeberpräsident ge-
worden? 
Ich habe keine Ahnung, wie Einzelne 
auf diese Mutmaßung kommen. Ich 
kenne Ingo Kramer schon lange und 
bin sehr froh, dass er sich bereit er-
klärt hat, das Amt für weitere zwei Jah-
re zu übernehmen. 

Herr Dulger, vielen Dank für das In-
terview. 

Die Fragen stellten Jan Hildebrand 
und Gregor Waschinski.

Rainer Dulger

„Ein Feldzug 
gegen alle Autos“

Der Gesamtmetall-Präsident warnt angesichts der 
Konjunktureintrübung vor neuen Belastungen für die 
Wirtschaft – und einer Kamikazeaktion beim Brexit.
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Der Unternehmer  
Rainer Dulger (53) ist 
geschäftsführender 
Gesellschafter der 
Prominent GmbH, 

eines Pumpenherstel-
lers aus Heidelberg.

Der Verbandschef 
Seit 2012 steht er  
an der Spitze des 

Arbeitgeberverbands 
Gesamtmetall, dessen 

Mitgliedsverbände 
rund 7 200 Betriebe 

mit 2,4 Millionen 
Beschäftigten  

vertreten.

Vita  
Rainer Dulger

Wirtschaft & Politik
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Metallarbeitgeber warnen
vor sozialpolitischem 
Überbietungswettkampf

Reuters

Metallarbeitgeber 
fordern volle 
Kostenübernahme
bei Kurzarbeit

dpa

Metallindustrie 
erwartet 
Kurzarbeit für 
2,2 Millionen 
Menschen
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BadBank läuft
besser als erwartet

MÜNCHEN Die Abwick-
lung der einstigen Skandal-
bank Hypo Real Estate
(HRE) läuft für den Bund
besser als erwartet: Die
bundeseigene Bad Bank
FMS Wertmanagement hat
im vergangenen Jahr ihren
Gewinn unverhofft von 115
auf 236Millionen Euro ver-
doppelt. Die Aussichten für
dieses Jahr sind wegen der
Corona-Krise jedoch unge-
wiss, wie Vorstandschef
Christoph Müller gestern
berichtete. Die FMS hatte
2010 schlecht laufende
Wertpapiere der HRE über-
nommen. dpa

Homeoffice auch
ohne Krise beliebt

MONTABAUR Die in der
Krise erprobten digitalen
Gewohnheiten wollen zahl-
reiche Arbeitnehmer und
Verbraucher gern beibehal-
ten: Fast jeder dritte Arbeit-
nehmer (29 Prozent) möch-
te auch langfristigweiter im
Homeoffice arbeiten, das
kontaktloseBezahlen ist für
37 Prozent zur Gewohnheit
geworden. Das geht aus
einer repräsentativen Um-
frage der Mailanbieter
Web.de und GMX hervor.
36 Prozent der Befragten
wollen zudem Behörden-
gänge digital erledigen. AFP

Warum dieMetall-Arbeitgeber dringend vor einer Aufstockung warnen

„Mehr Kurzarbeitergeld falscher Weg“

OSNABRÜCK Die Metall-
Arbeitgeber warnen drin-
gend vor einer Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes, wie
Gewerkschaften undArbeits-
minister Hubertus Heil sie in
der Corona-Krise fordern.
Dadurch stiege das Risiko
von Insolvenzen und drohten
zusätzliche Jobverluste, sag-
te Oliver Zander, Hauptge-
schäftsführer des Arbeitge-
berverbandes Gesamtmetall,
unserer Redaktion.

Herr Zander, Millionen
von Beschäftigten profitie-
ren in der Corona-Krise
vom Kurzarbeitergeld. Sie
behalten so ihren Job, müs-
sen aber deutliche Einkom-
menseinbußen hinnehmen.
Muss das Kurzarbeitergeld
aufgestockt werden?

Wir halten das für den fal-
schenWeg,weil das dieRück-
lage der Bundesagentur für
Arbeit, die vielleicht noch für
einen längeren Krisenverlauf
gebraucht wird, zu schnell
aufzehren würde. Zudem se-
henwir die Gefahr, dass nach
einer Erhöhung des Kurz-
arbeitergeldes auch ganz
schnell eine Erhöhung des
Arbeitslosengeldes I gefor-
dert würde. Gibt man dem
Kurzarbeiter mehr Geld,
müsste man das erst recht
auch beim Arbeitslosen tun,
der ja im Grund noch
schlechter dasteht, weil er
keinen Jobmehrhat. Ansons-
ten würde man neue Unge-
rechtigkeit schaffen. Am En-
de ginge es dann auch umdie
Höhe der Hartz-IV-Sätze und
womöglich sogar um ein be-

dingungsloses Grundein-
kommen. Niemand sollte so
tun, als würde die Forderung
nach höherem Kurzarbeiter-
geld ohne politischenHinter-
gedanken erhoben.

Was ist Ihr Vorschlag?
Wir sollten die guten Rege-
lungen der Agenda 2010 jetzt
nicht in der Corona-Krise alle
über Bordwerfen und sollten
es deshalb bei den bisherigen
Regelungen belassen. Der So-
zialstaat ist wichtig, aber er
muss bezahlbar bleiben.

Was halten Sie von einer
befristeten Anhebung?
Arbeitsminister Heil be-
zeichnet eine Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes von
60 auf 80 Prozent der Net-
toeinbußen für Mai, Juni
und Juli als plausibel…

Die Politik macht häufig den
Fehler, dass sie Entscheidun-
gen am grünen Tisch fällt,
aber deren Umsetzbarkeit im
Verwaltungsverfahren nicht
ausreichend bedenkt. Es
handelt sich doch um ein
Massenverfahren mit Hun-
derttausenden von Unter-
nehmen und Millionen von
Kurzarbeitern. Da gilt: Jede
Rechts- oder Verfahrensän-
derung würde die Bundes-
agentur für Arbeit in einem
Maße belasten, das nicht ver-
tretbar ist. Wichtig ist, dass
das Kurzarbeitergeld schnell
andieUnternehmengegeben
wird. Sonst drohen Insolven-
zen und Arbeitslosigkeit.

Was genau befürchten Sie?
Die Unternehmen müssen
das Kurzarbeitergeld vorfi-
nanzieren. JederTag, der zwi-

schen der Vorfinanzierung
und der Erstattung durch die
Bundesagentur vergeht, er-
höht das Insolvenzrisiko für
Betriebe. Deshalb fordern
wir dringend: Bitte nicht un-
nötig die Modalitäten beim
Kurzarbeitergeld verändern.
Das führt nur zu gefährlicher
Ineffizienz in den Verwal-
tungsabläufen. Wir lehnen
das strikt ab.

Die Gewerkschaften argu-
mentieren, die Arbeitgeber
würden dadurch besonders
entlastet, dass sie für Kurz-
arbeiterm keine Sozialbei-
träge mehr zahlen müssen.
Von dieser Entlastung, so
heißt es, müssten auch die
Arbeitnehmer profitieren…

Diese Argumentation ist un-
redlich.DieArbeitgebermüs-
sen den Sozialaufwand, den
sie alleine vorstrecken und
dann von der Bundesagentur
für Arbeit erstattet bekom-
men, zu 100 Prozent an die
Sozialversicherungen weiter-
leiten. Eine auch nur teilwei-
seWeitergabe dieser Beiträge
an die Arbeitnehmer wäre
eine zusätzlicheKostenbelas-
tung und könnte letztendlich
zur Insolvenz führen. Es geht
darum, den Sozialschutz der
Arbeitnehmer zu bezahlen.
Und deshalb kann man nicht
so tun, als wenn sich die

Von Uwe Westdörp Arbeitgeber einen Teil des
Geldes in die eigene Tasche
stecken würden.

In Teilen der Wirtschaft
gibt es Tarifverträge zur
Aufstockung des Kurz-
arbeitergeldes. Sehen Sie da
noch Spielraum?

Dasmüssen die Tarifparteien
vor Ort entscheiden. Wichtig
ist jetzt aber vor allem, dass
die Liquidität der Unterneh-
men geschützt wird. Wir ha-
ben teilweise keine Erlöse,
keine Erträge. Trotzdem lau-
fen die Kosten weiter, sodass
die Liquidität der Unterneh-
men schwindet. Jede gesetz-
liche, tarifliche oder betrieb-
liche Aufstockung des Kurz-
arbeitergeldes entzieht den
Unternehmen weitere Liqui-
dität. Das führt ganz sicher
zum vermehrten Verlust von
Arbeitsplätzen.

Gibt es bereits vermehrte
Insolvenzen in der Metall-
und Elektroindustrie?
Schließlich befand sie sich
ja schon vor der Corona-
Krise in der Rezession…

Ja, leider ist die Zahl der Insol-
venzen in der Metall- und
Elektroindustrie schonvorder
Corona-Krise deutlich gestie-
gen. Im Januar gab es in unse-
rerBranche93 Insolvenzen, 55
Prozent mehr als im Ver-
gleichsmonatdesVorjahres. In
der Finanzkrise hatten wir 151
Insolvenzen – aber im ganzen
Jahr 2010. Hintergrund ist ak-
tuell, dass wir im gesamten
vergangenen Jahr von einer
Rezession betroffen waren,
auch wegen des Strukturwan-
dels.Undjetztkommtnochdie
Corona-Pandemie hinzu.

Die Bundesagentur für
Arbeit hat eine Reserve von
26 Milliarden Euro. Wie
lange wird das Geld ange-
sichts der Millionen von
Kurzarbeitern schätzungs-
weise reichen?

Die erste offizielle Zahl der
Kurzarbeiter wird EndeApril
vorliegen. Bisher wissen wir
ja nur: Gut 750000 Betriebe
haben Kurzarbeit angemel-
det. Erst wenn diese Anträge
bearbeitet sind, kennt man
die genaue Zahl der Kurz-
arbeiter. Es gibt unterschied-
liche Szenarien. Demnach
müssen wir mit bis zu acht
Millionen Kurzarbeiter rech-
nen, allein in unserer Bran-
che könnten es mehr als 2,2
Millionen sein. Und dann
reicht das Geld sicher nicht
lange. Dann sind wir spätes-
tens Anfang 2021 in der
Klemme und wird die BA Zu-
schüsse brauchen.

VW drängt auf eine staat-
liche Förderprämie beim
Verkauf von Neuwagen. Ist
das wirklich notwendig?

Da muss man jetzt mal die
nächsten Wochen nach der
Wiederöffnung der Autohäu-
ser abwarten. Es gibt ja viele
Vorschläge zur Unterstüt-
zung der Wirtschaft. Es ist
noch zu früh, um sagen zu
können, welche Maßnahme
den größten Effekt hätte.
Und man darf nicht verges-
sen, dass alle Wohltaten am
Ende finanziert werdenmüs-
sen. Es darf am Ende nicht so
sein, dass nach demNeustart
der Wirtschaft die Steuern-
und Beitragskeule auf die
Arbeitnehmer und Unter-
nehmen niedergeht.

Gehstock-Spezialist auf Wachstumskurs

OSNABRÜCK/RHEINE Dora
ist in ihrem Element. Schnell
ein Rohr gegriffen, Löcher in
regelmäßigen Abständen ge-
fräst, Gummipropfen unten
dran, dieRohre zusammenge-
schoben, den Spritzguss-Griff
aufgesteckt – und 16 Sekun-
den später hat der Roboter
aus den vielen Einzelteilen
eine Krücke gefertigt. Acht
Minuten dauert es Geschäfts-
führer Carsten Diekmann zu-
folge durchschnittlich vom
Eingang einer Bestellung bis
zumversandfertigenProdukt.

Auch „Carla“ und „Frieda“
arbeiten für den Rheiner
Unternehmer in der Produk-
tion – warum die Maschinen
Frauennamen bekommen ha-
ben, weiß er gar nicht mehr.

Auch die Kanzlerin nutzte schon eine Krücke der Ossenberg-Gruppe / Unternehmen produziert in Corona-Krise zusätzlichMasken

WährendFriedaLogos auf die
Spritzguss-Armteile druckt,
produziert Carla wie Dora
Gehhilfen am laufenden
Band. Und das sehr erfolg-
reich: Zwei Millionen Gehhil-
fen und 200000 Handstöcke
verlassen pro Jahr das Gelän-
de der Ossenberg-Gruppe in
Rheineundwerden in 52Län-
dern genutzt, erzählt Carsten
Diekmann.

Von Nina Kallmeier

Abnehmer sind inDeutsch-
land vor allem Sanitätshäu-
ser, Krankenhäuser oder Ge-
nossenschaften. Auch Bun-
deskanzlerin Angela Merkel
hat schon Krücken aus Rhei-
ne genutzt. Aufgrund der ak-
tuellen Corona-Lage ist die
Produktion von Unterarm-
gehhilfen undGehstöcken bei
Ossenberg allerdings deutlich
zurückgegangen. Einen

Grund sieht das Unterneh-
men in den verschobenen
Knie- und Hüftoperationen
seitens der Krankenhäuser,
aber auch im Kontaktverbot
und den damit geringen Frei-
zeitaktivitäten. Ein Personal-
abbau ist aber nicht geplant,
so der Geschäftsführer.

Die Ossenberg-Gruppe ist
eigenen Angaben zufolge
Marktführer in ihrer Nische.

Erst vor einem halben Jahr
wurde der größte Mitbewer-
ber in Neumünster, die Erwin
Kowsky GmbH, übernom-
men. Insgesamt beläuft sich
der Umsatz der Gruppe nun
auf 16,7 Millionen Euro pro
Jahr. Beschäftigt werden an
denStandorten inRheineund
Neumünster zusammen gut
100 Mitarbeiter.

Und dennoch hat die Osna-
brücker zwei.7-Gruppe um
Karsten Wulf im Februar die
Mehrheit der Unternehmens-
gruppe übernommen. Ein
halbes Jahr haben die beiden
Partner an dem Deal gearbei-
tet. „Füruns ist esdie ersteBe-
teiligung an einem Health-
Care-Unternehmen“, sagt
Wulf – unddas ersteMal, dass
ein „handfestes“ Produkt her-
gestellt wird. „Wir sind kein

Sanierungsfall“, betont Diek-
mann, der Landwirt gelernt
und später zum Industrieme-
chaniker umgeschult hat. „Es
geht darum, unsere Markt-
stellung weiter auszubauen.“
Unter anderem soll es Kun-
denmöglich sein, direkt indie
Maschine zu bestellen.

Ein aktuelles Rezept zur
Krisenbewältigung sieht das
Unternehmen im Einstieg in
die Produktion von Atem-
schutzmasken und Hände-
desinfektionsmittel. Die erste
Lieferung mit rund 200000
Schutzmasken war innerhalb
von zwei Tagen ausverkauft,
teilte das Unternehmen mit.
Das eigens hergestellteDesin-
fektionsmittel habe ebenfalls
einen Ansturm auf die Inter-
netseiten des Unternehmens
ausgelöst.

Studie: Läden
werden auf
Dauer leiden

FRANKFURT Der stationä-
re Einzelhandel wird laut
einer Studie wegen der Co-
rona-Krise unwiederbring-
lichUmsatz andas Internet
verlieren. Viele Kunden
verlagerten in Zeiten der
Pandemie Einkäufe ins
Netz und dürften ihre Ge-
wohnheiten langfristig bei-
behalten, heißt es in einer
Analyse des Immobilien-
spezialisten Bulwiengesa.

„Der Corona-Effekt be-
schleunigt den Struktur-
wandel im Einzelhandel“,
erklärte Bulwiengesa-Han-
delsexperte Joseph Fre-
chen gestern. Die Umsätze
des stationären Einzelhan-
dels würden kaum je wie-
der auf das Niveau von vor
der Corona-Krise steigen.

Während der Lebens-
mittel- und der Drogerie-
handel gut durch die Krise
kommen dürften, rechnet
Bulwiengesa in dem Mo-
dell bis 2021mit weiter sin-
kenden Umsätzen im sta-
tionärenHandelmitMode,
Schuhen, Technik sowie
Haushaltswaren. Sie leiden
ohnehin unter der Online-
Konkurrenz. dpa

PERSÖNLICH

Schneller Abschied

Jennifer Morgan, Co-Che-
fin des Softwareriesen SAP,
gibt nach nur einem halben
Jahr an der Spitze des Kon-
zerns ihren Posten wieder
auf. Ihr CEO-Kollege Chris-
tian Klein wird den Dax-
Konzern künftig allein füh-
ren, wie SAP mitteilte.
„Mehr denn je verlangt die
aktuelle Situation eine kla-
re, hierbei unterstützende
Führungsstruktur“, hieß es.
Morgan war die erste Vor-
standschefin eines Dax-
Konzerns überhaupt. Die
48-Jährige war im Oktober
2019 zusammen mit Klein
andie Spitze aufgerückt. Im
ersten Quartal hat SAP
einen deutlichen Gewinn
eingefahren und 811 Millio-
nen Euro verdient, wie die
Firma mitteilte. Foto: dpa

BERLIN Die Menschen in
Deutschland können nach
Einschätzung von Bundes-
außenminister HeikoMaas in
der Corona-Krise nicht auf
einen normalen Sommer-
urlaub ohne Einschränkun-
genhoffen –Entwicklungsmi-
nister Gerd Müller hält aber
Reisen auch außerhalb
Deutschlands für möglich.

Maas sagte gestern nach
einer Videokonferenz mit sei-
nen Kollegen aus Österreich,
der Schweiz, Luxemburg und
Liechtenstein: „Eine normale
Urlaubssaison mit vollen
Strandbars und vollen Berg-
hütten wird es diesen Som-
mer nicht geben können. Das
wäre nicht zu verantworten.“
Der SPD-Politiker schloss da-
bei aber nicht aus, dass die
Grenzen für Touristen vor
dem Sommer wieder geöffnet
werden und Urlaubsreisen
mit gewissen Einschränkun-
gen möglich werden. Dies sei
schwer zu prognostizieren,
sagte er. Im Moment gebe es
aber noch in vielen Ländern
Einschränkungen der Bewe-
gungsfreiheit. „Das sind keine
Voraussetzungen, mit denen
man überhaupt einen erhol-
samen Urlaub verbringen
kann.“

In Deutschland gilt eine
weltweite Reisewarnung für
Touristen bis zum 3. Mai. En-
de April werde entschieden,
wieesdamitweitergehe, sagte
der Außenminister.

Ab ansMittelmeer?

Entwicklungsminister
Gerd Müller hält Sommer-
urlaub auch außerhalb
Deutschlands für möglich.
„Urlaub in Deutschland kann
in diesem Sommer wieder
möglich sein“, sagte der CSU-
Politiker den Zeitungen der
Funke-Mediengruppe. „Ich
glaube auch, dass es in der
Mittelmeer-Region eine
Chance dazu gibt – ein-
schließlich in Nordafrika.“
Der Tourismus sei für nord-
afrikanische Staaten wie Tu-
nesien, Marokko oder Ägyp-
ten ein wichtigerWirtschafts-
zweig, sagte derMinister. Vor-
aussetzung für Reisen in die
Region seien aber „funktio-
nierende Hygiene-Konzepte
nach europäischen Stan-
dards“, betonte Müller.

Der Präsident desReisever-
bands DRV, Norbert Fiebig,
kritisierte, Aussagen, den
Sommerurlaub abzuschrei-
ben oder ausschließlich in
Deutschland für möglich zu
halten, seien derzeit „in kei-
nerWeise zielführend“. Fiebig
forderte ein „positives Zei-
chen, dass Reisen wieder
möglich sein werden – natür-
lich unter Beachtung entspre-
chender Vorsichtsmaßnah-
men“. Notwendig sei eine dif-
ferenzierte Debatte und kein
„pauschaler Abgesang“ auf
den Sommerurlaub. Wenn
man auch in Zukunft allge-
mein vor Auslandsreisenwar-
ne, werde das der Realität
nicht gerecht. dpa

Minister:
Urlaubsreisen
bedingt möglich

Freizeitpark-Betreiber fürchten dasAus

BERLIN Die Corona-Krise bringt
mancheFreizeitparksnachAngaben
ihres Verbands in existenzielle Not.
Wenn auf den ausgefallenen Saison-
start in denOsterferien auch ein Be-
suchsverbot in den Sommerferien
folgen sollte, könnte das für rund 40
Prozent der Parks das Aus bedeu-

ten, sagte der Geschäftsführer des
Verbands Deutscher Freizeitparks
und Freizeitunternehmen, Jürgen
Gevers. SeineMitglieder hätten aku-
te Probleme mit der Finanzierung.
Die Sofortmittel der Regierung
reichten nicht aus. „Auch wir sind
derMeinung, Gesundheit steht über

der Wirtschaft“, betonte Gevers.
Doch wo ein Freizeitpark schließe,
mache nicht so schnell ein anderer
auf. Und diese Einrichtungen seien
oft in strukturschwächeren Regio-
nen. Beim Heide-Park Soltau – im
Bild die Achterbahn „Colossos“ –
hofft man, nicht unter „Großveran-

staltungen“ zu fallen, die bis 31. Au-
gust verboten bleiben sollen. „Wir
sehen uns nicht als Großveranstal-
tung und sind aktuell in der Klärung,
wasdies füreine,hoffentlichbaldige,
Öffnung des Heide Park Resorts be-
deutet“, schreibt der Betreiber auf
der Homepage. Foto: dpa/Philipp Schulze

OliverZander Foto: dpa
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„Handfestes
Produkt“:Der
InvestorKars-
tenWulf hat
unlängst die
Mehrheit an
derOssenberg-
Gruppeüber-
nommen.
Foto: JennySangaré

Das regionale

Firmenporträt
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Interview: Gesamtmetall-Präsident Rainer Dulger über die konjunkturelle Flaute, mehr Flexibilität im Job und den Traum vom Berufspiloten

„Unser Arbeitszeitgesetz stammt aus
der Zeit von Wählscheibe und Telex“

Inwiefern?
Dulger: Nehmen wir an, Sie wollen
Ihr Kind um 14 Uhr aus der Kita ho-
len – das ist recht realistisch, weil vie-
le Kitas in Deutschland zu einer Uhr-
zeit den Rollladen runterlassen, die
nicht gerade arbeitsfreundlich ist.
Dann wollen Sie den Nachmittag mit
Ihrem Kind verbringen und sich
abends um 21 Uhr noch einmal für
eine halbe Stunde oder Stunde an
den Rechner setzen. Wenn Sie dann
am nächsten Morgen wieder früh
anfangen wollen, damit Sie um
15 Uhr gehen können, dürfen Sie das
nach heutigem Recht nicht, weil sie
die elfstündige Ruhezeit nicht ein-
halten. Unser Arbeitszeitgesetz
stammt aus der Zeit von Wählschei-
be und Telex.

Die Metall- und Elektrobranche
ist stark von Männern geprägt.
Wie wollen Sie mehr Frauen
als Fach- und Führungskräfte
gewinnen?

Dulger: Wir haben einen Anteil von
20 Prozent in der Branche, und hät-
ten gerne mehr. Von uns gibt es dazu
zwei Forderungen: erstens eine flä-
chendeckende Kinderbetreuung bis
mindestens 18 Uhr und zweitens ein
lockereres Arbeitszeitgesetz, das die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
fördert.

Vor dem Arbeitsgericht
Heidelberg laufen Klagen gegen
ein Unternehmen Ihrer Gruppe,
das nicht tarifgebunden ist.
Warum nicht?

Dulger:Das Unternehmen ist aus ei-
ner Servicegesellschaft entstanden.
Die Mitarbeiter fahren zu Kunden,
die Produkte von uns haben und Hil-
fe brauchen. Entsprechend verbrin-
gen sie oft viel Zeit auf der Autobahn.
Das ist ein völlig anderes Geschäft als
die Metallindustrie, entsprechend
passen deren Regelungen auch
nicht. Wir haben diese Firma des-
halb schon vor vielen Jahren außer-
halb des Metalltarifvertrags gegrün-
det.

Arbeitnehmervertreter kritisieren,
dass dort ein Teil der Mitarbeiter
zu deutlich schlechteren Konditio-
nen arbeitet als andere – daher die
Klage vor dem Arbeitsgericht.

Dulger: Wir werden sehen, wie das
Gericht entscheidet, weiter will ich
das nicht kommentieren. Mein Ein-
druck ist aber, dass der Betriebsrat
mit der Klage vor allem eigene orga-
nisationspolitische Ziele und weni-
ger die Interessen der Mitarbeiter
verfolgt.

Sie wollten eigentlich Pilot werden
– Ihr Traumberuf.

Dulger: Ja, aber der Traum vom Be-
rufspiloten scheiterte dann daran,
dass ich nach den damaligen Be-
stimmungen ein paar Zentimeter zu
groß für das Cockpit war. Aber als In-
genieur, Unternehmer und Hobby-
pilot fühle ich mich heute sehr wohl.

w Langversion des Interviews
unter morgenweb.de/wirtschaft

junge Leute, die ticken völlig anders.
Mein Sohn macht zum Beispiel
Praktikum bei einem Start-up in Ber-
lin. Die Mitarbeiter mieten sich per
Smartphone in ein Büro ein, arbei-
ten am Laptop, machen Videokonfe-
renzen, kommen und gehen, wann
sie wollen. Geregelte Arbeitszeiten
will dort keiner. Auch Eltern werden
durch die aktuelle Gesetzgebung
ausgebremst.

dafür eine wöchentliche Höchst-
arbeitszeit einführen. Wie wollen
Sie das den Belegschaften
schmackhaft machen?

Dulger: Das brauche ich gar nicht:
Die meisten wollen das selbst. In
meinem Unternehmen gibt es Mit-
arbeiter, etwa in meinem Alter, die
kommen wie ich morgens um neun
und gehen irgendwann um sechs.
Das ist unser Ding. Es gibt aber auch

arbeit muss künftig 24 Monate statt
nur zwölf Monate lang möglich sein.
Da stoßen wir bei der Koalition auf
offene Ohren. Jetzt müssen die Ge-
setzentwürfe auf den Tisch, und es
muss zügig vorangehen.

Wie stark ist Kurzarbeit schon
Thema in den Betrieben?

Dulger: Im vierten Quartal wurde in
der Metall- und Elektroindustrie für
100 000 Beschäftigte Kurzarbeit an-
gemeldet – Tendenz stark steigend.
Ich gehe davon aus, dass das im ers-
ten Quartal noch einmal 30 bis 40
Prozent mehr werden.

Und die strukturellen Hilfen?
Dulger:Wir fordern besser geför-
derte Transfergesellschaften.
Dort sollen Beschäftigte unter-
kommen und weiterqualifiziert
werden, deren Tätigkeiten durch
neue Technologien wegfallen.
Die Betriebe werden so entlastet,
weil sie diese Mitarbeiter nicht
weiter bezahlen müssen.

Ist es nicht Aufgabe der
Unternehmen, ihre Beleg-
schaft so weiterzubilden,
dass sie auf den Wandel vor-
bereitet ist?

Dulger:Das tun sie schon sehr
gewissenhaft. Die Unterneh-
men unserer Branche geben
jedes Jahr acht Milliarden
Euro für die Aus- und Wei-
terbildung aus. Aber Sie kön-
nen nicht verhindern, dass
Tätigkeiten in Betrieben
wegfallen und die entspre-
chenden Mitarbeiter dort
nicht weiterbeschäftigt
werden können.

Die nächste Tarifrunde
steht unmittelbar bevor.
Wie ist die Stimmung
zwischen den Parteien?

Dulger: Ich denke, beide
Seiten sind sich in der
schwierigen Situation ihrer
Verantwortung bewusst. Im
Moment laufen die Sondie-
rungen. Bis Ende Februar wer-
denwirklarersehen,wieweitdie
Positionen auseinanderliegen.

Wo sind Ihre roten Linien?
Dulger:Dazu will ich mich im
Moment noch nicht äußern. Wir
müssen schauen, was geht, statt
uns gegenseitig öffentlich zu erklä-
ren, was nicht geht.

Nach dem letzten Abschluss
haben Sie gewarnt, dass mehr
und mehr Mittelständler aus dem
Flächentarif aussteigen, weil sie
die Belastungen nicht stemmen
können. Leisten Sie zu wenig
Überzeugungsarbeit bei ihren
Mitgliedern?

Dulger: Überzeugen kann ich nur,
wenn der Flächentarif attraktiver ist
als andere Lösungen. Faktisch ist er
in den vergangenen 20 Jahren aber
so komplex geworden – das sind Ver-
träge so dick wie ein altes Telefon-
buch. Gerade für kleinere Betriebe
ist das zu viel. Das Problem ist: Viele
Firmen haben zum Beispiel 80, 90
Prozent des Flächentarifs übernom-
men. Weil es aber keine 100 Prozent
sind, gelten sie für den Gesetzgeber
als gar nicht tarifgebunden.

Was könnte die Lösung sein?
Dulger: Wir müssen von der
Schwarz-Weiß-Betrachtung weg-
kommen. Ein Unternehmen, das
von 30 Modulen, die der Flächentarif
enthält, zum Beispiel 20 anwendet,
sollte genauso als tarifgebunden gel-
ten wie Firmen, die alle Module
übernehmen. So könnte eine Zu-
kunft aussehen.

Sie wollen den klassischen
Acht-Stunden-Tag streichen und

Von Karsten Kammholz,
Tatjana Junker und Alexander Jungert

Mannheim. Die Zeichen in der Me-
tall- und Elektroindustrie stehen auf
Abschwung. Zudem beginnen bald
die Tarifverhandlungen. Gesamt-
metall-Präsident Rainer Dulger ist
derzeit ein gefragter Mann. Er nutzt
das Interview auch, um zu kritisie-
ren, was die politischen Parteien aus
seiner Sicht falsch machen.

Herr Dulger, wählen Sie
noch die FDP?

Rainer Dulger: (lacht) Wann ist denn
die nächste Wahl?

Das wird man sehen… regulär
im Herbst 2021.

Dulger: Fragen Sie mich dann noch
einmal. Es ist kein Geheimnis, dass
ich den liberalen Gedanken in der
politischen Landschaft im Moment
für den sinnvollsten halte. Da spre-
chen Sie jetzt aber mit dem Bürger
und Unternehmer Rainer Dulger,
nicht mit dem Metallpräsidenten.
Die Union ist mir in den letzten Jah-
ren zu sehr in die Mitte gerückt und
hat zu große Lücken auf der rechten
Seite gelassen. Zudem bin ich ein
sehr liberaler Mensch, man sollte je-
dem seine Freiheit lassen. Es gibt
aber immer mehr Verbotspolitik –
nicht nur von den Grünen, sondern
auch von Unionspolitikern. Das wi-
derstrebt mir zutiefst. Die FDP ist da
ein wichtiges Gegengewicht.

Wie groß ist nach Thüringen
der Schaden für die FDP als
Wirtschaftspartei?

Dulger: Das kann ich nicht beurtei-
len. Parteichef Christian Lindner hat
nach der Ministerpräsidenten-Wahl
in Thüringen klar gesagt, dass man
weder mit der AfD noch mit den Lin-
ken kooperieren will. Das halte ich
für gut und richtig.

Die Parteien sind die meiste Zeit
mitsichselbstbeschäftigt.Wiesehr
beschädigt das den Wirtschafts-
standort Deutschland?

Dulger:Das macht mir große Sorgen.
Denn dadurch bleibt kaum genug
Raum, um wieder mehr Wirtschaft zu
wagen. Es sind grobe Fehler gemacht
worden in der Vergangenheit. Vor al-
lem bei der Infrastruktur gibt es enor-
men Nachholbedarf: Das betrifft
Straßen, Schiene und Wasser, vor al-
lem aber Energie, Tele- und Daten-
kommunikation. Die Strom-trassen
von Nord nach Süd müssen endlich
entschlossen in Angriff genommen
werden. Der Wohlstand, den wir ge-
nießen, ist nicht selbstverständlich.

Die Politik ist eine Sache,
konjunkturell lief es zuletzt aber
auch nicht rund. Wie dramatisch
ist die Lage?

Dulger:Wir sind in einer Rezession.
In der Metall- und Elektroindustrie
hatten wir 2019 einen Produktions-
rückgang von minus fünf Prozent. In
der Autoindustrie waren es sogar mi-
nus elf Prozent. Das Problem ist die-
ses Mal, dass ein Ende nicht abseh-
bar ist. Die Konjunkturkrise mischt
sich mit strukturellen Herausforde-
rungen wie Dekarbonisierung und
Digitalisierung – und das vor dem
Hintergrund der demografischen
Entwicklung. Um das zu meistern,
brauchen wir jetzt politische Instru-
mente. Der Dialog mit der Politik ist
da aber ganz gut.

Woran denken Sie konkret?
Dulger: Wir brauchen in der Kon-
junkturkrise einen leichteren Zu-
gang zu Kurzarbeit. Normalerweise
muss ein Unternehmen erst Über-
stunden und Urlaube abbauen, bis
Kurzarbeit möglich ist. Das ist Un-
fug, der Betrieb muss sofort in Kurz-
arbeit gehen können – sonst muss er
die Mitarbeiter entlassen. Und Kurz-

Redakteurin Tatjana Junker (v.l.), Chefredakteur Karsten Kammholz, Rainer
Dulger und Redakteur Alexander Jungert beim Interview. BILDER: RINDERSPACHER

Promovierter Ingenieur

� Rainer Dulger wurde am 18. Februar 1964 in Heidelberg geboren.

� Seit September 2012 ist der promovierte Ingenieur Präsident
von Gesamtmetall, dem Dachverband der regionalen Arbeit-
geberverbände der Metall- und Elektroindustrie. Zuvor war er lange
an der Spitze von Südwestmetall aktiv.

� Dulger ist geschäftsführender Gesellschafter des Heidelberger
Dosierpumpenherstellers ProMinent. Das Unternehmen hat
weltweit rund 2700 Mitarbeiter.

� Der begeisterte Hubschrauber-Pilot ist verheiratet und hat zwei
Söhne. Er lebt im Heidelberger Stadtteil Neuenheim.

�Mitte 2020 will sich Dulger für eineweitere
Amtszeit als Gesamtmetall-Präsident aufstellen
lassen. jung

Stellenabbau bei Linde
Pullach. Der deutsch-amerikani-
sche Linde-Konzern hat im ver-
gangenen Jahr trotz schwacher
Konjunktur mehr Gewinn
gemacht – und einen Stellenab-
bau im deutschen Gasegeschäft
angekündigt. Der aus den USA
angereiste Vorstandschef Steve
Angel sagte am Donnerstag in
Pullach: „Es wird auf jeden Fall
Anpassungen geben.“ Der bayeri-
sche IG-Metall-Chef Johann
Horn befürchtet, dass bis Ende
nächsten Jahres 850 der 7000 Stel-
len in Deutschland gestrichen
werden. dpa

Mercedes ruft Autos zurück
Stuttgart. Daimler ruft weltweit
fast 300 000 Autos von Mercedes-
Benz wegen Brandgefahr zurück.
Betroffen sind laut Kraftfahrt-
Bundesamt (KBA) bestimmte E-
Klasse- sowie CLS-Modelle, alle-
samt Diesel aus den Baujahren
2015 bis 2019. Zuvor hatte das
Portal „kfz-rueckrufe.de“ darüber
berichtet. Nach KBA-Angaben
sind von den weltweit rund 298
000 betroffenen Fahrzeugen gut
105 000 in Deutschland unter-
wegs. Daimler bestätigte den
Rückruf. dpa

Bußgeld gegen Facebook
Hamburg. Die deutsche Face-
book-Tochter ist vom Hambur-
ger Landesdatenschützer Johan-
nes Caspar mit einem Bußgeld
von 51 000 Euro belegt worden –
weil die Firma ihn nicht über den
Wechsel ihres Datenschutzbe-
auftragen informiert hatte. Face-
book hatte mit Greifen der EU-
Datenschutz-Grundverordnung
im Mai 2018 dem Team der
Hauptniederlassung in Dublin
die Rolle des Datenschutzbeauf-
tragten für die europäischen
Tochterunternehmen übertra-
gen – aber nicht an die Behörde in
Hamburg gemeldet. dpa

Weniger Wachstum
Brüssel. Der Luftverkehr ist in
Europa 2019 langsamer gewach-
sen als in den Vorjahren. Der
europäische Flughafenverband
ACI verzeichnete zwar ein Plus
von 3,2 Prozent auf die Rekord-
zahl von 2,43 Milliarden Passa-
giere in den 46 erfassten Ländern,
doch 2018 war der Zuwachs mit
6,1 Prozent noch fast doppelt so
groß gewesen. An den deutschen
Flughäfen fiel der Anstieg mit
1,5 Prozent noch geringer aus. Im
innerdeutschen Verkehr sank er
nach Angaben des Flughafenver-
bands ADV sogar um 1,9 Prozent.
Als Gründe für die Entwicklung
nannten sowohl der europäische
als auch der deutsche Verband
unter anderem gestiegene Öl-
und damit Kerosinpreise. dpa

Thyssenkrupp in der Krise
Essen. Thyssenkrupp steckt auch
unter der neuen Vorstandsvorsit-
zenden Martina Merz tief in den
roten Zahlen fest. Der Stahl- und
Industriekonzern hat in den ers-
ten drei Monaten des laufenden
Geschäftsjahres mit einem Netto-
verlust von 372 Millionen Euro
bereits ein höheres Minus einge-
fahren als im gesamten Vorjahr,
wie das Unternehmen am Don-
nerstag mitteilte. Die Verschul-
dung ist gestiegen, das Eigenkapi-
tal nahezu aufgebraucht. dpa

Gewinneinbruch bei Nissan
Yokohama. Der japanische
Renault-Partner Nissan hat
wegen weltweit schwacher Ver-
käufe erstmals seit elf Jahren
einen Quartalsverlust eingefah-
ren. Wie der vom Skandal um den
angeklagten und in den Libanon
geflohenen Ex-Chef Carlos Ghosn
erschütterte Konzern am Don-
nerstag bekanntgab, fiel im drit-
ten Quartal des noch bis zum
31. März laufenden Geschäfts-
jahres unter dem Strich ein Fehl-
betrag von 26,09 Milliarden Yen
(218 Mio Euro) an. dpa
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Australien OneTel / 0 10 86 0,71

Belgien 3U / 0 10 78 1,14

Finnland OneTel / 0 10 86 3,49

Frankreich OneTel / 0 10 86 0,82

Griechenland OneTel / 0 10 86 0,75

Großbritannien 3U / 0 10 78 0,39

Italien OneTel / 0 10 86 0,85

Kanada 01011 / 0 10 11 0,39

Kroatien 3U / 0 10 78 1,09

Niederlande OneTel / 0 10 86 0,58

Österreich 3U / 0 10 78 1,49

Polen 3U / 0 10 78 0,94

Russland 3U / 0 10 78 2,85

Schweden 3U / 0 10 78 0,37

Schweiz 01069 / 0 10 69 1,31

Serbien Priotel / 0 10 68 9,75

Spanien 3U / 0 10 78 0,39

Tschechien 3U / 0 10 78 0,64

Türkei OneTel / 0 10 86 2,44

USA OneTel / 0 10 86 0,84

Vor allem die Qualifikation wird darüber 
entscheiden, ob die Menschen ihren Job be-
halten. Gerade die kleineren und mittleren 
Unternehmen hinken  hinterher. Werden da 
alle Möglichkeiten  schon ausgeschöpft? 
Allein in der Metall- und Elektroindustrie 
wenden wir jedes Jahr acht Milliarden 
Euro für Aus- und Weiterbildung auf . . . 

. . . vor allem die Großunternehmen . . . 

. . . das muss ich entschieden zurückwei-
sen. In den kleinen Unternehmen wird 
mindestens genauso viel getan, prozentual 
oft sogar noch mehr, auch im Bereich der 
Personalentwicklung. 

Die IG Metall wirbt vor diesem Hinter-
grund für ein Transformations-Kurzarbei-
tergeld. Unter welchen Bedingungen kön-
nen Sie sich dafür erwärmen? 
Die IG Metall sieht darin ja vor allem die 
langfristige Qualifizierungsmaßnahme im 
Beschäftigungsverhältnis. Diese Idee ist 
zu prüfen. Wir dürfen aber nicht die 
sprichwörtlichen Heizer auf die E-Lok 
setzen: Notwendiger Strukturwandel 
muss stattfinden können. Ob sich die So-
zialkassen dazu durchringen können, 
kann ich noch nicht sagen. Wichtiger wäre 
es, jetzt die Einstiegshürden für das nor-
male Kurzarbeitergeld wieder abzusenken 
– auf das Niveau, wie wir es noch in den 
Konjunkturpaketen infolge der großen Fi-
nanzkrise 2008/2009 hatten. Dies muss 

dann per Ministererlass statt Parlaments-
beschluss ermöglicht werden können. 

Es sieht so aus, als würden Qualifizierung
und der Schutz vor Personalabbau die be-
stimmenden Themen der nächsten Tarif-
runde. Wäre dies in Ihrem Sinne? 
Die IG Metall ist da noch in der Mei-
nungsfindung. Da müssen wir mal den Ge-
werkschaftstag im Oktober abwarten. 

Was wäre Ihnen wichtig? 
Dass wir mal von diesen hohen Lohnfor-
derungen runterkommen, denn die passen 
gar nicht. Außerdem hat uns die IG Metall 
doch selbst vorgerechnet, dass für die Be-
schäftigten noch mehr Geld nicht mehr im 
Mittelpunkt steht. Es ist für jeden spür-
bar, dass für den Technologiewandel enor-
me Investitionsgelder notwendig sind. 
Vielleicht wäre es sinnvoller, gemeinsam 
über Möglichkeiten zu diskutieren, einen
Teil des Verteilungsspielraumes für be-
triebliche Innovation zu verwenden. 

Ihre Kritik an der großen Koalition  erweckt
den Eindruck, dass es Ihnen nicht schnell 
genug geht mit deren Ende. 
Wir brauchen endlich eine Bundesregie-
rung, die wieder mehr Wirtschaft wagt. In
den vergangenen Jahren hat sie mehr und 
mehr die Belastbarkeit der Industrie ge-
testet, anstatt Industriepolitik zu machen. 
Das Vertrauen ist verspielt. Der Wirt-
schaftsminister gibt sich Fantasien hin 
und gefällt sich in schönen Reden, tut aber 
nichts. 

„Die große Koalition ist am Ende“, haben
Sie  befunden. Was machen instabile politi-
sche Verhältnisse für die Wirtschaft besser? 
Was haben wir von stabilen politischen 
Verhältnissen, die wirtschaftliche Instabi-
lität bewirken? Wir haben in den vergan-
genen Jahren nur noch Umverteilungs-
politik gesehen. Wir brauchen aber eine
Politik, die fragt: Wo kommt das Geld 
eigentlich her? Mit dem Soli zum Beispiel 
befasst sich keiner. Wir haben in Deutsch-
land einen nicht mehr attraktiven Produk-
tionsstandort mit der höchsten Steuerbe-
lastung in Europa, den höchsten Löhnen,
den kürzesten Arbeitszeiten sowie dem 
stringentesten Kündigungsschutz – und 
alle Flexibilisierungsmöglichkeiten wur-
den in den letzten acht bis zehn Jahren
eingeschränkt. Deutschland gibt in den 
nächsten sechs Jahren drei Milliarden
Euro für die Erforschung Künstlicher In-
telligenz aus – aber bis zu 70 Milliarden
für die Mütterrente, für die bestversorgte
Rentnergeneration, die das Land jemals
gesehen hat. Ich will, dass man darüber
nachdenkt. 

Besonders im Visier haben Sie Wirtschafts-
minister Altmaier, dem Sie vorwerfen, kein 
Konzept für die Energiewende zu haben 
und nur nationale Champions statt den 
Mittelstand im Blick zu haben. Ist er ein
Schwachpunkt der Regierung? 
Nein. Er ist der schwächste Minister, aber
nicht der Schwachpunkt. Im Schauspiel 
würde man von einer Fehlbesetzung spre-
chen. Das heißt nicht, dass der Mann dann
ein schlechter Schauspieler ist – ihm liegt 
nur diese Rolle nicht. Als Kanzleramtsmi-
nister war er super. Daher sage ich: Ent-
weder sie müssen das Ensemble umstel-
len, oder das Stück fällt durch. 

Wäre Friedrich Merz der bessere Wirt-
schaftsminister? 
Ich kann mir nicht vorstellen, dass Fried-
rich Merz als Minister in einem Kabinett
Merkel funktionieren würde. Ich schätze
ihn und seine Fähigkeiten sehr, aber ich
glaube, für manche im bitter enttäuschten 
Mittelstand steht Merz eher als Symbol.
Damit tut man aber weder der Sache noch 
der Person einen Gefallen. Friedrich Merz
ist seit 2009 nicht mehr im Bundestag und 
könnte objektiv nicht nahtlos daran an-
knüpfen. Ihn als eine Art Erlöserfigur zu
überhöhen bedeutet auch, ihn so weit zu
überfrachten, dass er fast zwangsläufig 
scheitern muss. Er hat es nicht verdient, 
zum Martin Schulz der CDU gemacht zu 
werden.

Das Gespräch führten Anne Guhlich und 
Matthias Schiermeyer.

„IG Metall übertreibt die Panikmache“
Interview Gesamtmetall-Präsident Rainer Dulger kontert die Kritik der Gewerkschaft, wonach die Unternehmen zu wenig in 
den  Umweltschutz, die Digitalisierung und die Weiterbildung investierten. Im Automobilbau plädiert er für Technologieoffenheit.

Gesamtmetall-Präsident Rainer Dulger stellt die Regierung infrage.

GESAMTMETALL-PRÄSIDENT
Familienunternehmer Rainer Dulger (55) ist 
seit  September 2012 Präsident von Gesamt-
metall. Davor war er  als Südwestmetall-Vor-
sitzender Verhandlungsführer  im Tarifbezirk 
Baden-Württemberg. Heute pflegt er zwi-
schen den Tarifrunden den ständigen Kontakt 
mit IG-Metall-Chef Jörg Hofmann. Zudem 
steht Dulger  der Landesvereinigung baden-
württembergischer Arbeitgeber vor und hat 
eine Reihe weiterer Ehrenämter. Hauptberuf-
lich führt er seit 1998 als Geschäftsführender 
Gesellschafter das Heidelberger Unternehmen  
Prominent, einen weltweit führenden  Herstel-
ler von Dosierpumpen und Dosiertechnik. ms

D
er Chef des Dachverbandes 
der Metallarbeitgeber wen-
det sich offen gegen die gro-
ße Koalition in Berlin, die zu 
wenig für die Unternehmen 

tue. CDU-Wirtschaftsminister Peter Alt-
maier sieht er gar als „Fehlbesetzung“.

Herr Dulger,  der Zeitgeist ist grün. Nervt 
Sie das manchmal? 
Grün ist hip. Das nervt mich gar nicht. Mit 
dem moralischen Absolutismus der Grü-
nen hingegen können wir als Wirtschaft 
nur schwer umgehen. Beispielsweise wis-
sen wir, dass Deutschland nur für zwei 
Prozent des weltweiten CO2-Ausstoßes 
verantwortlich ist. Deswegen können wir 
nicht um der geplanten Einsparungen wil-
len unsere ganze Industrie dramatisch zu-
rückfahren. Was wir aber können, ist, die-
se Umweltprobleme mit unseren Techno-
logien zu lösen. Da sehe ich Raum für ge-
meinsame Lösungen. 

Wieso moralischer Absolutismus? 
Die Technologie der batteriebetriebenen 
Elektromobilität wird aus meiner Sicht 
viel zu stark politisch favorisiert. Wir 
sprechen nicht genug über die Brennstoff-
zelle und schon gar nicht über syntheti-
sche Brennstoffe, die in der Umweltbilanz 
wesentlich sinnvoller sind und vorhande-
ne Infrastruktur nutzen können. Wir tun 
uns keinen Gefallen damit, dogmatisch 
den batterieelektrischen Antrieb vorzuge-
ben, weil wir die Infrastruktur nicht ha-
ben und in den nächsten zehn Jahren 
auch nicht haben werden. 

Automobilhersteller wie VW haben die 
Technologieoffenheit selbst infrage gestellt. 
Wolfsburg betont: Wenn wir was erreichen 
wollen, muss alle Kraft in die Elektromobi-
lität gesteckt werden. 
Volkswagen ist einer von vielen Automo-
bilherstellern. Die werden schon ihre 
Gründe haben. Ich habe aber ernsthafte 
Bedenken, ob VW da den richtigen Weg 
geht. Ich persönlich sehe die Lösung mehr 
in der Vielfalt, weil die Anwendungen 
auch so unterschiedlich sind. Ob in der 
Stadt oder im ländlichen Raum: Es wird 
viele Transportkonzepte geben, und jedes 
wird seine technische Lösung haben. 

Ist es nicht verkehrte Welt, wenn der hiesige 
IG-Metall-Bezirksleiter die Unternehmen 
zu mehr Klimaschutz antreiben muss? 
Das ist alter Wein in neuen Schläuchen. 
Die IG Metall wünscht sich 
mehr Mitbestimmung in den 
Betrieben und begründet das 
nun neuerdings damit, dass 
wir alle nicht richtig wissen, 
wie die Zukunft aussieht. Das 
halte ich für grenzwertig. 

Die IG Metall hält den Firmen 
vor, nicht genug zur Bewälti-
gung der Digitalisierung und 
der Elektromobilität zu tun 
und damit Arbeitsplätze zu gefährden. Se-
hen Sie da auch Versäumnisse, wie sie im 
„Transformationsatlas“ festgehalten sind? 
Nein, zumal im Mittelstand nicht. Die sind 
alle mit der Industrie 4.0 oder der Trans-
formation zur Elektromobilität beschäf-
tigt. Ich kenne kein Unternehmen, das 
sich nicht damit befasst. Woher der Glau-
be der Gewerkschaft an die Richtigkeit des 
Transformationsatlasses kommt – da ma-
che ich ein großes Fragezeichen. Ich hätte 
mich gefreut, wenn man den Weg mit uns 
entwickelt hätte, dann hätte es auch we-

sentlich mehr Durchschlagskraft gehabt. 
Die IG Metall hat es versäumt. Sie spricht, 
wie die Demo in Berlin gezeigt hat, lieber 
mit Kirchen und Umweltschutzorganisa-
tionen als mit dem Sozialpartner. 

Die Angst vor massiven Arbeitsplatzverlus-
ten wächst dennoch. Können Sie beruhigen? 
Die technologischen Veränderungen kom-

men auf uns zu – dazu die di-
versen Untiefen im Welthan-
del. Ich kann nicht so tun, als 
gäbe es die nicht. Aber Ängste 
dürfen uns nicht lähmen, und 
eines weiß ich: Wenn eine In-
dustrie diesen Wandel bewäl-
tigen kann, dann wir. Wir ha-
ben die Unternehmen, die 
Technologien, die Köpfe und 
die Erfahrung mit Verände-
rungen. So werden wir den 

Wandel bewältigen. Diese Panikmache der 
Gewerkschaft halte ich für übertrieben. 

Stehen die Automobilzulieferer, die – wie 
bei Mahle oder Conti – schon Stellen strei-
chen, vor besonderen Herausforderungen? 
Es kommt drauf an,  wo sie in der Wert-
schöpfungskette stehen. Ein Elektroauto 
hat kein Getriebe und keinen Auspuff. Ob 
die Werksschließungen und Stellenstrei-
chungen schon mit der Dekarbonisierung 
zu tun haben – da habe ich Zweifel. Das 
kann ganz normale Fortentwicklung sein. 

In der neuen Stuttgarter Zentrale von Südwestmetall:  Rainer Dulger mit den Redakteuren 
Anne Guhlich und Matthias Schiermeyer (von links) Fotos:  Lichtgut/Julian Rettig

„Friedrich Merz 
hat es nicht
verdient, zum 
Martin Schulz 
der  CDU gemacht
 zu werden.“
Rainer Dulger über 
Personaldebatten in der CDU

Korrektur

Bild vertauscht

Zehntausende Arbeitsplätze fallen weg
vom 4. Juli 2019   
    
In dem Artikel wird Jörg Krämer, Chefvolks-
wirt der Commerzbank, zitiert. Das Zitat 
wurde fälschlicherweise mit einem Porträt 
von Christoph Lammersdorf, ehemaliger 
Vorstandsvorsitzender der Stuttgarter Börse, 
bebildert. Wir bitten den Fehler zu ent-
schuldigen.           StZ

Russland

Deutsche Firmen 
investieren mehr
Die deutschen Unternehmen glauben wei-
ter an ihre Marktchancen in Russland. Die 
Investitionen deutscher Firmen im Land 
nahmen im ersten Quartal um 33 Prozent 
auf 1,76 Milliarden Euro zu, wie die 
Deutsch-Russische Auslandshandelskam-
mer (AHK) am Donnerstag unter Beru-
fung auf neueste Zahlen der Bundesbank 
mitteilte. Laut einer aktuellen AHK-Ge-
schäftsklimaumfrage wollen 39 Prozent 
der deutschen Firmen auch in der nächs-
ten Zeit in Russland investieren.

Schon 2018 hatten deutsche Firmen in 
Russland 3,2 Milliarden Euro investiert, 
das war laut der AHK die höchste Summe 
seit einem Jahrzehnt. Der deutsch-russi-
sche Handel stieg im vergangenen Jahr 
demnach um 8,4 Prozent auf knapp 62 
Milliarden Euro. Die US-Sanktionen 
gegen Russland bereiten den deutschen 
Unternehmen laut Umfrage  große Proble-
me. Die 141 Unternehmen, die sich an der 
Umfrage beteiligten, bezifferten die Ver-
luste durch entgangene Geschäfte mit 1,1 
Milliarden Euro. Sanktionen gegen Russ-
land hat wegen der Ukrainekrise auch die 
Europäische Union verhängt. Im Juni be-
schlossen die Staats- und Regierungschefs 
der EU die Verlängerung der Strafmaß-
nahmen bis Ende Januar 2020. AFP

Studie

Wachstumsschub 
bei Supermärkten
 Die gute Konjunktur und die Konsumlau-
ne der Verbraucher hat den 12 000 Super-
märkten in Deutschland einen kräftigen 
Wachstumsschub beschert. Sie steigerten 
ihre Umsätze 2018 um 3,9 Prozent auf fast 
65 Milliarden Euro und wuchsen damit 
deutlich schneller als die konkurrierenden 
Discounter, teilte das Kölner Handelsfor-
schungsinstitut EHI mit. Auch die Umsät-
ze der Discounter legten  um gut zwei Pro-
zent auf knapp 74 Milliarden Euro zu. Da-
bei verringerten die Billiganbieter in den 
vergangenen zwei Jahren die Zahl ihrer 
Filialen von 16 162 auf 15 990. dpa
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Personelle Veränderungen

Am 1. Oktober 2019 übernahm Jens Dirk Wohlfeil als 
neuer Geschäftsführer die Bereiche Tarif- und Sozial-
politik. Der Volljurist war zuvor Geschäftsführer beim 
Handelsverband Deutschland. Nach dem Ausscheiden 
von Karten Tacke, der seit dem 15. Februar 2019 Haupt-
geschäftsführer von PfalzMetall und der Landesverei-
nigung der Unternehmer in Rheinland-Pfalz ist, führte 
Sabine Glaser vorübergehend den Geschäftsbereich.

Zum 31. Oktober 2019 ist Sibylle Talkenberg, lang
jährige Leiterin der Abteilung Recht bei Gesamtmetall 

ausgeschieden und ins Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales gewechselt. Ihre Nachfolge übernahm am 
1. November 2019 David Beitz. Er war bereits zuvor 
Referent in der Rechtsabteilung bei Gesamtmetall und 
zwischenzeitlich Referent für Arbeit und Soziales in der 
FDP-Bundestagsfraktion.

Viele Jahre arbeitete Ellen Heller in der Zentrale von 
Gesamtmetall und ist zum 31. Januar 2020 in den Ruhe-
stand gegangen. Als Nachfolgerin hatte Nicole McMain 
bereits am 1. Juni 2019 ihre Tätigkeit begonnen, um 

Gesamtmetall-Geschäftsstelle in Berlin
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Ihre Ansprechpartner

Organisation und Gremien

Finanzen, Personal, Organisation

Franziska 
Hanke

Katrin 
Wodara

Thomas 
Etzmuß

Uwe  
Klöckner

Anne-Katrin 
Biereigel

Nicole 
McMain

Rolf  
Pompe

Viola 
Meischeider

Kristin  
Jahn

Claudia 
Mair

Werner 
Meyer zu Ermgassen

Derk-Janko  
Blauert

nach erfolgreicher Einarbeitung einen reibungslosen 
Ablauf an dieser zentralen Stelle zu gewährleisten.

Zum 30. April 2020 ist zudem Anna Dietrich bei 
Gesamtmetall ausgeschieden. Sie war Referentin in der 
Abteilung Politik und Kampagnen.

Ebenfalls zum 30. April 2020 hat Thomas Etzmuß 
Gesamtmetall verlassen, der die Abteilung Finanzen, 
Personal, Organisation langjährig geleitet hatte. Zum 
1. Mai 2020 hat Rolf Pompe die Leitung der Abteilung 
übernommen. Er war zuvor beim Ostdeutschen Spar
kassenverband beschäftigt und verfügt über langjäh-
rige Erfahrungen in den Bereichen Personal- und Finanz-
wesen.

Organisation und IT

Bereits seit November 2006 ist Gesamtmetall als einer 
der ersten bundesweiten Arbeitgeber-Dachverbände 
zur Verbesserung des Qualitätsmanagements nach der 

Büro Präsident und Hauptgeschäftsführer

ISO-Norm „ISO 9001:2000“ zertifiziert. Hierdurch ver-
pflichtete sich der Verband, bestimmte Anforderungen 
im Managementsystem zu erfüllen und diese auch ste-
tig weiter zu verbessern. Das vergangene Jahr stand als 
Folge eines Sicherheitsaudits weiterhin im Zeichen der 
erarbeiteten Anforderungen. Durch die Umstellung der 
Dokumentation konnten alle Geräte, Produkte und Ver-
fahren des Hauses beschrieben werden. 

Im ersten Halbjahr 2020 stellte die Corona-Pandemie 
auch Gesamtmetall und die internen Arbeitsabläufe 
vor bis dahin ungeahnte Herausforderungen. Zunächst 
wurde sichergestellt, dass alle Aufgaben des Verban-
des reibungslos weiter ausgeführt werden konnten.  
So wurden innerhalb kürzester Zeit die technischen  
Voraussetzungen für alle Beschäftigten geschaffen, 
uneingeschränkt mobil zu arbeiten. Zudem wurde ein 
Notfallplan erarbeitet und in Kraft gesetzt, der den 
ordnungsgemäßen Betriebsablauf unabhängig vom 
Standort der Mitarbeiter sicherstellt. In diesem Zuge 
wurden alle Prozesse – vom Rechnungswesen bis zur 
Postverteilung – digitalisiert.
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Der Präsident, der Schatzmeister und die vier Vizepräsidenten werden vom Gesamtvorstand aus seiner Mitte in das Präsidium gewählt.  
Die T-Gruppe und die OT-Gruppe müssen jeweils mit mindestens einem Mitglied im Präsidium vertreten sein. Das Präsidium berät die Strategie des 
Verbandes und bereitet entsprechende Beschlüsse des Gesamtvorstandes vor. Es ist außerdem Vorstand im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

Stand: 15.05.2020

Gremien

Präsidium

Dr. Rainer Dulger
Präsident

Wolf Matthias Mang
Vizepräsident

Arndt G. Kirchhoff
Vizepräsident

Oliver Zander
Hauptgeschäftsführer

Wolfram Hatz
Vizepräsident

Dr. Stefan Wolf
Vizepräsident

Thomas Lambusch
Schatzmeister

Martin Kannegiesser

Ehrenpräsident
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Stand: 15.05.2020

Der Gesamtvorstand besteht aus den Vorsitzenden der Mitglieder, die der T-Gruppe angehören, aus Vertretern der Mitglieder, die der OT-Gruppe angehören, und dem  
Präsidenten sowie ggf. weiteren von der Mitgliederversammlung zugewählten Persönlichkeiten. Er ist für alle Angelegenheiten des Verbandes zuständig, soweit sie nicht  
der Mitgliederversammlung oder dem Tarifpolitischen Vorstand vorbehalten sind.

Johannes Heger
PFALZMETALL
HegerGuss GmbH

Gerhard Schenk
USW
RAFI GmbH & Co. KG

Oswald Bubel
ME SAAR
Hager Electro GmbH & Co. KG

Prof. Dr. Nils Kroemer
VSME
Siemens AG

Dr. Frank Büchner
VME BERLIN-BRANDENBURG
Siemens AG

Arndt G. Kirchhoff
METALL NRW
KIRCHHOFF Holding GmbH  
& Co. KG

Julian Bonato
AGV NORD
MHG Heiztechnik GmbH

Wolf Matthias Mang
HESSENMETALL
Arno Arnold GmbH

Dr. Rainer Dulger
GESAMTMETALL
ProMinent GmbH

Wolfram Hatz
BAYME VBM
Motorenfabrik Hatz GmbH  
& Co. KG

Wilfried Porth
Daimler AG

Cliff Börner
AGVT
FMT Produktions-GmbH  
& Co. KG

Günter Fischer
VEM.DIE ARBEITGEBER
Integral Accumulator GmbH 
& Co. KG

Thomas Kaeser
VMET
Kaeser Kompressoren SE

Thomas Lambusch
NORDMETALL
SEAR GmbH

Wolfgang Niemsch
NIEDERSACHSENMETALL
Lanico Maschinenbau  
Otto Niemsch GmbH

Dr. Stefan Wolf
SÜDWESTMETALL
ElringKlinger AG

Dr. David Frink
NIEDERSACHSENMETALL 
BEZIRKSGRUPPE 
OSNABRÜCK - EMSLAND -  
GRAFSCHAFT BENTHEIM
Bernard KRONE Holding  
SE & Co. KG

Michael Lehnert
UV SAAR
WUI – Werk- und Industrie-
schutz GmbH & Co. KG

Organisation und Gremien

Gesamtvorstand

Gastmitglieder

N.N.
VME SACHSEN-ANHALT
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Der Tarifpolitische Vorstand besteht aus den Vorsitzenden der Mitglieder der T-Gruppe und dem zugewählten Vorsitzenden. Er ist für alle Angelegenheiten zuständig, die in 
einem Zusammenhang mit dem Abschluss, der Kündigung oder der Durchführung von Tarifverträgen oder Verhandlungen stehen.

Johannes Heger
PFALZMETALL
HegerGuss GmbH

N.N.
VME SACHSEN-ANHALT

Wolfgang Niemsch
NIEDERSACHSENMETALL
Lanico Maschinenbau  
Otto Niemsch GmbH

Wolfram Hatz
BAYME VBM
Motorenfabrik Hatz GmbH  
& Co. KG

Stand: 15.05.2020

Dr. Frank Büchner
VME BERLIN-BRANDENBURG
Siemens AG

Thomas Lambusch
NORDMETALL
SEAR GmbH

Oswald Bubel
ME SAAR
Hager Electro GmbH & Co. KG

Prof. Dr. Nils Kroemer
VSME
Siemens AG

Wolf Matthias Mang
HESSENMETALL
Arno Arnold GmbH

Günter Fischer
VEM.DIE ARBEITGEBER
Integral Accumulator GmbH 
& Co. KG

Thomas Kaeser
VMET
Kaeser Kompressoren SE

Dr. Stefan Wolf
SÜDWESTMETALL
ElringKlinger AG

Arndt G. Kirchhoff
METALL NRW
KIRCHHOFF Holding GmbH  
& Co. KG

Dr. Rainer Dulger
GESAMTMETALL
ProMinent GmbH

Tarifpolitischer Vorstand Gastmitglieder

Wilfried Porth
Daimler AG

Dr. David Frink
NIEDERSACHSENMETALL 
BEZIRKSGRUPPE 
OSNABRÜCK - EMSLAND -  
GRAFSCHAFT BENTHEIM
Bernard KRONE Holding   
SE & Co. KG
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Organisation und Gremien

Gastmitglieder

Das Leistungsangebot von Gesamtmetall und seinen Mitgliedsverbänden setzt einen intensiven Informations- und Meinungsaustausch voraus. In den 
regelmäßig tagenden Ausschüssen erarbeiten die Fachleute der Verbände gemeinsam mit Unternehmensvertretern und – bei Bedarf – externen Experten 
verbandliche Positionen.

Der Ausschuss für Arbeit und Entgelt … 

… unterstützt die Mitgliedsverbände bei ihren Aktivitäten zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen – beim Abschluss von Tarifverträgen, deren Auslegung und Anwendung sowie 
deren Ausfüllung durch betriebliche Regelungen.

Vorsitzender: Peter Heck, Siemens AG

Der Ausschuss für Internationale Sozialpolitik …

... erfasst und analysiert aktuelle internationale tarif- und sozialpolitische Entwicklungen in 
der M+E-lndustrie. Er berät über die Umsetzung von EU-Richtlinien und arbeitet dabei mit den 
internationalen Organisationen der M+E-Arbeitgeberverbände und der Wirtschaft zusammen.

Vorsitzender: Rainer Ludwig, Ford-Werke GmbH

Der Ausschuss für Kommunikation …

... ist das Beratungs- und Koordinierungsgremium für die gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit der 
M+E-Verbände, die durch ihre Vertreter und durch Kommunikationsexperten ihrer Unterneh-
men im Ausschuss mitarbeiten.

Vorsitzender: Wilfried Porth, Daimler AG

Der Bildungsausschuss …

… organisiert die Meinungsbildung zu allen wichtigen Fragen der beruflichen Aus- und Wei-
terbildung. Er beobachtet bildungspolitische Entwicklungen und leitet daraus Folgerungen für 
die Qualifikationsaktivitäten der M+E-lndustrie ab.

Vorsitzender: Thomas Leubner, Siemens AG

Der Verwaltungsausschuss der Gefahrengemeinschaft …

… bereitet Entscheidungen des Tarifpolitischen Vorstandes zur gegenseitigen finanziellen 
Unterstützung bei der Abwehr von Streiks vor.

Vorsitzender: Dr. Rainer Dulger, ProMinent GmbH

Der Volkswirtschaftliche Ausschuss …

… analysiert die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für die gesamte Wirtschaft und die M+E-
Industrie, beurteilt tarifpolitische Alternativen nach ihren wirtschaftlichen Auswirkungen und 
entwickelt volkswirtschaftliche Argumente für die Tarifpolitik.

Stand: 15.05.2020  

Ausschüsse

Vorsitzender: Alexander Peters, NEUMAN & ESSER GROUP

Der Montagetarifausschuss …

… ist das Forum für die Diskussion und Meinungsbildung zu allen tarifpolitisch und rechtlich 
wichtigen Fragen der Montagearbeit.

Vorsitzender: N. N.



Gesamtmetall ist der bundesweite Dachverband der regionalen Arbeitgeberverbände 
der Metall- und Elektro-Industrie in Deutschland.

Mitgliedsverbände von Gesamtmetall



O
rg

an
ig

ra
m

m

Bi
ld

un
g 

un
d 

Vo
lk

sw
ir

ts
ch

af
t

A
ss

is
te

nt
in

: S
an

dr
a 

Bu
rk

ha
rd

t (
-2

02
)

H
au

pt
ge

sc
hä

ft
sf

üh
ru

ng

A
ss

is
te

nt
in

ne
n 

Pr
äs

id
en

t /
 H

au
pt

ge
sc

hä
ft

sf
üh

re
r: 

Fr
an

zis
ka

 H
an

ke
 (-

10
1)

   
   

   
An

ne
-K

at
rin

 B
ie

re
ig

el
**

* 
(-1

02
)

A
ss

is
te

nt
in

: K
at

rin
 B

ra
un

er
 (-

30
1)

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

rin

Sa
bi

ne
 G

la
se

r (
-3

10
)

A
ss

is
te

nt
in

Ka
tri

n 
Br

au
ne

r (
-3

01
)

Ta
ri

fp
ol

it
ik

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

r

H
ol

ge
r R

ad
em

ac
he

r 
(-2

54
)

A
ss

is
te

nt
in

Ka
tri

n 
Br

au
ne

r (
-3

01
)

A
rb

ei
ts

w
is

se
ns

ch
af

t 
un

d 
A

rb
ei

ts
po

lit
ik

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

r

D
av

id
 B

ei
tz

**
 (-

35
0)

A
ss

is
te

nt
in

Lia
ne

 S
ch

äf
er

 (-
35

1)

Re
ch

t 

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

r

Ro
lf 

Po
m

pe
*  (

-1
50

)

Fi
na

nz
en

, P
er

so
na

l, 
O

rg
an

is
at

io
n

St
el

lv
. G

es
ch

äf
ts


fü

hr
er

in
 

In
dr

a 
H

ad
el

er
 (-

25
0)

In
te

rn
at

io
na

le
  

Be
zi

eh
un

ge
n

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

r

M
ar

tin
 L

eu
tz

 (-
20

6)

Ko
m

m
un

ik
at

io
n 

un
d 

Pr
es

se

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

r
An

to
ni

n 
Fi

nk
el

nb
ur

g 
(-2

05
)

A
ss

is
te

nt
in

Si
m

on
e 

Sa
ue

r (
-2

01
)

Po
lit

ik
 u

nd
 

Ka
m

pa
gn

en

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

r

W
ol

fg
an

g 
G

ol
lu

b
(-2

07
) 

A
ss

is
te

nt
in

Sa
nd

ra
 B

ur
kh

ar
dt

 (-
20

2)

N
ac

hw
uc

hs
- 

si
ch

er
un

g

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

r

Sv
en

-U
w

e 
Rä

ß 
(-2

04
) 

A
ss

is
te

nt
in

Sa
nd

ra
 B

ur
kh

ar
dt

 (-
20

2)

Be
ru

fs
bi

ld
un

g

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

r

D
r. 

M
ic

ha
el

 S
ta

hl
  

(-2
03

)

Vo
lk

sw
ir

ts
ch

af
t 

un
d 

St
at

is
ti

k

A
bt

ei
lu

ng
sl

ei
te

rin
 

(k
om

m
.)

A
nn

et
te

 K
ar

pa
ty

 (-
30

5)

A
ss

is
te

nt
in

Lia
ne

 S
ch

äf
er

 (-
35

1)

So
zi

al
po

lit
ik

A
ss

is
te

nt
in

 / 
Ve

ra
ns

ta
ltu

ng
en

Ka
tri

n 
W

od
ar

a**
*  (

-1
51

)

Re
fe

re
nt

in
ne

n

Sa
bi

ne
 S

ch
äf

er
 (-

30
7)

 

Co
ns

ta
nz

e W
eb

er
 (-

30
6)

Re
fe

re
nt

in
ne

n

An
ne

tte
 B

ar
to

s (
-3

03
)

Ju
lia

 V
an

es
sa

 S
ta

hn
 (-

30
4)

Re
fe

re
nt

in
ne

n

Je
ss

ica
 L

on
ga

rd
**

*  (
-3

53
)

Ka
rin

a 
N

au
m

an
n 

(-3
54

)

Re
gi

ne
 K

lin
gb

er
g**

*  (
-3

09
)

Re
fe

re
nt

Be
nj

am
in

 K
ör

te
lt 

(-2
10

)

Re
fe

re
nt

Ro
be

rt 
Th

ur
m

 (-
25

3)

Le
itu

ng
  

Bü
ro

 B
rü

ss
el

St
ef

an
 S

ol
le

 (-
26

0)

Re
fe

re
nt

in
  

Bü
ro

 B
rü

ss
el

Sa
bi

na
 D

ro
ss

 (-
26

1)

Pr
es

se
sp

re
ch

er

Al
ex

an
de

r D
en

ne
ba

um
 

(-2
15

)

St
el

lv
. P

re
ss

es
pr

ec
he

rin
/ 

Re
fe

re
nt

in
 fü

r  
Ö

ff
en

tli
ch

ke
its

ar
be

it

Iri
s G

ru
nd

m
an

n 
(-2

18
)

O
nl

in
e-

Ko
m

m
un

ik
at

io
n

M
at

th
ia

s W
ell

m
an

n 
(-2

09
)

Ko
m

m
un

ik
at

io
ns

- 
D

es
ig

n

Da
na

 B
ar

th
el

 (-
21

4)
 

Co
nt

ro
lli

ng

Vi
ol

a 
M

ei
sc

he
id

er
 (-

15
4)

IT
/K

om
m

un
ik

at
io

n

W
er

ne
r M

ey
er

  
zu

 E
rm

ga
ss

en
 (-

15
3)

De
rk

-Ja
nk

o 
Bl

au
er

t (
-1

56
)

Ze
nt

ra
le

 D
ie

ns
te

Kr
ist

in
 Ja

hn
**

*  (
-0

)

Cl
au

di
a 

M
ai

r**
*  (

-0
)

N
ico

le
 M

cM
ai

n**
*  (

-0
)

Uw
e 

Kl
öc

kn
er

 (-
15

5)

H
au

pt
ge

sc
hä

ft
sf

üh
re

r  
O

liv
er

 Z
an

de
r (

-1
00

)
G

es
ch

äf
ts

fü
hr

er
  

Dr
. M

ich
ae

l S
ta

hl
 (-

20
3)

G
es

ch
äf

ts
fü

hr
er

 
Je

ns
 D

irk
 W

oh
lfe

il 
(-3

00
)

Ta
ri

f-
 u

nd
 S

oz
ia

lp
ol

it
ik

* 	
Q

ua
lit

ät
sm

an
ag

em
en

t-
Be

au
ft

ra
gt

er
**

 	
D

at
en

sc
hu

tz
be

au
ft

ra
gt

er
**

* 	
Te

ilz
ei

t

Ze
nt

ra
le

Te
le

fo
n:

	
03

0 
55

15
0-

0
Fa

x:
	

	
03

0 
55

15
0-

40
0

E-
M

ai
l:	

ze
nt

ra
le

@
ge

sa
m

tm
et

al
l.d

e
In

te
rn

et
:	

w
w

w
.g

es
am

tm
et

al
l.d

e

A
bt

ei
lu

ng
en

Te
le

fo
n:

	
03

0 
55

15
0	

(-
D

ur
ch

w
ah

l)
Fa

x:
	

	
03

0 
55

15
05

  (
-D

ur
ch

w
ah

l)
E-

M
ai

l:	
na

ch
na

m
e@

ge
sa

m
tm

et
al

l.d
e

KS
V 

Au
sg

le
ich

sv
er

ei
ni

gu
ng

 d
er

 M
et

al
l- 

un
d 

El
ek

tro
-In

du
st

rie
 e

.V
. i

n 
Bü

ro
ge

m
ei

ns
ch

af
t m

it 
G

es
am

tm
et

al
l

G
es

ch
äf

ts
fü

hr
en

de
s V

or
st

an
ds

m
itg

lie
d 

 
A

nn
et

te
 B

ar
to

s 
(-3

03
) 

Re
fe

re
nt

in
 M

itg
lie

de
rb

et
re

uu
ng

An
ik

a 
Sü

ß**
*  (

-3
02

)
St

an
d

:  
15

. M
ai

 2
02

0 
  

A
ss

is
te

nt
in

Ka
tja

 H
or

st
m

an
n**

*  (
-2

51
)

A
ss

is
te

nt
in

ne
n

Si
m

on
e 

Sa
ue

r (
-2

01
)

M
ar

es
sa

 M
ar

ko
vi

c (
-2

19
)

A
ss

is
te

nt
in

Jo
se

fin
e 

Ut
ec

ht
 (-

21
1)



T-Gruppe

VME 
Verband der Metall- und  
Elektroindustrie in Berlin  
und Brandenburg e.V.
Am Schillertheater 2 
10625 Berlin 
Tel.: 030 31005-0 
www.vme-net.de

T- und OT-Gruppe

PfalzMetall 
Verband der Pfälzischen Metall-  
und Elektroindustrie e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11-13 
67433 Neustadt / Weinstraße
Tel.: 06321 852-225 
www.pfalzmetall.de

T-Gruppe

NiedersachsenMetall 
Verband der Metallindus triellen 
Niedersachsens e.V.
Schiffgraben 36 
30175 Hannover
Tel.: 0511 8505-0 
www.niedersachsenmetall.de

HAUPTGESCHÄFTS FÜHRER

Peer-Michael
Dick

VORSITZENDER

Dr. Stefan  
Wolf

T-Gruppe

Südwestmetall 
Verband der Metall- und  
Elektroindustrie Baden- 
Württemberg e.V.
Türlenstraße 2 
70191 Stuttgart 
Tel.: 0711 7682-0 
www.suedwestmetall.de

HAUPTGESCHÄFTS FÜHRER

Peer-Michael
Dick

VORSITZENDER

Gerhard 
Schenk

OT-Gruppe

USW 
Unternehmensverband  
Südwest e.V.
Türlenstraße 2 
70191 Stuttgart 
Tel.: 0711 7682-0 
www.usw-online.de

T- und OT-Gruppe

HESSENMETALL 
Verband der Metall- und Elektro- 
Unternehmen Hessen e.V.
Emil-von-Behring-Straße 4 
60439 Frankfurt
Tel.: 069 95808-0 
www.hessenmetall.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Bertram  
Brossardt

PRÄSIDENT

Wolfram
Hatz

OT-Gruppe

bayme 
Bayerischer Unternehmens-
verband Metall und Elektro e.V.
Max-Joseph-Straße 5 
80333 München 
Tel.: 089 55178-100 
www.bayme.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Bertram  
Brossardt

PRÄSIDENT

Wolfram
Hatz

T-Gruppe

vbm 
Verband der Bayerischen Metall- 
und Elektroindustrie e.V.
Max-Joseph-Straße 5 
80333 München 
Tel.: 089 55178-100 
www.vbm.de

PRÄSIDENT

Arndt G. 
Kirchhoff

T- und OT-Gruppe

METALL NRW 
Verband der Metall- und  
Elektro-Industrie Nord rhein-
Westfalen e.V.
Uerdinger Straße 58-62 
40474 Düsseldorf 
Tel.: 0211 4573-0 
www.metall.nrw

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Dr. Luitwin 
Mallmann

T-Gruppe

ME Saar 
Verband der Metall- und Elektro-
industrie des Saarlandes e.V.
Harthweg 15 
66119 Saarbrücken 
Tel.: 0681 95434-0 
www.mesaar.de

OT-Gruppe

AGV NORD 
Allgemeiner Verband der Wirt-
schaft Norddeutschlands e.V.
Kapstadtring 10 
22297 Hamburg 
Tel.: 040 6378-5900 
www.agvnord.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Dr. Nico  
Fickinger

PRÄSIDENT

Thomas  
Lambusch

T- und OT-Gruppe

NORDMETALL 
Verband der Metall- und  
Elektroindustrie e.V.
Kapstadtring 10 
22297 Hamburg 
Tel.: 040 6378-4200 
www.nordmetall.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Dr. Luitwin
Mallmann



HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Christian  
Amsinck

VORSITZENDER

Dr. Frank  
Büchner

T-Gruppe

VME 
Verband der Metall- und  
Elektroindustrie in Berlin  
und Brandenburg e.V.
Am Schillertheater 2 
10625 Berlin 
Tel.: 030 31005-0 
www.vme-net.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Karsten 
Tacke

PRÄSIDENT

Johannes 
Heger

T- und OT-Gruppe

PfalzMetall 
Verband der Pfälzischen Metall-  
und Elektroindustrie e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11-13 
67433 Neustadt / Weinstraße
Tel.: 06321 852-225 
www.pfalzmetall.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Dr. Volker 
Schmidt

PRÄSIDENT

Wolfgang
Niemsch

T-Gruppe

NiedersachsenMetall 
Verband der Metallindus triellen 
Niedersachsens e.V.
Schiffgraben 36 
30175 Hannover
Tel.: 0511 8505-0 
www.niedersachsenmetall.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Dirk 
Pollert

VORSITZENDER

Wolf Matthias 
Mang

T- und OT-Gruppe

HESSENMETALL 
Verband der Metall- und Elektro- 
Unternehmen Hessen e.V.
Emil-von-Behring-Straße 4 
60439 Frankfurt
Tel.: 069 95808-0 
www.hessenmetall.de

Stand: 15.05.2020

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Dr. Andreas 
Winkler

PRÄSIDENT

Prof. Dr. Nils 
Kroemer

T-Gruppe

VSME 
Verband der Sächsischen  
Metall- und Elektroindustrie e.V.
Bautzner Straße 17 
01099 Dresden 
Tel.: 0351 25593-0 
www.vsme.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Stephan
Fauth

VORSITZENDER

Thomas
Kaeser

T-Gruppe

VMET 
Verband der Metall- und  
Elektro-Industrie in Thüringen e.V.
Lossiusstraße 1 
99094 Erfurt 
Tel.: 0361 6759-0 
www.vmet.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Stephan 
Fauth

SPRECHER DER  
M+E-GRUPPE

Cliff 
Börner

OT-Gruppe

AGVT 
Allgemeiner Arbeitgeber verband 
Thüringen e.V.
Lossiusstraße 1 
99094 Erfurt 
Tel.: 0361 6759-0 
www.agvt.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Matthias 
Menger

VORSITZENDER

N.N. 

T-Gruppe

VME 
Verband der Metall- und Elektro-
industrie Sachsen-Anhalt e.V.
Humboldtstraße 14 
39112 Magdeburg 
Tel.: 0391 62888-0 
www.vme.org

GESCHÄFTSFÜHRER

Martin
Schlechter

PRÄSIDENT

Michael 
Lehnert

OT-Gruppe

UV Saar 
Unternehmensverband  
Saarland e.V.
Harthweg 15 
66119 Saarbrücken  
Tel.: 0681 95434-0 
www.uvsaar.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Martin
Schlechter

PRÄSIDENT

Oswald  
Bubel

T-Gruppe

ME Saar 
Verband der Metall- und Elektro-
industrie des Saarlandes e.V.
Harthweg 15 
66119 Saarbrücken 
Tel.: 0681 95434-0 
www.mesaar.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Dr. Nico  
Fickinger

VORSITZENDER

Julian  
Bonato

OT-Gruppe

AGV NORD 
Allgemeiner Verband der Wirt-
schaft Norddeutschlands e.V.
Kapstadtring 10 
22297 Hamburg 
Tel.: 040 6378-5900 
www.agvnord.de

HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER

Thorsten
Bröcker

VORSITZENDER

Günter 
Fischer

T- und OT-Gruppe

vem.die arbeitgeber e.V.
Ferdinand-Sauerbruch-Straße 9  
56073 Koblenz 
Tel.: 0261 40406-0 
www.vem.diearbeitgeber.de



IMPRESSUM

Gesamtmetall | Gesamtverband der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektro-Industrie e.V. 

Voßstraße 16

10117 Berlin

Telefon: 030 55150-0

Telefax: 030 55150-400

E-Mail: info@gesamtmetall.de 

www.gesamtmetall.de

www.facebook.com/MEArbeitgeber 

www.twitter.com/MEArbeitgeber

Redaktion: 

Alexander Dennebaum

Gestaltung und Produktion: 

IW Medien GmbH, Köln · Berlin

Bildnachweise:

Markus Burkhardt (62 bis 71), Laurence Chaperon (3), Daimler AG (117, 118, 119), Frank Eppler (62 bis 71), 

Ford-Werke GmbH (119), Pablo Garrigos (86), Gesamtmetall / M+E-Verbände (23, 43, 49, 55, 61, 75, 76, 77, 

79, 81, 87, 91, 93, 105, 106, 114, 115, 116, 117, 118, 119, 121, 122), GettyImages (Umschlagseiten, 18, 

32, 44, 50, 56, 62, 64, 66, 68, 70, 72, 80, 82, 100, 112), INSM (96, 97, 98, 99), IW Medien (17, 80), Herbert 

Kannegiesser GmbH (116), Ben B. Kuehne (76), Bernd Lammel (4, 119), Metall NRW (36), Simone M. Neumann 

(91), NEUMANN & ESSER GROUP (119), Ibrahim Ott (35), picture-alliance / dpa (88, 94), Manfred Rinderspacher 

(105), Gerd Scheffler (34), Rene Siciliano (81), Siemens AG (119), Franziska Temmen (35), ullstein bild (94), 

Mario Zgoll (92)

Druck: 

Warlich Druck Meckenheim GmbH

© Gesamtmetall 2020



www.gesamtmetall.de




